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Hambach, deine Bäume

Eigentum verpflichtet!

Offensichtlich gilt diese scheinfreundliche Formulierung jedoch nur
für jene, denen das Nämliche vorenthalten, entrissen und, gestützt auf
die gesellschaftlich herrschenden Verteilungsverhältnisse, geraubt
wurde.

Den Besitzern und Eigentümern allerdings werden nach Regeln dieser Art
Tür und Tor geöffnet, ihre dem Allgemeinwohl und Lebenserhalt nicht
selten entgegengesetzten Interessen zu entwickeln und durchzusetzen.

In den nächsten Wochen zeichnet sich das Finale eines entsprechenden
Fundamentalkonfliktes, aufs spektakulärste zugespitzt und
offensichtlich unaufhaltsam, ab.

Die Rodung des Restes eines von Aktivisten und einer anwachsend
engagierten Öffentlichkeit geschützten und mit allen erlaubten und
demokratischen Mitteln umkämpften Waldes steht trotz allem mit dem
Termin in der Mitte des Oktobers und mit dem Recht der
Eigentumsinanspruchnahme so gut wie sicher fest.

Werden die Hoffnungen und Träume der Aktivisten und Klimaschützer
schließlich, vergoren wie der historische Rest vieler Freiheits- und
Lebenswünsche auf der Müllhalde einer sich menschheitsgestützt
selbstverzehrenden Welt, enden müssen, oder war es nicht auch ein
Oktober in Rußland, der mit revolutionärem Aufbegehren und Mühen
zumindest die Hoffnung auf einen Neubeginn heraufbeschwören konnte?

Ihre Schattenblick-Redaktion


14. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.
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ATOM/174: Strahlende Wege - Unterschriften ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 17. September 2018

Unterschriftenaktion gegen Atommülltransporte:

"Ahauser Erklärung" / BBU unterstützt Ahauser Bürgerinitiative



(Bonn, Düsseldorf, München, 17.09.2018) Über 360 Menschen haben am Sonntag
(16.09.2018) bei einer Kundgebung der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in
Ahaus" in der Ahauser Innenstadt die neue "Ahauser Erklärung"
unterschrieben. Sie sprechen sich damit gegen drohende Atommüll-Transporte
aus Jülich (NRW) und Garching (Bayern) nach Ahaus aus. Außerdem fordern
sie, dass die bis 2036 genehmigte Zwischenlagerung von Atommüll in Ahaus
keinesfalls verlängert werden darf.

Die Ahauser Bürgerinitiative ist im Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) organisiert. Der BBU unterstützt die Aktivitäten der
Bürgerinitiative und ist bei der bundesweiten Verbreitung der "Ahauser
Erklärung" behilflich. .

Mit der Unterschriftenaktion will die Bürgerinitiative in den nächsten
Wochen und Monaten den Widerstand in Ahaus und darüber hinaus verstärken.
Die "Ahauser Erklärung" gibt es bei der Bürgerinitiative in Papierform als
Unterschriftenliste, sie kann zudem auch im Internet unterzeichnet werden
unter: 

www.ahauser-erklaerung.de

Die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" hofft auf örtliche und
überörtliche Unterstützung von Privatpersonen, aber auch von Firmen,
Vereinen und Verbänden. Die gesammelten Unterschriften sollen an die
verantwortlichen Bundesministerinnen für Umwelt und Nukleare Sicherheit
sowie für Bildung und Forschung, Svenja Schulze und Anja Karliczek,
übergeben werden. In einer aktuellen Pressemitteilung der Bürgerinitiative
vom 16. September 2018 bekundet der Sprecher der Bürgerinitiative Hartmut
Liebermann: "Es wird Zeit, dass sich die verantwortlichen Ministerinnen,
die beide aus dem Münsterland kommen, endlich auch um die Belange dieser
Region kümmern."

Bei der Kundgebung am Sonntag wurden auch zahlreiche Informationsblätter
und die aktuelle Ausgabe der "Gorleben Rundschau" verteilt, die
schwerpunktmäßig die Misere der Zwischenlagerung von Atommüll in Ahaus
beschreiben.

Weitere Informationen:

www.bi-ahaus.de

http://www.bi-luechow-dannenberg.de/?page_id=10826

https://bbu-online.de

http://www.atommuellkonferenz.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. September 2018 
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WALD/330: Hambacher Forst - und sie räumen doch ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 21.09.2018

Polizei räumt direkt nach dem Tod eines Journalisten im Wald +++ Bewegung für Klimagerechtigkeit trauert und steht geeint für Erhalt des Hambacher Forstes



Kerpen-Buir, 21.9.2018. Am heutigen Vormittag begann die Polizei
erneut mit Räumungen im Hambacher Forst. Die Polizei räumt Barrikaden
auf Straßen und Sitzblockaden von Menschen im Norden des Waldes. Diese
Nachricht erreichte Aktivist*innen aus der Besetzung des Hambacher
Forsts und Sprecher*innen von Buirer für Buir, Ende Gelände und Aktion
Unterholz während einer gemeinsamen Pressekonferenz. Die Gruppen
bezogen in der Pressekonferenz Stellung zu den Ereignissen der letzen
Tage.

"Steffens Freundinnen und Freunde sagten uns, sie und auch seine
Familie sind stolz auf ihn und seine Arbeit im Wald. Das letzte, womit
wir ihm jetzt einen Gefallen tun würden, wäre auf die zynische und
geschmacklose Forderung Reuls einzugehen und jetzt wegen Steffens Tod
die Baumhäuser zu räumen. Die aktuelle Räumung findet statt, ohne dass
den Menschen auch nur eine Nacht ruhiger Schlaf ohne massive
Polizeipräsenz, Flutlichter und Generatorenlärm zugestanden wurde. Wir
fordern, dass Polizeipräsident Weinspach und Innenminister Reul alle
laufenden Maßnahmen abbrechen und sämtliche Kräfte aus dem Wald
abziehen", sagen Lykke und Jörn aus dem Hambacher Forst.

"Die gefährliche Räumung und die irrsinnige Rodung des Waldes dürfen
nicht weitergehen. Zu diesem Zeitpunkt den Einsatz gegen den erklärten
Willen der Mehrheit der Bevölkerung durchzudrücken ist nicht nur
unerträglich für Angehörige, Freund*innen und Betroffene, sondern
angesichts des politischen Willens auch undemokratisch. Wir brauchen
jetzt Ruhe und sozialen Frieden in der Region", sagt Hubert Perschke
von der Initative Buirer für Buir.

"Die Landesregierung zeigt mit der aktuellen Räumung, dass sie die
Interessen von RWE ohne einen letzten Funken Anstand durchsetzt. Herr
Reul missachtet hier nicht nur die Klimakrise, sondern auch den
Respekt für Trauer", sagt Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende
Gelände.

"Die Politik der Landesregierung handelt mit dem Festhalten an
Räumungen und Rodungen gegen den erklärten Willen der Bevölkerung. Um
die Profitinteressen von RWE durchzusetzen, wird nicht einmal vor
Trauer Rücksicht genommen", sagt Maja Rothe, Sprecherin der Aktion
Unterholz.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/329: Hambacher Forst - trotz alledem ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 20.09.2018

Tragischer Todesfall im Hambacher Forst



Am Mittwochnachmittag gegen 15:45 ist im Baumhausdorf Beechtown im
Hambacher Forst der Bewegungsjournalist, Blogger und Aktivist Steffen
Horst Meyn gestorben. Er stürzte beim Versuch, eine laufende
Räumungsaktion durch das Sondereinsatzkommando der Polizei (SEK) zu
dokumentieren, von einer Hängebrücke aus ca. 20 m Höhe. Rettungskräfte
am Boden versuchten noch, ihn zu reanimieren. Nach unserem
Informationsstand verstarb er jedoch wenig später, noch im Wald, in
einem Rettungshelikopter.

Wir sind über dieses tragische Ereignis erschüttert und fassungslos.
Wir fühlen tiefstes Mitgefühl für die Familie und Freunde des
Verstorbenen und hoffen, dass sie die Privatsphäre und Ruhe
zugestanden bekommen, die sie in ihrer Situation wahrscheinlich
brauchen. Auch für viele von uns war er ein Freund, dessen Verlust wir
noch nicht wirklich begreifen. Gerade auch den Menschen in Beechtown,
die nach Wochen Dauerstress durch die Räumung jetzt dieses
fürchterliche Ereignis miterleben mussten, wünschen wir viel Kraft und
Ruhe.

Nach allen Informationen, die wir in der Pressestelle des Hambacher
Forstes bisher sammeln konnten, handelt es sich klar um einen
tragischen Unfall.

Ein würdiger Umgang wäre es in unseren Augen gewesen, dass alle Seiten
sich vorerst bedeckt halten. Dass als Reaktion des Innenministeriums
und der Polizei am heutigen Tage die freiwillige Räumung der
Baumhäuser gefordert wurde, halten wir in dieser Situation für eine
absolut unangemessene strategische Nutzung des Todesfalles.

In der Kommunikation über die Besetzung, und nun auch über den Unfall,
greifen das Land NRW und die Polizei auch zu Falschmeldungen.
Eigentlich hätten wir uns gewünscht, uns noch nicht auf einer
politischen Ebene zu dem Unfall äußern zu müssen. Aber durch die
Verbreitung von Unwahrheiten und den pietätlosen Versuch einer
Instrumentalisierung von Steffens tragischem Tod sehen wir uns nun
leider zu einigen Richtigstellungen genötigt.

1. Zur Unfallzeit waren Polizeieinheiten und Räumungskräfte vor Ort in
Beechtown im Einsatz. Entsprechendes Foto- und Videomaterial haben wir
dieser Erklärung angehängt. (Triggerwarnung: https://bit.ly/2xyVOy5)
Es ist uns unbegreiflich, wie die Polizei dazu kommen kann, das
Gegenteil zu behaupten.

2. In sechs Jahren fast ununterbrochener Baumhausbesetzung ist dies
der erste und einzige vergleichbare Fall. Sechseinhalb Jahre lang
waren die Baumkronen bewohnt, sind täglich Menschen hoch und runter
geklettert und haben sich zwischen den Bäumen bewegt, ohne dass es
bisher zu einem vergleichbaren Fall gekommen wäre. Dass das Land NRW,
die Polizei und RWE dieses tragische Unglück nun versuchen zu
instrumentalisieren, um die angebliche Notwendigkeit dieser
gewaltsamen Räumung zu rechtfertigen, halten wir für unwürdig und eine
Verhöhnung der Betroffenen.

3. Die Frage, die uns alle in diesen Tagen begleitet, ist die Frage
nach dem 'Warum?'. Seit Wochen wird der Hambacher Forst belagert, um
an die darunterliegende Braunkohle zu kommen. Es ist unserer Ansicht
nach kein Zufall, dass dieser erste tödliche Unfall in der Geschichte
der Besetzungen ausgerechnet jetzt, während der Räumung, stattfindet.

Alle Menschen in den Besetzungen standen seit mehreren Wochen unter
Dauerstress durch eine Räumung, die in einem wahnwitzigen Tempo
durchgeprügelt wurde. Ständiger Lärm durch Räumungsarbeiten, Tag und
Nacht Flutlichter und Blaulicht, massive Polizeipräsenz am Boden,
Beschallung mit Hundegebell und Aufnahmen von Kettensägengeräuschen
sowie die Nachrichten über die immer wieder lebensbedrohliche
Vorgehensweise der Einsatzkräfte hinterlassen körperliche und
seelische Spuren bei allen Beteiligten. Schlaflosigkeit, Stress und
Überreizung sind Gift für die Aufmerksamkeit und Ruhe, die für
sicheres Baumklettern unerlässlich sind.

Nach unseren Informationen besteht zwar kein direkter Zusammenhang mit
der akuten Polizeiaktion vor Ort zum Unfallzeitpunkt. Wir wissen aber
aus erster Hand, dass der Verstorbene nur deshalb erst in die Bäume
geklettert ist, weil er am Boden permanent durch die Polizei an seiner
Pressearbeit gehindert wurde.

"Nachdem die Presse in den letzten Tagen im Hambacher Forst oft in
ihrer Arbeit eingeschränkt wurde, bin ich nun in 25m Höhe auf
Beechtown, um die Räumungsarbeiten zu dokumentieren. Hier oben ist
kein Absperrband." (https://bit.ly/2MPh6NB)

Auch das Land NRW, Polizei und RWE sollten in diesen Tagen gründlich
innehalten und sich besinnen. Der Versuch, die Schuld auf angebliche
Sicherheitsmängel in den Konstruktionen zu schieben, ist in dieser
Situation eine durchsichtige Strategie und absolut unangebracht.

Was wir jetzt brauchen, ist Ruhe für die notwendige Trauerarbeit.
Dafür reicht es nicht, dass die konkreten Räumungsarbeiten bis auf
Weiteres ausgesetzt sind. In der Nacht nach dem Unfall war Beechtown
noch immer mit einer Flutlichtanlage ausgeleuchtet und von Hundegebell
beschallt. Noch immer ist der Wald voller Polizeikräfte, die wir in
den letzten Wochen und Jahren nur als Aggressoren erlebt haben. Noch
immer stehen die Hebebühnen, Räumpanzer, Wasserwerfer und Kettensägen
im Wald und warten auf ihren Einsatz. Das ist kein rücksichtsvolles
Innehalten.

Was jetzt nötig ist, ist ein sofortiger Abzug der Polizeieinheiten und
ein Stopp der Räumungs- und Rodungsmaßnahmen. Der Wald und die
Menschen brauchen Ruhe, um dieses Ereignis zu verarbeiten. Außerdem
sollte die Polizei ihre Einsatzstrategie und das manische Tempo der
Räumung grundlegend überdenken.

Es gab in den letzten Wochen zu viele Vorfälle, in denen die
Gesundheit und das Leben von Aktivist*innen aufs Spiel gesetzt wurden.
Die Pressefreiheit wurde während des gesamten Einsatzes regelmäßig
massiv eingeschränkt. Sicherheitsrelevantes Material wie Kletterseile,
Klettergurte und Feuerlöscher wurden systematisch und in großen Mengen
beschlagnahmt oder zerstört. Und den Menschen in den Bäumen wurde
durch die massive Präsenz eine psychische, emotionale und körperliche
Belastung zugemutet, die weder für sicheres Klettern noch für die
Aufarbeitung von einem Todesfall zumutbar ist.

Das alles muss aufhören. Deshalb fordern wir einen sofortigen
Totalabbruch des Einsatzes und die Freilassung aller Gefangenen. Herr
Weinspach und Herr Reul: Lassen Sie uns in Frieden trauern.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/328: Hambacher Forst - ein Lob der Hebebühnenfirma ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 19. September 2018

Hambacher Forst: BBU trauert um den toten Journalisten / Anerkennung für
Fa. Gerken



(Bonn, Düsseldorf, 20.09.2018) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) trauert um den jungen Journalisten, der gestern
(19.09.2018) im Hambacher Forst tödlich verunglückt ist. Der junge Mann ist
von einer Hängebrücke gestürzt und ist an den Folgen der Verletzungen
gestorben. Das Mitgefühl des BBU gilt den Angehörigen des Verstorbenen
sowie seinen Freundinnen und Freunden.

Der BBU begrüßt die von der NRW-Landesregierung angeordnete Räumungspause
im Hambacher Forst als ersten wichtigen Schritt. Diese Pause ist aus Sicht
des BBU aber nicht ausreichend. Der Verband fordert ein generelles Ende der
Räumungen und auch den absoluten Verzicht auf weitere Rodungen. "Der
Hambacher Forst hat eine hohe ökologische Bedeutung. Er ist Heimat vieler
Tier- und Pflanzenarten und spielt für den Klimaschutz eine wichtige
Rolle", so BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Große Anerkennung zollt der BBU der Firma Gerken, die ihre Gerätschaften
nicht länger für den Einsatz im Hambacher Forst zur Verfügung stellt. Auf
der Internetseite des Unternehmens heißt es dazu: "Wir möchten hier noch
einmal betonen, dass die Geräte von uns nur vermietet waren und wir von
unserem Kunden (unser Kunde ist nicht die Polizei) in keinster Weise im
Vorfeld darüber informiert wurden, wofür er die Arbeitsbühnen einsetzen
wird. Unser Kunde hat regelmäßig von uns Geräte im Einsatz und ist während
der Mietzeit der Besitzer. Rein rechtlich haben wir daher keine
Möglichkeit, die Geräte abzuziehen. Da auch wir mit der Vorgehensweise im
Hambacher Forst absolut nicht einverstanden waren und sind und wir auch den
Einsatz unserer Bühnen dort nicht weiter rechtfertigen können, haben wir
heute beschlossen, dass wir unsere Geräte dort stilllegen. Wir machen das,
obwohl wir es rein rechtlich nicht dürfen, und setzen uns damit womöglich
hohen Schadenersatzforderungen unseres Kunden aus. Aber wir halten den
Einsatz in der Form für nicht weiter tragbar und haben uns daher zu diesem
Schritt entschlossen."


Quelle: 

https://www.gerken-arbeitsbuehnen.de/neuigkeiten_von_gerken+M55f1475bfa6.html?&tx_ttnews%5Btt_news%5D=2570

Weitere Informationen:

https://hambacherforst.org

https://www.buirerfuerbuir.de

https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/327: Hambacher Forst - BUND zum Todesfall ... (BUND)


BUND-Kommentar vom 20. September 2018

++ Wir trauern ++



Zum Tod des Journalisten Steffen M. im Hambacher Wald erklärte Hubert
Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND):

"Wir sind tief erschüttert und trauen um den im Hambacher Wald gestorbenen
jungen Journalisten. In diesen Stunden sind unsere Gedanken bei der Familie
und seinen Freunden, denen wir unsere tiefe Anteilnahme zu ihrem Verlust
aussprechen.

Dass es zu dieser Tragödie gekommen ist, berührt uns sehr. Es ist jetzt
die Zeit für eine Denkpause, um der Trauer Raum zu geben."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/326: Hambacher Forst - Platzverbot ... (klimaschutz nirgendwo)


klimaschutz nirgendwo - 19. September 2018

Aktivist_innen reichen Klage gegen Aufenthaltsbereichsverbote
rund um den Hambacher Forst ein



Nachdem sie in der Nacht von Montag auf Dienstag in der Nähe des
Hambacher Forstes aufgegriffen und in Gewahrsam genommen worden waren,
haben vier Aktivist_innen Aufenthaltsbereichsverbote erhalten. Dagegen
haben sie nun Klage eingereicht.

Die Verbote gegen die vier Aktivist_innen umfassen den gesamten Bereich
zwischen Tagebau, L 264, A4 und A 61 sowie den gesamten Ort Buir und
gelten für drei Monate. Obwohl bei ihnen lediglich Klettergurte und
Material für Ankettaktionen gefunden wurden, begründet die Polizei das
Aufenthaltsverbot mit Zwillenbeschuss, Steinwürfen und Molotowcocktails.

In ihrer Klage führt Chiara, eine der Betroffenen, dazu aus:

"Es wird in dem Aufenthaltsbereichsverbot von Molotow-Cocktails,
Steinen, Pyrotechnik sowie Zwillenbeschuss berichtet. Mir wird jedoch
ausweislich des mir ausgehändigten Textes lediglich ein
Hausfriedensbruch bzw. versuchter Hausfriedensbruch vorgeworfen und es
wurden auch keinerlei oben genannte Gegenstände bei mir gefunden. Die
Aufzählung der vorgenannten Straftaten steht mit der Kontrolle meiner
Person in keinerlei Zusammenhang. Eine pauschale Auflistung
vermeintlicher durch andere Leute begangener Straftaten ist als
Begründung für ein spezifisch gegen mich gerichtetes Verbot vollkommen
untauglich. Es wirkt vielmehr so, als wolle die Polizei Protest
möglichst großflächig unterbinden und schrecke dabei auch nicht davor
zurück, pauschal allen protestierenden Menschen eine große Flut an
Straftaten zu unterstellen. Insbesondere die Ausführungen, es handle
sich bei dem Verbot um eine Maßnahme zum Schutz der Allgemeinheit vor
Begehung von Straftaten gegen Leib und Leben entbehrt in meinem Fall
jeder Grundlage."

Darüberhinaus wenden sie sich mit ihrer Klage auch gegen den mehrere
Gemeinden überspannenden Geltungsbereich des Aufenthaltsbereichsverbotes,
den sie für zu groß und somit juristisch unzulässig halten.

"Angesichts des tödlichen Unfalls heute im Forst erscheinen unsere
Klagen belanglos. Doch trotz aller Trauer wird die Auseinandersetzung um
den Forst weitergehen und in diesem Kampf sind unsere Klagen ein kleiner
Bestandteil", so Simon, ein weiterer Betroffener.

 * 

Quelle:

klimaschutz nirgendwo

E-Mail: klimaschutz@nirgendwo.info
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WALD/325: Hambacher Forst - Stellungnahme gefordert ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 19.09.2018

"Armin Laschet, der Büttel von RWE"

Kritische Aktionäre fordern Positionierung der katholischen
Kirche

Jahrestagung 2018: Dachverband verleiht konzernkritischen Henry Mathews
Preis an HondurasDelegation und Öku-Büro München



Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre fordert
Ministerpräsident Armin Laschet auf, die Räumung des Hambacher Walds sofort
zu beenden und in der Auseinandersetzung zwischen Umweltschützern und der
RWE AG zu vermitteln. Mit seiner Umweltpolitik stellt sich der
christdemokratische Landesvater gegen die kirchliche Position.

"Die nordrhein-westfälische Landesregierung ist in dem Konflikt um Rodungen
am Hambacher Wald Erfüllungsgehilfe von RWE. Ministerpräsident Armin
Laschet ist der Büttel von RWE-Chef Rolf Martin Schmitz", sagte
Geschäftsführer Markus Dufner.

Dufner appellierte an den Ministerpräsidenten: "Herr Laschet, Sie müssen
Ihre Haltung in dem Konflikt zwischen Umweltschützern und RWE revidieren.
Als Landesvater dürfen Sie nicht einseitig Konzerninteressen vertreten.
Übernehmen Sie endlich Verantwortung in der Auseinandersetzung, die den
gesellschaftlichen Frieden in der Tagebauregion und in ganz Nordrhein-
Westfalen gefährdet. Falls Sie die Rodung im Hambacher Wald nicht stoppen,
torpedieren Sie die Verhandlungen in der Kohlekommission. So lange die
Kommission tagt, muss ein Rodungsstopp gelten und die Polizei darf nicht
gegen Waldschützer vorgehen."

Bereits vor zwei Wochen appellierte der Dachverband auch an den
katholischen Erzbischof von Köln, Kardinal Woelki, und die Bischöfe von
Aachen, Dr. Helmut Dieser, und Essen, Dr. Franz-Josef Overbeck, sie sollten
auf den Ministerpräsidenten einwirken. Bis heute gibt es weder eine Antwort
auf die Briefe noch eine öffentliche Stellungnahme der Bistümer zur Rodung
im Hambacher Wald. Laschet ist bekennender Katholik, steht aber mit seiner
Umweltpolitik im Gegensatz zur päpstlichen Enzyklika Laudato si� ("Sei
gelobt, mein Herr").

Den konzernkritischen Henry-Mathews-Preis verleiht der Dachverband auf
seiner Jahrestagung am Samstag in Köln an die HondurasDelegation und das
Ökumenische Büro für Frieden und Gerechtigkeit München. "Beide
Organisationen haben in den letzten Jahren intensiv zu der Beteiligung von
Siemens und Voith Hydro an dem umstrittenen Staudammprojekt Agua Zarca in
Honduras recherchiert, informiert und auf den Hauptversammlungen von
Siemens dazu gesprochen", sagte Dachverbandsvorstand Christian Russau. "Die
Umweltaktivistin Berta Cáceres wurde aufgrund ihres Protestes gegen das
Projekt von Auftragsmördern umgebracht. Der Prozess gegen die Hintermänner
dauert an."

Schwerpunktthema am Nachmittag ist die Rolle der Konzerne beim Klimaschutz
und beim Kohleausstieg. Antje Grothus, die für die Anwohner der Tagebau in
der Kohlekommission sitzt, wird eine Zwischenbilanz ziehen. Ein weiteres
brisantes Thema werden die Rüstungsexporte in Krisen- und Konfliktregionen
von Thyssenkrupp, Rheinmetall und Heckler & Koch sein. Charlotte Kehne, die
am Freitag an der Hauptversammlung von Heckler & Koch teilnimmt, wird über
die aktuellen Entwicklungen bei dem schwäbischen Waffenproduzenten
berichten.


Jahrestagung 2018

Samstag, 22. September 2018, 10.30-17 Uhr

Melanchthon-Akademie Köln, Kartäuserwall 24b, 50678 Köln

Programm und weitere Informationen:

www.kritischeaktionaere.de

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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WALD/324: Hambacher Forst - ein Toter ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 19. September 2018

+++ Mensch von Baum gestürzt und gestorben +++ Aktivisti fordern
sofortigen Einsatzstopp im Hambacher Forst +++



Ein Freund, der uns seit längerer Zeit im Wald journalistisch begleitet,
ist von einer über 20 m hohen Hängebrücke in Beechtown gefallen und
gestorben. Zu dem Zeitpunkt wurde von Polizei und RWE versucht, das
Baumhausdorf zu räumen. Das SEK war gerade dabei, einen Aktivisten in der
Nähe der Hängebrücke festzunehmen. Der Mensch war anscheinend auf dem
Weg dorthin, als er stürzte.

Wir sind zutiefst erschüttert. Alle unsere Gedanken und Wünsche sind bei
ihm. Unser Mitgefühl geht an all die Angehörigen, Freund*innen und
Menschen, die sich betroffen fühlen.

Wir fordern die Polizei und RWE auf, den Wald sofort zu verlassen und
diesen gefährlichen Einsatz zu stoppen. Es dürfen keine weiteren
Menschenleben gefährdet werden.

Was jetzt nötig ist, ist ein Moment der Ruhe.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/323: Hambacher Forst - Knastappelle ... (ABC Rheinland)


ABC - Rheinland - Pressemitteilung vom 19. September 2018

Anarchist Black Cross

+++ Zwei Personen wegen Hambacher Forst Räumung in Haft +++
Festnahme Video wird zu Internet-Hit - Person jetzt in
Untersuchungshaft +++ Beschuldigten 3 Tage Kontakt zu Rechtsanwalt
verwehrt +++



Köln, 19. September 2018. Seit zwei Wochen wird die Besetzung des
Hambacher Forstes bei Köln durch RWE mit Hilfe eines Großaufgebotes
der Polizei NRW und anderer Bundesländer geräumt. Seit Sonntag
befinden sich zwei weitere Personen in Untersuchungshaft. Damit
befinden sich insgesamt fünf Aktivist*innen der Besetzung in
Untersuchungshaft.

Die Polizei verhaftete die zwei weiteren den Behörden bisher
namentlich nicht bekannten Anarchist*innen "Winter" und "Jazzy"
bereits am Samstag. Sie sollen sich in einem Baumhaus im Waldcamp
"Norden" gemeinsam fest gekettet haben. Damit erfüllen sie aus Sicht
der zuständigen Staatsanwaltschaft Aachen und der Haftrichterin des AG
Düren den gemeinschaftlich begangenen Tatbestand "Widerstand gegen
Vollstreckungsbeamte im besonders schweren Fall" nach § 113
Abs. 2 StGB.

Aufgrund einer bewegenden Ansprache direkt nach der Festnahme ist die
Inhaftierte Winter bereits medial bekannt. "Die denken wahrscheinlich,
sie hätten gewonnen, aber sie können nicht gewinnen, weil sie den Wald
genauso brauchen wie wir. Sie können diesen Kampf hier auch nicht
gewinnen, weil da draußen so viele Menschen hinter uns stehen. Und das
einfach nicht verstehen, dass wir nicht für uns kämpfen, sondern für
uns alle", so Winter bei der Festnahme.

Für diesen Vorwurf in Untersuchungshaft zu landen ist nur durch die
Gesetzesänderung im StGB von Ende Mai 2017 möglich, dass die
Mindeststrafe für gemeinschaftlichen Widerstand auf 6 Monate im
Gegensatz zu einer Geldstrafe bei einfachem Widerstand aufwertete.
Weiter wird sich hier auf ein Urteil des OLG Stuttgart, das das
einfache Festketten "in Erwartung eines bevorstehenden
Polizeieinsatzes" bereits als Widerstand wertet, bezogen. Beides sind
Strafrechtsverschärfungen, die vor allem gegen linke Aktivist*innen
eingesetzt werden.

Beiden Beschuldigten wurde der Kontakt zu ihrem Anwalt über drei Tage
verweigert - inkl. bei der Haftrichtervorführung. Laut Polizei haben
beide darauf verzichtet, Winter & Jazzy dementieren dies jedoch: Sie
hätten jederzeit vehement nach ihrem Rechtsanwalt verlangt und auf ihr
Recht auf Hinzuziehung eines Verteidigers bestanden.

Winter äußerte sich in ihrer Ansprache eindrücklich zur Nichtangabe
ihrer Personalien: "Sie werden nie verstehen, wie das ist, mit
Menschen zusammen zu leben, denen es scheißegal ist, wie du heißt."
Das Anarchist Black Cross in seiner Rolle der Gefangenenunterstützung
rät ebenfalls hierzu: "Kein Mensch muss an seiner eigenen
Strafverfolgung mitwirken. Vor dieser Gefahr bewahrt uns unter anderem
der § 136 StPO. Er gibt das elementare Recht, keine Angaben zu
Personalien machen zu müssen, auch wenn dies von den Gerichten häufig
missbräuchlich verdreht oder vergessen wird. Wir fordern allen den
Inhaftierten nahestehende Personen dazu auf, dies zu akzeptieren und
zu unterstützen."

 * 

Quelle:

Anarchist Black Cross Rhineland

E-Mail: abc-rhineland@riseup.net

Internet: https://abcrhineland.blackblogs.org
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WALD/322: Hambacher Forst - Klimakampfsymbol ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 18. September 2018

Hambacher Wald: Bundesregierung soll vermitteln



Zur Sitzung der Kohlekommission am heutigen Dienstag appelliert die
Klima-Allianz Deutschland an die Bundesregierung, vermittelnd in den
Konflikt um den Hambacher Wald und Zwangsumsiedlungen einzugreifen. Damit
einher geht der Appell an RWE, jegliche Zerstörung im Wald zu unterlassen.
Das Bündnis aus Kirchen, Betroffenen-, Umwelt- und Entwicklungsverbänden
appelliert eindringlich an den Energiekonzern, die Rodungsarbeiten und
weitere Zwangsumsiedlungen zumindest solange ruhen zu lassen, bis die
Kohlekommission einen Fahrplan für einen Kohleausstieg erarbeitet hat und
Klarheit darüber herrscht, wie viel Braunkohle überhaupt noch gefördert
werden soll.

Dazu erklärt Eberhard Brandes, geschäftsführender Vorstand des WWF: "Das
von RWE geplante komplette Abholzen des Hambacher Waldes ist inakzeptabel.
Wir dürfen der schmutzigen Braunkohle nicht weiter unsere natürlichen
Lebensgrundlagen opfern - dafür ist der Erhalt des Hambacher Waldes zum
Symbol geworden. Heute verfeuert ausgerechnet Deutschland mehr
klimaschädliche Braunkohle als jedes andere Land der Erde. Das muss
aufhören. Auch RWE muss sich von der naturzerstörerischen und
gesundheitsgefährdenden Kohleverfeuerung lossagen und auf klimaneutrale
Zukunftstechnologien setzen. Die Bundesregierung darf nicht weiter tatenlos
zusehen, wie ein Unternehmen und eine Landesregierung Fakten schaffen,
während in der Kohlekommission verhandelt wird, ob die Braunkohle unter dem
Hambacher Wald überhaupt noch verfeuert werden darf. Bei einem
Kohleausstieg entlang der Zeile des Pariser Klimaabkommens und der
deutschen Klimaziele werden die genehmigten Braunkohletagebaue in
Deutschland drastisch verkleinert werden müssen. Wir fordern die
Bundesregierung auf, jetzt auf RWE und die NRW-Landesregierung einzuwirken,
um das geplante Abholzen des Waldes zu verhindern, mindestens aber
auszusetzen solange die Kohlekommission noch verhandelt."

Pirmin Spiegel, Hauptgeschäftsführer von Misereor, erklärt: "Bereits heute
sind die Folgen des Klimawandels hier und noch stärker in vielen Ländern
des Globalen Südens sicht- und spürbar, etwa durch zunehmende Hitzewellen,
Dürren oder Überschwemmungen. Insbesondere Braunkohlekraftwerke tragen
wegen ihres hohen Ausstoßes an Treibhausgasen massiv zum Klimawandel und
damit auch zu zum Teil verheerenden Folgen für Mensch und Mitwelt bei. Wir
brauchen daher einen schnellen Kohleausstieg; und zwar nicht nur in
Deutschland, sondern global."

Miserior hat gestern seine Kampagne "Kohlestopp global" gestartet.

Peter Immekus, 1. Vorsitzender des Netzwerks Bergbaugeschädigter des
rheinischen Braunkohlenreviers, sagt: "Der sozialverträgliche Ausstieg aus
der Kohleverstromung zur Umsetzung der Klimaziele von Paris gehört zu den
drängendsten Aufgaben unserer Zeit. Der Strukturwandel muss so organisiert
werden, dass er neue Perspektiven in den Braunkohlerevieren schafft. Bei
vielen Menschen, die in der Kohleverstromung arbeiten oder von der
Umsiedlung durch einen Tagebau bedroht sind, herrscht hohe Unsicherheit
über ihre Zukunft. Wir brauchen jetzt eine konsequente Strategie, die den
Klimaschutz entlang der Ziele des Pariser Klimaabkommens befördert,
Planungssicherheit für Unternehmen und Arbeitnehmer schafft und vom
Strukturwandel betroffene Menschen und Regionen gezielt unterstützt."


Hintergrund:

Naturschutzrechtlichen Vorschriften zufolge beginnt die Rodungssaison erst
am 1. Oktober. RWE hat zudem nach Aufforderung des OLG Münster ein
Stillhalteabkommen unterzeichnet, bis zum 14. Oktober keine Bäume zu
fällen. Wie das DIW und andere wissenschaftliche Institute zeigen, wird ein
Zugriff auf die Braunkohle unter dem wertvollen Hambacher Wald und vielen
Dörfern nicht mehr nötig sein, sodass diese vor einer Zerstörung bewahrt
werden können.

Website Kohlestopp global von Miserior: 

https://www.misereor.de/mitmachen/aktionen/kohlestopp-global/


Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 115 Mitgliedsorganisationen aus den
Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Verbraucherschutz,
Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine ambitionierte
Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler, nationaler,
europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen
repräsentieren zusammen rund 20 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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WALD/321: Hambacher Forst - Demo vorverlegt ... (BUND u.a.)


Gemeinsame Presseerklärung von BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde
Deutschlands vom 18. September 2018

Noch schneller den Hambacher Wald retten und Kohle stoppen: 

Großdemo auf 6. Oktober 2018 vorverlegt



Berlin/Düsseldorf/Buir, 18. September 2018: Nachdem RWE vergangene Woche
mit der Räumung der Baumhäuser im Hambacher Wald begonnen hat, ziehen auch
Umweltschützer ihre Proteste vor. Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und die NaturFreunde Deutschlands
verlegen ihre gemeinsame Demonstration gegen die Rodung des Waldes auf
Samstag, 6. Oktober 2018, um RWE vor dem möglichen Start der Abholzung ab
15. Oktober 2018 ein klares Stopp-Signal zu senden. Ursprünglich war die
Demo am Tag zuvor (14.10.) geplant.

"Durch die Räumung der Baumhäuser macht der Kohlekonzern RWE jeden Tag
Druck. Mit der Demonstration 'Wald retten! Kohle stoppen!' wollen wir ein
Zeichen für den Erhalt dieses einzigartigen Waldes und für einen schnellen
Kohleausstieg setzen. Wir dürfen nicht zulassen, dass noch mehr
klimaschädliche Braunkohle abgebaggert wird. Das ist Klimapolitik von
vorgestern", sagen die Organisatoren der Demonstration.

Über die Zulässigkeit dieser Rodung wird aktuell wegen einer Klage des BUND
vor dem Oberverwaltungsgericht Münster verhandelt. Vor der gerichtlichen
Entscheidung Fakten zu schaffen, ist eine Provokation von RWE, die auch die
Arbeit der Kohle-Kommission in Berlin schwer belastet. Auf Druck des
Gerichtes hat RWE erklärt, nicht vor dem 14. Oktober 2018 mit den
Baumfällarbeiten zu beginnen.

Schon jetzt regt sich breiter Protest gegen die Abholzung. An die 500.000
Menschen unterstützen den Appell "Hambacher Wald: Retten statt roden", in
dem die verantwortlichen Politiker im Bund und in Nordrhein-Westfalen
aufgefordert werden, sich für den Erhalt des Hambacher Waldes einzusetzen.
Zu den sonntäglich stattfindenden Waldspaziergängen reisen bereits jetzt
tausende Menschen an, um persönlich ein Zeichen zu setzen.

Hinweise: Demonstration Wald retten! Kohle stoppen!

Datum: Samstag, 06. Oktober 2018, 12 Uhr

Ort: Bahnhof Buir, Hambacher Wald

Den Appell und weitere, aktuelle Informationen finden Sie unter:

www.bund.net/hambi-retten

www.bund.net/mitmachen/demo-wald-retten-kohle-stoppen

Pressekontakt:

BUND: Annika Natus, BUND-Pressesprecherin, Tel.: 030-27586-464 , E-Mail:
presse@bund.net

Campact: Svenja Koch, Campact-Pressesprecherin, Tel.: 04231 -597590, E-
Mail: koch@campact.de

Greenpeace: Cornelia Deppe-Burghardt, Tel.: 040-30618344, Mobil: 0151-
14533087, E-Mail: cornelia.deppe-burghardt@greenpeace.de

NaturFreunde, Uwe Hiksch, Mobil: 0176-62015902, E-Mail:

hiksch@naturfreunde.de

	

Gemeinsame Presseerklärung von BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde
Deutschlands
Noch schneller den Hambacher Wald retten und Kohle stoppen: Großdemo auf
Samstag, 6. Oktober 2018 vorverlegt

Berlin/Düsseldorf/Buir, 18. September 2018: Nachdem RWE vergangene Woche
mit der Räumung der Baumhäuser im Hambacher Wald begonnen hat, ziehen auch
Umweltschützer ihre Proteste vor. Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und die NaturFreunde Deutschlands
verlegen ihre gemeinsame Demonstration gegen die Rodung des Waldes auf
Samstag, 6. Oktober 2018, um RWE vor dem möglichen Start der Abholzung ab
15. Oktober 2018 ein klares Stopp-Signal zu senden. Ursprünglich war die
Demo am Tag zuvor (14.10.) geplant.

"Durch die Räumung der Baumhäuser macht der Kohlekonzern RWE jeden Tag
Druck. Mit der Demonstration 'Wald retten! Kohle stoppen!' wollen wir ein
Zeichen für den Erhalt dieses einzigartigen Waldes und für einen schnellen
Kohleausstieg setzen. Wir dürfen nicht zulassen, dass noch mehr
klimaschädliche Braunkohle abgebaggert wird. Das ist Klimapolitik von
vorgestern", sagen die Organisatoren der Demonstration.

Über die Zulässigkeit dieser Rodung wird aktuell wegen einer Klage des BUND
vor dem Oberverwaltungsgericht Münster verhandelt. Vor der gerichtlichen
Entscheidung Fakten zu schaffen, ist eine Provokation von RWE, die auch die
Arbeit der Kohle-Kommission in Berlin schwer belastet. Auf Druck des
Gerichtes hat RWE erklärt, nicht vor dem 14. Oktober 2018 mit den
Baumfällarbeiten zu beginnen.

Schon jetzt regt sich breiter Protest gegen die Abholzung. An die 500.000
Menschen unterstützen den Appell "Hambacher Wald: Retten statt roden", in
dem die verantwortlichen Politiker im Bund und in Nordrhein-Westfalen
aufgefordert werden, sich für den Erhalt des Hambacher Waldes einzusetzen.
Zu den sonntäglich stattfindenden Waldspaziergängen reisen bereits jetzt
tausende Menschen an, um persönlich ein Zeichen zu setzen.


Demonstration Wald retten! Kohle stoppen!



Datum: Samstag, 06. Oktober 2018, 12 Uhr

Ort: Bahnhof Buir, Hambacher Wald



Den Appell und weitere, aktuelle Informationen finden Sie unter:

www.bund.net/hambi-retten

www.bund.net/mitmachen/demo-wald-retten-kohle-stoppen

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/320: Hambacher Forst - Hängematten, Widerständler, sie weichen nicht ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 17.09.2018

Räumung im Osten und Westen, Solikonzert vorm Wald



Mit müden Augen schreiben wir diese heutige Pressemitteilung. Das
Baumhausdorf Gallien wird seit heute Morgen geräumt. Mit vier
Hebebühnen versuchte die Polizei die Menschen aus den Traversen und
Baumhäusern einzusammeln, aber durch Lock-ons, gute und motivierte
Laune der Aktivsti und Unterstützer*innen sind immer noch vier von
neun Baumhäusern besetzt und unzerstört. Die Räumung von Gallien läuft
nun seit ganzen zwei Tagen und die Polizei hat noch viel zu tun, um
die Aktivisti komplett zu räumen.

Die Aktivisti bleiben widerständig! Das war auch in Oaktown heute
wieder einmal sichtbar: ein "climate-justice warrior" hält Oaktown am
Leben. In seiner Hängematte liegend und nur mit einer Tasche voller
Bücher hat er sich von den Polizeikräften nicht einschüchtern lassen.
Stattdessen hat die Polizei es erst einmal aufgegeben, ihn aus dem
Baum zu holen.

Im Westen der Besetzung wurden zum zweiten Mal die Räumungsbefehle
vorgelesen und die Räumung weitergeführt. Durch mehrere Sitzblockaden
und neu errichtete Barrikaden haben Aktivisti, auch von Aktion
Unterholz, die Räumung erschwert und verzögert. RWE hat angefangen
eine breite Schneise an Bäumen rund um Beechtown im Westen zu roden.
Als Menschen laut "hört auf!" riefen, gab es tatsächlich den Moment,
wo die Maschinen stoppten. Vielleicht hat das RWE Mitarbeiter*innen
zum Nachdenken über ihr Handeln im 12.000 Jahre alten Hambacher Forst
gebracht. In Cozytown hält sich die Laune der Aktivisti in den Bäumen
trotz der gewaltsamen Zerstörung im Wald. Singend gebieten sie RWE und
Polizei Einhalt und müssen doch die Zerstörung ihres Zuhauses und die
Entführung ihrer Genossis mitansehen. Hier wird sich die Räumung wohl
in die Nacht hineinziehen, da Polizei Scheinwerfer aufgestellt hat.
Vier Baumhäuser sind hier noch besetzt.

Auch eine Cellospielerin hat heute ihre Solidarität mit den
Besetzer*innen des Hambacher Forstes laut und deutlich gezeigt. Mit
einer Sinfonie von Bach war sie in Cozytown ein Beispiel für die
Diversität der Bewegung. Nur durch die Unterstützung von allen Seiten
konnte die Räumung der Besetzung im Westen hinausgezögert werden.

Doch auch unsere punkigeren Unterstützer*innen sind heute zahlreich
zum Wald gekommen. Mit einem Solikonzert haben die Punkbands Zen Mob
und Mülheim Asozial, sowie Liedermacher Konny ihren Senf zu
Umweltzerstörung und Klimagerechtigkeit gegeben. "Bier gegen Bagger,
Bier gegen Deutschland, Bier gegen Bagger und Deutschland!" klang es
durch die sonst ruhige Abendstimmung auf der Wiese.

Wir wollen noch eine Sache klar machen: Auch wenn die Situation in den
Medien hier heute ruhiger als die Tage zuvor wirken mag, die
irrsinnigen Räumungen gehen gewaltsam weiter! Pressevertreter*innen
werden weiterhin aktiv von Polizeikräften von den Tatorten der
Zerstörungswut von RWE ferngehalten. Es kommen die ganze Zeit neue
Menschen an, die den Ökoterrorismus von RWE und Innenminister NRWs
Herbert Reul (CDU) nicht länger zusehen wollen. Ihre Unterstützung und
Präsenz gibt den Aktivisti in den Bäumen neue Kraft, Motivation und
Mut für den gemeinsamen Kampf für Klimagerechtigkeit hier und heute.

Dank der starken Stimmung bei dem Solikonzert heute Abend sind wir
bereit für die nächsten Tage, sind wir bereit uns RWE und der Polizei
weiterhin entgegenstellen, um weiterhin an die Menschen da draußen das
Zeichen zu setzen: Hambi bleibt, für heute und für immer!


Ticker vom 18. September

21:00 Korrektur: Auf Whydah sind noch Menschen im Lock-on!

20:50 Whydah und Nonames sind komplett geräumt - letzte Personen
wurden im Gefangenentransporter abtransportiert.

20:44 Keine Arbeiten mehr in Cosytown oder Beechtown. Trotzdem wird
der Flutscheinwerfer auf Beechtown gerichtet. Polizei steht dumm
daneben.

20:40 Am Punkpod gibt es jetzt ein spontanes Pianokonzert.

20:10 Räumung auf Whydah (letztes Baumhaus in Gallien) läuft noch.

17:56 RWE räumt und verfüllt Barrikaden kurz vor Lorien.

17:26 Bestätigung erteilt! Morgen (19.09. 10:00) beginnt das HambiCamp
in Manheim! Weitere Infos folgen!

17:40 In Cosytown sind Bambule und Lumpi ungeräumt, die Schneise zu
Lumpi kaum begonnen. Fangenspiele zwischen Menschen am Boden und BFE.
Essen in Beechtown angekommen.

16:50 Polizeipräsident Weinspach begutachtet Cosytown und Beechtown.
Hulen von allen Bäumen zu hören.

16:34 Nonames: Kettensäge zu hören. Menschen auf Dach werden wohl
zuerst geräumt.

16:30 Polizei löst Feldbrand aus und löscht mit Wasserwerfern.
Brandschutz?!

16:18: Mensch wird von Dach geräumt. Kletterpolizist: "Ich finde das
scheiße, keine Frage."

16:15: "Räumungsputz" beginnt bei Nonames.

16:10 Nonames: "Ihr zerstört hier unser aller Zukunft. Es geht nicht
nur um diesen Baum". Polizei ist das egal.

16:08 Kletterpolizei auf Nonames bei Gallien. Wir verfolgen am Telefon
die Räumung mit. Ihr seid wundervoll! "Wieso seid ihr hier?! Ich hab
euch nicht in mein Zuhause eingeladen!"

Räumung von Nonames beginnt. Die zwei Menschis sind bereit. Passt gut
auf euch auf!

15:24 Hebebühne macht sich beim Nonames bereit, keine
Räumungsverfügung vorgelesen. Wir bitten Journalist*innen dort hin zu
gehen!

Polizei und RWE möchten Monopod in Lorien schneiden, an dem ein
Menschenleben hängt. Kameraleute bitte hierher.

14:45 Es dürfen laut Aussage der Polizei nur Presse und
parlamentarische Beobachter in Wald. Order gilt wohl seit 2 Stunden.

14:32 Punkpot wird von Wildschweinen geschützt!

13:48 Chillum wird geräumt, Orca und Bolo werden auseinander genommen,
Cherry Picker orange und rot, plus großer weißer Kran. Traversen vor
Nonames werden durchgeschnitten, eine Person scheint in einer weiteren
Traverse gesichert zu sein. Lorien scheint wieder ruhig zu sein.
Randale wurde geräumt.

13:41 Randale wurde geräumt. Von dem Baumhaus waren während der
Räumung Schmerzensschreie zu hören.

13:09 Polizei räumt Sitzblockade in Gallien.

12:37 Lorien von Polizisten umringt, wird durchsucht.

12:36 Ca 200 Riot Cops zwischen Wald und Wiesencamp.

12:30 In Cosytown passiert gerade nicht viel. Hebebühnen warten &
Kletterpolizei sichtet Fotos.

11:37 Hebebühne fährt zu Randale hoch.

11:33 Zweiter und letzter Mensch von Fabrik in Cosytown geräumt.

11:25 An Orca und Chillum (Gallien) stehen 5 Hubsteiger.

9:50 RWE-Personal zersägt Unterholz unter Cosytown.

9:00 Schneise nach Nonames (Baumhaus vor Gallien) wird geschlagen.

4:25 Die untere Plattform von Casa scheint ihnen zu unstabil zu sein
und wird jetzt abgestützt.

3:48 Weitere 2 Personen in Cosytown aus Hängematten geräumt. Das
Lock-on ist weiter am Start.

2:05 Nach knapp 4 Stunden ist die erste von 3 Personen aus dem Lock-on
in Casa De Durruti geräumt. Die Cops schmeißen jetzt alles vom
Baumhaus runter. Sieht nach Nachtschicht aus.

0:50 In Cosytown wird immer noch geräumt! 3 Menschen sind auf Casa de
Durruti im Lock-on, die Cops sind am flexen.


Ticker vom 17. September

22:30 Über 50 Menschen an der Mahnwache

22:10 7 Wannen verlassen die Wiesen.

21:49 Die Polizei kontrolliert Menschen 100m vor der Wiese. Es ist
ihnen verboten, Essen mitzubringen.

21:45 Umweltaktivisti wird vom Kletterkommando auf die Hebebühne
gebracht. Von oben wird währenddessen ein Baumhaus in Cozytown
abgerissen. Im Baumhaus sind laut Polizei 2 Leute an einem Gegenstand
befestigt.

21:30 Das Soli-Konzert ist offiziell beendet.

21:28 Räumung eines Baumhauses Cozytown wird fortgesetzt, Polizei
versucht reinzukommen.

21:02 Person mit Lock-on wurde nach 5 Minuten von einem Baumhaus in
Cozytown gebracht.

20:55 Flutlicht in Gallien. Cops mit Taschenlampen im Wald. Gallien:
Himmelblau, Schwaukel, Paradies, Bolo, Tower geräumt/abgerissen

20:22 Polizei holt Kletterer vom Seil - er lieferte sich noch eine
kurze Verfolgungsaktion mit den Beamten.

20:06 Beide Hebebühnen stehen an einem Baumhaus in Cosytown, SEK in
Kletterausrüstung rückt an. Hier wird möglicherweise gleich weiter
geräumt.

20:02 Während des Konzertes versuchen BFE und weitere Einheiten nach
Lorien zu gelangen.

19:35 Ein Teil der Konzertbesucher (ca. 100 ?) macht sich spontan auf
den Weg Richtung Wiese.

19:12 In Cosytown sind drei Menschen in einer Traverse zwischen 2
Baumhäusern.

19:00 Bolo wird zerstört.

18:53 Es geht weiter mit der Räumung in Cosytown.

18:19 Hunderte Menschen auf dem Weg zum Konzert.

17:19 Gallien-Tower und Paradies werden zerstört, Hebebühnen in
Beechtown (?)

17:15 Polizei ist aus Beechtown abgezogen (?), Barrikadenräumung in
Cosytown

17:00 Ein Flatterband wird um Cosytown gezogen, Schneisen werden
geschlagen. In Gallien läuft die Räumung von Bolo.

16:53 Holzbarrikaden werden mit Kettensägen zerstört, während
außenherum ein Harvester kleinere Bäume fällt.

16:25 Bäume werden in Beechtown gefällt, Menschen schreien "Hört
auf!". RWE hört auf.

15:36 RWE rodet eine Schneise zum Beechtown, obwohl ein Aktivisti
direkt an der STelle in Baum steht. RWE macht weiter, Polizei steht
daneben.

15:20 Cherrypicker schlägt Schneise durch Beechtown. Tiefhängende
Walkways wurden gekappt. Katz-und-Maus-Spiel am Boden zwischen je ca.
50 Aktivisti und Cops. Letztere auch mit Hunden, erstere dafür mit
Sitzblockaden.

15:19 Aktivist*innen sind zum Beechtown gekommen.

14:20 Paradies und Tower in Gallien geräumt. Kletterpolizist auf
Traversen kommt nicht ohne Hilfe herunter.

14:20 In Gallien wird Bolo geräumt.

14:04 Räumungsverfügung wird in Cozy-town vorgelesen

13:34 Sitzblockade nahe Beechtown, um die Vorbereitungen der Räumung
zu behindern. Immer mehr Polizei, aber noch keine Aufforderung der
Räumung stattgefunden.

13:09 Polizei räumt gerade Beechtown. Räumungsbefehl wurde vorgelesen.
Bäume werden gefällt, ein Mensch verhaftet, und die #AktionUnterholz
Sitzblockade wird aufgelöst. Keine Presse da!! Wir bitten
Journalist*innen dort hin zu gehen!

12:36 Cops sind jetzt bei Baumhaus Namens "Paradies" in Gallien. Erste
Person schon geräumt.

12:14 Die Hebebühne zwischen Paradies und "Lazy-town" ist
kaputtgegangen.

12:09 Eine Person von Traverse in Gallien geräumt.

12:08 Polizei hat versucht ein Cello-Spieler*in zu räumen, viele
Kameras dabei.

11:46 Im Gallien-Tower werden die Scheiben eingeschlagen.

11:38 Vierte Hebebühne jetzt in Gallien.

11:10 3 Hebebühnen sind bereit. Noch keine Baumhäuser geräumt.
"Stimmung scheiße, aber WIR SIND BEREIT!"

10:38 Hebebühne positioniert sich.

10:32 Zweite Hebebühne in Gallien

10:20 Menschen errichten Barrikaden beim Cozytown, die schnell von
Polizei geräumt werden. Sonst ganz ruhig. Gestern wurde 6 Menschen aus
Cozytown genommen.

10:10 SEK mit Kletterausrüstung und Hebebühne in Gallien

10:08 AktionUnterholz Sitzblockade komplett geräumt. Hebebühne in
Position.

10:00 Parlamentarische Beobachterin kommt in den Wald, mit Essen für
den letzte Mensch in Oaktown! Chillum vermutet baldige Räumung.

09:50 Sitzblockade in Gallien von AktionUnterholz wird von Polizei
Mensch für Mensch weggetragen. SEK und Höhenkletterer dabei.

09:07 Im Norden von Gallien werden große Bäume gefällt. Räumung der
Sitzblockade grad pausiert.

09:02 Mensch aus AktionUnterholz Sitzblockade bekommt Schlag ins
Gesicht.

08:59 AktionUnterholz Sitzblockade unter Gallien Tower

08:26 Zwei Wannen fahren in den Wald rein. Gefangenen Transporter und
6 Wannen stehen am Kieswerk.

08:00 Der letzte Mensch in Oaktown ist immer noch in Baum! Er braucht
Essen, Wasser und eure Solidarität!

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/319: Hambacher Forst - dem eigenen Wort entgegen ... (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 17.09.2018

Rodung des Hambacher Waldes für den Kohleabbau: ein fatales Zeichen der
Infragestellung der Klimaschutzziele

Hans Diefenbacher, Beauftragter des Rates der EKD für Umweltfragen
Ruth Gütter, Referentin für Nachhaltigkeit im Kirchenamt der EKD



Mit Sorge und Unverständnis verfolgen wir die Maßnahmen zur Vorbereitung
der Rodung weiterer Flächen des Hambacher Waldes durch RWE für eine
Fortsetzung des Braunkohleabbaus. Wir betrachten die Vorbereitung der
Rodung zum jetzigen Zeitpunkt als ein fatales Zeichen der Infragestellung
der Klimaschutzziele, die sich die Bundesregierung selbst gesetzt hat.
Diese Ziele sind nur mit einem möglichst schnellen Ausstieg aus der
Kohleförderung zu erreichen. Wir raten dringend dazu, die Ergebnisse der
"Kohlekommission", die sie in einer Abschluss-Sitzung am 11. Dezember 2018
festlegen will, abzuwarten. Oberstes Ziel ist es, die deutschen Klimaziele
bis 2030 zu gewährleisten. Je nachdem, welchen schrittweisen Ausstieg aus
der Kohleverstromung die Kommission vorlegt, wäre das jetzt so umstrittene
Braunkohle-Abbaugebiet - zwar einzelwirtschaftlich profitabel - aus
gesamtwirtschaftlicher Sicht vielleicht nicht nötig.

Wir bitten, Szenarien der Energieversorgung zu betrachten, die von diesen
Grundlagen ausgehen. Sollte sich ein weiterer Kohleabbau als unumgänglich
erweisen, um die Versorgungssicherheit in Deutschland zu gewähren, hätte
man nur wenige Monate in Hambach verloren. Wenn ein Kohleausstieg jedoch
auch anders geplant werden kann, wäre die Rodung des Waldes - eine
unumkehrbare Zerstörung von über Jahrhunderte gewachsener Natur -
überflüssig gewesen.

Die EKD-Synode hat sich schon 2016 klar für eine konsequente
Dekarbonisierung der Energiewirtschaft in Deutschland ausgesprochen und an
die Bundesregierung appelliert, den sozialverträglichen Ausstieg aus der
Kohleförderung möglichst bald in die Wege zu leiten und dazu alle
Betroffenen einzubinden.

Die EKD hat auch die CO2-Einsparziele der Bundesregierung mehrfach
ausdrücklich begrüßt. Sie hat diese Ziele als Selbstverpflichtung auch für
sich selbst beschlossen und den Landeskirchen als Zielsetzung empfohlen,
was dort zur Verabschiedung von zahlreichen Klimaschutzkonzepten geführt
hat, die bereits zu deutlichen CO2-Einsparungen geführt haben. Damit
unterstreichen die Evangelischen Kirchen, dass es ihnen auch mit ihrer
eigenen Glaubwürdigkeit ernst ist. Solche Schritte sind wichtig, um die
Erde - Gottes gute Schöpfung - für nachfolgende Generationen zu erhalten.

Wir unterstützen daher die Forderung der Evangelischen Kirche im Rheinland
sowie der Umweltbeauftragten der Evangelischen Kirche von Westfalen nach
einem sofortigen Stopp weiterer Maßnahmen zur Rodung des Hambacher Waldes
und nach einem Moratorium, bis die eingesetzte Kohlekommission ihre
Ergebnisse vorgelegt hat. Wir verstehen gut, dass viele engagierte Bürger
und Bürgerinnen sich für den Erhalt des Waldes einsetzen. Hier geht es um
mehr als den Streit um die Erweiterung eines Braunkohletagebaus. Hier geht
es um die Glaubwürdigkeit Deutschlands als Vorreiter im Klimaschutz und um
die Verantwortung für die Erhaltung der Lebensgrundlagen für kommende
Generationen.

Hannover, 17. September 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 103/2018 vom 17.09.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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WALD/318: Hambacher Forst - BBU nimmt Stellung ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 17. September 2018

BBU-Vorstand kritisiert Polizeieinsatz im Hambacher Forst und fordert
Sofortausstieg aus der Kohleverstromung



(Bonn, Düsseldorf, 17.09.2018) Der Vorstand des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) hat sich bei seinem Treffen am
Wochenende mit dem Widerstand gegen die Räumungen im Hambacher Forst
solidarisiert. Die massiven Polizeieinsätze wurden scharf kritisiert,
gleichzeitig sprach sich der BBU generell gegen jegliche weitere Rodungen
im Hambacher Forst aus.

An die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen sowie an die Bundesregierung
richtet der BBU aus Klimaschutzgründen die Forderung nach einem
Sofortausstieg aus der Kohleverstromung und nach der Einstellung jeglichen
Braunkohleabbaus. An die Kommunen, die noch immer RWE-Aktien besitzen,
richtet der BBU-Vorstand die Forderung, unverzüglich die RWE-Aktien zu
verkaufen. "Kommunen dürfen nicht länger mit öffentlichen Mitteln die
fatale Energiepolitik des Energiekonzerns RWE unterstützen. RWE ist nicht
nur im Kohlebereich aktiv sondern gehört auch noch immer zu den
Atomkonzernen", so Oliver Kalusch, Mitglied des Geschäftsführenden
BBU-Vorstandes.

Die Demonstration am Sonntag (16. September 2018) beim Hambacher Forst, an
der sich mehrere Tausend Menschen beteiligt haben, bezeichnet der BBU als
deutliches Signal an die Landes- und Bundespolitik. Die breite
Protestbewegung fordert eine umfassende Energiewende. Die Proteste werden
fortgesetzt und auch der Vorstand des BBU ruft zur weiteren Teilnahme an
Demonstrationen und Mahnwachen gegen die Räumung des Hambacher Forstes und
gegen die Rodung des wertvollen Waldgebietes auf.




Weitere Informationen:

https://hambacherforst.org

https://www.buirerfuerbuir.de

https://bbu-online.de

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen, Umweltverbände
und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen Sitz in Bonn.
Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte Privatpersonen sind
aufgerufen, dem BBU beizutreten um die themenübergreifende Vernetzung der
Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der BBU engagiert sich u. a. für
menschen- und umweltfreundliche Verkehrskonzepte, für den sofortigen und
weltweiten Atomausstieg, gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen
Fracking und für umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/317: Hambacher Forst - Entsetzen über RWE ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 17. September 2018

Hambacher Wald: "unverantwortlicher Eingriff in die Zukunft aller
Menschen" 



Berlin, 17. September 2018 - Angesichts der weiter andauernden Räumung des
Protestcamps im Hambacher Wald sind die NaturFreunde Deutschlands entsetzt
über die starre und rückwärtsgewandte Haltung des RWE-Konzerns. "Uns ist
bange, dass eine solche Unternehmensführung einen der größten
Energiekonzerne Europas leitet", erklärt Michael Müller, Bundesvorsitzender
der NaturFreunde Deutschlands.

Der RWE-Konzern ist in erster Linie aus kommunalen Stadtwerken entstanden
und hat seine Wurzeln in der unmittelbaren Hilfe für Menschen durch die
Schaffung einer modernen Infrastruktur. "Davon hat sich RWE himmelweit
entfernt. Dieses Unternehmen, das bei jeder größeren und kleineren Krise
Hilfen vom Staat verlangt, ist offensichtlich unfähig, sich auf die
Gesellschaft zuzubewegen", empört sich Müller. "Uns tun auch die
beteiligten Polizisten leid, von denen viele gegen ihre Überzeugung die
Baumhäuser im Hambacher Wald zerstören müssen."

Die NaturFreunde Deutschlands fordern RWE auf, nicht weiter das
Zukunftskapital der Gesellschaft zu zerstören. Müller: "Die technokratische
Logik von RWE zerstört nicht nur einen Wald, sondern ist auch ein
gesellschaftlich unverantwortlicher Eingriff in die Zukunft aller Menschen.
Die Rodung des Hambacher Waldes ist so überflüssig, wie sie falsch ist."

RWE weiß, dass die fossilen Energieträger keine Perspektive haben. Trotzdem
gehört der Energiekonzern zu den Blockierern der Energiewende. Dabei nimmt
RWE auch seine Beschäftigten in Geiselhaft. Michael Müller: "Um den
Menschen in den Braunkohleregionen zu helfen, braucht es eine Brücke
zwischen der heutigen Welt und den Anforderungen der Zukunft.
Offensichtlich ist der RWE-Vorstand aber kein Brückenbauer, sondern
zerstört stattdessen Verantwortung und Vernunft. So sind Klimaschutz,
soziale Gerechtigkeit und die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen
nicht miteinander zu vereinen. RWE-Vorstandsvorsitzender Martin Schmitz und
seine Vorstandskollegen müssen endlich zur Vernunft kommen."

Doch nicht nur RWE habe bisher versagt, sondern auch der Staat, so Michael
Müller weiter: "Schon längst hätte es in den Braunkohleregionen zu
regionalen und sektoralen Strukturprogrammen kommen müssen, die auch die
Städte einbeziehen. Die Kohlefrage zeigt, wie wenig die Politik noch
programmatischen Anforderungen gerecht wird."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.09.2018

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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PROTEST/005: Musikszene - Verbote allerorten (Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen)


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen - 21.09.2018

Auftrittsverbot für die antifaschistische Band Grup Yorum



Am 29. September 2019 wird es in Frankfurt am Main, im Rebstockpark, eine
Kundgebung gegen Rassismus geben. Mit dieser Kundgebung wird zum einen
gegen die anhaltende Gefahr rassistischer Angriffe in Europa, dem regen
Zulauf für faschistische Organisationen wie Pegida, Hogesa und die AfD, als
auch die reellen Angriffe auf das Leib und Leben von Ausländern
protestiert: Die militanten, mit Tötungsabsicht begangenen Angriffe auf
Flüchtlingsheime nehmen rasant zu, in Chemnitz werden Menschen aufgrund
ihres Aussehens von Nazi-Mobs durch die Straßen gejagt, in Köthen laufen
Hunderte Neonazis durch die Stadt. Hitlergrüße, Heil Hitler Rufe und offen
geäußertes faschistisches Gedankengut werden toleriert.

Auf der Kundgebung soll neben verschiedenen Rednern und anatolischen
Künstlern auch die antifaschistische Band Grup Yorum auftreten. Das möchte
die Stadt Frankfurt nun mit allen Mitteln verhindern.

Grup Yorum ist eine linke, antifaschistische Band, die von
fortschrittlichen Studenten im Jahre 1985 aus Protest gegen den
Militärputsch und die Militärjunta gegründet wurde. Inspiriert wurden sie
von internationalen Künstlern wie Viktor Jara, Inti Illimani und Ruhi Su.
Seit der Gründung beteiligt sich Grup Yorum an den sozialen Kämpfen des
Volkes, unterstützt Arbeitskämpfe, stellt sich gegen die Angriffe auf das
Volk. In den Liedern Grup Yorums, die auf türkischer, kurdischer und
arabischer Sprache gesungen werden, geht es immer um die Unterdrückung der
Menschen. Grup Yorum ruft in den Liedern zur Brüderlichkeit unter den
Völkern, zu Einheit und Gerechtigkeit auf. Grup Yorum Lieder werden bei
jedem Streik, bei jedem Trauerfall, bei jeder Beerdigung gespielt.
Millionen von Menschen besuchen die Konzerte, wie zuletzt 2015 in Istanbul,
als 1,5 Millionen Menschen das Konzert der Gruppe besuchten. Das ist auch
der Grund, warum Grup Yorum in seiner 33jährigen Bestehensgeschichte immer
Repressionen ausgesetzt sah. Alben wurden verboten, Auftritte verhindert,
Bandmitglieder inhaftiert. Von den momentan 9 Inhaftierten Mitgliedern in
der Türkei, wurden dem Mitglied Bergün Varan die Haare vom Kopf gerissen. 6
Mitglieder der Band wurden auf die Kopfgeldliste der Türkei gesetzt. Auf
sie wurden Kopfgelder zwischen 300.000 und 1 Millionen Lira ausgeschrieben.
Tod oder Lebendig. Dies ist ein Novum: Zuletzt gab es Kopfgelder gegen
Künstler im NS-Regime unter Adolf Hitler.

Doch nicht nur in der Türkei sieht sich Grup Yorum massiven Repressionen
ausgesetzt. In Deutschland wird versucht, die Band daran zu hindern, auf
Konzerten aufzutreten. Den Mitgliedern wurden Einreiseverbote erteilt, der
Verfassungsschutz reist durchs ganze Land und bedroht Hallenbetreiber
damit, angeklagt zu werden, sollte Grup Yorum auftreten. Als Grup Yorum vor
einigen Monaten beim rebellischen Musikfestival der MLPD auftreten sollte,
drohte die Polizei damit, die Bühne zu stürmen und Mitglieder, auf die ein
Kopfgeld ausgesetzt ist, in die Türkei abzuschieben. Nur durch massive
Solidarität innerhalb der Bevölkerung und durch einen Beschluss des
Verwaltungsgerichts konnte das Verbot aufgehoben werden. Nun hat sich auch
die Stadt Frankfurt aM dazu entschlossen, den Auftritt der Gruppe zu
verbieten.

Die Stadt Frankfurt macht sich damit wissentlich zum Komplizen des
Faschisten Erdogan. Denn er ist es, der von der BRD fordert, dass Grup
Yorum keine Bühne geboten werden darf. Es soll verhindert werden, dass am
Tag des Erdogan Besuchs in Berlin ein Auftritt von Grup Yorum stattfindet.
Es soll verhindert werden, dass Grup Yorum die Verbrechen des NSU, der
Nazis in Chemnitz und die Angriffe auf Flüchtlingsheime anprangert. Mit
ihren Verboten legitimieren die Behörden in Deutschland die Folter, die
Verbote, die Kopfgelder gegen fortschrittliche Künstler. Sie schicken sich
an, die Lieder eines Volkes zu verbieten, erklären Millionen von Hörern der
Gruppe pauschal zu Terrorunterstützern. In Themar können Nazigruppen
ungestört und unter Heil Hitler Rufen auftreten, können Hitlergrüße zeigen
und ihr menschenfeindliches Gedankengut propagieren, aber die Musik des
antifaschistischen Widerstands in der Türkei wird verboten.

Wir wollen das nicht zulassen. Es ist die Aufgabe aller fortschrittlichen,
demokratischen, antifaschistischen Menschen, die Angriffe gegen Grup Yorum
zu verurteilen und sich zu solidarisieren. Lasst uns gemeinsam unsere
Stimme erheben gegen Rassismus. Grup Yorum macht die Lieder der Völker,
ruft zu Solidarität und Brüderlichkeit auf. Lasst uns eine Stimme gegen
Rassismus sein, lasst uns gemeinsam verhindern, dass die Stadt Frankfurt
das Konzert der Gruppe Grup Yorum verbietet.

Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völker!

Hoch die internationale Solidarität!

Es lebe die Brüderlichkeit der Völker!

Grup Yorum ist nicht alleine!

Tayad Komitee

 * 

Quelle:

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: hamburg@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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KOHLEALARM/474: Klimakampf und Kohlefront - Diskurs gefordert ... (BUND u.a.)


Gemeinsame Erklärung von BUND, campact, Deutsche Umwelthilfe, Germanwatch,
Greenpeace, NABU, Naturfreunde, WWF und dem Umweltdachverband Deutscher
Naturschutzring vom 17. September 2018

++ Wir stehen geschlossen für einen Kohleausstieg, der seinen Namen
verdient ++



Die anhaltende Rekorddürre und die verheerenden Taifune und Hurrikane in
Asien und den USA verdeutlichen noch einmal, wie wichtig die Umsetzung
unserer völkerrechtlich verpflichtenden Klimaziele ist. Der in den letzten
Tagen in der Presse diskutierte "Kompromiss" für einen geordneten
Kohleausstieg ist dafür nach Ansicht der deutschen Umweltverbände nicht
geeignet. Es kommentiert Prof. Dr. Kai Niebert, Präsident des
Umweltdachverbandes DNR:

"Will Deutschland seine Verpflichtungen im Klimaschutz wissenschaftsbasiert
umsetzen, muss die Kohleverstromung bis 2020 halbiert werden. Bis 2030 muss
der Ausstieg aus der Kohle weitestgehend abgeschlossen sein. Dabei gilt:
Wir reden nicht über abstrakte Zieldaten, sondern über reale
Emissionsbudgets. Je entschlossener mit dem Ausstieg begonnen wird, desto
moderater gestaltet sich deshalb das Enddatum.

Wir stehen für Verbindlichkeit. Einerseits für einen sozial gerechten,
strukturpolitisch begleiteten Kohleausstieg, andererseits für die
wissenschaftsbasierte Umsetzung der Temperaturlimits des Pariser
Klimaabkommens. Dafür braucht es die ambitionierte zusätzliche Abschaltung
von Kapazitäten. Was nun öffentlich als "Kompromisslinie" skizziert worden
ist, wäre klimapolitisch ein Schlag ins Wasser. Ein solcher Ausstiegspfad,
der lediglich einen vorhersehbaren, marktgetriebenen Prozess beschreibt,
ist für uns inakzeptabel. Die Kohlekommission muss dem Anspruch gerecht
werden, den Klimazielen und Verpflichtungen Deutschlands gerecht zu werden.

Versuche, die Umweltbewegung zu spalten, werden scheitern. Wir lassen uns
weder von der unverantwortlichen Provokation im Hambacher Wald
auseinanderdividieren, noch werden wir uns durch angebliche Kompromisse
irritieren lassen. Geschlossen fordern wir weiterhin ein Moratorium für die
Zeit der Kommissionsarbeit und eine Rückkehr zum Diskurs. "Reden statt
Roden" muss die Leitschnur sein.

Die Umweltverbände stehen geschlossen hinter dem friedlichen Widerstand im
Hambacher Wald und unterstützen die Mobilisierung der beteiligten Verbände
für Massenproteste im Oktober.

Daher fordern wir alle beteiligten Akteure auf, sich nun endlich auf die
inhaltliche Arbeit in der Kommission zu konzentrieren. Mit Anstand und
Verstand wird ein Ergebnis herauskommen, das Klimaschutz mit vernünftigen
Perspektiven für Beschäftigung und Regionen verbindet."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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AUSSTELLUNG/4435: Münster - "Aus Westfalen in die Südsee", Stadtmuseum 22.09.-13.01.2019


idw - Pressemitteilung: Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster

Aus Westfalen in die Südsee

Eröffnung am Freitag, den 21.09.2018 

Ausstellungsdauer: 22. September 2018 bis 13. Januar 2019



Ausstellung im Stadtmuseum Münster zeigt erstmals katholische Mission
in deutschen Kolonien in Ozeanien - "Ausgeprägtes kulturelles
Überlegenheitsgefühl der Missionare gegenüber der indigenen
Bevölkerung" -Vielfältige Exponate: Fotografien aus dem Missionsleben,
Tierpräparate, Schnitzfiguren des indigenen Totenkults - "Keine
einseitige koloniale 'Erfolgsgeschichte', sondern komplexe
Verflechtungen"

Die neue Ausstellung "Aus Westfalen in die Südsee" im Stadtmuseum
Münster zeigt ab Samstag erstmals die katholische Missionsgeschichte
in Ozeanien während der deutschen Kolonialzeit am Beispiel
westfälischer Orden. "Ende des 19. Jahrhunderts verbanden sich in
Deutschland Kolonialismus und christliche Mission", erläutern die
Historikerin Prof. Dr. Silke Hensel vom Exzellenzcluster "Religion und
Politik" der WWU und die Museumsdirektorin Dr. Barbara Rommé, die die
Ausstellung entworfen haben. "Dies galt besonders für Ozeanien, die
Inselwelt im Pazifik bei Australien, wo das Deutsche Reich nur
deutsche Missionsgesellschaften und -orden dulden wollte." Aus
Westfalen waren zwei Orden beteiligt: Die eigens gegründeten
Herz-Jesu-Missionare und die Missionsschwestern vom Heiligsten Herzen
Jesu aus Münster-Hiltrup sowie die Rheinisch-Westfälische
Ordensprovinz der Kapuziner übernahmen die Christianisierung in
Papua-Neuguinea und Mikronesien. Sie brachten zahlreiche Fotografien
und ethnologische Objekte mit, etwa aus dem Totenkult in
Papua-Neuguinea, die die Ausstellung erstmals zeigt und die Einblicke
in das Missionsleben sowie in die Lebens- und Vorstellungswelten der
einheimischen Bevölkerung geben. "Sichtbar wird das kulturelle
Überlegenheitsgefühl der Missionare, die den Indigenen nicht nur das
'Seelenheil' bringen, sondern sie auch 'zivilisieren' wollten." Die
Begegnung habe beide Seiten und die Selbst-und Fremdsicht der
Deutschen verändert, so Silke Hensel unter Verweis auf neue
Forschungen der Verflechtungsgeschichte. Die Ausstellung läuft vom 22.
September 2018 bis 13. Januar 2019. Der Eintritt ist frei. Zur
Eröffnungsfeier am Freitag um 16.00 Uhr sind Interessierte eingeladen.

Ein kunstvoll geschnitztes "Seelenboot" mit Ahnenfiguren, das Präparat
eines langschnabeligen "Fratzenkuckucks" (Abb. 1), Fotoalben der
Kapuziner (Abb. 2) mit Bildern von ihrer Arbeit, von neuen Schulen und
Kirchen sowie mit Porträts Einheimischer: Die Bandbreite der Leihgaben
aus Orden und Museen, die die Ausstellung präsentiert, erzählt in
vielen Facetten vom Leben und Wirken der Missionare und der
einheimischen Bevölkerung zwischen dem Ende des 19. Jahrhunderts und
den 1920er Jahren. Die Exponate berichten von Verwaltungs- und
Baumaßnahmen, von den wissenschaftlichen Interessen der Missionare an
der Tier-, Pflanzen- und Sprachwelt der Bevölkerung, von ihrer
Beziehung zur Kolonialregierung und zur evangelischen Mission und
nicht zuletzt von ihren Erziehungsmaßnahmen für Kinder und Erwachsene.
Allein die Fotos aus der Kapuzinersammlung zeigen vielfältige Motive
wie die Missionare mit Schulklassen oder die lokale Bevölkerung in
westlicher Kleidung. Aus den Bildern - die in der Heimat auf
Postkarten, in Kolonialzeitungen und Büchern verbreitet wurden, um
Einnahmen für die weitere Mission zu erzielen - lassen sich die
Missionierungsziele und pädagogischen Ambitionen laut Hensel
herauslesen: "Aus den 'Wilden', für die man die lokale Bevölkerung
hielt, da sie weniger Kleidung trugen und nach Geschlecht getrennt
lebten, sollten Christen deutscher Prägung werden. Nicht selten waren
diese Überlegenheitsgefühle mit rassistischen Vorstellungen
verbunden." Wie die Ausstellung vor Augen führe, sollten die
Einheimischen nicht nur ihre Kleidung und Frisuren an europäische
Standards anpassen, sondern auch ihre sozialen Beziehungen ändern und
in Vater-Mutter-Kind-Familien leben. Die Historikerin unterstreicht,
Missionsgeschichte könne heute nicht mehr als "einseitige
Erfolgsgeschichte" geschrieben werden, in der Missionare in die Welt
gingen und unter widrigsten Umständen den Glauben verbreiteten.
Vielmehr sei die Perspektive der Indigenen einzubeziehen und das
Machtgefälle und der Rassismus der Europäer aufzuzeigen. Es sei ein
komplexer Kulturtransfer erkennbar, in dem beide Seiten sich
gegenseitig beeinflussten.

Tierpräparate und Völkerschauen

"Die mehr als 100 Jahre alten Tierpräparate, heute im Besitz des
LWL-Museums für Naturkunde in Münster, zeugen nicht nur von der
Tierwelt in den Kolonien und den wissenschaftlichen Interessen der
Missionare, sondern auch vom wachsenden Interesse der europäischen
Bevölkerung an Objekten aus den Missionsgebieten, die man als exotisch
und fremdartig empfand", so Rommé und Hensel. Nach Kokosnüssen seien
Paradiesvögel zum zweitwichtigsten Exportgut aus Deutsch-Neuguinea
geworden. "Dass die Europäer die Lebensweise der Indigenen stets als
'unsittlich' ablehnten, hielt sie nicht davon ab, manche Elemente
ihrer Kultur in die eigene Kunst und Mode aufzunehmen. Der Handel mit
Ethnografica aus Ozeanien florierte. Im Deutschen Reich wurde es
modern, Vogelflügel oder sogar ganze Vögelbalge auf Hüten zu
drapieren." Gegen die Jagd auf die begehrten Vögel wandten sich
allerdings bald Ornithologenverbände und Tierschützer und setzten 1913
Schutzreservate und Schonzeiten durch. "Deutscher Kolonialismus und
die Missionen prägten nicht nur Ozeanien, sondern in vieler Hinsicht
wirkten sie auf das Deutsche Reich zurück", so Prof. Hensel.

So informiert die Ausstellung auch über die sogenannten Völkerschauen.
"Sie dienten der uns heute menschenunwürdig erscheinenden
Zurschaustellung von Angehörigen fremder Kulturen. Die nach
Deutschland verbrachten Indigenen hatten vor zahlendem Publikum als
'typisch' erachtete Tätigkeiten wie Jagen, Tanzen oder Handarbeiten in
vermeintlich traditioneller Kleidung vorzuführen", so Rommé. Auch im
Zoo in Münster ließ Zoodirektor Hermann Landois (1835-1905) seit 1879
in dieser Weise verschiedene Völkergruppen als "Unterhaltungsprogramm"
präsentieren. "Die besondere Aufmerksamkeit der Zeitgenossen erregten
leicht bekleidete weibliche Darstellerinnen aus Samoa in den Jahren
1896 und 1897, aber auch Lappländer oder Suaheli wurden gezeigt." Wie
die Darstellerinnen und Darsteller behandelt wurden, war sehr
unterschiedlich: "Manche wurden aus ihrer Heimat verschleppt und im
Deutschen Reich unter unwürdigen Bedingungen untergebracht und in den
Schauen präsentiert." Die Samoanerinnen und Samoaner, die im Rahmen
einer "Völkerschau" nach Münster kamen, verbanden mit ihrer Reise nach
Deutschland aber ganz eigene Ziele. Rommé: "Die Samoaner wollten ihre
Heimat bei den neuen Herrschern bekannt machen und suchten Kontakt zu
Hochadeligen im Deutschen Reich. Zur Heimat hielten sie Kontakt in
Briefen. Den Organisatoren der Samoa-Schau, den deutschen Brüder
Marquardt, von denen einer auf Samoa lebte, waren sie nicht hilflos
ausgeliefert."

Malangan - geschnitzte Figuren des Totenkultes

Zur Ausstellung erscheint ein reich bebilderter Begleitband "Aus
Westfalen in die Südsee", der das Ausstellungsthema vertieft und die
vielfältige Verflechtungsgeschichte zwischen Deutschland und Ozeanien
beschreibt, auch im Vergleich der ländlichen Gesellschaften in
Westfalen und Ozeanien. Die Autorinnen und Autoren befassen sich auch
mit der Frage der Herkunft der ethnologischen Objekte der Ausstellung
in Münster, die sämtlich von Missionaren und Missionsschwestern
mitgebracht wurden und nicht, wie andere Ethnologica in Europa, etwa
aus Strafexpeditionen stammen. "Ein selten gut dokumentiertes,
ethnologisches Objekt ist der geschnitzte Mondfisch (Abb. 3), den wir
in der Ausstellung aus der Sammlung der Hiltruper Missionsschwestern
zeigen", so Rommé und Hensel. Der geflügelte Fisch aus dem Totenkult
trägt einen Menschen im Maul, der ihm einen Speer in den Rücken
gestoßen hat, und repräsentiert alle verstorbenen Ahnen. Ein Foto von
1928 hält die originale Präsentationsform für das Totengedenken, die
sogenannte Malanganfeier, in einem Unterstand fest. Sogar der Name des
Künstlers ist überliefert.

"In anderen Fällen weiß man häufig weit weniger oder gar nichts über
den Erwerb von Objekten aus kolonialen oder von Missionaren
zusammengetragenen Sammlungen, da selten Aufzeichnungen über
Herkunftsort, Urheber oder Umstände existieren, unter denen das Stück
in den Besitz des Sammlers oder Museums gelangte", führt Barbara Rommé
aus. Ungewiss bleibt den Ausstellungsmacherinnen zufolge selbst im gut
dokumentierten Fall des Mondfisches, ob die Übernahme durch die
Missionare mit einem fairen Preis für den Schnitzer verbunden war.
"Die weiteren westfälischen Erwerbungen aus der Ausstellung sind,
soweit uns die Quellen unterrichten, wohl meist friedlich zustande
gekommen. Bislang ließ sich kein Hinweis auf eine unrechtmäßige
Erwerbung finden", so die Ausstellungsmacherinnen. Im Fundus der Orden
seien zahlreiche weitere Objekte, deren Untersuchung ausstehe.
"Provenienzforschung ist wegen der oft spärlichen Quellen komplex", so
Hensel und Rommé, "aber dennoch von hoher Bedeutung für die
Aufarbeitung des kolonialen Erbes." (sca/vvm)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1807

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/4434: Tübingen - "Bach bearbeitet", 27.09.-04.11.2018


idw - Pressemitteilung: Eberhard Karls Universität Tübingen

MUT zeigt Sonderausstellung "Bach bearbeitet"

Museum der Universität Tübingen zeigt im Rahmen des Tübinger Bachfests
spezielle Interpretationen einzelner Bach-Werke



Anlässlich des Tübinger Bachfests 2018 zeigt das Museum der
Universität Tübingen (MUT) ab dem 27. September die zweisprachige
Sonderausstellung "Bach bearbeitet - a media exhibition". Bis zum 4.
November 2018 werden auf Schloss Hohentübingen bekannte, aber auch
überraschende Bearbeitungen Bach?scher Werke gezeigt. Zur Eröffnung am
Mittwoch, 26. September, um 19 Uhr sind alle Interessierten herzlich
eingeladen.

Bachs Werk war durch die Jahrhunderte bis heute Inspirationsquelle für
zahlreiche Künstlerinnen und Künstler. Sie deuteten, bearbeiteten oder
übersetzten seine Musik und auch seine Biografie in mannigfaltigen
Formen und Ausdrucksmöglichkeiten - in Musik und Tanz, Film und
Literatur. Sei es Mendelssohns Bearbeitung der Matthäus-Passion, Nacho
Duatos Ballett-Hommage, Folkert Uhdes "Inside Partita" oder Carl
Zuckmayers Transformation der Bachfuge ins Lyrische - jede
Interpretation nimmt sich dieses musikalischen Erbes auf ihre Weise
an.

"Die Medienschau überrascht mit außergewöhnlichen Interpretationen der
Werke des größten Komponisten der Musikgeschichte", sagt Kurator Dr.
Frank Dürr. "Besonders das erstmalige Aufeinandertreffen der modernen
Bearbeitungen in Bild und Ton wird viele Bach-Fans erfreuen."

In zahlreichen medialen Formen und Facetten zeigt die Ausstellung die
verborgene Freiheit, die in der Bearbeitung von Werk und Biografie
Johann Sebastian Bachs zum Vorschein tritt. In der Mitte des
Ausstellungsraums ist ein Silbermann-Hammerflügel als szenografisches
Highlight platziert - ein Instrument, das Bach selbst zum Komponieren
nutzte und das seine "völlige Gutheißung" fand.

 * 

Ausstellung

Kuration: Frank Dürr, Christian Fischer, Florian Mittelhammer

Mitarbeit: Marie Daschke, Daniela Debus, Karina Dipold, Matthias Ehm,
Sebastian Gabler, Lars Krause, Lea Schubert, Johanna Schwille, Niklas
Wursthorn

Ausstellungsgestaltung: Stephan Potengowski Formgebung

Ort:

MUT Alte Kulturen

Schloss Hohentübingen

Burgsteige 11

72070 Tübingen

Eröffnung:

Mittwoch, 26. September 2018, 19 Uhr

Schloss Hohentübingen

Laufzeit:

27. September 2018 bis 4. November 2018

Öffnungszeiten: Mittwoch bis Sonntag 10 bis 17 Uhr

Donnerstag bis 19 Uhr

Informationen: 07071-29-77384, www.unimuseum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4141: Unna - Matthias Kneip "111 Gründe, Polen zu lieben" am 25. September 2018


111 Gründe, Polen zu lieben

Der Schriftsteller Matthias Kneip liest in der Bibliothek im zib



Kreisstadt Unna. Am nächsten Dienstag stellt der Schriftsteller
Matthias Kneip im Rahmen der interkulturellen Woche sein Buch "111
Gründe, Polen zu lieben" vor. Das Buch ist eine ebenso witzige wie
hintergründige Liebeserklärung an Deutschlands östliches Nachbarland
und seine Menschen. Humorvoll und augenzwinkernd nimmt Kneip den Leser
mit auf eine sehr persönliche Reise durch das Land zwischen Oder und
Bug, ohne dabei den Blick für die Realitäten zu verlieren. Neben
kuriosen Sehenswürdigkeiten widmet Kneip sich auch den Eigenheiten der
polnischen Mentalität oder besonderen Werken polnischer Kultur.
Selbstverständlich darf bei einer solchen Liebeserklärung auch der
Blick in den nationalen Kochtopf nicht fehlen! Für sein Schaffen
erhielt Kneip zahlreiche Auszeichnungen, so unter anderem 2011 den
Kulturpreis Schlesien des Landes Niedersachsen und 2012 das
Verdienstkreuz der Republik Polen.

Termin: Dienstag, 25. September 2018, 19 Uhr in der Bibliothek im zib.
Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 20. September 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFF/1230: Kassel - "Interkulturelle Woche 2018" vom 22.9. bis 3.10.2018


"Vielfalt verbindet Kassel!" - Interkulturelle Woche 2018 



Unter dem Motto "Vielfalt verbindet Kassel!" findet die
Interkulturelle Woche (IKW) 2018 vom 22. September bis 3. Oktober mit
rund 30 Veranstaltungen - einer Mischung aus Kultur, Informationen
und Unterhaltung - statt. Organisiert ist die IKW von zahlreichen
Kasseler Trägern der Integrationsförderung, von kommunalen
Einrichtungen, freien Trägern der Wohlfahrtsverbände, Vereinen und
engagierten Personen. Das Programm spricht alle Altersgruppen an: Es
gibt Musik, Kulinarisches, Museumsangebote, Spiele, Exkursionen und
vieles mehr. Erstmals sind die Grimmwelt Kassel und das Museum für
Sepulkralkultur mit an Bord. Der Integrationsbeauftragte der Stadt
Kassel moderiert und unterstützt die Vorbereitungen und die
Durchführung.

Kommunikation in der Aktion 

"Die interkulturelle Woche bietet eine wichtige Gelegenheit,
miteinander ins Gespräch zu kommen und sich auch über kulturelle
Grenzen bei gemeinsamen Aktivitäten auszutauschen. Das verbindet, es
ist die Grundlage für Verständigung und Vertrauen, denn für das
Miteinander in unserer Gesellschaft steht die Kommunikation auf allen
Ebenen an erster Stelle", sagte Bürgermeisterin Ilona Friedrich.

Für gemeinsame Aktivitäten bietet die IKW vieles Anlässe. So bei einem
interkulturellen Spieleabend, beim gemeinsamen Kochen mit Jugendlichen
aus Afghanistan, Syrien und Slowenien - oder gar dem "Essen um die
Welt" -, bei einer Wanderung auf den historischen Spuren der Zeit
zwischen 1780 und 1820 unter dem Motto "Im Wald, da sind die Räuber",
und während eines Workshops, bei dem alte Handwerkskünste neu zu
entdecken sind. "Fürsorge, Zedaka und Zakat" ist der geheimnisvolle
Titel eines Altstadtrundgangs auf den Spuren der drei Religionen
Christentum, Judentum und Islam. Über Baukultur wird unter der
Überschrift "Geist und Haus" gesprochen, es gibt das Mikrotheater von
Migrant_innen und natürlich hat auch der Fußball mit einem
interkulturellen Turnier für Menschen zwischen 6 und 21 Jahren seinen
Platz.

Bürgermeisterin Friedrich: "Ganz besonders wichtig sind uns die
Angebote für die Jüngsten und Jungen, denn so können sie
Sprachkompetenz und Dialogfähigkeit spielerisch trainieren." So zum
Beispiel beim internationalen Kochen für Kinder und Jugendliche von 6
bis 21 Jahren, einem Spielnachmittag in der Jugendbücherei oder einem
Vorlesenachmittag, bei dem lustige, spannende und abenteuerliche
Geschichten für Kinder ab 3 Jahren in verschiedenen Sprachen
vorgelesen und erzählt werden. Preise zu gewinnen gibt es beim "Rätsel
der seltsamen Vitrine" in der Jugendbücherei, für dessen Lösung ein
Buch der Weltliteratur erraten werden muss, das sich mit dem Thema
Flucht befasst.

"Fest der Begegnung" und "Tag der Moschee 

Wie in den vergangenen Jahren gehörte wieder das interreligiöse "Fest
der Begegnung" am 27. September unter dem Motto "Geschichten zum
Glück" zur IKW. Das Fest wird in diesem Jahr vom "Runden Tisch der
Religionen" in Kooperation mit der Bahai-Gemeinde organisiert.
Am 3. Oktober gibt es zum Abschluss die Gelegenheit, beim "Tag der
offenen Moschee" islamische Gotteshäuser kennen zu lernen.

Ausführliche Informationen 

Das komplette Kasseler Programm liegt in digitaler Form auf der
Homepage der IKW www.interkulturellewoche.de vor.
Ausführliche Programminformationen sind ebenfalls dem
Veranstaltungskalender der Stadt Kassel zu entnehmen.
Programmhefte sind erhältlich am Info-Point im Rathaus, in der
Stadtbücherei sowie der Kinder- und Jugendbücherei.

Hintergrund 

Die bundesweit jährlich stattfindende Interkulturelle Woche (IKW) ist
eine Initiative der Deutschen Bischofskonferenz (DBK), der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und der
Griechisch-Orthodoxen Metropolie. Sie findet seit 1975 Ende September
statt und wird von Kirchen, Kommunen, Wohlfahrtsverbänden,
Gewerkschaften, Integrationsbeiräten und -beauftragten,
Migrantenorganisationen, Religionsgemeinschaften und Initiativgruppen
unterstützt und mitgetragen. In mehr als 500 Städten und Gemeinden
werden rund 5.000 Veranstaltungen durchgeführt. Der Tag des
Flüchtlings ist Bestandteil der Interkulturellen Woche

Weitere Informationen: 

Weitere Informationen erteilt der Integrationsbeauftragte der Stadt
Kassel, Carsten Höhre, unter Telefon 0561 - 7872152 und Email:
carsten.hoehre@kassel.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8384: Bochum - Brain Café zum Thema Parkinson-Erkrankung am 26.09.2018


Ruhr-Universität Bochum

Brain Café



Am 26. September 2018 veranstaltet der Sonderforschungsbereich 874 der
RUB das erste Brain Café nach der Sommerpause. Die Vortragsreihe, in
der neurowissenschaftliche Forschung für Laien verständlich
aufbereitet wird, beschäftigt sich diesmal mit neuen Therapieansätzen
bei der Parkinson-Erkrankung. Der Vortrag von Prof. Dr. Lars Tönges
von der Klinik für Neurologie am St. Josef-Hospital - Katholisches
Klinikum Bochum heißt: "Die Parkinson-Erkrankung - Führen die neuen
Therapien zur Heilung?". Die Veranstaltung beginnt um 18 Uhr und
findet in der Universitätsbibliothek der RUB (Raum 9, 1. Etage) statt.

Der Eintritt ist frei, eine vorherige Anmeldung per E-Mail unter
sfb874-pr@rub.de oder per Telefon unter 0234-32-26675 ist erwünscht.

 * 

Quelle:

Onlineredaktion/Rubens

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Interne Kommunikation und Pressearbeit UV 0/14

Universitätsstraße 150, 44801 Bochum

Internet: www.uv.rub.de/dezernat8/
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VORTRAG/8383: Ladenburg - Eine Inventur des Sternenhimmels, Vortrag von Prof. Jordan, 22.09.


idw - Pressemitteilung: Daimler und Benz Stiftung

Eine Inventur des Sternenhimmels 

Vortrag von Prof. Stefan Jordan

22. September 2018 um 18 Uhr

Domhofsaal der Stadt Ladenburg

Hauptstr. 9, 68526 Ladenburg



Die Milchstraße: Neben den Sternen und Planeten bilden große Gas- und
Staubmassen sowie die mysteriöse "Dunkle Materie" ihre wesentlichen
Bestandteile. Doch so vertraut uns das nächtliche Himmelsfirmament ist
- noch immer sind viele Forschungsfragen zu unserer Heimatgalaxie
unbeantwortet. Um diesen Geheimnissen auf die Spur zu kommen, vermisst
seit rund drei Jahren der Satellit "Gaia" der European Space Agency
akribisch unsere galaktische Nachbarschaft.

Ende April 2018 erschien der zweite sogenannte "Gaia-Katalog": In ihm
sind mit extrem hoher Präzision die Bewegungen und Entfernungen sowie
die Helligkeiten oder die Farben von mehr als 1,3 Milliarden Sternen
enthalten. Dieses neu gewonnene Wissen stellt eine bedeutsame Quelle
für nahezu sämtliche Forschungsfelder der Astrophysik dar. In seinem
Vortrag erläutert Stefan Jordan einige Höhepunkte der aktuellen 
Gaia-Mission und zu welch grundlegenden Erkenntnissen diese 
Satelliten-Messungen im Weltraum führen.

Prof. Dr. Stefan Jordan  studierte, promovierte und
habilitierte nach Forschungsaufenthalten u.a. in den USA an der
Universität Kiel. Seit 2014 ist Jordan Außerplanmäßiger Professor am
Astronomischen Rechenzentrum des Zentrums für Astronomie der Ruperto
Carola. Seine Forschungsgebiete sind u.a. die Astrometrie,
Sternatmosphären und die Spätphasen der Sternentwicklung. Seit 2004
arbeitete (arbeitet?) er am Gaia-Projekt - etwa an der täglichen
Qualitätskontrolle der Gaia-Daten, deren Visualisierung sowie ihrer
Publikation mit Hilfe von Datenbanken.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.daimler-benz-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution671

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Daimler und Benz Stiftung, 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/946: Korea-Gipfel - ICAN begrüßt Fortschritte (ICAN)


ICAN-Pressemitteilung vom 19. September 2018

Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen

Korea-Gipfel: ICAN begrüßt Fortschritte

Anti-Atomwaffen-Kampagne fordert atomare Abrüstung auf Grundlage
internationaler Verträge



Die mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnete Anti-Atomwaffen-Organisation
ICAN begrüßt die die Ergebnisse des Korea-Gipfels als ersten Schritt zu
einer atomwaffenfreien koreanischen Halbinsel. Allerdings fehlt ein
verbindlicher Fahrplan zur atomaren Abrüstung.

"Die Ergebnisse des Treffens in Pjöngjang sind ein wichtiger Fortschritt im
Friedensprozess und können langfristig zu einer koreanischen Halbinsel ohne
Atomwaffen beitragen. Wir brauchen nun konkrete Zusagen, welche
Abrüstungsschritte von wem bis wann unternommen werden", kommentiert Martin
Hinrichs aus dem Vorstand von ICAN Deutschland. "Ein Abrüstungsplan muss
zudem auf internationalen Verträgen beruhen. Nur so können wir sichergehen,
dass der Prozess dauerhaft weitergeht."

Auf dem Gipfel in Pjöngjang haben Südkoreas Präsident Moon Jae In und
Nordkoreas Staatschef Kim Jong Un verschiedene Maßnahmen vereinbart. Unter
anderem erklärte sich Kim grundsätzlich dazu bereit, die Atomanlage in
Yongbyon sowie die Raketentestanlage in Sohae unter internationaler
Aufsicht abzubauen. Unklar blieb allerdings, welche Gegenleistung er dafür
verlangt und bis wann dies geschehen soll.

"Endlich wird wieder miteinander gesprochen, statt mit dem Einsatz von
Atomwaffen zu drohen", sagt ICAN-Vorstand Hinrichs. "Dauerhafter Frieden
ist allerdings nur möglich, wenn diese Waffen verboten und abgeschafft
sind. Daher sollten Nord- und Südkorea dem internationalen Atomwaffenverbot
beitreten, das im vergangenen Jahr von den Vereinten Nationen beschlossen
wurde. Das wäre ein deutlicher Beleg für die Ernsthaftigkeit ihrer
Abrüstungsbemühungen."

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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TAGUNG/104: Bochum - Erdbeobachtung. Flüchtlingsversorgung mithilfe von Satelliten, 24.-26.09.2018


Ruhr-Universität Bochum

Tagung zur Erdbeobachtung

24. bis 26. September 2018

Wie mithilfe von Satelliten Flüchtlinge versorgt werden können.



Knapp 100 Wissenschaftler aus 21 Nationen treffen sich im
Veranstaltungszentrum der Ruhr-Universität Bochum (RUB). Vom 24. bis
26. September 2018 tauschen sie sich über neueste Forschungsergebnisse
im Bereich der Erdbeobachtung von Städten und Metropolräumen aus. Mit
dabei sind auch Vertreter internationaler Hilfsorganisationen wie dem
Internationalen Komitee des Roten Kreuzes.

Die Fernerkundung beziehungsweise Erdbeobachtung ermöglicht es, große
Räume nahezu zeitgleich und hochaktuell aus dem Weltraum mit Hilfe von
Satelliten aufzunehmen. Die Bilddaten können in vielfacher Hinsicht
genutzt werden, beispielsweise um Veränderungen in Städten zu
erfassen: Werden Grünflächen weniger, entstehen neue Slums? In manchen
Fällen werden die Bilddaten dazu genutzt, Flüchtlingslager zu erfassen
und Hilfsmaßnahmen zur Versorgung von Flüchtlingen oder Opfern von
Naturkatastrophen zu veranlassen.

Weitere Infos: http://urs.earsel.org/workshop/2018-urs-ws/home/

 * 

Quelle:

Onlineredaktion/Rubens

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Interne Kommunikation und Pressearbeit UV 0/14

Universitätsstraße 150, 44801 Bochum

Internet: www.uv.rub.de/dezernat8/
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LESUNG/6183: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Rainer F. Brunath: "Vom Empire zum Brexit - England im Wandel", 8.11.2018


Kulturcafé Komm du - November 2018

Rainer F. Brunath: "Vom Empire zum Brexit - England im Wandel"

Autorenlesung am Donnerstag, den 8. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zur Autorenlesung mit Rainer F. Brunath am Donnerstag, den 8.11.2018 um 20 Uhr im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg mit dem Buchcover 'om Empire zum Brexit - England im Wandel' und einem Portrait des Autors - Foto: by Fotolia, Umschlag-Gestaltung: Dieter Kindel - Portrait des Autors: © by Rainer F. Brunath]





Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung

am Donnerstag, den 08.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Rainer F. Brunath

"Vom Empire zum Brexit - England im Wandel"

Der Autor Rainer F. Brunath skizziert den Aufstieg Englands
zur größten Wirtschafts- und Kolonialmacht der Geschichte. Vom
Mittelalter bis zum "Brexit" zeigt dieses Buch die Kontinuitäten und
Wandlungen der Politik Londons auf, denen als gemeinsamer Nenner
stets wirtschaftliche Interessen, d.h. die Interessen der Eliten,
zugrunde lagen. "Wir Briten haben unsere eigenen Träume", meinte
einst Winston Churchill. Gilt das auch für heute, wenn wir an das
Problem Brexit denken? Wie kam es überhaupt dazu? Wer oder was war
schuld?

Diesen Fragen geht der Autor in seinem Buch "Vom Empire zum Brexit -
England im Wandel", das er am Donnerstag, den 8. November 2018
zusammen mit seiner Tochter Carola Brunath im "Komm du"
vorstellen wird, nach und lädt anschließend ein zu Gespräch und
Diskussion.


Die Autorenlesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Das Buch "VOM EMPIRE ZUM BREXIT" von Rainer F. Brunath erschien im Herbst 2017 im Region Verlag

Foto links: by Fotolia, Umschlag-Gestaltung: Dieter Kindel - rechts: © by Rainer F. Brunath




Auszug aus der Rezension von Elisabeth Lindner-Riegler,
pensionierte AHS-Lehrerin und jahrzehntelange Aktivistin für die
Befreiung des südlichen Afrika von den Folgen des britischen
Kolonialismus:

Das Buch VOM EMPIRE ZUM BREXIT ist eine wichtige Stimme gegen
 die vereinfachte, einseitige Hetzkampagne und richtet sich an alle,
 die das britische Votum differenzierter sehen und besser verstehen
 wollen, die die Verachtung, mit der die britischen Wähler und
 Wählerinnen abgekanzelt werden, zum Nachdenken bringt.



Ausführlich und detailreich werden die Geschichte Englands auf
 dem Weg zum Empire und der damit verbundenen Länder sowie die
 Kontinuitäten und Wandlungen im 20. Jahrhundert bis zum Brexit
 beschrieben. In der geschichtlichen Abhandlung wird den einzelnen
 Ländern, ihren jeweiligen Eigenheiten und den Grausamkeiten des
 Kolonialismus Raum gegeben und gleichzeitig versucht, durch diese
 Geschichte die Herausbildung einer nationalen Identität der
 Engländer nachzuzeichnen und zu erklären. "Rund dreihundert Jahre
 kolonialer Erfahrung und Verbindungen besaß Britannien nach dem 2.
 Weltkrieg, als 1973 das Vereinigte Königreich in den europäischen
 gemeinsamen Markt (EWG) eintrat. Es waren Erfahrungen und
 Verbindungen aus der Zeit der Expansion, die zu Machtzuwachs und
 Größe führten, aus den Jahrhunderten der Angliederung von Kolonien
 an das wachsende Empire, dessen Menschen eine besondere nationale
 Identität entwickelt hatten und die auch nach der Zeit der
 Entkolonisierung nicht verloren gegangen war." (S.20)



Quelle: http://www.euroexit.org/index.php/2018/02/02/buchbesprechung-von-empire-zum-brexit/



Über den Autor:

Rainer F. Brunath war lange Jahre in der Wirtschaft tätig.
Der Autor, gelernter Chemiker, arbeitete sowohl in der Forschung und
Entwicklung als auch im Bereich Beratung und Marketing, allein 20
Jahre in Italien, wo er heute noch wohnt; seine Zweitadresse ist
Hamburg. Beim Recherchieren zum Familiennamen und seinen Vorfahren,
stellte er überraschend fest, dass diese aus Italien stammen. Den
dort recht geläufigen Namen gibt es nämlich in mehreren Varianten
und Versionen wie Brunatti, Brunetti usw. - jeder Krimifan denkt da
gleich an den sympathischen Polizeibeamten Commissario Brunetti von
Donna Leon.

Seit langem lassen ihn wirtschaftliche, politische wie
geschichtliche Zusammenhänge, Hintergründe und Themen nicht mehr
los. Nach seiner Pensionierung recherchiert und schreibt
Brunath mit Leidenschaft, plant weitere Publikationen und
Bücher.


Weitere Informationen:

"Vom Empire zum Brexit" - Kurze Buchvorstellung von Wilhelm Langthaler

http://www.euroexit.org/index.php/2018/01/01/vom-empire-zum-brexit/

"Vom Empire zum Brexit" - Buchbesprechung von Elisabeth Lindner-Riegler

http://www.euroexit.org/index.php/2018/02/02/buchbesprechung-von-empire-zum-brexit/

"Vom Empire zum Brext" - Leseprobe als PDF

https://media.hugendubel.de/shop/coverscans/304PDF/9783981874907_leseprobe_01.pdf
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AUSSICHTEN/8403: Und morgen, den 21. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 21.09.2018 bis zum 22.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8403 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolkenfelder grau in grau

schmecken Frosch Jean-Luc nicht bitter,

auch wenn 's regnet wie die Sau

und es stürmt mit Blitzgewitter.
















Copyright 2018 by MA-Verlag
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MELDUNG/094: Privatbanken klären nur ungenügend über ihre nachhaltigen Investitionsangebote auf (idw)


Universität Zürich - 19.09.2018

Privatbanken klären nur ungenügend über ihre nachhaltigen
Investitionsangebote auf



Immer mehr Privatbanken bieten nachhaltige Anlagen für interessierte
vermögende Kunden an. Wie unterscheiden sich die nachhaltigen Produkte?
Und entspricht die Beratung den Erwartungen der Investoren? Eine Studie
der Universität Zürich zeigt, dass die meisten der 15 untersuchten
europäischen Banken noch Verbesserungspotential aufweisen.

Weniger als ein Prozent der Menschheit kontrolliert über 50 Prozent aller
Vermögen. Weltweit haben insbesondere diese vermögenden Investoren ein
steigendes Interesse daran, ihr Geld nachhaltig und damit sozial,
umweltfreundlich und nach ethischen Grundsätzen anzulegen. Diese
Kapitalströme könnten entscheidend für eine nachhaltige Entwicklung sein.
Viele Banken haben dieses wachsende Kundensegment erkannt und
entsprechende Anlagestrategien entwickelt. Aber wie hilfreich ist die
nachhaltige Produktpalette der einzelnen Institute tatsächlich? Und wie
gut wird der Kunde über diese Investitionsmöglichkeiten informiert?

Leitbild, Portfolio und Dienstleistungen untersucht

Zwei Wissenschaftler des "Centers for Sustainable Finance and Private
Wealth" der Universität Zürich sind diesen Fragen nachgegangen. Taeun Kwon
und Falko Paetzold haben 15 europäische Banken auf ihr nachhaltiges
Angebot für vermögende Kunden hin untersucht - von der französischen BNP
Paribas und der niederländischen Triodos Bank bis zur UBS, Credit Suisse,
Zürcher Kantonalbank oder der Privatbank Edmond de Rothschild. Unter die
Lupe genommen wurden das Leitbild der Bank, das Angebotsspektrum sowie die
dazu gehörenden Dienstleistungen.

"Es sind gute, nachhaltige Anlageangebote im Markt vorhanden. Allerdings
sind die Unterschiede gross und die Bandbreite kann je nach Bank zwischen
5 und 108 Produkten variieren", erklärt Taeun Kwon, Erstautorin und
Leiterin des Private Banking Programms. "Einige Institute versuchen,
Nachhaltigkeit in ihr gesamtes Angebotsspektrum zu integrieren und andere
setzen auf ergänzende nachhaltige Produkte. Aber die wirklich für den
Investor interessanten Angebote, die strategisch durchdacht sind und auch
eine signifikant positive Wirkung erzielen, sind noch eher selten." Im
Bericht am besten abgeschnitten haben die beiden auf Sustainability
spezialisierten Globalance Bank aus der Schweiz und die niederländische
Triodos Bank. Die anderen Institute - einschliesslich UBS und Credit
Suisse - entsprechen mit individuellen Stärken und Schwächen in etwa dem
Branchendurchschnitt.

Zu wenig aktive Einflussnahme möglich

Allerdings bleiben die Angebote dort hinter den Erwartungen zurück, wo das
Interesse der Anleger am grössten wäre. "Alle Banken kaufen für ihre
Kunden Aktien und Fonds und hoffen, dass der Preis steigt und integrieren
Nachhaltigkeitsaspekte in den entsprechenden Angeboten. Aber nur sehr
wenige engagieren sich aktiv in den Beteiligungsunternehmen und bewirken
Nachhaltiges", sagt Falko Paetzold, Gründer und Managing Director des
"Centers for Sustainable Finance and Private Wealth". So bietet erst die
Hälfte der Finanzinstitute Abstimmungsdienstleistungen für Aktien an. Dank
des Aktienstimmrechts kann der Investor unter Umständen die
Unternehmenspolitik der Beteiligungsfirma in Richtung Nachhaltigkeit
beeinflussen. Für Privatanleger, die explizit Mitbestimmung ausüben wollen,
sei diese Möglichkeit zwar möglich, aber bisher nur be-schränkt verfügbar,
bemängeln die Autoren.

Kundenbetreuer oft zu wenig gut ausgebildet

Gerade Privatanleger sind häufig am Thema Nachhaltigkeit interessiert,
sind aber bei ihren Investitionen auf ihre Kundenberater angewiesen. Und
genau dort kommt es zu einem Engpass: "Wir hören vielfach, dass Kunden
ihre Bank verlassen, weil der Berater ihnen kein nachhaltiges Anlageangebot
machen kann. Dabei wissen wir, dass die Bank solche Produkte
anbietet", sagt Taeun Kwon.

Laut Bericht bildet nur jede zweite Bank ihre Kundenberater in der
Pflichtausbildung über nachhaltige Investitionsmöglichkeiten aus. Und
selbst dann beschränkt sich der Unterricht auf 2 bis 4 Stunden.
"Kundenberater brauchen mehr Training, um sich im Thema wohl zu fühlen und
ein professionelles Gespräch über nachhaltige Investitionen führen zu
können", folgert Kwon. Auch müsse mehr interne organisatorische
Unterstützung erfolgen. Punkto Dienstleitungen haben sich neben den beiden
spezialisierten Banken vor allem die Finanzinstitute Lombard Odier und
Pictet gut positioniert. Alle an der Untersuchung beteiligten Banken sind
sich jedoch bewusst, dass sie ihre Berater besser über ihre nachhaltige
Produktpalette zu informieren und sie entsprechend schulen müssen.

Orientierungshilfe für Privatanleger und Banken

Der Bericht "Sustainable Investing Capabilities of Private Banks" des
"Centers for Sustainable Finance and Private Wealth" (CSP) der Universität
Zürich bietet eine Orientierungshilfe sowohl für Privatanleger wie für
Privatbanken, die an nachhaltigen Anlagen interessiert sind. Er untersucht
führende Privatbanken wie UBS und Credit Suisse und gibt einen
repräsentativen Überblick über das Angebot an nachhaltigen Anlagen im
europäischen Private Banking. Die einzelnen Profile sind für
Privatanleger interessant, die ihre eigenen Banken analysieren und mit
anderen Akteuren vergleichen wollen. Für die Geldinstitute selber bietet der
Bericht eine Auswertung ihre eigenen Positionen sowie Fallstudien zu
bewährten Verfahren.

Der Bericht "Sustainable Investing Capabilities of Private Banks -
Report #2: Assessment of 15 European Private Banks" ist zu beziehen unter

www.csp.uzh.ch.


Weitere Informationen unter:

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/Banken.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/012: Afrika, eine Geschichte zum Wiederentdecken - Vom Königreich Axum zum Imperium Äthiopiens (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Afrika, eine Geschichte zum Wiederentdecken, Teil 9 

Vom Königreich Axum zum Imperium Äthiopiens

Von Valentin Mufila, 19. September 2018






[image: Foto von Bernard Gagnon [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], von Wikimedia Commons]

Kirche Bet Giyorgis in Lalibela

Foto von Bernard Gagnon 

[CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)] von Wikimedia Commons



Das Königreich Axum wurde im 1. Jahrhundert v. Chr. im nördlichen Teil
Äthiopiens gegründet. Seine Ursprünge sind noch unbekannt, aber wir
wissen, dass es eines der mächtigsten Königreiche war, und vor allem
das erste christliche Königreich Afrikas.

Auf dem Höhepunkt seiner Expansion erstreckte es sich über Gebiete des
heutigen Eritrea, Äthiopiens, Jemens, Südsaudi-Arabiens, Westsomalia,
Dschibutis und des Nordsudans. Es unterhielt Handelsbeziehungen zu
Rom, China, Indien und Persien. Reich an Elfenbein, Weihrauch und
Gold, war es das erste afrikanische Königreich, das seine eigene
Währung prägte und ein Treffpunkt für eine Vielzahl von Kulturen -
Ägypter, Nubier, Araber und Inder - war. In den axumitischen Städten
lebten Christen, Juden, Muslime und sogar buddhistische Minderheiten.
Da die Axumiten den ersten Anhängern Mohammeds Asyl und Schutz gaben,
versuchten die Muslime nie, das Königreich zu stürzen, selbst wenn sie
ihre Religion in Nordafrika verbreiteten. Das Königreich begann dann
einen langsamen, aber unaufhaltsamen Niedergang, der mit der Invasion
der Königin Gudit, auch bekannt als Judith, gipfelte.

Zwischen 320 und 360 n. Chr. wurde König Ezana der erste christliche
Herrscher. Die äthiopisch-orthodoxe Kirche ist daher die einzige
autochtone, christliche Kirche mit alter Tradition im subsaharischen
Afrika. Früher wurde eine traditionelle Religion praktiziert, und
dann, mit Menelik, dem ersten Sohn Salomos und der Königin von Saba,
verbreitete sich ein afrikanisches Judentum, das einen anderen
Kalender hatte als der westliche und der jüdische.

Das Königreich Axum zeichnete sich auch durch seine außergewöhnlichen
architektonischen und künstlerischen Werke aus. Von den Palästen über
die riesigen Obelisken bis hin zu den Kirchen, einschließlich der elf
Kirchen, die in den Felsen der Stätte Lalibela gegraben wurden, gebaut
vom gleichnamigen König und dem unzugänglichen befestigten Kloster
Debré Damo. Einer Legende zufolge besitzt eine der Kirchen die
Bundeslade. Guez, eine semitische Sprache, wurde in der Liturgie
verwendet und wird heute noch gesprochen.

Das äthiopische Imperium wurde im 12. Jahrhundert gegründet,
verkündete seine Kontinuität mit dem alten Königreich Axum und
verdrängte den letzten Nachkommen von Königin Gudit. Es gelang ihm,
die arabischen und türkischen Armeen abzuwehren, und zusammen mit
Liberia war es das einzige afrikanische Land, das eine Kolonisierung
verhinderte, außer in der kurzen Zeit zwischen 1936 und 1941, als
Äthiopien dem italienischen Ostafrika angeschlossen wurde. Sein
letzter Kaiser, Ras Tafari Makonnen, besser bekannt als Haile
Selassie, wurde 1974 durch einen Staatsstreich abgesetzt.


Übersetzung aus dem Italienischen von Lorenzo Molinari


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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KURSUS/058: Bielefeld - Kurs zur Vorbereitung eines Stadtrundgang zum Thema Deportationen, Infos am 26.9.


Stadtrundgang auf den Spuren der Deportationen



Bielefeld (bi). Der Bielefelder Hauptbahnhof war von 1938 bis 1945 für
tausende jüdische Menschen Ausgangspunkt für die Fahrt in den Tod.
Spuren in Bielefeld erinnern noch heute an ihre Diskriminierung,
Verfolgung, Deportation und Vernichtung. Vor diesem Hintergrund bietet
die Volkshochschule im Ravensberger Park einen Kurs zur Vorbereitung
eines mehrstündigen Stadtrundgangs auf den Spuren der Bielefelder
Deportationen an.

Gesucht werden Interessierte, die den Rundgang recherchieren,
gestalten und dann für die Bielefelder Bevölkerung durchführen. Die
Teilnehmenden wählen die Stationen des Rundganges aus, erstellen für
jeden Ort Informationen und bereiten eine Dokumentation vor. Eine
Informationsveranstaltung zum Projekt wird am Mittwoch, 26. September,
um 18.15 in der Ravensberger Spinnerei, Raum 156, angeboten. Anmeldung
unter Telefon 0521 / 51-3490.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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VORTRAG/755: Braunschweig - "Der Schwarze Herzog" Friedrich Wilhelm, 26. September 2018


"Der Schwarze Herzog": Vortrag in der Stadtbibliothek 

Durchblick - Einblicke für Junggebliebene



Braunschweig. In der Reihe "Durchblick - Einblicke für Junggebliebene"
ist Eike Kuthe, Mitarbeiterin des Instituts für Braunschweigische
Regionalgeschichte am Mittwoch, 26. September, von 14.30 bis 16.30 Uhr
zu Gast in der Stadtbibliothek Braunschweig, Schlossplatz 2. Das
Thema ihres Vortrags ist "Der Schwarze Herzog". Ein Büchertisch mit
dem passenden Medienangebot der Stadtbibliothek steht zum Stöbern und
Ausleihen bereit. Bei einer Tasse Kaffee gibt es Gelegenheit zum
Plaudern. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6833. Der
Eintritt ist frei.

Einer der bekanntesten Braunschweiger Herzöge war der 1771 in
Braunschweig geborene "Schwarze Herzog" Friedrich Wilhelm. Nach dem
Tod seines Vaters machte er es sich zur Lebensaufgabe, das Herzogtum
Braunschweig von den Franzosen zu befreien. Legendär war 1809 der
Feldzug seiner "Schwarzen Schar" quer durchs Feindesland von Böhmen
bis zur Nordsee. Zwei Tage vor der Schlacht von Waterloo fiel der
Schwarze Herzog 1815 im belgischen Quatre-Bras im Kampf gegen seinen
Erzfeind Napoleon. Dieser Schlachtentod machte Friedrich Wilhelm
endgültig zu einem Helden der Freiheitskriege, an den noch heute
zahlreiche Denkmäler erinnern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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KURSE/476: Leverkusen - "Crossculture IV / Nachtfrequenz" - Workshops für Kinder und Jugendliche am 29.9.


Stadt Leverkusen

Crossculture IV / Nachtfrequenz - Workshops für Kinder und
Jugendliche



Im Rahmen der landesweiten Veranstaltung "Nachtfrequenz" finden am
Samstag, 29.09.18, auf dem Quartiersplatz der nbso Opladen hinter dem
Jugendhaus mehrere Workshops für Kinder und Jugendliche statt.

Angeboten werden ein Graffitiworkshop, T-Shirtdesign im
Siebdruckverfahren, Capdesign mit der Airbrushpistole, eine
Mosaikwerkstatt, eine Sketchcorner und eine Schmiedewerkstatt. Die
Angebote beginnen um 13.00 Uhr und sind kostenfrei. Um eine Anmeldung
wird gebeten.

Um 12.00 Uhr starten 20 Graffitikünstler mit der Gestaltung der "Hall"
an der Schallschutzmauer. Die BMXler und Skater haben die Möglichkeit,
sich auf der mobilen Rampe auszuprobieren. Die Aktionen werden von
zwei DJs begleitet.

Der Eintritt ist frei.

Haus der Jugend

Kolbergerstr. 95

51381 Leverkusen

Tel.: 0214 - 406 - 5651 / 5652 ab 14 Uhr

hausderjugend@stadt.leverkusen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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THEATER/1367: Wiesbaden - »Der Drache, der nicht kämpfen wollte« ab 22. September wieder im Studio


Hessisches Staatstheater Wiesbaden - JUST-Schauspiel

 »Der Drache, der nicht kämpfen wollte« 

Wiederaufnahme am 22. September 2018 im Studio



Ab Samstag, den 22. September 2018, um 16 Uhr ist das Junge
Staatsschauspiel mit »Der Drache, der nicht kämpfen wollte« für Kinder
ab sechs Jahren wieder im Studio des Hessischen Staatstheaters
Wiesbaden zu sehen. »Der Drache, der nicht kämpfen wollte« ist eine
wunderbare Geschichte über Freundschaft und die Überwindung von
Vorurteilen voller Witz und Charme.

Seit in der Umgebung ein Drache gesehen worden ist, leben die
Einwohner des kleinen Dorfes in Angst und Schrecken. Nur der Sohn des
Schäfers, der seine Nase in jeder freien Minute in Bücher steckt und
sich in Naturgeschichte und Märchen auskennt und schon viel über
Drachen gelesen hat, geht te und Märchen auskennt und schon viel über
Drachen gelesen hat, geht zu ihm, um ihn kennenzulernen. Er findet
heraus, dass der Drache ganz anders ist als viele seiner Artgenossen,
die liebend gern Prinzessinnen rauben, Feuer spucken und die Menschen
in Panik versetzen. Dieser Drache will einfach nur seine Ruhe haben.
Schon bald entdecken die beiden viele Gemeinsamkeiten. Denn auch der
Drache ist gebildet und liebt Gedichte. Doch als die Dorfbewohner in
ihrer Furcht den Heiligen Georg um Hilfe bitten, müssen sich die
Freunde etwas einfallen lassen.

Regie, Ausstattung & Puppenbau Kristine Stahl

Spiel Elke Opitz, Sophie Pompe

Karten sind an der Theaterkasse im Großen Haus, telefonisch unter
0611.132 325 oder auf www.staatstheater-wiesbaden.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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THEATER - PUPPENTHEATER/291: Bielefeld - "Cinderella" am 26. und 27. Januar 2019


Stadt Bielefeld

CINDERELLA



Der Prinz sucht nach einer Braut und lädt zu einem Fest ins Schloss
ein. Auch Cinderella möchte zum Ball, aber die Stiefmutter lässt sie
nicht gehen! Doch auf dem Fest erscheint eine geheimnisvolle Fremde -
und der Prinz tanzt nur mit ihr allein.... eine Love-Story!
Die zweisprachige Inszenierung wurde in Zusammenarbeit mit erfahrenen
Pädagogen für Lernanfänger eingerichtet. Auch ganz ohne Vorkenntnisse
der englischen Sprache bleibt das Marionettenspiel verständlich und
spannend.

Ort: Astoria Theater

Klosterplatz 9, 33607 Bielefeld

Tel. 0521 / 66344

Veranstalter - ASTORIA Theater

Termine: 26. und 27.01.2019, jeweils von 16:00 - 16:45 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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THEATER - PUPPENTHEATER/290: Hamburger Puppentheater - "Der Bär, der nicht da war", 21., 23. und 24.10.


Hamburger Puppentheater

Der Bär, der nicht da war (nach O. Lavie)



Wenn aus einem kleinen Juckreiz ein großer Bär wird. Wenn
Schildkrötentaxis sich am liebsten geradeaus verirren. Wenn vorletzte
Vorzeige-Pinguine einfach nicht verstehen, warum "schön" eine viel
bessere Zahl als 38 ist. Und wenn ein sehr positiv denkender Bär
heraus finden will, ob er wirklich er ist, dann ist Philosophie nicht
nur etwas für Erwachsene. Auf der Grundlage des Bilderbuchs "Der Bär,
der nicht da war" wirft dieses Stück poetisch und eigenwillig skurril
große Fragen mit ausgesprochener Gelassenheit auf. Mit Figuren voller
Witz entsteht eine Welt, die Kinder zu sich selber führt: Woher weiß
ich, dass ich wirklich ich bin?

Alter: ab 4

Dauer: ca. 45 min

Termine: So., 21.10.2018 um 11 und 15 Uhr (PREMIERE)

Di., 23.10.2018 um 10 Uhr

Mi., 24.10.2018 um 10 Uhr

Theater: Cora Sachs, Hamburg

Sonstiges: gefördert von der Kulturbehörde Hamburg der Hamburgischen
Kulturstiftung und dem Bezirksamt Hamburg-Nord

Hamburger Puppentheater

Bramfelder Str. 9 | 22305 Hamburg

Tel: 040/2393460-0

Karten: 040/23934544

info@hamburgerpuppentheater.de

www.hamburgerpuppentheater.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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AUSSTELLUNG/9558: Stuttgart - "Best of 2018" der Fakultät Architektur und Gestaltung, 4-10.-23.11.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Technik Stuttgart

BEST OF 2018

Die besten Arbeiten des letzten Jahres aus der Fakultät Architektur
und Gestaltung



Erstmals zeigt die Fakultät Architektur und Gestaltung der HFT
Stuttgart in einem BEST OF 2018 öffentlich eine umfangreiche
Gesamtschau der besten Ergebnisse aus Semesterprojekten und
Abschlussarbeiten, die Studierende in den vergangenen zwei Semestern
ausgearbeitet haben. Die Ausstellung richtet sich an alle
Architektur-Interessierte, vor allem aber auch an Studierende sowie
Schülerinnen und Schüler.

Das BEST OF 2018 gibt einen vielfältigen Einblick in die
Studienarbeiten an der HFT Stuttgart, ermöglicht ein Kennenlernen der
Hochschule, zeigt Studieninhalte erlebbar und anschaulich auf und kann
so auch der Berufsorientierung dienen.

40 studentische Arbeiten aus 7 Studiengängen

Mehr als vierzig studentische Arbeiten aus den Studiengängen
Architektur, Innenarchitektur, KlimaEngineering, International Project
Management und Stadtplanung wurden durch die betreuenden
Professorinnen und Professoren für diese Ausstellung ausgewählt. Die
Arbeiten zeichnen sich durch ihr herausragendes Konzept, die
Bearbeitungstiefe und -breite sowie durch ihre außergewöhnliche
gestalterische und inhaltliche Umsetzung in Form von Plänen, Grafiken,
schriftlichen Ausarbeitungen oder Modellen aus.

"Ein besonderer Reiz liegt darin, die Vielfalt und Bandbreite unserer
zur Fakultät gehörenden Studiengänge gesammelt an einem Ort zu sehen",
erklärt Prof. Jan Cremers, Dekan der Fakultät Architektur und
Gestaltung.

Ausstellungseröffnung und Party am 4. Oktober

In der Zeit vom 04. Oktober bis zum 23. November können die Arbeiten
auf allen vier Geschossen des Neubaus (Bau 8) bestaunt werden. Die
Ausstellung richtet sich an Fachpublikum, Studierende und Ehemalige,
aber auch an Schülerinnen und Schüler. Die Ausstellung kann während
der Öffnungszeiten der Hochschule montags bis freitags von 7:00 bis
19:00 Uhr besucht werden.

Ausstellungseröffnung und Party

04. Oktober 2018, 18:00 Uhr

Ausstellungsdauer

05. Oktober bis 23. November 2018

Ausstellungsort

Hochschule für Technik Stuttgart, Bau 8, Breitscheidstraße 5, 70174
Stuttgart

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution171

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik Stuttgart, 18.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9557: Sprengel Museum Hannover - Anne Collier, Photographic, 19.9.2018 - 6.1.2019


SPRENGEL MUSEUM HANNOVER

ANNE COLLIER: PHOTOGRAPHIC

19.9.18 BIS 6.1.19



Das unschuldige Bild ist eine Illusion - das gilt im besonderen Maße
für das allgegenwärtige Medium der Fotografie. Genau an dieser Stelle
setzt das künstlerische Interesse der 1970 in Los Angeles geborenen,
aktuell in New York lebenden Anne Collier ein. Sie nutzt gefundene
Materialien, bearbeitet diese und gelangt so zu einer reflektierten
Archäologie der Gebrauchsweisen der Fotografie. Dabei ist es eine
bestimmte Art der Fotografie, die Collier interessiert. Es handelt
sich vorwiegend um Bilder, die durch eine sehr emotionale Bildsprache
charakterisiert sind: Augen, Wolken, Wellen sowie Fotografien von
unverblümtem und romantisiertem Sexismus. Indem die Künstlerin Poster,
Plattencover, Fotozeitschriften, Buchseiten und Filmstills
abfotografiert, hinterfragt sie die Bedeutung von Bildern, die unseren
Alltag prägen und Sehnsüchte illustrieren. Die von Collier gesammelten
Fotos scheinen dabei wie historisch entrückt. Sie stammen mehrheitlich
aus Medien der 1970er- und 1980er-Jahre. Was aber hat sich seitdem
grundlegend geändert? Die Künstlerin rekontextualisiert den
ursprünglichen Bildzusammenhang und formuliert ihn neu.

Collier erklärt, sie sei vor allem daran interessiert, "Objekte mit
einer komplizierten Geschichte zu fotografieren" und "eine Spannung zu
erzeugen - zwischen dem was abgebildet wird und wie es abgebildet
wird". Indem Collier das Fotografieren an sich thematisiert und
bereits Fotografiertes erneut ablichtet, schafft sie Distanz zum
Motiv, filtert Emotionen und liefert einen Anlass zur Reflexion des
Dargestellten. Ihre überaus analytische Perspektive verzichtet dabei
auf Sentimentalität oder Pathos. So ist der Betrachter - ob weiblich
oder männlich - selbst gefordert, Position zu beziehen. Anne Colliers
Werke wurden bereits in zahlreichen internationalen Einzel- und
Gruppenausstellungen gezeigt, wie z. B. dem San Francisco Museum of
Modern Art, dem Centre Pompidou, Paris, der Fondazione Prada, Mailand,
(alle 2016), dem Museum of Contemporary Art, Chicago (2014) und dem
Frac Normandie, Rouen (2018). Ihre Präsentation im Sprengel Museum
Hannover ist die erste museale Einzelausstellung der Künstlerin in
Deutschland.

KURATOR Dr. Stefan Gronert

Die Ausstellung wurde vom Sprengel Museum Hannover in Kooperation mit
dem Fotomuseum Winterthur konzipiert (23. Februar bis 26. Mai 2019).

Die Ausstellung wird gefördert durch die NORD/LB Kulturstiftung.

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz / 30169 Hannover

E-Mail: presse.smh@hannover-stadt.de

Internet: www.sprengel-museum.de
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GLEICHHEIT/6730: Hambacher Forst - Der Staat zeigt seine hässliche Fratze


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Hambacher Forst: Der Staat zeigt seine hässliche Fratze

Von Marianne Arens

20. September 2018



Im besetzten Hambacher Forst bei Köln kam es gestern zu einem Todesfall,
als ein Journalist durch eine Hängebrücke zwischen zwei Baumhäusern brach
und 15 Meter in die Tiefe stürzte. Der 33-jährige Blogger verstarb noch am
Unfallort, die Rettungskräfte hatten vergeblich versucht, ihn zu
reanimieren. Aktivisten zufolge war er in einem bereits geräumten Teil des
Waldes gerade dabei, einem anderen Journalisten in Polizeibegleitung per
Seilwinde eine Speicherkarte zu übergeben, als das Unglück geschah.

Das Aktionsbündnis "Hambi bleibt", das die Besetzung des Waldes
koordiniert, forderte das sofortige Ende der polizeilichen Räumung. "Wir
fordern die Polizei und RWE auf, den Wald sofort zu verlassen und diesen
gefährlichen Einsatz zu stoppen. Es dürfen keine weiteren Menschenleben
gefährdet werden", hieß es in einer ersten Stellungnahme.

Tatsächlich ist das brutale Vorgehen der Polizei lebensgefährlich. Seit dem
6. September räumt sie den verbliebenen Teil des 12.000 Jahre alten Waldes,
den einige Dutzend Aktivisten vor der Rodung zu bewahren versuchen. Am
Sonntag versammelten sich dort etwa 8000 Menschen zu einem
"Waldspaziergang", um gegen die Rodung und den rücksichtslosen
Polizeieinsatz zu demonstrieren.

Seit einer Woche ist ein Großaufgebot von etwa 3000 Polizisten vor Ort, um
gegen die überschaubare Zahl von Waldschützern vorzugehen. Ganze
Mannschaftszüge dringen in den Wald ein, schlagen Schneisen in den
teilweise über 300 Jahre alten Baumbestand und rücken mit Wasserwerfern,
Hebebühnen und anderem schweren Gerät vor. Stück für Stück zerstören sie
die über fünfzig Baumhäuser und Hütten, welche die Waldschützer in rund
sechs Jahren gebaut haben. Der Energiekonzern RWE wird ab dem 14. Oktober
mit dem Roden beginnen, um das Gebiet seinem Braunkohletagebau Garzweiler
II zuzuschlagen.

Inzwischen sind unter Einsatz von Pfefferspray und Schlagstöcken allein
seit dem Wochenende mehrere Dutzend Menschen festgenommen worden. Vier
Personen, zwei Frauen und zwei Männer, sitzen noch in Untersuchungshaft in
Aachen. Ihnen wird hauptsächlich "Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte"
vorgeworfen.

RWE behauptet, die Rodung des Waldes sei notwendig, um die Stromproduktion
zu sichern. Schon eine kurzzeitige Aussetzung würde die Arbeit am Tagebau
und die Produktion zweier Kraftwerke in Frage stellen, erklärte
RWE-Vorstandschef Rolf Martin Schmitz. Das ist glatt gelogen, wie ein
Bericht der Deutschen Welle nachweist, der sich u.a. auf Dokumente des
Umweltverbandes BUND und Kartenmaterial der RWE stützt. Auch ohne Rodung
würde der Nachschub für die RWE-Kraftwerke noch für mehr als drei Jahre
ausreichen.

Tatsächlich geht es dem Konzern vor allem darum, Fakten zu schaffen, bevor
die "Kohlekommission" der Bundesregierung noch in diesem Jahr eine
Entscheidung über die Zukunft der Braunkohle trifft. Die Regierung ist
unter Druck, da sie weit hinter den offiziellen Klimazielen herhinkt,
während der Klimawandel durch Dürre, Waldbrände und verheerende
Tropenstürme seither für jeden offensichtlich wird. Auch einem
Gerichtsurteil will RWE zuvorkommen. Es könnte aufgrund einer erneuten
Klage des BUND dazu führen, dass der Hambacher Wald nach EU-Richtlinien
schützenswert ist.

Die NRW-Landesregierung von CDU und FDP hat sich klar auf die Seite von RWE
gestellt. Es geht ihr jedoch nicht nur darum, die Profitinteressen des
Energieriesen durchzusetzen. Sie will vor allem ein Exempel gegen jede Form
von linkem und antikapitalistischem Protest statuieren. Während in
Chemnitz, Köthen und anderen Städten Neonazis unbehelligt Jagd auf
Immigranten machen, mobilisiert die Düsseldorfer Regierung tausende
Polizisten, die martialisch gegen friedliche Waldbesetzer vorgehen.

"Die wollen nicht die Bäume retten, sondern unseren Staat abschaffen",
polterte Innenminister Herbert Reul (CDU) gegen die Aktivisten. Deshalb
gelte es, "unsere Null-Toleranz-Linie" durchzusetzen. Ähnliches äußerte
Paul Kemen, Pressesprecher des Polizeipräsidiums Aachen, am Montag im
ARD-Morgenmagazin: "Diese Leute behindern das Gewaltmonopol", erklärte er
und behauptete: "Wir dürfen körperliche Gewalt einsetzen. Auch
Hilfsmittel wie Schlagstock und Pfefferspray. Das wird uns ausdrücklich
zugesprochen."

Noch Ende August hatte Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) behauptet, die
Regierung werde sich in den Streit um den Hambacher Forst nicht einmischen.
Kurz darauf erklärte NRW-Bauministerin Ina Scharrenbach (CDU), die Hütten
und Baumhäuser im Hambacher Forst müssten wegen "mangelndem Brandschutz"
unverzüglich geräumt werden. Daraufhin begann der auch von der
oppositionellen SPD-Fraktion unterstützte Polizeieinsatz.

Das Vorgehen der Polizei im Hambacher Forst ist direkter Bestandteil des
Aufbau eines Polizeistaats. Wie die Regierungen zahlreicher anderer Länder
hat auch die NRW-Landesregierung im Juli ein neues Polizeigesetz [1]
vorgelegt. Es hebelt das Recht auf Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit,
das Selbstbestimmungsrecht über die eigenen Daten und das Streik- und
Versammlungsrecht aus und öffnet polizeilicher Willkür Tür und Tor. Auch in
Baden-Württemberg die von den Grünen geführte Regierung schon im November
2017 das Polizeigesetz verschärft, und in Brandenburg, wo SPD und
Linkspartei regieren, ist ein verschärftes Polizeigesetz geplant. In
Hessen, wo die Grünen als Juniorpartner mit der CDU regieren, wird
ebenfalls massiv aufgerüstet: Dort sollen Beamte künftig auch mit
Kriegswaffen wie Sturmgewehren auf Streife gehen [2].

Gegen den nordrhein-westfälischen Gesetzentwurf haben im Juli über 20.000
Menschen in Düsseldorf demonstriert, und der Protest reißt nicht ab. Auch
in München demonstrierten 3 40.000 gegen das neue bayerische
Polizeiaufgabengesetz, in Hannover 4 waren es kürzlich noch einmal etwa
10.000 Menschen.

Die NRW-Landesregierung will ihr Gesetz jedoch noch in diesem Herbst
verabschieden. Die SPD-Opposition im Landtag hat ihr dabei ausdrücklich die
Zusammenarbeit angeboten.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/10/nrwe-j10.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/21/poli-j21.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/05/14/poli-m14.html

[4] http://www.wsws.org/de/articles/2018/09/10/demo-s10.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1784: Thessaloniki - Die Vernichtung der "Judenstadt" und ihre Folgen


graswurzelrevolution Nr. 431, September 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Thessaloniki: Die Vernichtung der "Judenstadt" und ihre Folgen

von Horst Blume



"Denkt überhaupt irgendjemand darüber nach, was früher hier
passiert ist?", geht mir durch den Kopf, als ich Thessalonikis laute
Straßen mit ihren hässlichen Betonbauten durchstreife, vorbei an
Menschenmassen, die mit Einkaufstaschen bepackt umher eilen. Mit
dreizehn Jahren fiel mir Zuhause ein postkartengroßes, schmales
Heftchen in die Hände: "Ein kleiner Spaziergang durch Saloniki.
Andenken zum Einmarsch der Deutschen Truppen in Saloniki am 9. April
1941". Es war das letzte Lebenszeichen des zwanzigjährigen Onkels
meiner Mutter, bevor er ein paar Monate danach von griechischen
PartisanInnen getötet wurde. Mein Interesse war geweckt.



Fünfzig Jahre nach der Entdeckung des Heftchens bin ich hier. Von der
einstigen jüdischen Metropole ist fast nichts mehr zu sehen. Ich frage
mich, wie konnten 46.000 sefardische JüdInnen Salonikis nach
Ausschwitz deportiert und fast alle umgebracht werden? Wie wird in
Thessaloniki und in Deutschland mit dieser Vergangenheit umgegangen?

Thessalonikis liberaler Bürgermeister Giannis Boutaris, der sich seit
2014 in seinem Amt für das Gedenken an die ermordeten Juden und für
Verständigung in der umstrittenen Namensfrage mit dem Nachbarstaat
Makedonien einsetzte (1), wurde im April 2018 vor 4.000 zuschauenden
GriechInnen bei einer Veranstaltung von Rechtsradikalen verprügelt und
konnte sich nur noch mit Mühe in ein Auto retten, was anschließend
demoliert wurde (2).

Ähnlich wie in Deutschland haben hier rechtsradikale Tendenzen und
Antisemitismus in den letzten Jahren deutlich zugenommen. Der seit
1991 mit Mazedonien heftig ausgetragene Namensstreit hat zu einer
Polarisierung in Griechenland geführt. Selbst ehemalige Linke wie
Mikis Theodorakis haben längst die Seiten gewechselt. Es kam am Rande
nationalistischer Demonstrationen zu gewalttätigen Attacken gegen
linke Zentren. Bürgermeister Boutaris wurde einige Wochen vor dem
Angriff als "Judenknecht" beschimpft (3). Der Schatten einer alten
Geschichte liegt immer noch über Thessaloniki.


Saloniki war nicht griechisch

Nach der Rückeroberung der iberischen Halbinsel durch christliche
Herrscher nahm das Osmanische Reich ab 1492 etwa 20.000 flüchtende
sefardische JüdInnen in Saloniki auf. Ihr Wissen auf vielen Gebieten
war sehr willkommen. Sie genossen 450 Jahre unter osmanischer
Herrschaft religiöse Freiheiten, weitgehende lokale Selbstverwaltung
und mussten Steuern an den Sultan zahlen. Die sefardischen JüdInnen
lernten in der Regel auch türkisch, sprechen aber bis heute das Ladino
("Juden-Spanisch") aus ihrer alten Heimat und behielten ihre
spanischen Namen. Zusammen mit ihrem erkennbaren Akzent in der
Aussprache sollte dies bei ihrer Verfolgung 1942/43 oft zur tödlichen
Falle werden.

Während die JüdInnen in anderen Städten eine Minderheit darstellten,
zählte die jüdische Gemeinde 1912 in Saloniki bei einer Bevölkerung
von 125.000 Einwohnern ca. 70.000 Mitglieder, die in über 30 Synagogen
beteten. Der Sabbat war in der "Judenstadt" offizieller Feiertag.
Saloniki als größte jüdische Stadt am Mittelmeer wurde "Jerusalem des
Balkans" genannt. Mustafa Kemal Pascha ("Atatürk"), der als Begründer
der Türkischen Republik gilt und von 1923 bis 1938 ihr erster
Präsident war, wurde 1881 in Saloniki geboren. Hier war eine Hochburg
der Bewegung für eine politische Modernisierung des Osmanischen
Reichs.

Die reicheren JüdInnen lasen zwei französischsprachige jüdische
Tageszeitungen aus Saloniki, weiterhin gab es eine Ladino-Tageszeitung
und die sozialistischen ArbeiterInnen unterstützten ihre "La
Solidaridad Ovradera" (4). Saloniki wurde aber auch von den vielen
anderen Minderheiten wie ArmenierInnen, TürkInnen, BulgarInnen,
GriechInnen und MakedonierInnen bewohnt. Christliche und muslimische
Familien schickten ihre Kinder auf jüdische Schulen, was gegenseitiges
Kennenlernen und Verständnis förderte.


Die Lage wird prekär

Anfang des 19. Jahrhunderts verschoben sich aufgrund des
Griechisch-Türkischen Kriegs die politischen Kräfteverhältnisse. 1909
verstärkte sich in Saloniki die Konkurrenz zwischen griechischen und
jüdischen StraßenhändlerInnen und zwischen den verschiedenen
Handelsgesellschaften. Das Klima wurde zusätzlich durch paranoide
Ritualmordbeschuldigungen gegen JüdInnen vergiftet. Die Minderheit der
GriechInnen nahm die sefardischen JüdInnen als Kollaborateure der
türkischen Herrscher wahr (5). Beim Einmarsch der griechischen Truppen
in Saloniki im Jahr 1912 kam es zu Gewalttaten und Plünderungen von
400 jüdischen Geschäften und 300 Häusern.

Die Mehrheit der JüdInnen empfand die griechische Besetzung als
feindliche Übernahme. Sie favorisierten eine Internationalisierung
Salonikis als freie autonome Stadt mit eigener Verfassung (6).
Antisemitische Gewalttaten und zunehmende Entfremdung boten aber keine
Grundlage mehr für eine Annäherung zwischen den beiden Gruppen.

Der verheerende Brand in Saloniki betraf hauptsächlich die jüdischen
Viertel und machte 1917 zehntausende obdachlos. Aufgrund der
Niederlage Griechenlands im Griechisch-Türkischen Krieg und der 1923
zwischen beiden Staaten vertraglich vereinbarten Zwangsumsiedlung der
jeweiligen andersnationalen Minderheiten strömten 1923 rund 117.000
griechische Flüchtlinge in die Stadt. JüdInnen waren immer noch in
vielen Bereichen des geschäftlichen Lebens etabliert. "Viele Griechen
reagierten darauf mit Unmut." (7)

In den folgenden Jahren wurde die jüdische Gemeinde mit nur noch 17 %
Bevölkerungsanteil zur Minderheit. Griechenland schaffte 1924 den
Schabbat als Ruhetag ab. Die Regierung erließ verschiedene Gesetze,
welche die jüdischen BürgerInnen diskriminierte. Von 1924 bis 1932
boykottierten sie deswegen aus Protest alle Parlamentswahlen. Die
feindselige Atmosphäre führte 1931 zu einem Pogrom. Von 1908 bis 1940
verließen schrittweise etwa 40.000 JüdInnen Saloniki (8).

Während des Zweiten Weltkrieges kämpften 1940 ca. 13.000 jüdische
Soldaten auf Seiten Griechenlands gegen die italienischen Truppen, die
von Albanien aus angriffen (9). Aus Saloniki waren es 4000 (10). Die
deutsche Wehrmacht marschierte am 9. April 1941 in Saloniki ein,
wenige Tage später in Athen. Der nordöstliche Teil Griechenlands blieb
von Deutschland besetzt, ein kleinerer Teil von Bulgarien, der Rest
von Italien. Bereits seit 1938 hatten deutsche Diplomaten und der
deutsche Konsul von Saloniki umfassende Informationen über die
jüdische Gemeinde an die SS in Berlin weitergegeben (11).

Direkt nach dem Einmarsch in Saloniki wurden alle jüdischen Zeitungen
verboten, jüdische Häuser und Firmen enteignet, die Gemeindebüros
geplündert und die Mitglieder des Gemeinderates festgenommen.
Griechische AntisemitInnen beeilten sich, "Juden unerwünscht!"-Plakate
an Geschäfte zu kleben (12). Die Ausplünderung Griechenlands durch die
deutsche Besatzungsmacht hatte vom Winter 1941 bis zum Sommer 1942
eine große Hungersnot mit überproportional hohen Opfern bei den Juden
zur Folge.


"Freiheitsplatz"

Am 11. Juli 1942 bestellte die deutsche Besatzungsmacht alle jüdischen
Männer von 18 bis 45 Jahren auf den großen Freiheitsplatz ein, um sie
für Zwangsarbeit zu registrieren. Vor den Augen vieler zuschauender
GriechInnen wurden über 8.000 bei sengender Hitze den ganzen Tag
gezwungen, demütigende Übungen zu machen und bedroht. Von der
griechisch-christlichen Bevölkerung erfolgte daraufhin keine Reaktion
(13). Sie waren "einer zumindest feindseligen Gleichgültigkeit vieler
ihrer Mitbürger ausgeliefert" (14). Bereits vorher, im März 1942,
fanden Großdemonstrationen der StudentInnen und später in Thessaloniki
Demonstrationen mit bis zu 150.000 TeilnehmerInnen gegen die drohende
Zwangsarbeit christlicher ZivilistInnen in Deutschland statt, ohne ein
Wort über die Deportationen der JüdInnen zu verlieren (15).

Der Freiheitsplatz ist heute ein großer Parkplatz. An seinem Rande
sehe ich, eingehegt durch eine hohe Hecke, eine Bronzeskulptur mit
Gedenktafeln. Es ist eine siebenarmige Menorah, dessen Flammen
menschliche Figuren verschlingen. Sie steht seit 2007 hier und wird
von den vorbeilaufenden Menschen wenig beachtet. Sie wurde am 22.
Januar 2018 von der faschistischen Partei Chrysi Avgi beschmiert (16).


Der Friedhof

Der großflächig in die Innenstadt hineinreichende jüdische Friedhof
mit 350.000 Gräbern war einigen GriechInnen schon vor der deutschen
Besatzung ein Dorn im Auge, weil er einer Bebauung im Wege stand. Im
Dezember 1942 begannen christlich-griechische ArbeiterInnen der
Stadtverwaltung "mit übertriebenem Eifer" (17) den Friedhof zu
zerstören, zu plündern und die Grabplatten als Baumaterial und
Wegeplatten zu verwenden. Selbst drei Jahre nach dem Abzug der Nazis
ging die Schändung weiter (18). Noch heute werden die hebräischen
Grabinschriften auf den Wegen tausendfach mit Füßen getreten.

Ich bin auf dem Weg zum ehemaligen Friedhof, dem weitläufigen Gelände
der größten Universität Griechenlands. Die Universitätsleitung hatte
sich jahrzehntelang strikt geweigert, dort ein Mahnmal errichten zu
lassen. Auf der Suche nach dem erst 2014 gebauten Gedenkort, laufe ich
auf dem Gelände herum und frage etliche StudentInnen nach dem Weg -
niemand weiß von seiner Existenz. Endlich angekommen, sehe ich einen
großen, bewusst schräg gestellten siebenarmigen jüdischen Leuchter,
der mich an ein schwankendes Schiff auf stürmischer See erinnert.
Davor einige gerettete Grabplatten und Gedenktafeln. Die Nachfahren
der wenigen Überlebenden mussten die Errichtung dieses Mahnmals aus
eigener Tasche bezahlen. Auf dem Gelände liegen noch vereinzelt
Bruchstücke der Grabsteine herum, verunziert mit Blechbüchsen und Müll
der dort lagernden StudentInnen. Die Rechtsradikalen kennen dieses
Denkmal sehr wohl. Es ist 2018 mehrmals beschmiert worden.


Deportationen

Mit der Ankunft von Dieter Wisliceny und Alois Brunner, Eichmanns
rechter Hand, in Saloniki am 2. Februar 1943 wurde die letzte Phase
der Vernichtung der sefardischen JüdInnen eingeleitet. Sie hatten ab
jetzt einen gelben Stern zu tragen, wurden aus ihren Häusern
vertrieben und in speziellen Ghettos eingesperrt.

Der zur Kollaboration gezwungene Großrabbiner Koretz unterrichtete am
14. März 1943 die jüdische Gemeinde von ihrer bevorstehenden Abreise
nach Polen, um dort angeblich eine neue jüdische Stadt zu gründen. Um
gut vorbereitet "in das neue Leben" zu starten, fanden vorher noch
schnell 400 Hochzeiten statt (19).

Die jüdische Bevölkerung wurde ab dem 15. März 1943 schubweise in
Viehwaggons getrieben und bis nach Ausschwitz gebracht. Es fanden fünf
Monate lang insgesamt 19 Transporte mit jeweils bis zu 4.500 Menschen
statt (20). Der allergröße Teil wurde sofort in den Gaskammern
ermordet. Einige wurden als ZwangsarbeiterInnen Monate später getötet.
Von den 46.000 deportierten JüdInnen aus Saloniki überlebten nur 1.800
(21).


Wer wusste was?

Noch bevor die JüdInnen abtransportiert wurden, zogen in ihre
Wohnungen GriechInnen ein und plünderten ihren Besitz. Ein deutliches
Zeichen, dass auch sie nicht mit ihrer Wiederkehr rechneten. Es bleibt
die Frage, ob die jüdischen EinwohnerInnen von Saloniki wissen oder
vermuten konnten, in welch tödlicher Gefahr sie schwebten. Sie waren
von Informationen durch Massenmedien größtenteils abgeschnitten, denn
Radiogeräte mussten abgegeben werden. 80 Prozent der JüdInnen waren
arm, sprachen Ladino und etwas Griechisch, aber kaum andere Sprachen
(22). Als im November 1942 in der BBC über die ersten Massenmorde in
Polen berichtet wurde, sind es nur noch wenige Wochen bis zum Beginn
der Deportationen. Vielen Menschen überstieg es ihr
Vorstellungsvermögen, dass ein industriell betriebener Massenmord in
Gaskammern bevorstehen könnte.

Konkrete Informationen hatten nur Wenige. Die griechischen Lokführer
bekamen mit, unter welchen erbärmlichen Umständen die Fahrt stattfand
und dass täglich Tote aus den Waggons herausgezogen wurden (23). Hilfe
für die JüdInnen gab es in Saloniki nur vereinzelt. Rika Benveniste
schreibt: "Die öffentliche Meinung gewöhnte sich an die �anormale
Normalität' der Besatzung und nahm auch das Unglück, das nebenan an
die Türen klopfte, ohne Anteilnahme hin" (24). Unter der Herrschaft
der Deutschen hatten Viele zu leiden. Mark Mazower schreibt: "Bis zur
Befreiung Ende 1944 wurden mehr als 1000 Dörfer zerstört. Eine
Millionen Griechen hatten mit ansehen müssen, wie die Deutschen ihre
Häuser plünderten, niederbrannten, die Ernte vernichteten, die Kirchen
ausraubten. Mehr als 20.000 Zivilisten wurden von Wehrmachtssoldaten
getötet oder verwundet, erschossen, erhängt oder zusammengeschlagen"
(25).

An dem militärischen Widerstand beteiligten sich in ganz Griechenland
etwa eintausend jüdische PartisanInnen (26). Die EAM (Ethnikó
Apeleftherotikó Métopo) war eine nationale Befreiungsorganisation. Die
rassistische Dimension der Auslöschung der JüdInnen wurde von ihr
nicht wahrgenommen (27). Als jüdische PartisanInnen aus Saloniki auf
dem Weg zu ihren Einheiten hörten, dass ihre Familien bereits in
Ghettos untergebracht und bald deportiert werden sollten, verließen
viele im letzten Moment ihre Gruppe und eilten zu ihren Familien, um
den Alten, Kranken und Kindern beizustehen. Es war ihnen durchaus
bewusst, dass damit auch sie ins Verderben gehen würden (28).

In anderen Teilen Griechenlands konnten die verfolgten JüdInnen auf
bedeutend mehr Unterstützung hoffen als in Saloniki. Hunderten wurde
bei der Flucht geholfen oder vor den BesatzerInnen versteckt. Auf der
Insel Zakynthos konnten alle 237 JüdInnen gerettet werden. Auch die
Überlebensrate in Athen war relativ hoch. Die italienischen
BesatzerInnen waren an einer Verfolgung von JüdInnen wenig
interessiert. Als die deutschen Truppen Saloniki am 30. Oktober 1944
verließen, zogen mit ihnen schätzungsweise 12.000 griechische
KollaborateurInnen ab (29).

Die wenigen überlebenden JüdInnen mussten zum Teil in Displaced
Persons-Camps in Deutschland unter schwierigen Bedingungen verharren,
bis sie nach Hause konnten. Dort waren ihre Häuser von Christen
belegt. "Die von der Schoah nicht direkt betroffenen Griechen wollen
jedoch nicht glauben, was den Überlebenden der Schoah in Auschwitz und
andernorts geschehen war, die von einem anderen Stern gekommen zu sein
schienen (...). Saloniki war von seinen Juden entleert. Von den
wenigen, die zurückkamen, zog ein großer Teil weiter, weil sie die
Einsamkeit in ihrer Stadt ohne ihre Verwandten nicht ertragen
konnten", berichtete Erhard Roy Wiehn (30). Die kleine jüdische
Gemeinde hat heute noch eine einzige Synagoge.


Deutsche Verstrickungen bis heute

Einer der Hauptakteure bei der Ausraubung, Drangsalierung und
Deportation der JüdInnen von 1942 bis 1944 war Max Merten, der Chef
der Wehrmachtsverwaltung. Er erpresste horrende Lösegelder, mit der er
Monate vor den Deportationen hinterlistig ein Freikaufen von
mörderischer Zwangsarbeit tausender JüdInnen in Aussicht stellte,
obwohl klar war, dass alle ermordet werden sollten. Das gesamte Hab
und Gut der entrechteten JüdInnen ging durch seine Hände an das
Deutsche Reich und seine griechischen KollaborateurInnen.

Eberhard Rondholz machte auf das bemerkenswerte Leben Mertens nach
1945 aufmerksam (31): Er wurde Mitglied und Funktionär der
neutralistisch ausgerichteten Gesamtdeutschen Volkspartei (GVP), die
sich mit ihren prominenten Mitgliedern Gustav Heinemann und Johannes
Rau 1956 in die SPD auflöste. Als er bei einem Griechenlandbesuch im
Jahre 1957 festgenommen wurde, geriet sein Wirken in den Blickwinkel
einer größeren Öffentlichkeit. Merten wurde zu 25 Jahren Gefängnis
verurteilt, aber nach 30 Monaten nach Deutschland abgeschoben, weil
die Bundesregierung Druck auf Griechenland ausübte und in Griechenland
selbst viele PolitikerInnen befürchteten, das er ihre Rolle als
Kollaborateure der Nazis offenlegen würde. Druckmittel der Deutschen
war ein in der Schwebe befindliches Finanzabkommen mit Griechenland.
Mertens Anwalt, der diesen Deal mit einstielte war Gustav Heinemann,
der spätere Bundespräsident der BRD. In Deutschland wurde Merten nach
11 Tagen freigelassen, das Verfahren wegen Verjährung eingestellt und
ihm eine Rente gezahlt.

Die Peinlichkeiten in dieser Sache gehen bis in die heutige Zeit
weiter: Bevor der ehemalige GVPler Johannes Rau im Jahr 2001
Thessaloniki einen Besuch abstatte, besuchte er lieber vorher den
Gedenkort im weit entfernten Kalavrita. Er unterließ es, einen Kranz
am Holocaustdenkmal niederzulegen oder ein offizielles Wort zur Schoah
in Saloniki zu verlieren (32) und brüskierte damit die jüdische
Gemeinde. Und das alles, obwohl Rau bisher etliche jüdische und
israelische Auszeichnungen erhalten hat und dreißig mal offiziell in
Israel zu Besuch war. Offensichtlich war es ihm unangenehm, weil er
hier womöglich auf das verheerende Wirken seines ehemaligen
Parteigenossen Merten angesprochen werden würde.


Sozialdemokratisches Trauerspiel

Fünfzehn Jahre später setzt sich das sozialdemokratische Trauerspiel
fort, als 2016 Außenminister Steinmeier in Thessaloniki bei einem
Besuch der einzigen dort noch stehenden Synagoge "die deutschen Hände,
die nach 1945 zum Einsatz kommen können" hervorhebt. 1943 mussten die
46.000 deportierten JüdInnen ihre Fahrkarte nach Auschwitz vorher
selbst bezahlen. "Auf die deutschen Einnahmen aus den Todesfahrten (89
Millionen Euro) und die Berliner Weigerung, diese Schulden
zurückzuzahlen, ging der deutsche Außenminister am 4. Dezember mit
keinem Wort ein. Die von der Jüdischen Gemeinde geforderte Erstattung
rassistischer �Lösegelder' im Wert von weiteren Millionen Euro ließ
Steinmeier ebenfalls unerwähnt. Die Empörung prominenter griechischer
Juden gilt dem offenkundigen Versuch der Berliner Außenpolitik, die
Rechtsansprüche der NS-Opfer mit moralischen Bekenntnissen und
unverbindlichen Zuwendungen zu unterlaufen" (33).

Kurze Zeit später sprach Steinmeier von "dem Wunder der Versöhnung",
von dem die wenigen überlebenden, an den Rand gedrängten griechischen
JüdInnen inmitten einer schweren Wirtschaftskrise herzlich wenig
hatten. Die besondere zusätzliche Dimension des Holocausts wurde bei
der Debatte über finanzielle griechische Rechtsansprüche unter den
Teppich gekehrt.


Ausblick

Heute besichtige ich das kleine jüdische Museum, das die jüdische
Gemeinde seit 1997 betreibt. Es ist gut besucht, eine französische
Schulklasse bringt Leben hinein. Abends während der langen Fahrt im
überfüllten Bus komme ich mit neugierigen SchülerInnen und
StudentInnen ins Gespräch, die mir höflich einen Sitzplatz anbieten.
Sie erzählen mir, dass sie das Thema im Unterricht durchgenommen und
das jüdische Museum besucht haben. Dies finde ich sehr lobenswert,
muss aber auch daran denken, dass Rena Molho in ihrem Buch den
Holocaust-Unterricht an den griechischen Schulen als oft klischeehafte
Schwarz-Weiß-Malerei (reiche JüdInnen, edle griechische RetterInnen)
bezeichnete und die Existenz von griechischen KollaborateurInnen
verschweigt (34).

Nachdem sich jahrzehntelang nur nichtgriechische WissenschaftlerInnen
an den Unis mit dem Holocaust der griechischen JüdInnen befasst hatten
und es keine wissenschaftlichen Tagungen hierzu gab, ist vor drei
Jahren der erste Lehrstuhl für jüdische Geschichte an der
Aristoteles-Universität eingerichtet worden - an dem Ort, wo mit der
Zerstörung des jüdischen Friedhofs der "Gedächtnismord" (35) 1942
seinen Ausgang nahm. In wenigen Wochen erscheint der von jüngeren
Deutschen produzierte Dokumentarfilm "Salonika - A City with Amnesia"
und wird hoffentlich für Aufmerksamkeit und Diskussionen sorgen (36).

In diesem Jahr wurde nach langer Vorbereitung der Grundstein für ein
von der BRD mitfinanziertes Holocaustmuseum in Saloniki gelegt. Es
soll ein repräsentativer Lernort werden, wenn er voraussichtlich im
Jahr 2020 für etwa zehn Millionen Euro fertiggestellt worden ist.
Evánghelos Hekímoglu, der als Kurator des Jüdischen Museums eine
Ausstellung erarbeitet hatte, betonte: "Seitdem klar ist, dass ich für
das jüdische Holocaustmuseum arbeite, meiden mich griechische
Kollegen" (37).

Auch heute noch ist die Frage offen, ob die Gesellschaft in Zukunft
stark genug sein wird, um Antisemitismus und Nationalismus in die
Schranken zu weisen.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

JEFTA ist schlimmer als CETA

Der Freihandelsvertrag mit Japan wurde im Geheimen ausgearbeitet, die
nationalen Parlamente sollen nichts zu sagen haben

von Paul B. Kleiser



Am 17. Juli 2018 wurde JEFTA (Japan-EU Free Trade Agreement), der
Freihandelsvertrag zwischen der EU und Japan, in Tokyo im Beisein von
Ministerpräsident Abe für Japan, von EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker und dem Präsidenten des Europäischen Rats, Donald
Tusk, unterzeichnet. Er beinhaltet auch ein weitreichendes
"Investitionsschutzabkommen".

Nach der Aufkündigung des transpazifischen TPP (Abkommen zwischen
einer Reihe von ostasiatischen Staaten und den USA) durch Donald Trump
und dem Einfrieren von TTIP versucht die EU, ihre Freihandelspraxis
durch bilaterale Abkommen mit möglichst vielen Staaten auf einen
Gutteil des Globus auszudehnen - derzeit laufen im Geheimen
Verhandlungen mit etwa 60 Staaten, demnächst geht es vor allem um ein
Freihandelsabkommen mit Lateinamerika.

Die Propaganda spricht von JEFTA als "größtem Freihandelsraum der
Welt", der etwa 30 Prozent des weltweiten Bruttoinlandsprodukts und
fast 40 Prozent des globalen Handels umfasse. Durch JEFTA sollen die
europäischen Exporteure, besonders solche für landwirtschaftliche
Produkte, auf die im Schnitt 21 Prozent Zoll erhoben wird, etwa eine
Milliarde Euro an Zöllen einsparen. Außerdem werden geschützte
regionale Bezeichnungen wie Camembert oder Roquefort von Japan
anerkannt.


EU will allein entscheiden

Die Exporte der EU nach Japan beliefen sich 2016 auf 58,1 Mrd. Euro
(aus der BRD davon 18,4 Mrd.), die Exporte von Japan in die EU auf
66,5 Mrd. Euro (in die BRD 22,0 Mrd., das sind 2,3 Prozent der
Gesamtexporte Japans). Laut einer Studie der Bertelsmann-Stiftung und
des ifo-Instituts soll sich für die BRD nach einer Übergangsphase von
zehn Jahren aus dem Abkommen eine Zunahme der Exporte um 8,6 Mrd. Euro
p.a., ein Zuwachs der Einkommen um 3,4 Mrd. Euro und ein zusätzliches
Wachstum des BIP von 0,11 Prozent ergeben. Natürlich kann man solche
Annahmen als Kaffesatzleserei bezeichnen.

Bei JEFTA handelt es sich formal um einen völkerrechtlichen Vertrag,
daher ist unklar, ob das Abkommen von den Parlamenten der
Einzelstaaten abgesegnet werden muss oder über welche Teile die
EU-Kommission (ggf. mit Zustimmung des EU-Parlaments) allein befinden
kann. Eine Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs über das
Abkommen mit Singapur, in der die Fragen des demokratischen
Entscheidungsprozesses behandelt werden sollen, steht noch aus. Es
verwundert nicht, dass die EU-Kommission das Abkommen wie schon CETA
als "EU only" einstuft. Allgemein lässt sich sagen, dass sich hinter
dieser Politik die neoliberale Dreifaltigkeit aus Deregulierung,
Privatisierung und Sozialabbau verbirgt, die vor allem den
international agierenden Großkonzernen zugute kommt. Unter großem
Aufwand wird versucht, uns diese Interessenspolitik als letzten Schrei
der Verwirklichung des Allgemeinwohls zu verkaufen.

Seit dem 1. Dezember 2009 fällt die Handelspolitik in die alleinige
Zuständigkeit der Europäischen Union. Glaubt man der EU-Kommission,
die im Herbst 2015 ihre neue Strategie "Handel für alle" vorgestellt
hat, so profitieren alle, besonders aber die "kleinen und mittleren
Unternehmen" von dieser Handelspolitik. Diese "zukunftsweisende
Strategie" setzt angeblich "auf eine ausgewogene und effektive, auf
Werte und Nachhaltigkeitsprinzipien beruhende Handelspolitik". Die
Kriterien "Werte, Transparenz und Wirksamkeit" bilden das Gerüst. Mit
dieser angeblich "wertebasierten Handelspolitik" verfolge die EU das
Ziel, "Wirtschaftswachstum mit sozialer Gerechtigkeit,
Menschenrechtsstandards und Normen in den Bereichen Arbeits-,
Gesundheits-, und Umweltschutz und Sicherheit zu verbinden und
Rechtsstaatlichkeit sowie gute Regierungsführung zu fördern".

Man sieht, dass die Massendemonstrationen der vergangenen Jahre
weniger in der Politik als vielmehr in den Diskursen (früher hätte man
gesagt: in der Propaganda) der EU-Kommission ihre Spuren hinterlassen
haben. Angeblich unterstützt die EU auch "faire und ethische
Handelsabkommen sowie verantwortungsvolle Lieferketten". Also alles
eitel Sonnenschein?

Die Verhandlungen über JEFTA fanden ab 2013 größtenteils im geheimen
statt. Nur vier Dokumente wurden bis zum Sommer 2017 veröffentlicht,
darunter die Vorschläge, die kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
betreffen, diejenigen zur "regulatorischen Zusammenarbeit", sowie die
Protokolle der 17. und 18. Verhandlungsrunde.


Gute Argumente gegen den Vertrag

Die niederländische Sektion von Greenpeace hackte im Juni 2017 etwa
200 Seiten geheime Verhandlungstexte, aus denen sich folgendes ergab
- die Kritik gilt genauso für das unterzeichnete Abkommen:

- Das Abkommen macht es in Zukunft auf nationaler oder kommunaler
Ebene schwieriger, neue Regelungen für den Schutz der Arbeitenden oder
den Umweltschutz zu erlassen, weil diese als "nichttarifäres
Handelshemmnis" gelten können.

- Die Auflagen für Umweltschutz unterschreiten noch die im
TPP-Abkommen ausgehandelten Standards.

- Bei landwirtschaftlichen Produkten (die im Handel mit Japan nur eine
geringe Rolle spielen) liegen die Standards deutlich unter den
europäischen. Im Hinblick auf den Einsatz von Gentechnik sind die
japanischen Vorschriften vergleichsweise lax.

- "Unnötige Gesetze" sollen abgeschafft werden. Das betrifft vor allem
das Finanzwesen, wobei die forderungsbesicherten Wertpapiere explizit
erwähnt werden (Art.8.59), deren Regulierung angeblich zu extensiv
sei. Dabei wissen wir doch, dass gerade solche Papiere hoch spekulativ
sind und in der Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008 eine unrühmliche
Rolle gespielt haben; wie viele andere "Finanzinstrumente" müssten sie
eigentlich verboten werden.

- Der Datenschutz, vor allem auch in den Finanzbeziehungen, soll
später in einer "Review Clause" geregelt werden. Bis zu ihrer
Verabschiedung gibt es nur geringen Datenschutz im Datenverkehr
zwischen der EU und Japan.

- Das Abkommen enthält die "klassische" "Ratchet-Klausel", was
bedeutet, dass einmal privatisierte Betriebe oder Bereiche nicht
wieder in öffentliches Eigentum zurückgeführt werden können. Zwar wird
die Versorgung mit Trinkwasser von einer möglichen Privatisierung
ausgenommen, doch nicht die Abwässer. Heribert Prantl von der
Süddeutschen Zeitung hat zu Recht darauf hingewiesen, dass
Konzerne, die sich die Abwasserreinigung unter den Nagel reißen,
schnell auch Zugriff auf das Trinkwasser bekommen können.

- Die japanische Praxis, wertvolle Hölzer (zumeist illegal) nicht nur
aus Südostasien, sondern auch aus Rumänien zu importieren, wird nicht
angegangen; es soll nur "der Schutz der Wälder gefördert" werden, was
angesichts der oft brutalen Praxis eine Leerformel darstellt. Die
Aufforderungen des EU-Parlaments und des Bundestags, im Abkommen auf
die Beendigung des nach Völkerrecht illegalen Walfangs japanischer
Trawler hinzuwirken, werden übergangen.

- Da die zumeist in den USA beheimateten "Schiedsgerichte" (eigentlich
mit Wirtschaft und Handel befasste große Anwaltskanzleien), die Japan
gerne als Vertragsbestandteil festgelegt hätte, in Europa auf großen
Widerstand - auch in vielen nationalen Parlamenten - stoßen und JEFTA
im Fall ihrer Einbeziehung in den Vertrag in jedem Fall von den
nationalen Parlamenten hätte ratifiziert werden müssen, einigte man
sich darauf, das Problem später zu verhandeln. Stattdessen ist man auf
die Idee verfallen, einen Internationalen Schiedsgerichtshof mit
professionellen Richtern und einer Appellationsinstanz zu errichten.
Bisher lehnt Japan dieses Konzept ab, sodass man sich in dieser Frage
nicht geeinigt hat. Das könnte dann bedeuten, dass in Streitfällen
doch die "Schiedsgerichte" bemüht werden, also sogar die
Rechtswegegarantie des bürgerlichen Staates ausgehebelt wird.

Es gibt mehr als genug Gründe, das Abkommen abzulehnen. Es muss
erreicht werden, dass die nationalen Parlamente darüber befinden
können und dass sie das Abkommen nicht ratifizieren.
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VORWÄRTS/1405: Für Gesundheit, Natur und Klima


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 27/28 vom 6. September 2018

Für Gesundheit, Natur und Klima

von Pierre-André Tombez



Am 23. September stimmen wir bekanntlich über die Initiative "Für
Ernährungssouveränität - Die Landwirtschaft betrifft uns alle" ab. Die
Allianz für Ernährungssouveränität will einen Markt fördern, der den
Bedürfnissen der KosumentInnen entspricht, anstatt den kommerziellen
Strategien der Grossverteiler.


Ernährungssouveränität ist ein Konzept von "La Via Campesina",
einer internationalen Bewegung, die rund 200 Millionen BäuerInnen
versammelt. Ernährungssouveränität ist das Recht der Bevölkerung auf
eine gesunde, kulturell angepasste und nachhaltig produzierte
Ernährung, das Recht der Menschen, ihre Landwirtschafts- und
Ernährungssysteme selber zu gestalten. Sie fördert ein nachhaltiges,
kleinteiliges Produktionsmodell zugunsten der lokalen Gemeinschaft und
ihrer Umwelt. Ernährungssouveränität privilegiert eine lokale
Nahrungsmittelproduktion und einen regionalen Konsum. Sie anerkennt
das Recht jedes Landes, seine lokalen ProduzentInnen vor billigen
Importen zu schützen. Die Initiative tritt ein für Gesundheit, Natur
und Klima: Für eine vielfältige Ernährung und ein resilientes
Landwirtschaftssystem müssen Bauernhöfe in ihrer Zahl und in
unterschiedlichen Grössen erhalten werden, um eine breite Palette an
Produkten aus unterschiedlichen Produktionsverfahren zu liefern. In
unseren Landwirtschaftssystemen muss ein Gleichgewicht ebenso erhalten
werden wie in unseren Tellern: Weniger, dafür lokales Fleisch von
artgerecht gehaltenen Tieren, die mit Heu oder lokalem Futter versorgt
werden. Weniger unnötige Transporte, weniger Food Waste, mehr Frische!

Heute wird das Ernährungssystem von wenigen globalen Unternehmen
dominiert, mit dem Ziel von möglichst tiefen Preisen und dem Risiko,
den sozioökonomischen Zusammenhalt und die Umwelt zu opfern. Der
Zugang zu den Ressourcen (Boden, Wasser, Saatgut und Biodiversität)
ist die Bedingung für eine bäuerliche Landwirtschaft, die gerechte,
umweltverträgliche und nachhaltige Nahrungsmittel herstellt
- natürlich ohne Gentechnik!


Versprechen für die Zukunft

In der Schweiz verschwinden täglich drei Bauernhöfe und sechs
landwirtschaftliche Arbeitsplätze; in 30 Jahren sind das 35.000 Höfe
und 100.000 Arbeitsplätze. Die Preise landwirtschaftlicher Produkte
sind abgesackt, während die Konsumentenpreise gestiegen sind.
Transparenz ist essenziell bei der Preisbildung, den Margen und der
Festlegung der Mengen. Sie bildet die Grundlage für faire
Abnahmepreise, gerechte und harmonisierte Arbeitsbedingungen
landwirtschaftlicher Angestellter und für bezahlbare
Konsumentenpreise.

Ja zu einem starken sozialen und ökonomischen Zusammenhalt:
Bauernschaft, Handwerk, Handel und regionaler Konsum beleben den
ländlichen Raum. Lokale Produktions-, Verarbeitungs-, Lagerungs- und
Vertriebsstrukturen werden gefördert und begünstigen eine
Kreislaufwirtschaft. Arbeitsplätze werden geschaffen und die
Nachverfolgbarkeit der Produkte ist garantiert. Ein Versprechen für
die Zukunft an die jungen Generationen. Der Klimawandel, steigende
Ölpreise, Nahrungsmittelspekulation und politische Krisen werden sich
vermehrt auf den globalen Handel auswirken. Ernährungssouveränität
verringert internationale Abhängigkeit und wertet die regionale
Landwirtschaft im Norden wie im Süden auf. Was nicht vor Ort
produziert werden kann, wird importiert - unter Einhaltung sozialer
und ökologischer Kriterien. Exportierte Überschüsse müssen die Märkte
anderer Regionen respektieren und dürfen sie nicht schädigen.


Auf den Punkt gebracht

Wir wollen einen Markt fördern, der den Bedürfnissen der
KonsumentInnen entspricht (anstatt den kommerziellen Strategien der
Grossverteiler). Wir wollen keine Landwirtschaftspolitik wie heute,
die 2,3 Prozent der Betriebe zum Aufgeben zwingt. Wir wollen
Arbeitsplätze in Randregionen schaffen und lokale Investitionen
ankurbeln. Wir wollen die Grenzen nicht schliessen, sondern sie
intelligenter nutzen als heute (wir werden weiterhin Bananen
importieren!).

Wir wollen das Angebot erweitern mit Tausenden regionaler
Spezialitäten und Produktionsverfahren, die von Hof zu Hof variieren,
mit regionalen Läden und durch Zusammenarbeit mit handwerklich
ausgerichteten Bäckereien, Metzgereien und Restaurants.

Wir wollen Transparenz auf der ganzen Kette von der Heugabel bis ins
Milchglas. Wir wollen, dass die Margen der Grossverteiler bekannt sind
und deklariert werden. Die Schweizer Margen sind die höchsten in
Europa und sie sind entscheidend für die Konsumentenpreise. Wir sind
überzeugt, dass das eine grosse Rolle spielt beim Einkaufstourismus.
Auf der anderen Seite sind die Grossverteiler "die grössten
Einkaufstouristen" der Schweiz. Sie siedeln Produktionseinheiten in
Europa an, um die Produkte später in die Schweiz zu importieren. Wir
wollen eine Landwirtschaft, die weniger kostet. Wir werden das Angebot
bestimmen und brauchen kein Geld mehr auszugeben, um den Export von
Überschüssen zu finanzieren.

Pierre-André Tombez ist Präsident der Allianz für Ernährungssouveränität.
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TALK/339: WDR - Alfred Biolek zu Gast im "Kölner Treff", 21.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Kölner Treff" im WDR

Alfred Biolek ist zu Gast bei Bettina Böttinger

21.09.2018, 22.00 - 23.30 Uhr | WDR Fernsehen



Der Erfinder des "Kölner Treff" gibt sich die Ehre: Alfred Biolek ist
am Freitag, 21. September 2018, zu Gast bei Bettina Böttinger.

Von 1976 bis 1980 moderierte Alfred Biolek die legendäre Talkshow und
avancierte zu einer einzigartigen und unvergesslichen Fernsehgröße.
2006 verabschiedete er sich aus dem Fernsehen. Vier Jahre später
stürzte der Moderator, lag im Koma, verlor sein Gedächtnis. Er hat
sich zurückgekämpft. In diesem Jahr hat der 84-Jährige mit "Die
Rezepte meines Lebens" ein weiteres kulinarisches Buch herausgebracht.
Essen ist bis heute einer der schönsten Genüsse seines Lebens, auch
wenn er selbst kaum noch am Herd steht.

Für viele war und ist Biolek Wegbegleiter und Vorbild. So auch für Léa
Linster, die er 1989 nach ihrer Paul Bocuse-Auszeichnung in seine
Sendung eingeladen hat. Seitdem sehen die beiden sich regelmäßig und
dies nie ohne Léa Linsters legendäre Madeleines. Die Köchin wird am
Freitag ebenfalls Gast im "Kölner Treff" sein. Darüber hinaus haben
Comedian Mario Barth, die Schauspielerin Katharina Schüttler,
Moderatorin und Schauspielern Jenny Elvers, Blogger und Moderator
Riccardo Simonetti und die Bremer Ärztin Dr. Dilek Gürsoy zugesagt.

(WDR Fernsehen, 22 bis 23.30 Uhr, danach in der WDR-Mediathek)

 * 
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UNTERHALTUNG/616: WDR - STORNO. Die Sonderinventur, 22.+29.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

STORNO - Die Sonderinventur

Best of - Teil 1

Aufzeichnung vom Kabarettfestival Paderborn 2018

Samstag, 22.+29.09.2018, 21.45 - 22.30 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: So 02.31 Uhr



Sie selbst nennen es Politikentertainment, wenn sie als Kabarett-Trio
"Storno" in einem hochprozentigen Cocktail aus messerscharfer Analyse,
hintersinnigem Sprachwitz, einzigartigem Zusammenspiel und
musikalischen Einlagen das Zeitgeschehen unter die satirische Lupe
nehmen.

"Storno", das sind Harald Funke, Thomas Philipzen und Jochen Rüther,
die 2005 in Münster als Trio zusammenfanden, das sich längst über die
westfälische Heimat hinaus mit Programmen wie "Die Abrechnung" und
"Die Sonderinventur" zu einem absoluten Publikumsmagneten entwickelt
hat.

"Wir sind im Zeitalter des Postfaktischen angekommen. Die Realität
braucht eine Rückrufaktion. Reset! Storno!", meinen die drei
Kabarettisten, deren unterschiedliche Temperamente auch wesentlich
dazu beitragen, dass bei der satirischen Abrechnung mit der aktuellen
Lage der Spaß nicht zu kurz kommt. "Statt Wut und Hass, mehr Mut und
Spaß."

Im Mai dieses Jahres machte das Trio beim Kabarettfestival "Paderborn
macht Ernst mit lustig" Station und sorgte an zwei Abenden mit einem
"Best of" ihrer "Sonderinventur" für ausgelassene Stimmung in der
PaderHalle. Das WDR Fernsehen strahlt den Auftritt am 22. und 29.
September (jeweils um 21.45 Uhr) in zwei Teilen aus, übrigens eine
TV-Premiere für das Erfolgsprogramm der Münsteraner.
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MELDUNG/1758: Deutschlandfunk - Oase Irland. Geldgeschichten von der grünen Insel, 22.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Oase Irland

Geldgeschichten von der grünen Insel

Von Tom Schimmeck

Gesichter Europas

Samstag, 22. September 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Seit 1973 ist Irland Mitglied in der EU, das einstmals so arme
Agrarland erlebte einen enormen Aufschwung. Ein Lockmittel für
Konzerne und Investoren waren die sehr niedrigen Unternehmenssteuern
auf der Insel. Das irische Wirtschaftswunder stoppte 2008 mit der
Finanzkrise brutal - ein Notfallkredit von IWF und Euroländern musste
her. Heute gilt Irland als genesen. Doch aufgrund zahlreicher
Enthüllungen über Briefkastenfirmen und Steueroasen, stehen Konzerne
nun weltweit in der Kritik, Steuern in Milliardenhöhe zu vermeiden.
2017 klagte die EU-Kommission gegen Steuervereinbarungen zwischen US-
Unternehmen und der Regierung in Dublin. Irlands Regierung wehrt sich
vehement gegen die Kritik der EU. Man fürchtet um Arbeitsplätze und
Kapital.
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MELDUNG/1757: Deutschlandfunk Kultur - Die Angst vor dem Vergessen, 22.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Angst vor dem Vergessen

Eine Lange Nacht über Demenz

Von Burkhard Plemper

Lange Nacht

Samstag, 22. September 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Es scheint so ziemlich das Schlimmste zu sein, das einem alt werdenden
Menschen passieren kann: Demenz. Die Angst vor dem Vergessen greift um
sich. Wer es bemerkt, zieht sich zurück, aus Scham und voller Angst,
aus der Rolle zu fallen. Angehörige trifft es genauso wie den, der
sich nicht mehr erinnert, was im Moment zuvor geschehen ist. Der Autor
hat Menschen mit Demenz getroffen und mit ihnen, mit Angehörigen,
Pflegekräften, Ärzten, Wissenschaftlern und Polizisten gesprochen. Ein
gutes Leben mit Demenz ist möglich. Das sagen Fachleute, die nicht
länger darum streiten wollen, ob dieses Phänomen des Alterns eine
Krankheit ist, sondern sich Gedanken machen, wie man damit lebt.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.
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MUSIK/2703: Deutschlandfunk Kultur - Opernstudio der Staatsoper Unter den Linden, 21.9.18 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Handverlesen

Das Internationale Opernstudio der Staatsoper Unter den Linden

Von Margarete Zander

Einstand

Freitag, 21. September 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wer sind die Sängerinnen und Sänger, die morgen auf der Bühne Herzen
brechen und uns mit ihren Stimmen trunken machen werden? Daniel
Barenboim und sein Internationales Opernstudio in Berlin suchen seit
2007 in der ganzen Welt nach diesen Stimmen und geben ihnen die
Chance, sich zu entwickeln. Mit Unterstützung der Liz-Mohn-Stiftung
haben die Sängerinnen und Sänger drei Jahre Zeit, ihr Talent in der
Praxis zu beweisen. Welche Voraussetzungen bringen sie mit? Was
passiert im Internationalen Opernstudio? Margarete Zander blickt
hinter die Kulissen.
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ARBEITSMEDIZIN/468: Betriebliches Gesundheitsmanagement gehört ins Tätigkeitsfeld der Betriebsärzte (DGAUM)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 19. September 2018

DGAUM: Betriebliches Gesundheitsmanagement gehört zur Arbeitsmedizin und ins Tätigkeitsfeld der Betriebsärzte



München, 19. September 2018 - Das Betriebliche Gesundheitsmanagement
gehört zur modernen Arbeitsmedizin und damit in das Tätigkeitsfeld der
Betriebsärzte. Das ist die Kernaussage der neusten Stellungnahme der
Deutschen Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.
(DGAUM). Gerade im Zeitalter des demografischen und digitalen Wandels
unterliegen auch die Bedingungen in der Arbeitswelt einem
durchgreifenden Wandel. Diesen gilt es zu gestalten und Lebensqualität
am Arbeitsplatz zu schaffen, damit Mitarbeiter gesund und
leistungsfähig bleiben. Maßnahmen im Feld des Betrieblichen
Gesundheitsmanagements (BGM) und der Betrieblichen
Gesundheitsförderung (BGF) können hierzu entscheidend beitragen, wenn
diese koordiniert werden. Für die DGAUM gehört das zur Aufgabe der
insgesamt 12.500 Betriebsärzte in Deutschland. Denn diese haben eine
Lotsenfunktion an der Schnittstelle zwischen präventiver
Gesundheitsförderung, ambulanter Versorgung, arbeitsmedizinischer
Vorsorge und berufsfördernder Rehabilitation. Unterstützt wird diese
Aussage durch erste Forschungsergebnisse im Rahmen des Modellvorhabens
nach dem Präventionsgesetz "Gesund arbeiten in Thüringen".

Die Arbeitswelt verändert sich

Die demographische Entwicklung in der westlichen Welt, der
Alterungsprozess der Bevölkerung und die Zunahme chronischer
Erkrankungen schon in der jüngeren Bevölkerung verändern zunehmend
unsere Arbeitswelt. Gleichzeitig ist unsere Arbeit durch
Digitalisierung und Technologisierung dynamischer, komplexer und
schneller geworden. Der Mensch gerät mehr unter Zeit- und
Leistungsdruck, Stress und Krankheit sind vorprogrammiert. Unternehmen
wissen, dass ihr Erfolg vor allem auf der Leistungsfähigkeit ihrer
Mitarbeiter basiert. Prävention und Betriebliches
Gesundheitsmanagement (BGM) werden daher in Zukunft immer wichtiger
werden. Mit dem sog. "Präventionsgesetz" richtet auch der Gesetzgeber
daher seit 2015 verstärkt den Fokus auf die Themen Prävention und
Gesundheitsförderung.

Prävention

Aufgabe der medizinischen Prävention ist es, das individuelle
gesundheitskonforme Verhalten des Menschen zu fördern. Prävention soll
die Gesundheit erhalten, Krankheiten frühzeitig erkennen und vorbeugen
sowie deren Verschlimmerung verhindern. Die jeweilige
Präventionsmaßnahme richtet sich dabei gezielt nach der
Krankheitsursache bzw. Krankheitsfolge und umfasst beispielsweise
Impfungen, Beratung zum Stress-Coping, Unfallverhütung,
Vorsorgeuntersuchungen, individuelle Gesundheitsrisiko-Analysen oder
die berufliche Wiedereingliederung und Rehabilitation erkrankter
Menschen. Unerlässlich ist, dass unnötige, unnütze oder sogar
gefährdende Präventionsmaßnahmen verhindert werden. Um dies zu
erreichen braucht Prävention Evidenz und Qualitätssicherung.

Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF)

Gesundheitsförderung soll Menschen dazu verhelfen, ihre Gesundheit
selbstbestimmt stärken zu können. Sie ist damit Teil der effektiven
Prävention. Aufgabe der BGF ist es, die Gesundheitsressourcen im
Unternehmen aufzubauen und zu unterstützen. Dazu zählen insbes. die
Verbesserung der Arbeitsorganisation und Arbeitsbedingungen, die
Förderung der aktiven Mitarbeiterbeteiligung und die Stärkung
persönlicher Gesundheitskompetenzen der Beschäftigten. BGF ist damit
neben dem grundlegenden Arbeitsschutz und dem betrieblichen
Eingliederungsmanagement ein wesentliches Instrument des BGM.

Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM)

BGM ist die Gestaltung und Entwicklung von betrieblichen Strukturen
und Prozessen mit dem Zweck die Gesundheit der Beschäftigten zu
fördern und zu erhalten. Basis ist die Einhaltung entsprechender
Gesetze und Verordnungen wie etwa Arbeitssicherheitsgesetz,
Arbeitsschutzgesetz, Arbeitsmedizinische Vorsorgeverordnung,
Gefahrstoffverordnung oder Mutterschutzgesetz. Ausschlaggebend ist
auch die Integration des BGM in die jeweilige Unternehmenskultur.
Betriebsärzte können dies als Gesundheits-Experten im Unternehmen
entsprechend koordinieren. Auch wenn viele Betriebe bereits
Gesundheitsmaßnahmen anbieten, deuten Ergebnisse des Modellprojekts
"Gesund arbeiten in Thüringen" (www.gesund-arbeiten-in-thueringen.de/)
eher auf eine unzureichende Umsetzung des BGM hin - vor allem in
Kleinst- und Kleinbetrieben. Bei der Diskussion um BGM sollte nicht
vergessen werden, dass Vieles, das den Unternehmen und Betrieben
derzeit unter dem Label "Gesundheitsmanagement" oder
"Gesundheitsförderung" angeboten wird, Teile gesetzlicher
Verpflichtungen nach dem Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG), dem
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) oder der Arbeitsmedizinischen
Vorsorgeverordnung (ArbMedVV) beinhaltet, die in das genuine
Aufgabengebiet des Betriebsarztes fallen. Zudem hat die Arbeitsmedizin
beim BGM eine integrierende Funktion und elementare Bedeutung: Als
präventivmedizinische Disziplin umfasst sie die Wechselbeziehun
gen zwischen Arbeit und Beruf sowie Gesundheit und Krankheiten, die
Förderung der Gesundheit und Leistungsfähigkeit des arbeitenden
Menschen, die Vorbeugung, Erkennung, Behandlung und Begutachtung
arbeits- und umweltbedingter Erkrankungen und Berufskrankheiten, die
Verhütung arbeitsbedingter Gesundheitsgefährdungen einschließlich
individueller und betrieblicher Gesundheitsberatung, die Vermeidung
von Erschwernissen und die berufsfördernde Rehabilitation.

Arbeitsmedizin und Betriebsärzte spielen im BGM eine wichtige Rolle 

Betriebsärzte mit ihrer arbeitsmedizinischen Fachkunde sind der erste
Ansprechpartner für ein effektives BGM. Dies gilt umso mehr, da
zwischen Gesundheit und Krankheit ein Kontinuum besteht, also kein
Mensch völlig gesund oder völlig krank ist, die Gesundheit nicht ohne
medizinisches Wissen gefördert werden kann und der Betriebsarzt qua
Aufgabe bereits im Unternehmen "installiert" ist und sowohl die
konkreten Arbeitsplätze und deren Gefährdungspotenziale als auch die
Beschäftigten und deren gesundheitliche Verfasstheiten am besten
kennt. Betriebsärzte nehmen die Rolle als Lotsen und neutrale Berater
ein. Im Mittelpunkt ihrer Arbeit stehen der Erhalt und die Förderung
der Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten, die
Unterstützung des Arbeitgebers bei der Beurteilung der
Arbeitsbedingungen (Gefährdungsbeurteilung), die Vorbeugung,
Erkennung, Behandlung und Begutachtung arbeits- und umweltbedingter
Risikofaktoren, Erkrankungen und Berufskrankheiten, die Verhütung
arbeitsbedingter Gesundheitsgefährdungen, Gesundheitsberatung, die
Vermeidung von Erschwernissen und Unfallgefahren sowie die
berufsfördernde Rehabilitation. Mit über 44 Millionen Arbeitnehmern
ist die Arbeitswelt das größte Setting für Präventionsmaßnahmen.
Gerade die Ergebnisse des groß angelegten arbeitsmedizinischen
Versorgungsforschungsprojekts "Gesund arbeiten in Thüringen" zeigen,
dass sich Unternehmen bei den Themen arbeitsmedizinische Vorsorge,
psychische Gesundheit sowie der Gefährdungsbeurteilung mehr Unter
stützung bzw. Informationen wünschen. Für die Gestaltung eines
zukunftsfähigen BGM werden Betriebsärzte daher immer wichtiger.


Mehr zu diesem Thema erfahren Sie in der Stellungnahme der DGAUM
"Betriebliches Gesundheitsmanagement und Betriebliche
Gesundheitsförderung: Wichtige Aufgabenfelder der Arbeitsmedizin"
unter 

https://www.dgaum.de/stellungnahmen-und-publikationen/


Über DGAUM:

Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1000
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Beschäftigungsfähigkeit
fördernden Rehabilitation sowie aus dem versicherungsmedizinischen
Kontext angewiesen sind. 

Weitere Informationen unter 

www.dgaum.de

 * 
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GERIATRIE/295: Fitness für Senioren - Kraft- und Balanceübungen vermindern Sturzgefahr (idw)


GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG - 18.09.2018 

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e.V. (DGU)

Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG)

Fitness für Senioren: Kraft- und Balanceübungen vermindern Sturzgefahr



Anlässlich des Tags der älteren Generation am 1. Oktober 2018 geben die
Deutsche Gesellschaft für Unfallchirurgie (DGU) und die Deutsche
Gesellschaft für Geriatrie (DGG) Tipps zur Vermeidung von Stürzen im hohen
Alter. Denn bereits ab dem 50. Lebensjahr nehmen Balance, Muskelkraft,
Ausdauer und Beweglichkeit ab, sodass mit zunehmendem Alter das Risiko
steigt, zu stürzen und sich dabei zu verletzen. Senioren können dem
entgegenwirken: mit gezieltem Training von Kraft und Balance.

Dennoch werden derzeit in Deutschland jährlich mehr als 400.000 ältere
Menschen nach einem Sturz im Krankenhaus behandelt, häufig wegen einer
Hüftfraktur. Wie die medizinische Versorgung in diesem Fall aussieht,
erläutern Experten der DGU und DGG auf einer Pressekonferenz am 26.
September 2018 in Berlin.

Jeder Dritte über 65 Jahre stürzt mindestens einmal pro Jahr, bei den über
80-Jährigen sogar fast jeder Zweite (1). Laut Robert Koch-Institut
passieren mehr als die Hälfte der Sturzunfälle bei Personen ab 60 Jahre zu
Hause oder in der unmittelbaren Umgebung, zum Beispiel im Garten oder in
der Garage. "Die häufigsten Ursachen sind eine schwache Muskulatur und
Probleme mit der Balance. Aber auch Seh- und Höreinschränkungen oder
Medikamente, die die Reaktionsfähigkeit einschränken, tragen dazu bei",
sagt DGU-Präsident Professor Dr. Joachim Windolf, Direktor der Klinik für
Unfall- und Handchirurgie der Universitätsklinik Düsseldorf.

Um Verletzungen durch Stürze zu vermeiden, ist es wichtig, auch im Alter
eine gute körperliche Fitness zu erhalten. "Schon mit einem einfachen
Gleichgewichts- und Krafttraining kann die Sturzgefahr erheblich gemindert
werden", erklärt Professor Dr. Clemens Becker, Leiter der Bundesinitiative
Sturzprävention. Der Chefarzt der Abteilung für Geriatrie und Klinik für
Geriatrische Rehabilitation des Robert-Bosch-Krankenhauses Stuttgart
ergänzt: "Häufige Stürze verursachen auch hohe Kosten für Operationen und
anschließende Rehabilitation. Maßnahmen zur Prävention wirken sich also
nicht nur positiv auf die individuelle Lebensqualität aus, sondern
entlasten auch das Gesundheitssystem."

Generell ist jede Art von Aktivität und Bewegung sinnvoll, auch wenn es
sich dabei nicht um ein spezielles Training handelt. "Entscheidend ist es,
aktiv zu bleiben", betont Professor Dr. Ulrich Liener, Leiter der
DGU-Arbeitsgemeinschaft Alterstraumatologie und Leiter der Klinik für
Orthopädie und Unfallchirurgie Marienhospital Stuttgart. Er ergänzt: "Wer
sicher auf den Beinen ist, fällt nicht so schnell hin."

Orthopäden und Unfallchirurgen sowie Altersmediziner (Geriater) geben
Tipps für Übungen, die Senioren in ihren Alltag einbauen können, um
Balance und Kraft zu trainieren und so Stürze zu verhindern. Für den
schnellen Überblick eignet sich das Poster "Sicher auf den Beinen - Stürze
vermeiden".

Regelmäßige Bewegung im Alltag:


	Spazierengehen und Wandern

	Treppensteigen

	Tanzen gehen

	Täglich Balanceübungen durchführen, zum Beispiel auf einem Bein stehen und Zähne putzen.

	Täglich Kraftübungen durchführen, zum Beispiel wiederholt gegen eine Wand drücken (Wandliegestütz).



Neues ausprobieren:


	Tai Chi (chinesische Bewegungsübungen)

	Kegeln

	Boule spielen



Aktiv werden:


	Regelmäßiges Kraft- und Balance-Training mindestens zwei oder drei Mal pro Woche allein oder in der Gruppe, auch im Herbst und Winter - gut ist, wenn regelmäßiges Muskeltraining bei älteren Menschen zum Alltag gehört wie essen und trinken. Ein ausführliches Übungsprogramm inklusive Übungstagebuch finden Interessierte in der Broschüre "Das Übungsprogramm - Fit und beweglich im Alter"

	Bewegungsprogramme für Gruppen werden auch von Krankenkassen angeboten. Ein Überblick über alle geprüften Präventionsprogramme der Krankenkassen bietet die Website:
 https://www.zentrale-pruefstelle-praevention.de/admin/



Weitere Tipps und Hilfen aus der Broschüre "Einführung in die Sturzprävention":


	Unfallquellen im Heim beseitigen: 
 Zu Hause für gute Beleuchtung sorgen und auf dicke Teppiche und andere Stolperfallen, wie herumliegende Gegenstände, verzichten.

	Warnzeichen ernst nehmen: 
 Beeinträchtigen Seh- und Hörprobleme sowie Schwindel den Alltag, sollte der Arzt aufgesucht werden.

	Gute Ernährung: 
 Auf einen ausgeglichenen Vitamin D- und Kalziumhaushalt achten. Das stärkt die Knochengesundheit.



Download Informationsmaterial für Patienten:

Broschüre: "Gleichgewicht und Kraft - Einführung in die Sturzprävention"

http://www.dgu-online.de/fileadmin/published_content/2.Aktuelles/News/Textdateien/Broschuere_Sturzpraevention_Uebungen_BZgA.pdf

Broschüre: "Gleichgewicht und Kraft - Das Übungsprogramm"

http://www.dgu-online.de/fileadmin/published_content/2.Aktuelles/News/Textdateien/Broschuere_Sturzpraevention_BZgA.pdf

Plakat: "Sicher auf den Beinen - Stürze vermeiden"

http://www.dgu-online.de/fileadmin/published_content/2.Aktuelles/News/Textdateien/Plakat_Sturzpraevention_BZgA.pdf

Referenzen:

1) Fall incidence in Germany: results of two population-based studies, and
comparison of retrospective and prospective falls data collection methods,
Kilian RappEmail et al.

https://bmcgeriatr.biomedcentral.com/articles/10.1186/1471-2318-14-105

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1739
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INNERE/1401: Mikrobiota im Darm befeuert Tumorwachstum (idw)


Technische Universität München - 18.09.2018

Mikrobiota im Darm befeuert Tumorwachstum



Auf ein unerwartetes Ergebnis ist das Team von Professor Dirk Haller an
der Technischen Universität München (TUM) bei der Untersuchung von
auslösenden Faktoren des Dickdarmkrebses gestoßen: Zellstress treibt in
Kombination mit einer veränderten Mikrobiota im Dickdarm das Tumorwachstum
an. Zuvor herrschte die Annahme, dass diese Kombination lediglich zu
entzündlichen Darmerkrankungen beiträgt.

"Wir wollten mit unserer Studie ursprünglich klären, welchen Beitrag
Bakterien im Darm an der Entstehung von Darmentzündungen haben", erklärt
Professor Dirk Haller vom Lehrstuhl für Ernährung und Immunologie am
Wissenschaftszentrum Weihenstephan der TUM. "Das für uns überraschende
Ergebnis war jedoch, dass Änderungen im mikrobiellen Ökosystem
(Mikrobiota) zusammen mit Stress in den Darmzellen zur Entstehung von
Tumoren führt und zwar ausschließlich im Dickdarm und ohne Beteiligung von
Entzündung."

Die Untersuchungen fanden zunächst am Mausmodell statt. In keimfreien
(d.h. sterilen) Tieren, bei welchen zwar der aktivierte
Transkriptionsfaktor ATF6 für eine Stressregulation in der Darmschleimhaut
(Darmepithel) sorgt, konnte jedoch keine Veränderung beobachtet werden.
Sobald aber die Mikrobiota, also die Gesamtheit der Mikroorganismen im
Darm, in keimfreie Tiere zurück transplantiert wurden, entwickelten sich
im Dickdarm der Mäuse Krebsgeschwulste. Hier konnte das Team um Haller
entlang der Koch'schen Postulate zeigen, dass Mikroorganismen an der
Krebsentstehung im Dickdarm beteiligt sind.

Der Transkriptionsfaktor ATF6 reguliert den Stress in der Zelle, wobei die
Intensität und Dauer der Aktivierung mit Erkrankungen verstärkt wird. "Es
ist aber nicht der Zellstress allein, der zu dem Tumorwachstum führt,
sondern die Zusammenarbeit von Stress und Mikrobiota, welche das
Krebswachstum begünstigt", sagt Haller, Leiter des ZIEL - Institute for
Food & Health der TUM.

ATF6-Vorkommen bei Patienten mit Dickdarmkrebs erhöht
Später wurden in Zusammenarbeit mit dem Klinikum rechts der Isar (Prof.
Klaus-Peter Janssen) die Daten von 541 Patienten mit Dickdarmkrebs
untersucht. Bei denjenigen, wo der Transkriptionsfaktor ATF6, der
Zellstress auslöst, signifikant erhöht war, steigerte dies die
Rückfallquote nach einer Operation: Etwa zehn Prozent der Patienten waren
gefährdet, ein zweites Mal Dickdarmkrebs zu bekommen.

"In bestimmten Patienten könnte das Protein ATF6 als diagnostischer Marker
für ein erhöhtes Dickdarmkrebsrisiko dienen, um dann frühzeitig mit einer
Therapie beginnen zu können", sagt Prof. Haller - "eine mikrobielle
Therapie wäre vorstellbar, wenn wir noch mehr wissen über die
Zusammensetzung der Bakterien. Was nun jedoch deutlich wurde: Chronische
Entzündungen nehmen auf die Krebsentwicklung im Dickdarm keinen Einfluss."


Mehr Informationen:

Diese Arbeit wurde gefördert durch das DFG-Forschungsstipendium (RTG)
1482, das DFG-Schwerpunktprogramm (SPP) 1656 und das
DFG-Sonderforschungsprogramm (SFB) 1335.

Originalpublikation:

Olivia Coleman, Elena Lobner, Sandra Bierwirth, Adam Sorbie, Nadine
Waldschmitt, Eva Rath, Emanuel Berger, Ilias Lagkouvardos, Thomas Clavel,
Kathleen McCoy, Achim Weber, Mathias Heikenwälder, Klaus-Peter Janssen and
Dirk Haller: Activated ATF6 Induces Intestinal Dysbiosis and Innate Immune
Response to Promote Colorectal Tumorigenesis, Gastroenterology 9/2018.

DOI: 10.1053/j.gastro.2018.07.028

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34947/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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ORTHOPÄDIE/381: Welche Behandlung ist bei Rückenschmerz sinnvoll - und wann? (DKOU)


DKOU - Deutscher Kongress für Orthopädie und Unfallchirurgie - 19.09.2018

Welche Behandlung ist bei Rückenschmerz sinnvoll - und wann?

Deutscher Kongress für Orthopädie und Unfallchirurgie

23. bis 26. Oktober 2018, Messegelände Süd, Berlin



Berlin - Fast jeder Mensch leidet mindestens einmal im Leben an
Kreuzschmerzen. Wie man diagnostisch vorgeht und wie man behandelt ist
im Wesentlichen abhängig von der Schmerzursache. Maßgeblich hierfür
sind zwei Leitlinien. Die Nationale VersorgungsLeitlinie
Nicht-spezifischer Kreuzschmerz wurde unter Beteiligung von Orthopäden
und Unfallchirurgen überarbeitet und 2017 aktualisiert. Neu erschien
zur Ergänzung in 2018 die unter Federführung von Orthopäden und
Unfallchirurgen erstellte Leitlinie Spezifischer Kreuzschmerz. Wie
Arzt und Patient bei Kreuzschmerzen am besten vorgehen, erklären
Experten auf einer Pressekonferenz, die am 24. Oktober im Rahmen des
Deutschen Kongresses für Orthopädie und Unfallchirurgie (DKOU) 2018 in
Berlin stattfindet.

Am Anfang jeder Behandlung steht eine ausführliche Befragung und eine
fachkundige körperliche Untersuchung. "Wir überprüfen gezielt mögliche
Warnzeichen, die auf eine abwendbare gefährliche Erkrankung als
körperliche Ursache für den Schmerz hindeuten", erklärt Professor Dr.
med. Bernd Kladny, Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft für
Orthopädie und Unfallchirurgie. Bei 85 bis 90 Prozent der Betroffenen
lassen sich solche Warnzeichen nicht finden. "Dann brauchen wir auch
zunächst keine bildgebende Untersuchung wie Röntgen oder
Magnetresonanztomografie", erklärt Kladny. Die beste Therapie bei
nicht-spezifischen Schmerzen ist Bewegung. Bei Bedarf kann der Patient
Schmerzmittel oder Entzündungshemmer einnehmen, damit er sich wieder
bewegen kann. "So verschwinden die meisten akuten nicht-spezifischen
Kreuzschmerzen nach vier bis sechs Wochen auch wieder", sagt Kladny.

Nach vier bis sechs Wochen leitliniengerechter Therapie soll bei anhaltenden

aktivitätseinschränkenden oder fortschreitenden Kreuzschmerzen
überprüft werden, ob es nicht doch einer Bildgebung bedarf. Dies gilt
auch dann, wenn der Arzt bei der Erstuntersuchung den sicheren
Verdacht hat, dass eine körperliche Ursache vorliegt. In Ergänzung zur
Nationalen VersorgungsLeitlinie Nicht-spezifischer Kreuzschmerz gibt
die neue Leitlinie Spezifischer Kreuzschmerz Hinweise, wann eine
organische Ursache in Betracht zu ziehen ist und welche
Behandlungsoptionen sich ergeben. Besonders geht die Leitlinie ein auf
den Verschleiß der Wirbelbogengelenke, verschleißbedingte Erkrankungen
der Bandscheibe, den Morbus Bechterew, Schmerzen durch den Kontakt der
Dornfortsätze, einen zu engen Knochenkanal, Wirbelgleiten und
Knochenunterbrechung, Störungen von Muskeln und Faszien und sogenannte
"Blockierungen".

Diese krankhaften Veränderungen können Schmerzen verursachen, müssen
aber nicht. "Wichtig ist immer, dass der Befund der Bildgebung
zusammen mit Vorgeschichte, Symptomen und klinischem Befund des
Patienten gewertet wird. Nur dann lässt sich Kreuzschmerz erklären,
Bilder allein sagen wenig", betont Kladny. Findet man Warnhinweise
oder hat einen sicheren Anhalt für eine spezifische Erkrankung, dann
bedarf es der fachkundigen Behandlung der zugrundeliegenden Ursache.

Die Behandlung muss nicht zwangsläufig eine Operation sein - im
Gegenteil: Wenn keine Alarmsignale wie Lähmungserscheinungen,
Blutvergiftungen oder fehlende Kontrolle über Darm und Blase
auftreten, ist die konservative Therapie - mit Schmerz-, Bewegungs-,
Physiotherapie und anderen Verfahren - der Standard. Erst wenn die
nicht-chirurgischen Verfahren keine Linderung bringen, können Arzt und
Patient die Vor- und Nachteile einer Operation besprechen. "Um
Kreuzschmerzen effektiv zu behandeln, braucht es einen klar
festgelegten stringenten Plan", betont Professor Dr. Dr. med. Werner
Siebert, einer der Kongresspräsidenten des DKOU 2018. Kreuzschmerzen
sind auch ein Thema bei einer Pressekonferenz, die im Rahmen des DKOU
2018 stattfindet.

Die Nationale VersorgungsLeitlinie "Nicht-spezifischer Kreuzschmerz"
und die S2K-Leitlinie "Spezifischer Kreuzschmerz" sind im Internet
erhältlich.

https://www.leitlinien.de/nvl/kreuzschmerz

https://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/033-051.html
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Langenbeck-Virchow-Haus, Luisenstr. 58/59, 10117 Berlin

DGOOC - Telefon: 030/84 71 21-31, Fax: 030/84 71 21-32

DGU - Telefon: 030/20 21 54 90, Fax: 030/20 21 54 91

E-Mail: info@dgooc.de / office@dgu-online.de

Internet: www.dgooc.de / www.dgu-online.de
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DIAGNOSTIK/585: Screening auf Depression - Nutzen bleibt fraglich (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 17.09.2018

Screening auf Depression: Nutzen bleibt fraglich

- Grundlage für Einführung der Reihenuntersuchung fehlt

- Keine Stellungnahmen zum Vorbericht erhalten



Bei knapp 12 % aller Erwachsenen in Deutschland wird im Laufe ihres Lebens
eine Depression diagnostiziert. Das Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) hat untersucht, ob es für
Teilnehmerinnen und Teilnehmer eines Screenings Vor- oder Nachteile haben
könnte, wenn beispielsweise Hausärztinnen und Hausärzte regelhaft einen
Test anhand eines Fragebogens anbieten, der Hinweise auf eine Depression
geben kann. Ein Vorteil könnte darin bestehen, dass die Diagnose
frühzeitig gestellt und eine Therapie begonnen werden kann. Der jetzt
publizierte Abschlussbericht bestätigt die vorläufigen Ergebnisse: Nutzen
und Schaden sind weiterhin unklar. Somit fehlt weiterhin die
wissenschaftliche Grundlage, um eine solche Reihenuntersuchung
einzuführen.

Screening kann prinzipiell auch schaden

Eine (unipolare) Depression verläuft meist in Episoden: Es kann Phasen mit
wenigen oder keinen Beschwerden geben, gefolgt von Phasen, in denen die
Symptome, vor allem Niedergeschlagenheit und Antriebslosigkeit, erneut
auftreten oder sich verstärken können.

Ein Nutzen des Screenings könnte darin bestehen, dass die Erkrankung
früher erkannt und dann auch besser behandelt werden kann. So ließe sich
etwa verhindern, dass sich die Betroffenen dauerhaft aus dem sozialen
Leben zurückziehen oder arbeitsunfähig werden.

Einen Schaden könnte das Screening verursachen, wenn der Test ein
sogenanntes falsch-positives Ergebnis ergibt, also eine Depression
anzeigt, die Betroffenen aber gar nicht erkrankt sind. Der Befund könnte
sie emotional unnötig belasten. Womöglich haben sie unter den
Nebenwirkungen von Medikamenten zu leiden, die sie gar nicht brauchen.

Keine neuen Erkenntnisse

Für den Abschlussbericht standen den Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern dieselben Studien zur Verfügung wie für den Vorbericht:
Aus den insgesamt sieben prospektiv geplanten Interventionsstudien ließen
sich keine belastbaren Aussagen ableiten. Denn entweder unterschieden sich
die Ergebnisse zwischen Teilnehmern und Nicht-Teilnehmern des Screenings
gar nicht oder die Unterschiede waren zu gering, um medizinisch relevant
zu sein. Bei den fünf aus Japan stammenden Studien sind die Ergebnisse
ohnehin kaum auf den deutschen Versorgungskontext übertragbar.

Nur wenige westliche Länder haben Screening eingeführt

Dass einige Gremien und Fachgesellschaften in den USA ein Screening auf
Depressionen empfehlen, sieht Ressortleiter Stefan Sauerland nicht als
Widerspruch: "In kaum einem westlichen Land sucht man aktiv mittels
Screening nach Depressionen, weil die Datenlage hierfür nicht ausreicht."
Die Empfehlung in den USA beziehe sich zudem nicht auf das Screening
allein, sondern auf eine Gesamtstrategie, die sicherstellt, dass alle
Personen mit einem "positiven" Testergebnis auch angemessen medizinisch
versorgt werden können.

"Im Übrigen gibt es auch zu Nutzen und Schaden der zurzeit stark
propagierten Screening-Apps bislang keine Evidenz", stellt Stefan
Sauerland fest.

Wie bei der Publikation von vorläufigen Ergebnissen üblich, hatte das
Institut auch zu diesem Vorbericht um Stellungnahmen gebeten, dieses Mal
aber keine erhalten.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte-301/nichtmedikamentoese-verfahren/s-projekte/s16-05-screening-auf-depression.7850.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 17.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIAGNOSTIK/584: Wissenschaftlich geprüft - Irisdiagnostik ist medizinisch sinnlos (idw)


Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 18.09.2018

Wissenschaftlich geprüft - Irisdiagnostik ist medizinisch sinnlos



Berlin - Organschwächen, Rheuma oder Stoffwechselprobleme: Die Iridologie,
die zu den alternativen Diagnoseverfahren zählt, will an der
Regenbogenhaut des Auges Erkrankungen erkennen und sogar vorhersagen
können. Diese Behauptung sei aus medizinisch-wissenschaftlicher Sicht
unhaltbar, betonen Augenärzte im Vorfeld des 116. Kongresses der DOG
Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft. Die Deutung von Farbe, Flecken
oder Furchen an der Iris sei für Diagnosezwecke ungeeignet. Was die
Regenbogenhaut wirklich über unseren Körper verrät, erläutern Experten auf
einer Vorab-Pressekonferenz am 20. September 2018 in Berlin.

Einige krankhafte Veränderungen der Regenbogenhaut können tatsächlich auf
Systemerkrankungen des Körpers hindeuten. "Das angeborene Fehlen der Iris
etwa kann auf einen Nierentumor hinweisen, Knötchen an der Iris auf eine
Trisometrie 21, die Tumorerkrankung Neurofibromatose oder die entzündliche
Gewebserkrankung Sarkoidose", berichtet Frau Professor Dr. med. Nicole
Eter, Präsidentin der DOG und Direktorin der Universitäts-Augenklinik
Münster. Zudem können sich bösartige Tumoren der Lunge oder der Brustdrüse
an der Iris absiedeln.

Änderungen der Struktur in Form von Furchen, Streifen, Farbe oder Flecken
hingegen besitzen keine medizinische Aussagekraft. Davon geht die
Iridologie jedoch aus. "Eine Fehlannahme", wie Professor Dr. med. Martin
Rohrbach von der Universitäts-Augenklinik Tübingen betont. "Bis heute gibt
es für die Irisdiagnostik keine anatomische oder physiologische Evidenz",
stellt der DOG-Experte fest. Sie sei medizinisch sinnlos. Bei den
"Irisflecken" etwa handle es sich um harmlose Ansammlungen von
Pigmentzellen. "Die bräunlichen Punkte hat fast jeder im Auge", so
Rohrbach.

Dementsprechend konnten die Thesen der Iridologie noch in keinem einzigen
Fall wissenschaftlich bestätigt werden. "Egal, ob es sich um Karzinome des
Magen-Darm-Traktes handelte oder Gallenblasenleiden: Die Irisdiagnostik
kam über die reine Ratewahrscheinlichkeit nicht hinaus", sagt Rohrbach.
Bücher aus dem Jahr 1954, die von Anhängern der Iridologie zur Begründung
ihrer Verfahren herangezogen werden, entsprächen in keinster Weise mehr
heutigen Standards.

Die neue Iridologie geht auf Ignaz von Péczely (1826 bis 1911) zurück, der
als Kind bei der Abwehr einer Eule dieser ein Bein brach und danach im
Auge des Vogels einen "Balken" zu erkennen meinte. Er schloss daraus, dass
körperliche Veränderungen an der Regenbogenhaut sichtbar werden können.

In der Folge entwickelten Iridologen, die weit überwiegend als
Heilpraktiker tätig sind, die Anschauung, dass der gesamte Körper mit der
Iris "nerval verkabelt" ist. Alle Teile des menschlichen Körpers sollen
demnach in Form von "Organfeldern" repräsentiert sein - die rechte
Körperhälte in der rechten Iris, die linke in der linken Iris, die obere
Körperhälfte in den oberen und die untere in den unteren
Regenbogenhaut-Hälften. An Änderungen der Struktur könnten zurückliegende, aktuelle und
künftige Erkrankungen abgelesen werden. Derzeit sind in Deutschland etwa
45.000 Heilpraktiker tätig, von denen schätzungsweise 5.000 bis 8.000
iridologisch tätig sein dürften.

Dass die Iridologie nach wie vor umfangreich nachgefragt wird, führt der
Tübinger Ophthalmologe vor allem auf einen Umstand zurück: "Heilpraktiker
und Iridologen besitzen etwas sehr Wertvolles, das wir Ärzte in Zeiten der
auch ökonomisch bedingten Verdichtung für unsere Patienten sehr oft leider
nicht mehr erübrigen können: ausreichend Zeit."


DOG: Forschung - Lehre - Krankenversorgung

Die DOG ist die medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft für
Augenheilkunde in Deutschland. Sie vereint unter ihrem Dach mehr als 7400
Ärzte und Wissenschaftler, die augenheilkundlich forschen, lehren und
behandeln. Wesentliches Anliegen der DOG ist es, die Forschung in der
Augenheilkunde zu fördern: Sie unterstützt wissenschaftliche Projekte und
Studien, veranstaltet Kongresse und gibt wissenschaftliche
Fachzeitschriften heraus. Darüber hinaus setzt sich die DOG für den
wissenschaftlichen Nachwuchs in der Augenheilkunde ein, indem sie zum
Beispiel Stipendien vor allem für junge Forscher vergibt. Gegründet im
Jahr 1857 in Heidelberg, ist die DOG die älteste augenärztliche
Fachgesellschaft der Welt und die älteste fachärztliche Gesellschaft
Deutschlands.


Weitere Informationen finden Sie unter

www.dog.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1286

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 18.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NACHSORGE/085: Pilotstudie zu roboterassistiertem Armtraining nach Schlaganfall (idw)


LURIJA INSTITUT für Rehabilitationswissenschaften und Gesundheitsforschung - 17.09.2018

Pilotstudie zu roboterassistiertem Armtraining nach Schlaganfall veröffentlicht



Die Intensität und Häufigkeit von Bewegungstraining gilt bei
Schlaganfallpatienten als wichtiger Faktor für die Wiedererlangung
motorischer Funktionen. In den Fokus rücken dabei zunehmend technische
Assistenzsysteme. Forscher des Lurija Instituts für
Rehabilitationswissenschaften und Gesundheitsforschung haben nun
untersucht, wie ein roboterassistiertes Bewegungstraining während eines
stationären Rehabilitationsaufenthalts zum Erholungserfolg beitragen kann.

Der Schlaganfall, eine plötzlich auftretende Schädigung von Hirngewebe
infolge eines Gefäßverschlusses oder einer Hirnblutung, ist in Deutschland
die häufigste Ursache für bleibende Behinderung im Erwachsenenalter:
Häufig haben die Betroffenen nach der Akutphase motorische Defizite. Neben
den Herausforderungen, die die Erkrankung für die Betroffenen und deren
Umfeld mit sich bringt, ist die Erholung nach Schlaganfall deshalb ein
Thema von hoher gesellschaftlicher Relevanz.

Es gibt Hinweise darauf, dass die Intensität und Häufigkeit von
Bewegungstraining Einfluss auf die Verbesserung motorischer Funktionen,
wie z. B. dem Greifen nach einer Tasse, hat. Mit dem Ziel, die
Trainingsintensität für diese Bewegungsabläufe zu erhöhen, wird im Rahmen
rehabilitativer Maßnahmen deshalb auch auf technische Unterstützung durch
Roboter gesetzt. Ob ein über die übliche Patientenbehandlung in
stationären Rehabilitationseinrichtungen hinausgehendes
roboterassistiertes Training von Patienten akzeptiert wird, und ob ein
solches Zusatztraining neben dem üblichen Therapieplan auch ohne
Unterstützung durch Therapeutinnen und Therapeuten durchführbar ist, hat
nun ein Team des Lurija Instituts für Rehabilitationswissenschaften und
Gesundheitsforschung untersucht. Zehn Schlaganfall-Betroffenen mit
schwerer Armlähmung wurde im Rahmen ihres stationären
Rehabilitationsaufenthaltes die Gelegenheit gegeben, über einen Zeitraum
von vier Wochen hinweg 24 zusätzliche Übungseinheiten (jeweils 30 min) an
einem Armtrainingsroboter zu absolvieren, bei dem sie mit Hilfe des vom
Roboter unterstützen betroffenen Arms therapieorientierte Computerspiele
spielten.

Im Ergebnis zeigte sich eine hohe Akzeptanz dieses Zusatztrainings durch
die in die Analyse eingeschlossenen Patientinnen und Patienten: Sie hatten
im Untersuchungszeitraum durchschnittlich 13 Termine wahrgenommen und
bewerteten die Übungen als motivierend und angenehm. Nach Ablauf der vier
Wochen hatten sich proximale Armfunktionen signifikant verbessert.
Hinsichtlich der Schulterkraft ließ sich auch ein Zusammenhang zwischen
der Zahl der absolvierten Trainingstermine und dem Grad der Verbesserung
nachweisen.

Daraus schließen die Forscher zum einen, dass bei Schlaganfallpatienten
mit Armlähmungen roboterassistiertes Zusatztraining grundsätzlich
durchführbar ist. Zum anderen werden die Ergebnisse als Hinweis darauf
gewertet, dass ein solches Zusatztraining sich positiv auf den
Erholungsverlauf auswirken kann.


Originalpublikation:

Büsching I, Sehle A, Stürner J, Liepert J.

Using an upper extremity exoskeleton for semi-autonomous exercise during
inpatient neurological Rehabilitation - a pilot study.

J Neuroeng Rehabil. 2018 Aug 2;15(1):72. 

doi: 10.1186/s12984-018-0415-6.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.kliniken-schmieder.de/lurija-institut/news/news-detailseite/pilotstudie-zu-roboterassistiertem-armtraining-nach-schlaganfall.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1866

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

LURIJA INSTITUT für Rehabilitationswissenschaften und Gesundheitsforschung - 17.09.2018
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MELDUNG/945: Entlastung in Krankenhäusern - ver.di erzielt eine weitere Vereinbarung an Uniklinik (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 19. September 2018

Entlastung in Krankenhäusern: ver.di erzielt eine weitere Vereinbarung an Uniklinik



In ihrem tarifpolitischen Kampf um Entlastung der Beschäftigten in
Krankenhäusern verzeichnet die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) einen weiteren Erfolg. Am Mittwochmorgen haben Arbeitgeber
und ver.di nach einem 20-stündigen Verhandlungsmarathon eine
Vereinbarung zur Entlastung für die Beschäftigten am
Universitätsklinikum des Saarlandes (UKS) erzielt. Ohne diese Lösung
wären die Beschäftigten mit Beginn der Frühschicht in einen
unbefristeten Streik getreten. "Die Vereinbarung zur Entlastung ist
ein Erfolg der Beschäftigten, die mit ihrer hohen Streikbereitschaft
Druck gemacht haben. Sie wollen nicht länger ihre Gesundheit im
Klinikalltag verschleißen lassen", sagte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler. "Unsere Vereinbarungen
mit Arbeitgebern zur Entlastung der Beschäftigten entbinden die
Politik jedoch nicht von ihrer Pflicht, bundesweit gesetzliche
Personalbemessungsvorgaben zu machen, um eine sichere Versorgung der
Patientinnen und Patienten zu gewährleisten."

Ein Meilenstein der Vereinbarung am UKS ist die Einführung eines
verbindlichen individuellen Belastungsausgleiches. Beschäftigte, die
mehrere Schichten in Unterbesetzung leisten müssen, erhalten einen
Anspruch auf eine Freischicht. Zudem verpflichtet sich das UKS, 145
zusätzliche Vollzeitstellen zu schaffen, davon 15 im
nichtmedizinischen Bereich.

Zuletzt hatte ver.di nach wochenlangen Streiks Ende August an den
Unikliniken Essen und Düsseldorf Vereinbarungen zur Entlastung
durchgesetzt. Am Klinikum Augsburg haben Gespräche zur Entlastung
bislang keine Einigung gebracht; deshalb bereitet ver.di dort
Arbeitskampfmaßnahmen vor.

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 19. September 2018

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/944: EU-Gipfel - Ärzte ohne Grenzen fordert Ende der menschenfeindlichen Politik Europas (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 18. September 2018

EU-Gipfel: Ärzte ohne Grenzen fordert Ende der menschenfeindlichen
Politik Europas



Vor dem EU-Gipfel in Salzburg ruft Ärzte ohne Grenzen Bundeskanzlerin
Angela Merkel und die anderen europäischen Spitzenpolitiker zu einem
Umdenken im Umgang mit Geflüchteten auf. Angesichts der Todesfälle im
Mittelmeer, der alarmierenden Lage auf den griechischen Inseln und der
eskalierenden Situation in Libyen müssen der Schutz und das Überleben
von Menschen in Not im Mittelpunkt stehen. Die europäische Politik
darf nicht länger die Augen verschließen vor den Folgen ihrer
Maßnahmen, die vorwiegend auf die Abwehr von Flüchtenden abzielen,
fordert die Nothilfeorganisation.

Dazu Florian Westphal, Geschäftsführer von Ärzte ohne Grenzen in
Deutschland:

"Es sind nach wie vor die Schwächsten und Verwundbarsten, die den
Preis für die Abschottungspolitik der Bundesregierung und der
Europäischen Union im Mittelmeerraum bezahlen. Unsere Mitarbeiter
behandeln tagtäglich die medizinischen Folgen dieser
menschenfeindlichen Politik in den Internierungslagern in Libyen, in
überfüllten Lagern auf den griechischen Inseln oder auf dem
Rettungsschiff Aquarius.

Wir führen Gespräche mit Mitarbeitern und Betroffenen, dokumentieren
die Folgen der restriktiven Politik, veröffentlichen Bilder und
Videos. All das stellen wir auch der Bundesregierung und anderen
Akteuren zur Verfügung. Und dennoch folgt die Strategie der Europäer
vor allem dem Prinzip 'Aus den Augen, aus dem Sinn'. Diese
Abschottungspolitik sorgt momentan vor allem dafür, dass das Leid der
Menschen weniger sichtbar wird. Wir fordern die Bundesregierung auf,
sich für ein Europa einzusetzen, das Menschen schützt und diese nicht
im Stich lässt."

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 18. September 2018

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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POLITIK/1920: Pneumologen - Personalmangel lässt sich nicht durch Untergrenzen beheben (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 17.09.2018

DGP: Pneumologen: Personalmangel lässt sich nicht durch Untergrenzen beheben



Die Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin e. V. (DGP)
begrüßt den Referentenentwurf, den das Bundesministerium für Gesundheit
Ende August vorgelegt hat. Er sieht verbindliche
Pflegepersonaluntergrenzen für besonders pflegeintensive Klinikbereiche
wie Intensivstationen vor. Die Lungenfachärzte kritisieren jedoch, dass er
die eigentlichen Ursachen für die Pflegeengpässe, etwa den Mangel an
Pflegekräften und die zu niedrige Bezahlung mit der neuen Verordnung nicht
beseitigen würde. Sinnvoller sei es, zunächst einen nationalen Aktionsplan
zur Stärkung der Pflege umzusetzen.

Ab dem 1. Januar 2019 soll in den pflegesensitiven Klinikbereichen der
Intensivmedizin, der Kardiologie, Unfallchirurgie und Geriatrie ein
verbindlicher Betreuungsschlüssel gelten. Tagsüber muss etwa im Bereich
der Intensivpflege für je zwei Patienten eine Pflegekraft im Dienst sein,
während der Nachtschicht liegt der Schlüssel bei drei zu eins.
"Der Referentenentwurf geht davon aus, dass qualifizierte Pflegekräfte in
ausreichendem Maße auf dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen", sagt
Professor Dr. med. Klaus F. Rabe, Ärztlicher Direktor und Medizinischer
Geschäftsführer der LungenClinic Grosshansdorf bei Lübeck und Präsident
der DGP. "Dies ist jedoch nicht der Fall." Im Gegenteil herrsche ein
ausgeprägter Mangel an examinierten Pflegekräften, sodass bereits jetzt
regelmäßig Betten auf Intensivstationen gesperrt werden müssten. Es sei
absehbar, dass die Einführung verbindlicher Personaluntergrenzen die Zahl
der Bettensperrungen noch erhöhen werde.

Die kurzfristige Umsetzung der Richtlinie schon zum 1. Januar 2019 hieße
somit nach Ansicht der DGP, den zweiten Schritt vor dem ersten zu tun. Um
wieder ausreichend Nachwuchs für die Pflege zu gewinnen, müsse jedoch
zunächst die Attraktivität des Berufs gesteigert werden. Hierzu gehöre
neben verbesserten Arbeitsbedingungen auch eine bessere Bezahlung. In
diesem Sinne begrüßt die DGP ausdrücklich die im
Pflegepersonal-Stärkungsgesetz beschlossene Bereitstellung zusätzlicher Mittel für den
Pflegebereich und die im Krankenhausfinanzierungsgesetz festgelegte
Ausgliederung der Pflegepersonalkosten aus dem Vergütungssystem.

Aus Sicht der DGP spricht noch ein weiterer Aspekt dafür, die in dem
Entwurf genannten Untergrenzen für 2019 fallen zu lassen: Bereits für das
Jahr 2020 wird das Institut für das Entgeltsystem im Krankenhaus (InEK)
ohnehin neue, differenziertere Pflegepersonaluntergrenzen ermitteln, die
den tatsächlichen Pflegeaufwand der jeweiligen Erkrankung berücksichtigen.
"Es erscheint daher unverständlich, mit hohem bürokratischem Aufwand
zunächst undifferenzierte Untergrenzen einzuführen, die nur für das Jahr
2019 gelten", sagt der stellvertretende DGP-Präsident Professor Dr. med.
Michael Pfeifer, Ärztlicher Direktor der Abteilung für Pneumologie der
Klinik Donaustauf (Universität Regensburg). Sinnvoller sei es, auf die
Umsetzung 2019 zu verzichten und die verbleibende Zeit bis zur Einführung
der fallbezogenen InEK-Schlüssel für einen nationalen Aktionsplan zur
Stärkung der Pflege zu nutzen.

Damit ergäbe sich auch ein Zeitpuffer für einige weitere Nachbesserungen,
die die Experten der DGP für nötig halten: Klärungsbedarf bestehe
beispielsweise in Bezug auf hochqualifizierte Berufsgruppen wie
Atemtherapeuten, die in dem Entwurf nicht thematisiert werden. Auch das
Gehaltsungleichgewicht zwischen den zunehmend benötigten
Zeitarbeitskräften und dem wesentlich niedriger bezahlten, aber besonders
wertvollen Stammpersonal sei noch nicht berücksichtigt. Praxisfremd sei
darüber hinaus der sehr geringe Anteil von Pflegehilfskräften, den der
Entwurf vorsieht. Zudem benachteilige er kleine Stationen über Gebühr. "In
die anstehenden Verhandlungen sollten auch Vertreter von pflegerischen und
ärztlichen Fachgesellschaften sowie Patientenbeauftragte einbezogen
werden", fordert DGP-Präsident Rabe. Nur dann könne die Pflegerealität
angemessen berücksichtigt werden.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 17.09.2018
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MELDUNG/438: HIV-Selbsttests demnächst in Apotheken (Apotheke ADHOC)


APOTHEKE ADHOC - 19. September 2018

HIV-Selbsttests demnächst in Apotheken



Berlin - Am Freitag soll der Bundesrat den Verkauf von HIV-Selbsttests
erlauben. Die Hersteller stehen bereit, um entsprechende Diagnostika
ab Oktober in die Apotheken zu bringen. Wie der Branchendienst
APOTHEKE ADHOC berichtet, kommen die ersten Produkte von Ratiopharm
und Ecoaction.

Beide Tests kommen aus Frankreich, hier sind HIV-Selbsttests bereits
seit 2015 erlaubt. Ratiopharm hat sich laut APOTHEKE ADHOC die
Vertriebsrechte für den "Autotest VIH" der Firma AAZ gesichert. Der
Konzern aus Ulm will sich nicht vor Freitag zu dem Thema äußern.

Zweiter Anbieter ist die Firma Ecoaction, die das Produkt Exacto des
französischen Herstellers Biosynex vertreibt. Hinter dem Unternehmen
aus Köln steht Oliver Gothe, Gründer der Marke Condomi und seit 25
Jahren in der Deutschen Aids-Hilfe aktiv. Der Test wird nicht
apothekenexklusiv sein, sondern voraussichtlich auch bei Drogenhilfen,
ProFamilia oder Erotikhändlern angeboten.

Der dritte von der Deutschen Aids-Hilfe empfohlene Test stammt vom
kanadischen Hersteller BioLytical Laboratories. Das Medizinprodukt
"Insti" wird derzeit über niederländische Apotheken vertrieben. Laut
Aids-Hilfe ist das Produkt zwar nicht so einfach anzuwenden wie die
französischen Alternativen, aber ebenfalls zuverlässig und zudem sehr
schnell. "Das Ergebnis liegt bereits nach einer Minute vor. Die
französischen Tests brauchen 15 Minuten."

Der Verkaufspreis wird voraussichtlich bei rund 25 Euro liegen.
Apotheken können sich bereits in Schulungen informieren, erhalten
Broschüren für Kunden und Plakate für die Offizin.

Derzeit leben in Deutschland nach Schätzungen des Robert-Koch
Instituts rund 12.700 Menschen unwissentlich mit HIV. Von den 3700
Diagnosen in 2016 erfolgten laut Aids-Hilfe 1100 erst, als bereits
eine Aids-Erkrankung oder ein schwerer Immundefekt aufgetreten war.
Das sei viel zu spät.

Den vollständigen Beitrag finden Sie unter: 

www.apotheke-adhoc.de/nachrichten/detail/markt/hiv-selbsttests-das-sind-die-anbieter-diagnostika


APOTHEKE ADHOC ist der unabhängige Nachrichtendienst für den
Apotheken- und Pharmamarkt. Der kostenlose Newsletter kann unter

http://www.apotheke-adhoc.de/newsletter/ abonniert werden.

 * 

Quelle:

APOTHEKE ADHOC

Pressemitteilung vom 19. September 2018

Skalitzer Straße 68, 10997 Berlin

Telefon: +49 - 30 - 80 20 80 560, Fax: +49 - 30 - 80 20 80 569

E-Mail: info@apotheke-adhoc.de

Internet: www.gesundheit-adhoc.de
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STUDIE/261: Sind Rabattverträge ein Förderinstrument mittelständischer Unternehmen? (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 19. September 2018

Zahl des Monats September 2018:

26 KMU



Berlin - Im Jahr 2016 zählten in Deutschland - auf Basis der
Definition der EU-Kommission - 26 Generikahersteller zu den kleinen
und mittelständischen Unternehmen (KMU).

Rabattverträge als Förderinstrument mittelständischer Unternehmen:
Diese These wird gelegentlich von Krankenkassen postuliert. Das IGES
Institut hat diese Aussage im Auftrag von Pro Generika mithilfe einer
Studie aktuell wissenschaftlich überprüft und kommt zu dem Ergebnis:
Die These hält einer wissenschaftlichen Analyse nicht stand.


Die drei Kernergebnisse der Studie:


	Eine Förderung von KMU, die dazu führt, dass der Generikamarkt insgesamt mehr KMU Chancen bietet und diese die Marktstruktur stärker prägen, lässt sich nicht erkennen.

	Zwar gibt es immer wieder "Newcomer" im Rabattvertragssystem, aber für die Marktanteile des KMU-Segments ergibt sich aufgrund eines Verdrängungswettbewerbs insgesamt ein Nullsummenspiel.

	Der Generikaabsatz stieg parallel zu den Anteilen unter Rabattvertrag - der Umsatz der KMU-Generikaanbieter im Vergleich zum Gesamtmarkt wurde jedoch deutlich weniger durch Rabattverträge gefördert.



Seit Etablierung und Verbreitung der Rabattverträge sind also Anzahl
und Umsatz der kleinen und mittelständischen Generikaanbieter nicht
nennenswert gewachsen, ihr Anteil am gesamten Generikaumsatz ist
seither sogar gesunken. Ihr Versorgungsanteil[1] am gesamten
Generikamarkt betrug 7,5 % bei einem Umsatzanteil von lediglich 4,3 %.
Einer überproportionalen Absatzsteigerung steht ein
unterdurchschnittliches Umsatzwachstum gegenüber. Auch die oft
geäußerte Annahme, dass Rabattverträge einer Marktkonzentration unter
den Generikaunternehmen entgegenwirken, kann durch die Studie nicht
belegt werden.

Die methodisch fundierte Marktanalyse, die den Zeitraum ab Start der
Rabattverträge 2006 umfasst, finden Sie unter: 

www.progenerika.de/publikationen

[1] Versorgungsanteil/Absatz in DDD (Tagesdosen) und Umsatz

(Herstellerabgabepreise) zu Lasten der GKV verordneter

Fertigarzneimittel (Apothekenrechenzentren)

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 19. September 2018

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de

Internet: www.progenerika.de
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THERAPIE/248: Anti-Aging-Hormone halten meist nicht, was sie versprechen (DGE)


Deutsche Gesellschaft für Endokrinologie (DGE) - 20. Juni 2018

Anti-Aging-Hormone halten meist nicht, was sie versprechen

Endokrinologen setzen auf andere Maßnahmen



Berlin - Mit dem Altern geht die Abnahme verschiedener körpereigener
Hormone einher. Um diesen "Mangel" auszugleichen, gibt es einen großen
Markt für Hormonersatzpräparate, etwa die Gabe von Testosteron,
Wachstumshormon, dem Zirbeldrüsenhormon Melatonin oder
Dehydroepiandrosteron (DHEA). Doch substantielle Anti-Aging-Effekte
bezüglich dieser Hormongaben seien nicht belegt, sagt die Deutsche
Gesellschaft für Endokrinologie (DGE) anlässlich der 3. Deutschen
Hormonwoche. Bei manchen Wirkstoffen, etwa dem Wachstumshormon, seien
Risiken und Nebenwirkungen bekannt. Insgesamt fehlten oft
Langzeitdaten, die Sicherheit und Unbedenklichkeit der Hormongabe
belegten. Daher sollte ihre Einnahme kritisch betrachtet werden. Um
den Alterungsprozess positiv zu beeinflussen und eine hohe
Lebensqualität zu erhalten, raten die Experten vielmehr zu
Gewichtsreduktion in der zweiten Lebenshälfte und regelmäßigem
moderaten Sport.

Das Altern ist ein biologischer Vorgang, der mit der Geburt beginnt
und nicht umkehrbar ist. Die Haut wird dünner, faltig und trocken, die
Augen und Ohren verlieren an Leistungsfähigkeit, die Knochen werden
porös und die Gefäße verengen sich mehr und mehr. "Zu diesen
Rückbildungsvorgängen gehört auch, dass mit zunehmendem Lebensalter
die Hormonproduktion wie beispielweise von Dehydroepiandrosteron
(DHEA), Melatonin und Wachstumshormon (GH) nachlässt. Dieser Abfall
der Hormone ist jedoch nicht die Ursache, sondern die Folge des
natürlichen Alterungsprozesses", sagt Professor Dr. med. Matthias M.
Weber, Mediensprecher der DGE. "Auch wenn es heute einen großen Markt
an Hormonprodukten und Therapien gibt, die versprechen, den
natürlichen Alterungsprozess hinauszuzögern, die Leistungsfähigkeit,
das jugendliche Aussehen und die Lebensqualität auf hohem Niveau zu
erhalten sowie gar das Leben insgesamt zu verlängern, gibt es hierfür
keinen wissenschaftlichen Beleg", mahnt Weber, Leiter der
Endokrinologie der Universitätsmedizin der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz.

Viel eingesetzt, frei verkäuflich und nicht als Arzneimittel
zugelassen ist das Dehydroepiandrosteron (DHEA), ein
Nebennierenhormon. Das körpereigene Steroid und Vorläuferhormon wird
im Organismus sowohl zu Östrogenen als auch zu Androgenen
biotransformiert. Hochwertige Studien haben keine signifikanten
Effekte auf wichtige metabolische Parameter oder das Wohlbefindens
ergeben. "Langzeitdaten zu Krankheitshäufigkeit und Mortalität fehlen
ganz und bezüglich der Risiken und Nebenwirkungen kann man nur
verlässlich sagen, dass sie im Beobachtungszeitraum bis maximal zwei
Jahren nicht besorgniserregend waren", sagt Professor Dr. med. Sven
Diederich, Vizepräsident der DGE und Ärztlicher Leiter Medicover
Deutschland.

Die Gabe des verschreibungspflichtigen Medikaments Wachstumshormon
(Growth Hormon, GH abgekürzt) habe seine Berechtigung darin, einen
hochgradigen Mangel, beispielsweise eine
Hypophysen-Vorderlappeninsuffizienz, auszugleichen. Mit GH können
Minderwuchs beim Kind, bzw. beim Erwachsenen Stoffwechselstörungen,
Veränderungen der Körperkomposition (Fett- und Muskelverteilung) und
Verschlechterung der Lebensqualität behandelt werden.
Placebo-kontrollierte Studien zur GH-Gabe bei Älteren haben jedoch nur
einen minimalen günstigen Effekt auf die Fettverteilung gezeigt. "Da
aber durchaus negative Effekte bezüglich des Zuckerstoffwechsels, der
Wassereinlagerungen und der Gelenkschmerzen dokumentiert wurden und
mögliche Effekte auf eine Krebsförderung vorhanden sind, sollte auf
GH-Gabe ganz verzichtet werden", klärt der DGE-Experte.

Auch bei der Melatoningabe sind die Versprechungen der Anbieter als
"Wundermittel" groß. Das Hormon der Zirbeldrüse ist freiverkäuflich
und wird häufig zum Anti-Aging und als antioxidativer Radikalfänger
angepriesen. Doch placebo-kontrollierte klinische Studien beim
Menschen sind schwer zu finden. Die versprochenen Effekte stammen aus
Tierexperimenten mit zum Teil hohen Dosierungen. Positive Effekte sind
allenfalls für das Schlafverhalten dokumentiert. "Bezüglich möglicher
negativer Effekte und Nebenwirkungen kann jedoch Entwarnung gegeben
werden", sagt Diederich. Das Melatonin ist kein klassisches
Schlafmittel mit sedierender Wirkung. Es gibt lediglich das Signal für
die Regelzentren und erhöht damit den Schlafdruck.

Ab etwa dem 40. Lebensjahr sinkt der Testosteronspiegel des Mannes
jedes Jahr um ein bis zwei Prozent, was zumeist keine spürbaren
Auswirkungen hat. Von einem Testosteronmangel mit Folgen wie
Libidomangel und andere Symptomen wie erektiler Dysfunktion sind in
Deutschland nur drei bis fünf Prozent der 60- bis 79-jährigen Männer
betroffen. Ihnen hilft eine Ergänzungstherapie mit dem männlichen
Sexualhormon. Diejenigen, die darauf hoffen, durch Testosteron
depressiven Verstimmungen, Gewichtszunahme, Müdigkeit, Nervosität und
nachlassender sexueller Potenz entgegenzutreten, werden auch hier
wieder durch die Forschungserbnisse ernüchtert. Placebo-kontrollierte
klinische Studien zur Testosterongabe beim älteren Mann zeigen ganz
wenige positive Effekte und diese lediglich auf die Libido. "Da
Langzeitdaten bezüglich der Sicherheit nicht vorliegen und Hinweise
für einen möglichen negativen Effekt auf das Herzinfarktrisiko
bestehen, sollte auch hier sehr vorsichtig und mit guter Aufklärung
der Patienten vorgegangen werden", betont Diederich.

Das Fazit der DGE-Experten lautet: Anti-Aging-Effekte bezüglich
Hormongaben im Alter sind nicht belegt, verursachen unnötige Kosten
und sollten aufgrund potentieller Risiken nicht außerhalb klinischer
Studien durchgeführt werden. Es gibt andere Maßnahmen, wie
insbesondere die Gewichtsregulation. Sie ist besser belegt und hat zum
Teil auch positive Effekte auf die eigene Hormonproduktion im Alter.
"Ein Body-Mass-Index von unter 25 ist eine gute Anti-Aging-Maßnahme,
dazu Bewegung und moderater Sport", empfiehlt der DGE-Vizepräsident.
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Informationen für Patienten und Interessierte:

Webseite:

http://www.hormongesteuert.net

Broschüre "Hormongesteuert?!" zum kostenlosen Download: 

https://www.endokrinologie.net/files/download/broschueren/hormongesteuert.pdf

Online-Patienteninformation zu endokrinologischen Krankheiten: 

http://www.endokrinologie.net/krankheiten.php

Facebook-Seite:

https://www.facebook.com/dge.hormongesteuert

Info-Broschüren zum Download:

http://www.endokrinologie.net/broschueren.php

Online-Übersicht Selbsthilfegruppe:

http://www.endokrinologie.net/selbsthilfegruppen.php


Endokrinologie ist die Lehre von den Hormonen, Stoffwechsel und
den Erkrankungen auf diesem Gebiet. Hormone werden von endokrinen
Drüsen, zum Beispiel Schilddrüse oder Hirnanhangdrüse, aber auch
bestimmten Zellen in Hoden und Eierstöcken, "endokrin" ausgeschüttet,
das heißt nach "innen" in das Blut abgegeben. Im Unterschied dazu
geben "exokrine" Drüsen, wie Speichel- oder Schweißdrüsen, ihre
Sekrete nach "außen" ab.
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ARTIKEL/661: DGSP-Jahrestagung 2017 - Zivilgesellschaftliche Impulse von und für die Sozialpsychiatrie (Soz. Psych.)


Soziale Psychiatrie Nr. 160 - Heft 2/18, 2018

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

DGSP-Jahrestagung 2017

Heraus aus der Ohnmachtsfalle einer "erschöpften Gesellschaft":
Zivilgesellschaftliche Impulse von und für die Sozialpsychiatrie(*)


Von Heiner Keupp



Ausgehend von einer Analyse der Psychiatriereform als soziale Bewegung
in den 1960er und 70er Jahren beschreibt der Autor die aktuellen
Auswirkungen einer "erschöpften Gesellschaft" auf die
Sozialpsychiatrie und findet in der kritisch-reflexiven Analyse der
sozialpsychiatrischen Konzepte und im zivilgesellschaftlichen
Empowerment Wege aus der Ohnmachtsfalle.



Der sozialpsychiatrische Reformaufbruch in den 1970er Jahren und damit
auch die DGSP waren Teil einer gesellschaftlichen Reformbewegung. Sie
hat Utopien und Energien freigesetzt, die zu einer Fülle von
Veränderungsinitiativen geführt haben. Demgegenüber zeigt der Blick
auf die Gegenwart einen Verlust von Utopien und ein verbreitetes
Gefühl von Ohnmacht und Burn-out. Auch die Sozialpsychiatrie spürt die
Demoralisierung und Kraftlosigkeit der "erschöpften Gesellschaft" und
deren Inklusionsversagen.

Wenn wir den Zustand in diesem Land charakterisieren sollten, dann
fallen Adjektive wie reich, saturiert, selbstzufrieden, tolerant, aber
auch gespalten, wütend, arm, fremdenfeindlich, mutlos, erschöpft. Wir
haben längst begriffen, dass man die gesellschaftliche Situation in
Deutschland nicht ohne Widersprüche und Ambivalenzen beschreiben kann.
Widersprüche gab es immer, für die wir Begriffe wie
"Klassengesellschaft" oder den "Ost-West-Konflikt" hatten. Doch die
binären Ordnungen taugen in einer Welt nicht mehr, die von einer
Unübersichtlichkeit gekennzeichnet ist, die Richard Sennett (1998, S.
81) als "unlesbar" bezeichnet hat.

Den positiven Flow einer sozialen Bewegung haben viele der Älteren in
der Studenten-, Frauen- und Friedensbewegung oder in der
Aufbruchsphase der Psychiatriereform in den 70er und 80er Jahren des
vergangenen Jahrhunderts erlebt, in der es darum ging, Menschen aus
der Internierung in "totalen Institutionen" (Goffman 1972) zu
befreien. "Freiheit heilt" war eine Parole. Individualisierung wurde
verstanden als "Emanzipation des Subjekts", also die Befreiung von
Menschen aus kollektiven oder institutionellen Zuschreibungen und
Sonderbehandlungen. Die auch in dieser Zeit angestoßene
Individualisierungstheorie (Beck 1986) entstand in einem
gesellschaftlichen Arrangement, das sich seither erheblich gewandelt
hat. Heute beherrschen eher Debatten über das "erschöpfte Selbst" oder
die "erschöpfte Gesellschaft" die aktuellen Diskurse.


1. Psychiatriereform als soziale Bewegung

Die 1960er und 70er Jahre waren geprägt von einer Sehnsucht nach
gesellschaftlichen Veränderungen. Die Zerstörungen und.
Traumatisierungen, die der Faschismus in Deutschland hinterlassen
hatte, waren in einer beispiellosen Wohlstandsentwicklung scheinbar
überwunden werden. Doch der Schein trag, und die ökonomische
Aufwärtsentwicklung konnte den Wunsch nach mehr demokratischer
Beteiligung und der Aufarbeitung der nationalsozialistischen
Imprägnierungen, die fortwirkten, nicht unterdrücken.

In dieser Zeit, in der die Dringlichkeit einer Psychiatriereform
deutlich wurde, die dann ja auch mit der Psychiatrie-Enquete einen
erheblichen Anschub erhielt, begann auch meine eigene Sozialisation in
der psychosozialen Szene.

Lange hat es gedauert, bis ich die Realitäten der psychiatrischen
Versorgung in spezifischen Ausschnitten wahrnehmen konnte. Im Zuge der
eigenen Professionalisierung zum Psychologen, der seine politische
Sozialisation in der Studentenbewegung mit seiner Suche nach einer
fachlichen Identität in der Psychologie verbinden wollte, war mein
Einstieg zunächst eine Kopfgeburt. Die Situation psychiatrischer
Patienten kannten wir im Wesentlichen aus den skandalisierenden
Medienberichten, aus seltenen Besuchen in den Anstalten, in die man
allerdings auch kaum hineinkam. Das in Bildern transportierte Elend
von Langzeitpatientinnen und -patienten in den Anstalten rubrizierten
wir unter dem Konzept der "Hospitalisierung". Die Lektüre von Erving
Goffmans (1972) eindrucksvollem Buch "Asyle" gab uns eine
wissenschaftlich seriöse Begründung für die Bilder.

In der Psychiatrie "internierte" Personen Waren in unseren Diskursen
ständig präsent, aber sie waren Konstrukte unserer eigenen
Theoriebildung. Es kam zu einer intensiven Debatte über Normalität und
Abweichung, über die "Pathologie der Normalität", über "gute Gründe"
in einer "verrückten Gesellschaft" verrückt zu werden, und über
politische und ökonomische Gründe der Ausgrenzung von gelebter
Differenz. Mein fachwissenschaftlicher Beitrag zu dieser Debatte wurde
meine Habilitationsschrift (Keupp 1976). Die Bücher von Laing, Cooper
oder Basaglia wurden in Riesenauflagen verkauft, sie wurden zu
"Kultbüchern" - weit über die Fachszenen hinaus. Die "Verrückten"
wurden als Avantgarde idealisiert, die sich bereits auf eine "Reise"
begeben hatten, auf der wir ihnen möglichst bald nachfolgen sollten.
Es war jedoch weitgehend ein projektiver Diskurs, der ohne dialogische
Bezüge zu den Psychiatrie-Erfahrenen auskam.

Aus der "Kopfgeburt" wurde dann doch langsam Praxis. Aus der rein
psychiatriekritischen sind wir in eine psychiatriegestaltende Phase
eingetreten. Unter welchen Voraussetzungen vollzog sich dieser
Prozess?

Die Realität der psychiatrischen Versorgung war offensichtlich durch
hohe Wahrnehmungsbarrieren verstellt. Eine war durch das NS-Erbe
begründet. Die Beteiligung führender Repräsentanten der Psychiatrie an
den nationalsozialistischen "Euthanasie"-Programmen war mehr als 30
Jahre kaum ein Thema. Aber im kollektiven Unbewussten hat das
Konstrukt vom "lebensunwerten Leben" seine Ordnungsfunktion behalten:
Eltern geistig behinderter Kinder hatten Angst vor Achtung und
Vernichtung; Angehörige psychisch Kranker haben unter den
Alltagsbelastungen im Arrangement mit ihren "verrückten" Eltern,
Kindern oder Ehepartnern weniger gelitten als unter den
gesellschaftlichen Ängsten vor Menschen, die sich in die alltägliche
Ordnung der Dinge nicht zu fügen vermögen.

Diese unbearbeitete Geschichte war sicherlich auch ein Grund, warum
die menschenunwürdigen Zustände in den psychiatrischen Anstalten in
der Nachkriegszeit gesellschaftlich bis Ende der 1960er Jahre kaum
wahrgenommen wurden. Erst die Initiative einiger reformorientierter
Fachleute und engagierter Politiker führte dazu, dass 1969 vom
Deutschen Bundestag eine Kommission eingesetzt wurde, die einen
Veränderungsprozess einleiten sollte.

Das Hauptziel dieses Reformprozesses war die Modernisierung der
psychiatrisch-psychotherapeutischen Versorgung, die in dem
Zustandsbild der 1950er und 60er Jahre als Schandmal in einem
ansonsten so fortgeschrittenen wohlfahrtsstaatlich geprägten Land wie
der BRD in Erscheinung treten musste. Die damalige Expertenkommission
hat den Modernisierungsauftrag mit jener technokratischen
Gründlichkeit übernommen und ausgeführt, die dem sozialliberalen
Planungshorizont der 1970er Jahre entsprach. Psychisches Leid sollte
von einem System "fürsorglicher Belagerung" eingefriedet werden.

Als Modernisierungsprojekt kann sich die Psychiatrie-Enquete durchaus
sehen lassen. Die Kliniken sind mittlerweile in einem rundherum
vorzeigbaren Zustand. Eine Verkleinerung der Großkrankenhäuser wird
fast überall stolz vermeldet. Auch Sozialpsychiatrische Dienste
gehören schon beinahe zur Grundausstattung vieler Regionen. Das
Modernisierungsprogramm wäre in noch größerem Umfang realisiert
worden, wenn es nicht von der ökonomischen Krise eingeholt worden
wäre, die sich schon Mitte der 1970er Jahre abzuzeichnen begann.

Die Enquete hat jedoch an keiner Stelle den Anspruch einer
Strukturreform erhoben: Das Prinzip der "Deinstitutionalisierung"
anstaltsförmiger Internierungssysteme und einer radikalen
Rückverlagerung psychosozialer Hilfen in die Lebenswelt war nicht
formuliert werden. Ebenso wenig gab es einen strukturellen Bruch in
der Deutung psychischen Leids: Das "medizinische Modell" blieb das
Leitmodell.

Die Anstalt ist gestärkt aus dem Modernisierungsprojekt
hervorgegangen. Vor allem konservative Kliniken präsentieren sich
wieder mit ungebrochenem oder zurückgewonnenem Selbstbewusstsein der
Öffentlichkeit. Sie sind sich ihrer gesellschaftlichen Nützlichkeit
und Notwendigkeit sicher. Der für die Psychiatrie seit ihrer
gesellschaftlichen Etablierung so grundlegende Zusammenhang von Not
und Leid, Armut und psychischen Störungen ist wieder sichtbar
geworden. Die innere Militarisierung der bundesrepublikanischen
Gesellschaft (etwa im Setzen auf Stärke, Härte, Leistungsbereitschaft
und Elite) führt mit Notwendigkeit zur Regeneration des
Kontrollmandats der Psychiatrie. Die Sogwirkung der Anstalt, ihr
Prinzip des gesellschaftlichen Ausschlusses, droht auch die wenigen
Alternativstrukturen, die in den letzten Jahren entstanden sind (z.B.
Sozialpsychiatrische Dienste oder therapeutische Wohngemeinschaften),
ihrer Hegemonie zu unterstellen.

Der größte Fehler der Psychiatrie-Reformbewegung der Bundesrepublik
war wohl, dass sie sich fast ausschließlich für eine bessere
Versorgung von Menschen mit psychischen Problemen eingesetzt hat,
nicht aber für eine Befreiung. Es wurde versucht, den Versorgungspol
der Psychiatrie zu stärken und dadurch den Kontrollpol
zurückzudrängen. Der Doppelcharakter von Hilfe und Kontrolle, der für
die Psychiatrie von Beginn an konstitutiv ist, konnte dadurch nicht
außer Kraft gesetzt werden.

Umso weniger Ressourcen für eine angemessene Versorgung verfügbar
sind, desto deutlicher zeichnet sich wieder die hässliche Fratze der
Kontrolle ab. In einigen neueren Psychiatriegesetzen der Bundesländer
(am ausgeprägtesten wohl im bayerischen "Unterbringungsgesetz") steht
der Schutz der Öffentlichkeit (besser: der "öffentlichen Ordnung") vor
störender Devianz im Vordergrund.

Persönlichkeits- und Bürgerrechte der psychiatrisch Internierten waren
zunächst überhaupt kein Thema. Inzwischen hat allerdings das neue
Betreuungsrecht eine verbesserte gesetzliche Form der Absicherung
eines besonderen Persönlichkeitsschutzes für psychiatrische Patienten
geschaffen.

Angesichts einer spürbaren Lähmung in der professionellen Reformszene
sind es gegenwärtig vor allem einige Gruppen von
Psychiatriebetroffenen, von denen Veränderungsimpulse ausgehen, und
diese sind für Professionelle oft alles andere als bequem. Es werden
einerseits elementare Menschenrechte eingeklagt (z.B. das Recht auf
Ablehnung jeder Form von Zwangsbehandlung) und andererseits die
materiellen Voraussetzungen für selbstbestimmte und -organisierte
Lebensformen gefordert. Diese Forderungen geraten oft in Widerspruch
zu dem, was von professionellen Helfern für notwendig gehalten wird
(im "wohlverstandenen Interesse" der Patienten, wie wir dann zu sagen
pflegen). Progressive Professionelle werden sich für neue Bündnisse
öffnen und sich von ihrem professionellen Mythos trennen müssen, dass
sie stellvertretend für die Betroffenen und ihre Angehörigen "zu ihrem
Besten" handeln könnten.

Der begonnene Trialog hat hier eine ganz neue Perspektive eröffnet.
Psychiatrie-Erfahrene und Angehörige beginnen ihre Erfahrungen zu
formulieren, und wir Professionellen beginnen, darauf zu hören. Dieses
Zuhörenlernen und die dia- und trialogischen Prozesse zu fördern, ist
der zentrale Sinn der "Empowerment"-Perspektive.

Die Dominanz der Expertinnen und Experten ist im Bereich von
Psychiatrie und Sozialpsychiatrie sicher noch nicht auf breiter Basis
überwunden, aber wir Professionellen haben die Beispiele für die
Fähigkeit zur Selbstartikulation und zur Selbstorganisation der
Betroffenen anzuerkennen. Es sollte zum vornehmsten Ziel unserer
professionellen Aktivitäten werden, diese Fähigkeit zu ermutigen und
zu unterstützen.

Wir blicken auf eine sozialpsychiatrische Reformphase zurück, die die
psychosoziale Landschaft stark verändert hat und die durchaus auch als
ein wichtiger kollektiver Lernprozess beschrieben werden kann. Aber wo
bleibt heute der energetische Schub, den eine soziale Bewegung
braucht?



2. Sozialpsychiatrie in einer "erschöpft" wirkenden Gesellschaft


Was hat sich in den vergangenen Jahren vollzogen, dass sich die
Aufmerksamkeit so deutlich verschoben hat? Haben sich unsere
"utopischen Energien" (Habermas 1985), die damals noch im Übermaß
vorhanden waren, erschöpft?

Schon vor einem Vierteljahrhundert ist der Reformbewegung eine
resignative Desillusionierung attestiert werden: "In der
psychiatrischen Szene in der Bundesrepublik herrscht allenthalben
Katerstimmung. Die Psychiatriereform (Deutscher Bundestag 1975) habe
nicht gebracht, was man sich von ihr versprochen habe; sie habe gar
nicht stattgefunden, meinen einige. Sie sei steckengeblieben, meinen
andere, weil es an Geld fehle, an Personal vor allem, und am
politischen Willen, sie durchzusetzen." Dieses Bild zeichnete Asmus
Finzen in einem Artikel in der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung" (12.
Mai 1989).

Trotz eines weiter gestiegenen Wohlstandsniveaus in Deutschland ist es
unstrittig, dass eine wachsende Anzahl von Menschen und
Menschengruppen von diesen Verwirklichungschancen abgeschnitten,
marginalisiert und aus dem Alltag von Arbeit, Politik, Konsum und
Zivilgesellschaft ausgeschlossen ist oder sich so erlebt. Armut ist
wieder zu einem zentralen Thema geworden, Begriffe wie "Prekariat"
oder "Exklusion" begegnen uns und lassen sich als Indikatoren für eine
tiefgreifende gesellschaftliche Transformation lesen. Die
gesellschaftliche Ignoranz gegenüber der wachsenden Zahl ausgegrenzter
Menschen, die lange Zeit auch das Bild der Sozialwissenschaften
geprägt hatte, scheint angesichts der Dimensionen der sich
vollziehenden Exklusion allmählich aufzubrechen. Aktuell erscheinen
Bücher, in deren Titel die "Exklusion" (Kronauer 2003), die
"Ausgegrenzten", "Entbehrlichen" und "Überflüssigen" (so Bude und
Willisch 2006) oder die "Ausgeschlossenen" (Bude 2008) ins Zentrum
gerückt werden. Zygmunt Bauman hat eines seiner Bücher "Verworfenes
Leben. Die Ausgegrenzten der Moderne" (Bauman 2005) genannt. Wie wir
der soziologischen Auslegung des Exklusionsthemas entnehmen können,
entsteht hier eine gesellschaftliche Konstellation auf neuem Niveau,
die dadurch ausgezeichnet ist, dass neben der objektiven
Prekaritätsdiagnose eine subjektive Seite beleuchtet wird, die von
Bude und Lantermann (2006) als "Exklusionsempfinden" bezeichnet wird.
Im gesellschaftlichen Verhältnis von Exklusion und Inklusion machen
sich Veränderungen und Umbrüche bemerkbar. Diese zeigen sich aktuell
im Feld der Erwerbsarbeit, im Bereich wohlfahrtsstaatlicher
Regulierung und letzten Endes im Gebiet der sozialen Beziehungen
selbst. Das Zusammenspiel der drei Entwicklungen führt zu einer
zugespitzten Form der Exklusion. Nach Castel (2003, S. 13) spaltet
sich die Gesellschaft dabei unter der Wirkung dieser Schockwellen
zunehmend in drei Zonen: die Zone der Inklusion, die Zone der
Gefährdung oder Verwundbarkeit und die Zone der Ausschließung oder
Exklusion. Eine Analyse der Zonen der Verwundbarkeit und der
Ausschließung ist erforderlich, um noch genauer herauszufinden, woran
das Zugehörigkeitsbegehren in seiner Verwirklichung scheitern kann und
die Idee der "Selbstsorge"(vgl. Lantermann et al. 2008) sich
illusionär verflüchtigt. Wie kann verhindert werden, dass das
Zugehörigkeitsbegehren von Menschen mit Behinderung zur Erfahrung
eines neuen "Trichters des Ausschlusses" (Goffman 1972) wird?

Wie ist es möglich, dass es zunehmend solche skeptischen Analysen
gibt? Geht es denn uns Deutschen nicht wirklich gut, vor allem im
Vergleich zu den meisten anderen europäischen Ländern, von den
außereuropäischen gar nicht zu sprechen? Trotzdem wird in aktuellen
Analysen dieses Land als "erschöpfte Gesellschaft" (Grünewald 2013)
oder als "Gesellschaft der Angst" (Bude 2014) charakterisiert. Auch
von einer "Politik der Angst" (Nussbaum 2014) ist die Rede. Da werden
mentale Strömungen angesprochen, die entscheidend sind für das
Exklusionsempfinden vieler Gruppen.

Die mentale Verfassung in Deutschland zeigt, dass die aufsteigende
Kurve der ökonomischen Prosperität einen hohen psychosozialen Preis
fordert und vor allem nicht alle Bürgerinnen und Bürger mitnimmt. Die
Abstiegsängste haben längst die Mittelschichten erreicht, die ahnen,
spüren oder erleben, dass man sich auf die Absicherung der eigenen
beruflichen und persönlichen Perspektive nicht mehr verlassen kann und
die Anforderungen der Zugehörigkeit zu einem scheinbar gesicherten
Mittelfeld permanent steigen. Die Subjekte finden für ihre
Selbstverwirklichungsansprüche kein erreichbares Maß. Das "Unbehagen"
bleibt, aber die Ursachen dafür haben sich grundlegend verändert. Es
sind vor allem Verunsicherungen und Zukunftsängste, die sich in
aktuellen gesellschaftlichen Diskursen finden lassen, und dafür gibt
es einige Indikatoren:

Eine ungebremste Beschleunigungsgesellschaft und die mit ihr
verknüpften Zuwachsraten bei Burn-out und Depressionen

Der globale Kapitalismus hat ein Beschleunigungsregime etabliert, das
in die private und berufliche Lebensführung jedes einzelnen Menschen
dramatisch eingreift. Eine Folge dieser Entwicklung zu einer
"Speed"-Gesellschaft sind die enormen Zuwachsraten bei psychischen
Belastungen und Störungen. Alle Krankenkassen vermelden solche Daten.
Von "erschöpfender Arbeit" (Keupp & Dill 2010) oder vom "erschöpften
Selbst" (Ehrenberg 2008) ist die Rede. Es ist notwendig, den
gesellschaftlichen Rahmen in den Blick zu nehmen und danach zu fragen,
wie er einerseits den einzelnen Menschen mit Erwartungen und
Ansprüchen fordert und zunehmend überfordert und andererseits die
"vereinzelten Einzelnen" damit alleine lässt. Wir haben es mit einer
tiefen Krise im gesellschaftlichen Selbstverständnis zu tun, das sich
nicht einmal mehr über unterschiedliche mögliche Zielvorstellungen
streitet, sondern einfach keine mehr hat. Es gibt kaum eine Idee über
den Tag hinaus, und auf allen Ebenen sehen wir das, was Jürgen
Habermas (1985) diagnostizierte, als er feststellte, uns seien die
"utopischen Energien" ausgegangen; ganz präzise zitiert, ist bei ihm
von der "Erschöpfung der utopischen Energien" die Rede. Die mangelnde
Zielorientierung verbirgt sich hinter phrasenhaft verwendeten
Begriffen wie "Reform", "Vision" oder "Leitbild". Hier zeichnet sich
eine Gesamtsituation ab, die man mit dem Begriff "erschöpfte
Gesellschaft" überschreiben könnte.

Ein wachsendes Gerechtigkeitsdefizit aufgrund einer steigenden
Armuts-/Reichtumsschere 

Das Exklusionsempfinden von Menschen wird in einem reichen Land stark
geprägt durch materielle und soziale Teilhabechancen. Wenn sich eine
wachsende Zahl von Menschen als "abgehängtes Prekariat" erlebt, dann
verweist das auf ein erhebliches Gerechtigkeitsdefizit in Deutschland.
Gesundheit, Bildung und Teilhabe sind an den Zugang zu materiellen
Ressourcen gebunden, deshalb wird ein Mangel in diesem Bereich als
besondere Form "verworfenen Lebens" erlebt. Gesellschaften, in denen
die Schere zwischen Arm und Reich groß ist und größer wird, weisen
besonders negative Auswirkungen auf den durchschnittlichen
psychosozialen und gesundheitlichen Status der jeweiligen Bevölkerung
auf (Wilkinson 2001; Wilkinson & Pickett 2010). Das Sozialstaatsmodell
auf der Basis der Hartz-Gesetze, das als Garant des deutschen
Wohlstandsmodells gefeiert wird, nimmt diese Entwicklung bewusst in
Kauf und verbaut Menschen den Zugang zu Verwirklichungschancen auf ein
selbstbestimmtes Leben.

Erbarmungslosigkeit gegenüber den globalen Flüchtlingsströmen

"Das Boot ist voll" - mit dieser Metapher ist eine juristische und
mentale Mauer um Europa gebaut worden. Wir beklagen die Hartherzigkeit
mancher Länder, die den Flüchtlingen aus dem nationalsozialistischen
Deutschland die Grenzen nicht weit genug geöffnet hätten. Aber genau
dieser Vorwurf muss an unsere eigene Adresse gerichtet werden. Obwohl
Zuwanderung in Deutschland nicht nur gewünscht, sondern gefordert ist,
erleben wir eine erschreckende Haltung gegenüber den
Flüchtlingsströmen dieser Welt. Von einer wie auch immer gestalteten
"Willkommenskultur" sind wir himmelweit entfernt. Wir erfinden
Wortungetüme wie "Armutsmigration", die rechtfertigen sollen, dass von
existenzieller Armut getriebene Menschen kein Recht hätten, zu uns zu
kommen. Zuwanderung muss sein, aber sie soll an strengen Kriterien der
Nützlichkeit für Deutschland geknüpft werden. Rolf Rosenbrock, der
Präsident des Paritätischen, hat es in einer Rede kürzlich so
ausgedrückt, und er bezieht sich dabei auf das Menschenbild des vom
Finanzmarkt getriebenen Kapitalismus: "Es ist die Hegemonie des
Utilitarismus, die zunehmende Durchdringung aller gesellschaftlichen
Bereiche mit der Logik des individuellen Tausches und der
individuellen Maximierung des materiellen Nutzens, es ist die
Kolonialisierung der Lebenswelten durch das Denken und Fühlen in
Kategorien des Marktes. Dieses Denken hat noch vor wenigen Jahrzehnten
undenkbare Fragen nahezu gesellschaftsfähig gemacht." (Rosenbrock
2014. S.4)

In seinem Buch mit dem vielsagenden Titel "Verworfenes Leben. Die
Ausgegrenzten der Moderne" (2005) zeigt Bauman, dass die modernen
kapitalistischen Gesellschaften ständig menschlichen Abfall
produzieren, Menschen, die niemand braucht und die übersehen werden,
obwohl die Gruppen immer größer werden: ortlose Migranten, Flüchtlinge
und für "überflüssig" gehaltene Menschen. Sie leben unter uns, aber
gehören nicht dazu.

Rechtspopulistische Einstellungen in der Mitte der Gesellschaft


Auch wenn offen rechtsradikale Parteien aus den deutschen Parlamenten
eher verschwinden, besteht kein Grund zur Beruhigung.
Rechtspopulistische Positionen sind längst in der Mitte der
Gesellschaft salonfähig geworden.

Wie unter anderem die von der Friedrich-Ebert-Stiftung in Auftrag
gegebene und viel beachtete Studie "Die Mitte in der Krise.
Rechtsextreme Einstellungen in Deutschland 2010" belegt, ist
Zustimmung zu rechtsextremem Gedankengut kein randständiges Problem.
Gut jeder vierte Deutsche befürwortet laut Studie eine "starke
Partei", die "die Volksgemeinschaft insgesamt verkörpert". Mehr als
jeder Zehnte wünscht sich einen "Führer, der Deutschland zum Wohle
aller mit harter Hand regiert". Jeder zehnte Bundesbürger hält die
Diktatur für die bessere Staatsform. Hinzu kommt, dass
Fremdenfeindlichkeit weit verbreitet ist: Mehr als 30 Prozent der
Deutschen stimmen den Aussagen zu: "Ausländer kommen, um den
Sozialstaat auszunutzen" und "Bei knappen Arbeitsplätzen sollte man
Ausländer wieder in ihre Heimat schicken". Im Schlusswort der Studie
heißt es deshalb: "Der Wunsch nach Diktatur und die Zunahme von
Chauvinismus, Ausländerfeindlichkeit und Sozialdarwinismus gefährden
die Demokratie."

Die Arbeitsgruppe um Wilhelm Heitmeyer (Heitmeyer 2012) untersucht
seit 2002 in jährlichem Abstand unter dem Titel "Deutsche Zustände"
die mentalen Reaktionen auf die aktuelle soziokulturell-politische
Situation. Sie beobachtet ein stärker werdendes mentales Muster, das
als "gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit" bezeichnet wird. Es meint
die latente bis offene Bereitschaft, Gruppen von Menschen
auszugrenzen, sie außerhalb der selbst gezogenen Wir-Grenzen zu
stellen. Einbezogen sind in dieses Muster rassistische,
fremdenfeindliche, antisemitische, heterophobische, islamphobische
und. sexistische Einstellungen und die Betonung von Vorrechten der
Etablierten, also derjenigen, die schon immer hier leben.

Gleichzeitig wächst das Gefühl, keinen Einfluss nehmen zu können.
Heitmeyer spricht von einer "rohen Bürgerlichkeit" und einem
"entsicherten Bürgertum", das Solidaritäten aufkündigt und "sich bei
der Beurteilung sozialer Gruppen an den Maßstäben der kapitalistischen
Nützlichkeit, der Verwertbarkeit und Effizienz orientiert und somit
die Gleichwertigkeit von Menschen sowie ihre psychische und physische
Integrität antastbar macht" (Heitmeyer 2012, S. 34f.). Von einer
"deutlichen Vereisung des sozialen Klimas" ist dort die Rede.

Also: Die scheinbar saturierte Bürgerlichkeit gibt uns keine Garantie
für eine Immunität gegen Rechtspopulismus, im Gegenteil haben sich
hier Haltungen verfestigt, die von einer tiefen Angst bestimmt sind
(Thilo Sarrazin gibt ihr eine Stimme).


3. Wege aus der Ohnmachtsfalle durch eine kritisch-reflexive
Analyse unserer Konzepte und zivilgesellschaftliches Empowerment

Die Zukunftsfähigkeit einer innovativen Sozialpsychiatrie ist nicht
durch nostalgische Wiederbelebungsversuche der 1970er und 80er Jahre
zu gewinnen, sondern die Überwindung der Ohnmachtsfalle braucht eine
kritisch-reflexive Gesellschaftsanalyse und die Stärkung der
zivilgesellschaftlichen Verortung.

Die beschriebenen mentalen Muster tragen jeweils mit eigenem Gewicht
zur Exklusion von Menschen und Menschengruppen bei. Sie resultieren
aus wachsenden Gefühlen der Ohnmacht, die diffuse Ängste und
Verunsicherungen fördern. In gesellschaftlichen Umbruchphasen
verlieren Menschen die bislang den Alltag sichernden
Handlungsroutinen, Normalitätsschablonen, Orientierungen und damit
verbundenen Sicherheiten.

Aus meiner Sicht führt nur eine zivilgesellschaftliche Perspektive aus
dieser Ohnmachtsfalle. "Bürgerschaftliches Engagement" wird aus dieser
Quelle der vernünftigen Selbstsorge gespeist. Menschen suchen in
diesem Engagement Lebenssinn, Lebensqualität und Lebensfreude, und sie
handeln aus einem Bewusstsein heraus, dass keine, aber auch wirklich
keine externe Autorität das Recht für sich beanspruchen kann, die für
das Subjekt stimmigen und befriedigenden Konzepte des richtigen und
guten Lebens vorzugeben. Zugleich ist gelingende Selbstsorge von dem
Bewusstsein durchdrungen, dass für die Schaffung autonomer
Lebensprojekte soziale Anerkennung und Ermutigung gebraucht werden.
Sie steht also nicht im Widerspruch zu sozialer Empfindsamkeit,
sondern beide setzen sich wechselseitig voraus. Und schließlich heißt
eine "Politik der Lebensführung" auch: Ich kann mich nicht darauf
verlassen, dass meine Vorstellungen vom guten Leben im
Delegationsverfahren zu verwirklichen sind. Ich muss mich einmischen.

Ins Zentrum rückt mit Notwendigkeit die Idee der "Zivilgesellschaft".
Diese bildet den Sauerteig einer zukunftsfähigen Demokratie, der aus
einer Lebenspolitik der Selbstsorge erzeugt wird: Es ist nicht
anstößig, sondern legitim und wertvoll, gemeinschaftsförderliche
Projekte aus eigenen Wünschen und Interessen heraus zu beginnen und
voranzutreiben. Selbsthilfegruppen und die meisten Projekte
bürgerschaftlichen Engagements gewinnen ihre Stärke und Vitalität
genau aus einem solchen motivationalen Wurzelgeflecht.

Für mich ist Bürgerengagement ein gesellschaftliches Handlungsfeld,
das sich gezielt als unabhängig von dem Kreislauf der Geldströme des
globalisierten Kapitalismus versteht, das sich den Kriterien der
Verbetriebswirtschaftlichung und Monetarisierung entzieht. Ich habe
erst spät einen wichtigen Unterschied gelernt, den die deutsche
Sprache nicht sehr gut auszudrücken vermag, den Unterschied zwischen
dem "bourgeois" und dem "citoyen": Es geht um die Unterscheidung
zwischen dem Menschen, der sich am kapitalistischen
Wirtschaftsgeschehen mit der Aneignung einer spezifischen
Charaktermaske stromlinienförmig beteiligt und den Profit als seine
Haupttriebfeder betrachtet und jenem Menschen, der den Anspruch hat,
im Sinne der Aufklärung und unter Wahrung elementarer Menschenrechte
sich an der Gestaltung der eigenen Lebensverhältnisse zu beteiligen.
Diese selbstbewussten Bürgerinnen und Bürger, die sich einmischen,
unbequem sein können, die Macht kontrollieren, sich für Bürgerrechte
und Solidarität engagieren und den staatlichen Instanzen nicht als
Untertan gegenüberstehen, die sich die Wahrung und Weiterentwicklung
demokratischer Lebensformen zu ihrem Anliegen gemacht haben, galt es
erst zu entdecken. Und ich habe sie entdeckt.

Der gesellschaftliche Modernisierungsschub, der vor allem seit den
1970er Jahren den gesellschaftlichen Grundriss der Bundesrepublik
nachhaltig verändert hat, hat in Form neuer sozialer Bewegungen und
Initiativen auch eine selbstaktive Gestaltungskraft hervorgebracht.
Die neuen sozialen Bewegungen verstanden sich als kollektive
Zukunftswerkstätten, in denen - im Sinne des "demokratischen
Experimentalismus" - neue Lösungsentwürfe und in einer Vielzahl
konkreter Projekte neue Wege erprobt wurden. Diese Projekte lassen
sich verstehen als "'soziale Experimentierbaustellen', als
'emanzipatorische Antworten auf Risiken der aktuellen
Modernisierungsprozesse'" (Helbrecht-Jordan 1996, S. 107). Die
Psychiatriereform-, die Frauen-, die Selbsthilfe- oder die ökologische
Bewegung waren jene "soziale Experimentierbaustelle" - und wir
brauchen sie dringender denn je!

In solche zivilgesellschaftlichen Initiativen im Bereich der
Sozialpsychiatrie sollten wir eine Reihe wichtiger Forderungen,
Empfehlungen und Reflexionsanstöße einbringen, die wir aus den
Erfahrungen der letzten Jahrzehnte haben mitnehmen können:

1. Die Konzepte für Normalität und Abweichung müssen aus dem
Denkgefängnis des (re-)biologisierten "medizinischen Modells" befreit
werden, und Alternativen müssen offensiv vertreten werden.

2. Die Pathologisierung von immer größeren Bereichen des Alltagslebens
bedarf einer umfassenden Kritik.

3. Es bedarf einer kritischen Reflexion der neoliberal dominierten
Menschenbilder, die auch uns längst erreicht haben.

4. Die Humanisierung der Arbeit muss neu thematisiert werden, denn die
Arbeit entfaltet eine zunehmend zerstörerische Qualität. Die
Thematisierung von Arbeit 4.0 eröffnet ambivalente Zukunftsszenarien.

5. Das Inklusionsprinzip fordert ein grundlegendes Umdenken: Nicht
Nützlichkeit der eigenen Existenz oder deren "Employability" ist das
Kriterium der Zugehörigkeit, sondern die voraussetzungslose Würde der
Person.

6. Notwendig ist eine Gerechtigkeits- und Grundsicherungsperspektive
im Zugang zu materiellen und immateriellen Verwirklichungschancen
(Capabilities).

7. Erforderlich ist die Ermöglichung und Förderung einer
selbstbestimmten Suche nach Lebenssinn/Eigensinn und Identität.

8. Wir müssen die "soziale Amnesie" in den psychosozialen Szenen
überwinden und uns wieder politisch einmischen.

9. Wäre nicht eine neue Enquete oder eine regelmäßige
Berichterstattung der psychosozialen Situation der Bundesrepublik ein
sinnvolles Projekt?


Prof. Dr. Heiner Keupp, über 40 Jahre Professor für
Sozial- und Gemeindepsychologie an der Universität München, aktuell
Gastprofessor an der Universität Bozen. Er ist aktuell Mitglied der
Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen
Kindesmissbrauchs.

* Die Einladung der DGSP zu ihrer Jahrestagung gab mir die
Gelegenheit, meinen eigenen Lernprozess in der Sozialpsychiatrie zu
reflektieren, und ich habe dabei teilweise auf Fragmente von Texten
zurückgegriffen, die aus unterschiedlichen Anlässen in den letzten
Jahren publiziert wurden.

Literatur beim Verfasser.

Anmerkung

Wir veröffentlichen den Beitrag in einer stark gekürzten Fassung. Der
vollständige Beitrag und die Literaturliste sind auf www.dgsp-ev.de
veröffentlicht.
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VORTRAG/825: Hamburg - Gesetzlich oder privat krankenversichern?, 25.09.2018


Verbraucherzentrale Hamburg - 17. September 2018

Gesetzlich oder privat krankenversichern?

Vortrag in der Verbraucherzentrale 



Das System der Krankenversicherungen mit über 100 gesetzlichen
Krankenkassen, mit unzähligen Tarifen der Privaten und immer neuen
Gesundheitsreformen ist undurchschaubar. Viele fragen sich: Soll ich
in die private Krankenversicherung wechseln? Diese verspricht - vor
allem für jüngere Menschen - sehr viel billiger zu sein und bessere
Leistungen zu bieten. Im Alter wird sie allerdings teuer. In einem
Vortrag der Verbraucherzentrale Hamburg wird erklärt und besprochen,
was man zu Kosten, Leistungen, Beitragsentwicklung, Familiensituation
und Solidarprinzip bei Krankenkassen und privaten
Krankenversicherungen wissen muss.

Themen sind beispielsweise: Wie unterscheiden sich die private und
gesetzliche Krankenversicherung? Was muss bei Wahl und Wechsel bedacht
werden? Welches Versicherungssystem ist für wen zugänglich und
geeignet? Sind Familienangehörige kostenlos mitversichert? Wie erhöhen
sich die Prämien und Beiträge im Alter? Kann ich die private
Versicherung kündigen und zurück in die gesetzliche Krankenkasse?
Darüber hinaus bleibt ausreichend Zeit für die Beantwortung
individueller Fragen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Termin: 

Dienstag, 25. September 2018, 18.30 bis 21.00 Uhr

Referent:

Roland Harstorff, Jurist und Versicherungsberater

Ort: 

Verbraucherzentrale Hamburg

Kirchenallee 22, Ecke Ernst-Merck-Straße

Kosten: 

20 € (30 € für Paare)

Anmeldung:

erforderlich unter www.vzhh.de oder

Tel. (040) 24 832-108

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Pressemitteilung vom 17. September 2018

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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VORTRAG/824: Kostenfreies Webinar - Neue Aspekten der Urtikaria-Nesselsucht, 01.10.2018


Deutscher Allergie- und Asthmabund (DAAB) - 18. September 2018

Kostenfreies Webinar zum Welt-Urtikaria Tag am 01.10.2018



Anlässlich des Welt Urtikaria-Tages am 01.10.2018 hat der Deutsche
Allergie- und Asthmabund - DAAB für Sie drei Experten der Urtikaria
Kompetenzzentren Charité Berlin und Universitätsklinik Mainz
eingeladen um zu neuen und spannenden Aspekten der Urtikaria zu
berichten

Mönchengladbach - Termin:

Montag 1. Oktober 2018 von 17:00 - 18:00 Uhr

Dauer:

60 Minuten (Online-Vortrag inkl. Zeit für Fragen per Chat)

Thema:

Urtikaria-Nesselsucht

Drei Themen - drei Experten

Inhalte:


	Nesselsucht - Urtikaria: Neue Diagnose- und Therapieoptionen 
 (Prof. Markus Magerl, Berlin)

	Urtikaria bei Kindern 
 (Prof. Petra Staubach-Renz, Mainz)

	Lebensqualität und Selbstmanagement bei Urtikaria 
 (Dr. Karsten Weller, Berlin)



Im Anschluss an jedes Thema könne Fragen an die Experten gestellt
werden.

Das Webinar ist ein kostenfreier Service des Deutschen Allergie- und
Asthmabundes - DAAB - und wird anlässlich des Welt-Urtikaria-Tages
2018 in Kooperation mit der UNEV e.V. angeboten.

Anmeldung unter:

attendee.gotowebinar.com/register/5811388836761185026

Bitte beachten Sie bei der Anmeldung unsere aktuellen

Datenschutzrichtlinien

Hintergrund

Die Urtikaria, auch Nesselsucht genannt, ist die häufigste Erkrankung
der Haut. Etwa 25% der Bevölkerung hat schon einmal eine Urtikaria
durchlebt. Bei einer Urtikaria kommt es zu plötzlich juckenden
Quaddeln an der Haut oder an einzelnen Hautpartien. Häufig treten
gleichzeitig - aber auch allein - tiefe Schwellungen der Haut, so
genannte Angioödeme, auf. Begleitet werden die Symptome durch starken
andauernden Juckreiz. Neben der akuten Urtikaria, die häufig im
Kindesalter auftritt und von kurzer Dauer ist, gibt es die
Urtikaria-Formen, die länger als sechs Wochen andauern und täglich
(kontinuierlich) oder in Abständen von mehreren Tagen (rezidivierend)
auftreten. Der Fachmann spricht in solchen Fällen von einer
chronischen Urtikaria. Einer solchen Nesselsucht kann eine Vielzahl
von Ursachen zugrunde liegen. Während bei der akuten Urtikaria selten
nach den genauen Ursachen geforscht wird, sollte bei einem chronischen
Verlauf neben der Behandlung der Symptome, eine gründliche Suche nach
Auslösern und Ursachen Bestandteil der Therapie sein. Gerne möchten
wir Ihnen die unterschiedlichen Formen und Auslöser, sowie aktuelle
Diagnose- und Therapieoptionen vorstellen. Speziell das Thema
Urtikaria bei Kindern liegt uns sehr am Herzen. Der ständige
unkontrollierte Juckreiz und die auftretenden Quaddeln und Angioödeme
belasten die Betroffenen sehr, so dass die Lebensqualität oft
eingeschränkt ist. Das muss nicht sein! Es gibt viele Möglichkeiten
seine Urtikaria unter Kontrolle zu bringen. Wir möchten Ihnen Mut
machen die Herausforderung Urtikaria anzunehmen und für mehr
Lebensqualität zu sorgen.


Weitere Informationen unter

www.daab.de

Der Deutsche Allergie- und Asthmabund e.V. (DAAB) arbeitet seit 1897
als Patientenverband für Kinder und Erwachsene mit Allergien, Asthma,
COPD und Neurodermitis. Im DAAB sind rund 20.000 Menschen engagiert,
dazu gehören selbst Betroffene, Angehörige, Familien, beruflich
Interessierte, Selbsthilfegruppen und Verbraucherverbände. Zusätzlich
sind über 3.000 Ernährungsfachkräfte, Hebammen, Ärzte, Apotheker und
Kliniken im Deutschen Allergie- und Asthmabund e.V. engagiert.

 * 

Quelle:

Deutscher Allergie- und Asthmabund (DAAB)

Pressemitteilung vom 19. September 2018

An der Eickesmühle 15-19, 41238 Mönchengladbach

Telefon: 0 21 66 - 64 788 - 22, Fax: 0 21 66 - 64 788 - 78

E-Mail: sl@daab.de

Internet: www.daab.de
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LABEL/4978: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 20.09.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
38. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren Euch das neue Album von Christina
Stürmer, die sich mit "Überall zu Hause" auf der großen Bühne
zurückmeldet.

Mit "Alles Oder Nix II" veröffentlicht XATAR am Freitag sein neues
Album und schließt den Kreis zum ersten Teil, der ihm vor 10 Jahren
den Erfolg und Durchbruch brachte.

Außerdem in den News: Lewis Capaldi veröffentlicht seine neue Single
und ist live auf dem Reeperbahn Festival in Hamburg und KÖRNER legt
seine neue Single "Liebe niemals out" vor und es gibt #Raptags-News!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Christina Stürmer veröffentlicht ihr neues Album "Überall zu
Hause" 

Nach dem Single-Vorboten "In ein paar Jahren" erscheint am Freitag
das neue Album "Überall zu Hause" der Sängerin und Songwriterin aus
Österreich. Und das Publikum darf sich auf Christina Stürmer in
Bestform freuen! Im direkten Gespräch mit Christina merkt man
deutlich: hier ist eine junge Frau, die ihrer Kunst mit großer
Leidenschaft nachgeht. Am liebsten würde sie Allen alles erzählen,
ist übervoll mit all diesen schönen Geschichten, die ihr das Leben in
den letzten Jahren serviert hat. Davon möchte die Songschreiberin so
viel wie möglich mit ihrem Publikum teilen - wie immer auf Augenhöhe.

Produziert wurden die 13 neuen Songs auf dem neuen Album "Überall zu
Hause" zum großen Teil im heimischen Studio in Österreich (mit ein
paar kleinen Ausflügen nach Bochum ins Studio Kanal 24 zu Produzent
Eki von Nice), in sehr familiärer und vor allem entspannter
Atmosphäre. Vielleicht erklärt dies den zuvor angesprochenen warmen
Ton, der sich durch das ganze Album zieht. Denn "Überall zu Hause"
schafft das große Kunststück, den Hörer in den Arm zu nehmen, ihm
Geborgenheit zu vermitteln, ihn unversehens zum Träumen zu verführen
und ihn Kraft tanken zu lassen.

http://www.christinastuermer.at/

https://www.facebook.com/christinastuermer

http://www.universal-music.de/christina-stuermer/home


XATAR veröffentlicht neues Album: "ALLES ODER NIX II"
erscheint am Freitag

Es sind 10 Jahre vergangen, seit Deutscher Hip-Hop die erste echte
Straßenplatte auf die Ohren bekommen hat. Inzwischen genießt das
Debütalbum "Alles Oder Nix" von Xatar deutschlandweit und
szeneübergreifend Legendenstatus und gilt allgemein als
Deutschrap-Klassiker. Damit war Xatars Aufstieg zu einem der
wichtigsten und erfolgreichsten Rapper besiegelt.

Seitdem hat sich auch Alles Oder Nix nicht nur als Lebensmotto
durchgesetzt, sondern ist als Plattenfirma Alles Oder Nix Records
jedem in der Musikwelt ein Begriff. Das Album "Alles Oder Nix" war
der Grundstein des Erfolgs. Nun ist es an der Zeit, diesem Klassiker
einen würdigen Nachfolger zu liefern. Am Freitag (21.09.) erscheint
Xatars viertes Soloalbum "Alles Oder Nix II" und liefert AON Fans den
nächsten Level des AON Sounds mit gewohnt qualitativ hochwertigen
Beats von Maestro. Gepaart mit Xatars unnachahmlichen authentischen
Lyrics, wird dieses Album den Deutschen Rap erneut auf ein neues
Niveau hieven.

"Alles Oder Nix II" ist ab dem 21.09.2018 überall erhältlich und
erscheint in diversen Formaten, u.a. als Limited 4CD Fanbox inklusive
beider "Alles Oder Nix"-Alben, einer AON Geldklammer und einem AON
Geldscheinprüfer.

https://de-de.facebook.com/XATAR.allesodernixrecords/

http://allesodernix.de/xatar


KÖRNER veröffentlicht neue Single "Liebe niemals out" ++
Live-Tournee im November

Wer oder was ist Körner? Auf jeden Fall einzigartig. Das trifft auf
seine Erscheinung, seine Ausstrahlung, seine Musik und in besonderem
Maße auf seine Texte zu. Man könnte fast sagen "aus der Zeit
gefallen". Ja, stimmt vielleicht - aber gleichzeitig der Zeit voraus.
Da sind einige Namen von Musikern, die einem bei Körner einfallen
könnten: Udo Lindenberg, Herbert Grönemeyer, aber auch Hermann van
Veen - und dabei ist Körner stimmlich völlig eigenständig und
hochmodern, was Themen und Sound angeht. Für letzteren zeigt sich das
junge Produzententeam Achtabahn verantwortlich, die seit geraumer
Zeit für diverse deutsche Stars hochklassige Remixe und Produktionen
beisteuern.

Am Freitag erscheint seine neue Single "Liebe niemals out" - eine
Botschaft vorab hat Körner via Facebook gepostet.

Körners neue Single "Liebe niemals out" ist ein klares Statement,
dass es neben allem, was in unserer Welt gewaltig schiefläuft, etwas
gibt, dem sich wohl kaum jemand entziehen kann. Etwas, das
unversiegbar Hoffnung nährt... Körner zeigt, dass deutscher Pop
tatsächlich kantig, oder besser "körnig" sein kann!

Wer mehr will - Körner ist ab 05.11. mit seiner fabelhaften Band auf
großer Deutschland Tour unterwegs!

05.11.2018 Köln, Yuca

06.11.2018 Dortmund, FZW

07.11.2018 Hannover, Lux

09.11.2018 Hamburg, Nochtspeicher

10.11.2018 Rostock, Helgas Stadtpalast

11.11.2018 Kiel, Orange Club

13.11.2018 Berlin, Privatclub

14.11.2018 Leipzig, Täubchenthal

15.11.2018 Dresden, Scheune Kulturzentrum

18.11.2018 Frankfurt/Main, Nachtleben

19.11.2018 Nürnberg, Club Stereo

20.11.2018 Mannheim, Capitol Mannheim

22.11.2018 Saarbrücken, Garage Kleiner Klub

23.11.2018 Stuttgart, clubCANN

24.11.2018 München, Strom

https://www.facebook.com/Koernermusik/


Lewis Capaldi präsentiert neue Single "Grace" ++ Live beim
Reeperbahn Festival in Hamburg

Mit seinen Songs trifft Lewis Capaldi in Herz, Bauch und Kopf
gleichermaßen. Nachdem der Schotte mit dem Song "Bruises" im
vergangenen Jahr über Nacht zur Sensation wurde, folgte die EP
"BLOOM" und erreichte über 160 Millionen Streams weltweit. Im Juni
folgte die Single "Tough" und erzählte von Liebeskummer und den
Nachwehen einer großen Liebe. Jetzt erscheint die neue Single
"Grace", die Lewis Capaldi auch beim Reeperbahn Festival in Hamburg
am Samstag (22.09.) live präsentieren wird!

Vorab kündigte Lewis Capaldi seine neue Single "Grace" via Facebook
an - den Clip plus Vorbestellungslinks gibt es hier.

Seine ersten Live-Tourneen waren restlos ausverkauft. Zuletzt tourte
er als Support von Sam Smith durch die größten Hallen Europas, auch
Niall Horan (One Direction) & Rag'n Bone Man sind bekennende Fans und
nahmen ihn bereits mit auf Tour. Vor kurzem war Lewis Capaldi in
Berlin und spielte auf dem Lollapalooza Festival (HIER ANSEHEN),
jetzt folgt Hamburg und seine exklusiver Auftritt in der
Elbphilharmonie. Im November kehrt Capaldi dann für vier weitere
Shows zurück nach Deutschland.

22.09. Reeperbahnfestival Hamburg (Elbphilharmonie)

20.11. Frankfurt, Gibson

22.11. Berlin, Gretchen

23.11. Bürgerhaus, Stollwerck

30.11. München, Technikum

https://www.universal-music.de/lewis-capaldi


#RAPTAGS 2018 - Ceyco und Gallias x Macklin veröffentlichen
ihre Singles

Ceyco und Gallias x Macklin, die auf der #Raptags-Stage der East Side
Music Days um den Einzug ins Halbfinale kämpften, veröffentlichen
ihre Singles! Auch die Musikvideos feiern Premiere.

Bis zum 27.09. können sich MC's, Crews und Produzenten noch für die
Vorrunde in Hamburg bewerben. Das Event steigt am 11.10. im Uebel und
Gefährlich.

Alle weiteren Infos gibt es unter http://www.raptags.de/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Xatar / Alles Oder Nix II / 21.09.2018

Christina Stürmer / Überall zu Hause / 21.09.2018

Rosenstolz / Lass es Liebe sein - die schönsten Lieder / 28.09.18

The Dark Tenor / Symphony Of Ghosts / 28.09.2018

The BossHoss / Black Is Beautiful / 26.10.2018

FAELDER / Unheilbar / 09.11.2018

Singles

Gabriel Vitel & Alec Troniq / Mind Doodles / 21.09.2018

Lewis Capaldi / Grace / 21.09.2018

Kurdo / Wellou / 21.09.2018

Rosenstolz / Ich trag heute Weiß (denn du bist tot) / 21.09.2018

Sain / Tanzen / 21.09.2018

Xavier Darcy / My Civil War / 21.09.2018

Körner / Liebe niemals out / 21.09.18

GFM feat. Ado Novo / Kille sie allein / 21.09.2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

22.09.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Hirschhausens Quiz des Menschen - XXL 

28.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Goldene Henne 

13.10.2018 / 18:00 Uhr / Gute Laune TV / Schlagerolymp 2018 

14.10.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour 

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik

Christina Stürmer

07.10.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala

Clueso

05.10.2018 / 22:30 Uhr / MDR / Riverboat

05.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

David Garrett

29.09.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Wer weiß denn sowas XXL 

06.10.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Gottschalks 68er Show 

26.10.2018 / 22:00 Uhr / NDR / 3nach9 

15.11.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4 

29.11.2018 / 17:30 Uhr / BR / Abendschau 

29.11.2018 / 22:00 Uhr / BR / Ringlstetter 

05.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die schönsten Weihnachts-Hits

Element Of Crime

20.09.2018 / 20:15 Uhr / 3sat / 3satfestival

Glasperlenspiel

07.10.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Julia Engelmann

19.09.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb

Lary

21.09.2018 / 19:30 Uhr / DW / PopXport / Frauen in der deutschen Popmusik

Nico Santos

28.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Goldene Henne 

09.10.2018 / 22:00 Uhr / Deluxe Music / Update Deluxe 

16.10.2018 / 23:30 Uhr / SWR / Die Pierre M. Krause Show

PUR

28.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Goldene Henne 

30.09.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour 

04.10.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne 

05.10.2018 / 22:00 Uhr / WDR / Kölner Treff 

14.10.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS!

14.10.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik

Rea Garvey

21.09.2018 / 23:30 Uhr / ARD / New Pop Special

Samy Deluxe

21.09.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

27.09.2018 / 22:00 Uhr / BR / Ringlstetter

02.10.2018 / 00:15 Uhr / Sat.1 / Dinner Party

The BossHoss

21.09.2018 / 23:30 Uhr / ARD / New Pop Special

28.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Goldene Henne

26.10.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

03.11.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Klein gegen Groß

15.11.2018 / 22:00 Uhr / BR / Ringlstetter

30.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

The Dark Tenor

29.09.2018 / 21:00 Uhr / Sky / Live Boxen: Manuel Charr vs Fres Oquendo 

30.09.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Wolfgang Niedecken

22.09.2018 / 20:15 Uhr / WDR / Mein Lieblingsjahr 

02.10.2018 / 00:15 Uhr / Sat.1 / Dinner Party 

06.10.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Gottschalks große 68er-Show

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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LABEL/4977: Universal Music International Presse-Newsletter - 20.09.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 38. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch den perfekten Mix: MHD
veröffentlicht sein zweites Album, ZZ-Top-Legende Billy F Gibbons
präsentiert sein neues Soloalbum, Adam Naas bringt sein Debütalbum
auf den Markt und Machine Gun Kelly veröffentlicht seine EP "Binge".
Zudem kündigt TINI ihr neues Album für den 12. Oktober an.

Außerdem in den News: Vanessa Paradis, Alex Vargas, Noah Kahan und
alles zum Reeperbahn Festival 2018.

Als "Video des Woche" geben wir Euch "Back in Brazil" von Paul
McCartney mit auf den Weg ins Wochenende. Die Beatles-Ikone hat
gerade mit "Egypt Station" die Chartspitzen weltweit erobert!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

MHD veröffentlicht sein zweites Album "19" ++ Tourdaten

Er gehörte in diesem Sommer zu den absoluten Festival-Kings: Ob
Southside / Hurricane oder Summerjam - MHD zog das Publikum in seinen
Bann und versorgte die Zuschauer mit perfekten Afro Trap-Sounds und
einen energiegeladenen Show! Gestern erschien sein zweites Album "19"
und knüpft an seine Vorabsingle "Bella" feat. WizKid an.

Der Albumtitel "19" ist inspiriert vom "19. Arrondissement" in Paris,
der Heimatstadt des Afro Trap-Superstars. "19" ist der Nachfolger zu
MHDs gleichnamigem Debüt, das im Jahr 2016 erschien. Auf diesem
befinden sich seine internationalen Hits wie z.B. "Afro Trap 10
'Moula Gang'" und "Bravo".

Doch nicht nur das Album ist ein Highlight der Woche, denn MHD
kündigt seine Deutschland-Tournee an! Die Tickets sind ab Freitag,
21. September erhältlich.

18.01.2019 Köln | Palladium

19.01.2019 München | Tonhalle

31.01.2019 Hamburg | Sporthalle

01.02.2019 Berlin | Verti Music Hall

http://www.universal-music.de/mhd


ZZ Top-Legende Billy F Gibbons veröffentlicht sein neues
Soloalbum "The Big Bad Blues"

The Blues is back! ZZ Top-Legende Billy F Gibbons veröffentlicht
endlich sein neues Soloalbum "The Big Bad Blues"âEUR� am 21.
September. Seit knapp 50 Jahren unterwegs mit der legendären
Bluesrock-Band ZZ Top, präsentiert Billy Gibbons jetzt sein zweites
Soloalbum. Der Nachfolger des gefeierten Solo-Vorgängers
"Perfectamundo" von 2015, auf dem Gibbons neue Wege ging und
verstärkt auf afro-kubanische Elemente gesetzt hatte, markiert eine
Rückkehr zum Blues. Das Album "The Big Bad Blues", dass neben neuen
Originalkompositionen des Sängers und Gitarristen auch Coverversionen
von ausgewählten Blues-Klassikern vereint. Als Vorgeschmack liefert
der bärtige ZZ-Top-Veteran das temporeiche "Rollin' & Tumblin'", das
Dank kerniger Gitarrenlicks, Gibbons rauer Stimme und satter
Produktion einen herrlich mürrischen Ersteindruck hinterlässt.

https://www.universal-music.de/billy-f-gibbons/


Machine Gun Kelly veröffentlicht "BINGE" EP am Freitag

Wir befinden uns mittendrin im Battle zwischen Machine Gun Kelly und
Eminem. Jetzt legt Machine Gun Kelly am Freitag nach mit seiner neuen
EP "Binge" nach! Erst im August veröffentlichte Machine Gun Kelly den
Track "Loco" mitsamt Videoclip, der gemeinsam mit SNL-Comedian Pete
Davidson entstanden ist.

Für Machine Gun Kelly ist die EP "Binge" nach den Songs "Loco" und
"Rapdevil" die erste neue Veröffentlichung seit seinem 2017er Album
"bloom" und den Hitsingles "Bad Things" mit Camila Cabello und "At My
Best", das gemeinsam mit der Oscar-nominierten Schauspielerin und
Platin-gekrönten Sängerin Hailee Steinfeld (u.a. Pitch Perfect 2)
entstanden ist.

http://www.universal-music.de/mgk/home


Vanessa Paradis ist zurück und veröffentlicht neue Single
"Ces Mots Simples" ++ Neues Album "Les Sources" erscheint am 18.
November

Der französische Superstar Vanessa Paradis meldet sich mit einer
neuen Single zurück: "Ces Mots Simples" erscheint als Vorbote auf ihr
neues Album "Les Sources", das am 18. November veröffentlicht wird!
"Ces Mots Simples" ist ab sofort erhältlich!

Geschrieben und komponiert wurde die neue Single der Pop-Ikone
persönlich sowie Samuel Benchétrit, Fabio Viscogliosi und Adrien
Gallo. Auf dem Album präsentiert Vanessa Paradis eine Mischung aus
Folk, Rock und Soul. Aufgenommen wurde es in Los Angeles in den Sound
Factory Studios, als Produzent stand Paul Butler (Sänger der
britischen Band The Bees und Produzent von Michael Kiwanuka und
Devendra Barnhart uvm.) an ihrer Seite.

https://www.facebook.com/vanessaparadisofficiel/


ALEX VARGAS veröffentlicht neue Single "Silent
Treatment"

Mit seinem eingängigen Electro-Soul-Sound hat Alex Vargas bereits vor
der Veröffentlichung seines Debüts 2017 das Publikum in seinen Bann
gezogen. Der aus Dänemark stammende Sänger, Songwriter und Produzent
legte dann im März 2017 sein erstes Album "Cohere" vor und
begeisterte einmal mehr Fans und Kritiker mit seinen Songs. Das
Model-Label Diesel machte die Single "Higher Love" zum Titeltrack
seiner Kampagne. Es folgten ausverkaufte Tourneen, umjubelte
Festival-Auftritt u.a. Roskilde und schließlich die Rückkehr ins
Studio.

Jetzt veröffentlicht Alex Vargas seine neue Single "Silent
Treatment", die ab Freitag erhältlich ist. Via Facebook gab es einen
ersten Vorgeschmack

"Silent Treatment" ist ein Song, der tatsächlich ruhiger ist und
weniger auf Noise setzt, wenn er über atmosphärischem Soul seine
ganze Stimmgewalt auspackt... "Meine persönliche Definition von
Erfolg hat sich vollkommen verändert mit der Zeit", sagt Alex Vargas.
Heute gehe es ihm einzig und allein darum, großartige Songs zu
schreiben. "Man muss für sich einfach irgendwann erkennen, weshalb
man das alles überhaupt macht. Es gibt gar kein anderes Leben für
mich. Selbst wenn kein Mensch mir zuhören würde - ich wäre dann immer
noch Musiker und würde immer noch weitermachen."

http://www.universal-music.de/alex-vargas/home


TINI kündigt neues Album für den 12. Oktober an

Sie zählt zu den größten lateinamerikanischen Superstars und hat
zudem Millionen von Fans rund um den Globus: Die Rede ist natürlich
von TINI, bürgerlich Martina "Tini" Stoessel, die nach ihrer
Disney-Hit-Serie "Violetta", ihre Solokarriere fulminant gestartet
hat! Auf ihrem Soloalbum "TINI", das die Charts auf Anhieb eroberte,
präsentierte TINI englische und spanischen Songs, wie u.a. "The Great
Escape" und "Got Me Started". Neben Platz 6 in Deutschland und Top-3
in Österreich, landete "TINI" auch in Italien, Mexiko, Polen,
Frankreich und Spanien in der Spitzenregion der Charts. Bei iTunes
mischte ihr Erstling in gleich 20 Ländern die Top-5 auf. Es folgte
eine Welttournee, die allein in Europa über 1,2 Millionen Menschen
sahen!

Jetzt kündigt TINI ihr neues Album an! Das noch unbetitelte Album
wird am 12. Oktober veröffentlicht! Diesen Teaser veröffentlichte
TINI auf Facebook.

Erst im August gab es einen neuen Song zu hören, der die
Spekulationen um ein neues Album anheizte: Gemeinsam mit Sebastian
Yatra veröffentlichte TINI die Single "Quiero Volver". Das Video gibt
es hier.

Zuvor präsentierte sich TINI an der Seite von Alvaro Soler, mit dem
sie gemeinsam den Remix zu "La Cintura" aufnahm. Das Video gibt es
hier

Für das neue Album ging TINI u.a. nach Los Angeles, um dort mit den
Songschreibern und Produzenten Andrés Torres und Mauricio Rengifo
(u.a. Luis Fonsi "Despacito", Sebastian Yatra, Morat, OneRepublic) zu
arbeiten. Erstmals brachte sie dabei auch eigene Ideen in den
Songwriting-Prozess ein, weshalb die neuen Songs sehr viel
persönlicher sind als zuvor. Der Countdown für das nächste Kapitel
ihrer Karriere läuft und man darf mit feinsten Pop-Sounds und TINI in
Bestform rechnen. TINI is back!

http://www.universal-music.de/tini/home


Reeperbahn Festival 2018 - Bishop Briggs, Sam Fender uva.
live in Hamburg

Vom 19.-22. September 2018 zeigt das Reeperbahn Festival über 900
Programmpunkte unterschiedlicher Genres rund um die Hamburger
Reeperbahn. Seit seinem Debüt im Jahr 2006 hat sich das Reeperbahn
Festival zu einem der wichtigsten Treffpunkte für die Musikwirtschaft
weltweit entwickelt und zeigt als Europas größtes Clubfestival eine
breite Palette an aufstrebenden und bereits etablierten Künstlern.

In diesem Jahr wird Powerfrau Bishop Briggs in Hamburg auf der Bühne
stehen und neben Songs aus ihrem Debütalbum "Church Of Scars" auch
die neue Single "Baby" live präsentieren. Sie wäre kein glücklicher
Mensch, wenn sie nicht jeden Tag singen und schreiben könnte, sagt
Bishop Briggs - und dieses Glück verpackt sie in ihrem ganz eigenen
Stil: Trapsoul nennt die Musikerin ihren künstlerischen
All-over-Sound, der kraftvolle Vocals in eingängige Beats, satte
Dubstep-Bässe und Hip-Hop-Elemente bettet. Mit der neuen Single
"Baby" geht sie dennoch andere Wege und thematisiert ihre
Liebesbeziehung: "'Baby' ist über mein Liebesleben. Um jemand anderen
lieben zu können, muss man sich zuerst selbst lieben."

Ein Newcomer, den man sich merken sollte, ist ebenfalls beim
Reeperbahn Festival dabei: Sam Fender, der mit seinem eindringlichen
Song und Video "Dead Boys" aktuell für Aufsehen sorgt, wird das
Publikum in Hamburg in seinen Bann ziehen. Sam Fender wurde auf die
BBC Music Sound of 2018-Liste gewählt, tourte bereits mit Michael
Kiwanuka, Jake Bugg, Hozier und war beim SXSW sowie dem Great Escape
dabei.

REEPERBAHN FESTIVAL 2018

Bishop Briggs - 21.09.2018 / Gruenspan

Sam Fender - 21.09.2018 / Knust

https://www.reeperbahnfestival.com/de/

https://www.universal-music.de/sam-fender

http://www.universal-music.de/bishop-briggs/home


ADAM NAAS veröffentlicht sein Debütalbum "The Love
Album"

Schon vor zwei Jahren hat Adam Naas seine gleichnamige erste EP
vorgelegt - und mit Songs wie "Fading Away" heimliche Hits
(inzwischen mit Streamingzahlen im Millionenbereich!) gelandet. Jetzt
veröffentlicht der 26-Jährige aus Paris sein erstes Album: "The Love
Album" heißt sein offizielles Debüt, das am 21. September erscheint.
Dieser Stimme kann man sich nicht entziehen...

Der Titel verrät es schon: Im Verlauf seines Erstlings widmet sich
der Sänger mit der rauchig-abgründigen Super-Soulstimme der Liebe in
all ihren Facetten. Wie eindringlich das klingt, hatte er zuletzt mit
der treibenden Uptempo-Single "Cherry Lipstick" angedeutet, dessen
dazugehöriges Video auch seinen French-Soul-Wunderkind-Style perfekt
einfängt.

Adam Naas mag zwar erst 26 Jahre alt sein, aber neben seiner
angeborenen Lässigkeit hat er etwas, das überaus selten ist - und
manchmal sogar kalte Schauer entlang der Wirbelsäule losschickt,
mindestens aber für kurzes Innehalten oder Gänsehaut sorgt: eine echt
umwerfende Stimme. Eine Stimme, die kaum greifbar ist - weich und
rauchig, beweglich und abgründig, eben noch zart, zerbrechlich, dann
schon wieder majestätisch und wuchtig.

https://www.facebook.com/adamnaasmusic/


NOAH KAHAN veröffentlicht neue Single "False Confidence"

Im Mai begeisterte Noah Kohan das deutsche Publikum mit Songs wie
"Hurt Somebody" und legt nun eine neue Single vor. Am Freitag
erscheint "False Confidence". Der Song hat so viel Energie und
Feel-Good-Elemente, dass man zu Recht sagen kann: Der Herbst kann
kommen mit diesem Soundtrack!

Bereits als Senior in der High School erregte Noahs einzigartiger
Blick auf die Welt und sein Talent, u.a. die Aufmerksamkeit der
Weltklasse-Songwriter Dan Wilson (Adele), Scott Harris (Shawn
Mendes), Chris DeStefano (Carrie Underwood). Die Nachricht
verbreitete sich schnell innerhalb der Songwriting-Community und Noah
wurde bald ein willkommener Mitarbeiter seines engsten Kreises. Im
Jahr 2016 nahm der 21-Jährige zusammen mit dem GRAMMY® Award
ausgezeichneten Superproduzenten Joel Little (Lorde, Khalid) sechs
Songs auf, die seitdem regelmäßig im Laufe des Jahres 2017
veröffentlicht wurden. Die Debütsingle "Young Blood" stieg in
Spotify's US Viral Chart auf Platz 5 ein und knackte schnell über 9
Millionen Streams.

Die Breakout-Single des US-Amerikaner "Hurt Somebody" wurde sofort
auf Spotify in der begehrten New Music Friday Playlist präsentiert.
"Hurt Somebody" (featuring Julia Michaels) hat auf Anhieb die Top100
der deutschen Airplaycharts erreicht. Der Track wurde weltweit über
20 Millionen Mal gestreamt.

https://www.universal-music.de/noah-kahan/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Machine Gun Kelly (MGK) / Binge (EP) / 21.09.2018

MHD / 19 / 21.09.2018

Billy F Gibbons / The Big Bad Blues / 21.09.2018

Adam Naas / The Love Album / 21.09.2018

Rod Stewart / Blood Red Roses / 28.09.2018

Logic / Young Sinatra IV / 28.09.2018

Nile Rodgers & CHIC / It's About Time / 28.09.2018

Black Eyed Peas / Masters of the Sun / 12.10.2018

Greta Van Fleet / Anthem Of The Peaceful Army / 19.10.2018

Vanessa Paradis / Les Sources / 18.11.2018

Amy Macdonald / Woman Of The World: 2007-2018 / 23.11.18

The 1975 / A Brief Inquiry Into Online Relationships / 30.11.18

Catalogue

Bobbie Gentry / The Girl From Chickasaw County - The Complete Capitol Masters (CD Box) / 21.09.2018

Terry Callier / The New Folk Sound Of Terry Callier (2LP) / 21.09.2018

Bee Gees / In Our Own Time (DVD/BD) / 21.09.2018

Burt Bacharach / A Life In Song (DVD/BD) / 21.09.2018

George Thorogood & The Destroyers / Live At Montreux 2013 (DVD/BD) / 21.09.2018

Jeff Beck / Rock 'N' Roll Party Honouring Les Paul (DVD/BD) / 21.09.2018

Peter Frampton / Live In Detroit (DVD/BD) / 21.09.2018

Rory Gallagher / Ghost Blues - The Story Of... (DVD) / 21.09.2018

Lenny Kravitz / diverse LPs / 21.09.2018

Bob Marley & The Wailers / Catch A Fire + Uprising Live (DVD) / 28.09.2018

Andrew Lloyd Webber / Unmasked: The Platinum Collection (LP Box) / 28.09.2018

James Morrison / Undiscovered (LP) / 28.09.2018

Longbranch/Pennywhistle / Longbranch/Pennywhistle (CD/LP) / 28.09.2018

Soft Cell / Northern Lights / Guilty ('Cos I Say You Are) (EP) / 28.09.2018

Soft Cell / The Singles - Keychains &Snowstorms (CD) / 28.09.2018

Fall Out Boy / Complete Studio Album Collection (LP Box) / 28.09.2018

Status Quo / diverse CDs / 28.09.2018

The Fratellis / Costello Music (LP) / 28.09.2018

U2 / The Best Of 1990-2000 (Remastered 2LP) / 28.09.2018

Billy Idol / Vital Idol: Revitalized (CD) / 28.09.2018

Bee Gees / One Night Only + One For All Tour: Live In Australia 1989 (DVD/BD) / 05.10.2018

Diana Krall / Live In Paris & Live In Rio (DVD/BD) / 05.10.2018

Eric Clapton / Slowhand At 70: Live At The Royal Albert Hall + Planes Trains And Eric (DVD/BD) / 05.10.2018

Aerosmith / Rock For The Rising Sun + Rocks Donington (DVD/BD) / 05.10.2018

Deep Purple / Perfect Strangers Live + They All Came Down To Montreux: Live At Montreux 2006 (DVD) / 05.10.2018

Genesis / Sum Of The Parts + Three Sides Live (DVD/BD) / 05.10.2018

The Doors / Feast Of Friends + Hollywood Bowl (DVD/BD) / 05.10.2018

The Who / Sensation - The Story Of Tommy + Tommy Live At The Royal Albert Hall (DVD/BD) / 05.10.2018

ZZ Top / Live In Germany - Rockpalast 1980 + Live At Montreux 2013 (DVD) / 05.10.2018

Various Artists / For Discos Only: Indie Dance Music From Fantasy & Vanguard Records (1976-1981) (3CD) / 05.10.2018

DJ Shadow / The Private Press (2LP) / 05.10.2018

Tricky / Maxinquaye (LP) / 05.10.2018

Bob Seger & The Last Heard / Heavy Music: The Complete Cameo Recordings 1966-1967 (CD) / 05.10.2018

Buddy Guy / A Man And The Blues (LP) / 05.10.2018

John Lennon / Imagine The Ultimate Collection (CD Box/2LP/2CD/CD) / 05.10.2018

John Lennon & Yoko Ono / Imagine & Gimme Some Truth (DVD/BD) / 05.10.2018

Steve Perry / Traces (CD/LP) / 05.10.2018

Kenny Rogers / The Best Of Kenny Rogers: Through The Years (CD) / 12.10.2018

Terry Callier / The New Folk Sound Of Terry Callier (Deluxe CD) / 12.10.2018

Evanescence / Synthesis Live (DVD/BD/DVD+CD/BD+CD) / 12.10.2018

John Mellencamp / The Best That I Could Do 1978-1988 (2LP) / 12.10.2018

Soundgarden / A-Sides (2LP) / 12.10.2018

Various Artists / Stax '68: A Memphis Story (CD Box) / 12.10.2018

Lindsey Stirling / Warmer In The Winter (Deluxe CD) / 19.10.2018

Marc Almond / Hits And Pieces - The Best Of Marc Almond & Soft Cell (2LP) / 19.10.2018

Anthrax / State Of Euphoria (30th Anniversary Edition) (2LP/2CD) / 19.10.2018

David Sylvian / Dead Bees On A Cake (2LP) / 19.10.2018

R.E.M. / Best Of R.E.M. At The BBC (CD Box/2LP/2CD) / 19.10.2018

Semisonic / Feeling Strangely Fine (2LP/CD) / 19.10.2018

The Cranberries / Everybody Else Is Doing It, So Why Can't We? (CD Box/LP/2CD/CD) / 19.10.2018

 * 

TV-Termine

Amy Macdonald

New Pop Special, Fr., 21.09., 23:30 Uhr, ARD

Alex Aiono

Goldene Kamera Digital Award (YouTube Livestream - keine TV AS)

Do., 27.09., 19:30 - 20:45 Uhr

HER

Konzert (Hamburg/Elbphilharmonie)

Freitag, 19.10., ca. 23:00 Uhr, ARTE

Dermot Kennedy 

Inas Nacht, Sa., 27.10., 23:40 Uhr, ARD

Imagine Dragons

Konzert (Lollapalooza 2018)

Fr., 30.11., ARTE

 * 
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LABEL/4976: Warner Music Medien Newsletter KW 38 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 38

Hamburg, 19. September 2018



In Hamburg startet heute das diesjährige Reeperbahnfestival und fährt
bis zum 22.09. erneut ein atemberaubendes musikalisches
Rahmenprogramm mit zahlreichen Highlights auf! Hauptaugenmerk ist
auch in diesem Jahr wieder die angesagte Warner Music Night am
Freitag, den 21.09., zu der sich neben Disarstar und Stormzy noch
ein Very Special Guest angekündigt hat, der kurz zuvor bekannt
gegeben wird. Die Organisatoren erwarten 2018 sogar einen neuen
Besucherrekord: Über 600 Bands und Künstler werden in den
unterschiedlichsten Locations performen, darunter auch
Warner-Music-Artists wie etwa Jess Glynne, Zak Abel, Matt Gresham,
Ce$, Hyphen Hyphen, The Magic Gang und Two Year Vacation. Das
wird ein Fest!

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


TRACK OF THE WEEK

Nachdem der britische Producer und DJ James Hype im letzten Jahr
seinen sommerlichen Floorfiller "More Than Friends" (über 100 Mio.
Streams) vorlegte, trumpft er nun mit seiner brandneuen Single "No
Drama" auf. Die hypnotische Produktion, der kein Geringerer als die
vielfach preisgekrönte R&B-Legende Craig David seine Stimme leiht,
vereint zwei der aktuell populärsten Künstler im Vereinten Königreich
und kann sich hören lassen! Und die Chemie zwischen den beiden
stimmt: "Ich bin so happy, Teil dieses Songs zu sein", kommentiert
Craig David. "Bereits in der Entstehungsphase dieses Songs wusste
ich, dass Craig perfekt dafür ist", erwidert James Hype. "No
Drama (feat. Craig David)" [1] ist seit dem 14.09. überall
erhältlich.


AKTUELLES

FABRICE NOEL

Es geht um Liebe im Zeitalter von Tinder, größtmöglicher Zerstreuung
und der permanenten Angst, etwas zu verpassen: In seiner
Warner-Debüt-Single "Eigentlich Nein" verarbeitet Fabrice Noel seine
eigenen biografischen Erlebnisse und liefert dabei den Soundtrack
einer ganzen Generation - hier [2] im offiziellen Musikvideo zu
hören.

"Verschwende gern mit dir Zeit / Ist schon irgendwie cool zu
zweit / Doch wenn du mich brauchst, bitte melde dich nicht / Denn
das, was ich will, weiß ich selber nicht", singt er über einen
hinreißenden Tropical-Beat und verleiht damit der Schnelllebigkeit
seiner Generation Gestalt.

"Youthful Deep Pop hat das mal jemand genannt", so der
21-Jährige aus Berlin. "Das trifft es für mich eigentlich ganz
gut."


DAN CAPLEN

Für Dan Caplen gibt es derzeit nur einen Weg: nach oben. Sein
jüngster Track "Trouble" mit der gefragten Rapperin Ms Banks sowie
der internationale Erfolg der von ihm geschriebenen Rudimental-Single
"These Days" (über 550 Mio. Streams) ebneten ihm den Weg zu seiner
neuesten, Hit-verdächtigen Single "4AM (feat. Caitlyn Scarlett)". [3]

"4AM" überzeugt mit seiner packenden R&B-Ästhetik, während sich Dan
Caplen und die aufstrebende Singer/Songwriterin Caitlyn Scarlett
darauf textlich die Bälle zuspielen. "It's 4 in the morning and
I'm wide awake", heißt es im Refrain.

Nach Support-Touren für George Ezra, Anne-Marie und Rag'n'Bone Man
veröffentlichte Dan Caplen im Juni 2017 seine großartige Debüt-Single
"Flat Champagne".


BHAD BHABIE

Die einzigartige US-Rapkünstlerin Bhad Bhabie veröffentlichte gestern
ihr brandneues Mixtape "15" mit ebenso vielen Tracks, darunter auch
ihre Lil-Yachty-Kollaboration "Gucci Flip Flops" (knapp 88 Mio.
YouTube-Views), die Ty-Dolla-$ign-Zusammenarbeit "Trust Me" sowie ihr
zuletzt veröffentlichter Hit "Young And Bhad" [4] mit dem dynamischen
Duo City Girls.

Bei den diesjährigen Billboard Music Awards war sie bereits als "Top
Female Rap Artist" nominiert und fuhr außerdem für ihren Smash-Hit
"Hi Bich" ihre erste Gold-Auszeichnung in den USA ein.

Im Juli erst hatte Bhad Babie beim Splash-Festival ihr
Deutschland-Debüt gefeiert. Im Oktober geht es für sie als Support
von Lil Yachty dann auf großangelegte US-Tour.


AVA MAX

Keine Frage, Ava Max hat das Zeug zum Popstar! In Folge ihrer
jüngsten Kollaboration "Into Your Arms" (knapp 6 Mio. Plays) mit dem
Chart-toppenden Rapper Witt Lowry, enthüllte die in Los Angeles
beheimatete Sängerin mit albanischen Wurzeln vor Kurzem ihre mit
Spannung erwartete neue Single "Sweet But Psycho" - hier [5] im
provokativen offiziellen Musikvideo.

Produziert vom Grammy-nominierten Superproducer Cirkut (The Weeknd,
Katy Perry, Rihanna) und geschrieben gemeinsam mit Madison Love
(Camila Cabello, Halsey) orientiert sich die neue Single klar am
Dancefloor.

Ava Max versieht ihre Pop-Hymnen mit einer dringend benötigten Dosis
feurigem, weiblichen Empowerment, unterstützt durch ihre gewaltige
Stimme und beindruckende Stilsicherheit.


YOUNG THE GIANT

Sie werden als eine der interessantesten Indie-Bands unserer Tage
gehandelt: Am 12.10. veröffentlichen Young The Giant ihr neues,
insgesamt viertes Album "Mirror Master", den Nachfolger ihres hoch
gelobten 2016er Longplayers "Home Of The Strange".

Im Juli schon schickte die Band den ersten Vorab-Track "Simplify" ins
Rennen und legte am 24.08. mit einem weiteren schmackhaften
Album-Vorboten nach: "Superposition" erscheint in Begleitung eines
leuchtenden Musikvideos. [6]

Zum Konzept des kommenden 12 Tracks starken Albums sagte Frontmann
Sameer Gadhia kürzlich: "Das Bild, das zurückgeworfen wird [wenn
wir in den Spiegel schauen], ist nur eine Illusion. [...] Dabei
bestimmen nur wir selbst, was als Nächstes kommt."


PRINCE

Diesen Freitag erscheint das neue, 35 Minuten lange Prince-Album
"Piano & A Microphone 1983" mit neun bisher unveröffentlichten Tracks
und Demos, aufgenommen im Heimstudio des 2016 verstorbenen Künstlers.

Die Aufnahmen stammen aus einer privat am Piano eingespielten Session
von Prince und gestatten einen seltenen, intimen Einblick in seinen
kreativen Prozess, während er an Songs wie "17 Days" oder "Purple
Rain" arbeitete und noch bevor er zum Weltstar wurde.

Kurz zuvor gibt es hier [7] schon den Titel "Mary Don't You Weep" zu
hören, der neben "Wednesday" und "Cold Coffee & Cocaine" einer der
drei bislang unveröffentlichten Songs des Werks ist. "Piano & A
Microphone 1983" erscheint als CD und LP sowie als Deluxe-Box mit CD,
LP und erweitertem Booklet.


TWO YEAR VACATION

"Just go / I'm better off alone", singen Two Year Vacation in
ihrer am Freitag erschienenen neuen Single und haben allen Grund
dazu. "Better Off Alone" handelt nämlich von einer Beziehung mit
einem Gegenüber, das sich weigert einen zu akzeptieren, wie man ist -
hier [8] im offiziellen Musikvideo.

Mit "Better Off Alone" feiert die vierköpfige Band um Frontmann Anton
Tuvesson ihr Majorlabel-Debüt und gibt einen würdigen Einstand, der
"wie das kitschige Disco-Cover eines Nirvana Songs klingt. Auf
eine gute Weise", fügt Keyboarder Max Hessman hinzu.

Two Year Vacation machen Indie-Pop mit hochgradig ansteckenden
Melodien. Am kommenden Freitag (21.09. - 14:35 Uhr - Bahnhof Pauli)
performen sie live beim Reeperbahnfestival in Hamburg.


CLARA MAE

Über 140 Mio. Streams generierte die schwedische Pop-Sensation mit
dem von ihr co-geschriebenen KREAM-Hit "Taped Up Heart" und
kollaborierte als Songwriterin bereits mit Ausnahmekünstlern wie
David Guetta oder Tiesto. Diesen Freitag veröffentlicht Clara Mae nun
ihre Debüt-EP "Sorry For Writing All The Songs About You".

"Die sechs zutiefst persönlichen Titel auf der EP stehen für die
Stadien einer äußerst turbulenten Beziehung", verrät sie. Neben dem
zuletzt veröffentlichten Song "Rooftop", [9] enthüllte sie
kürzlich noch den Titel "Us", der von der verliebten Anfangszeit
handelt - hier [10] zu hören.

Außerdem umfasst die EP die beiden Durchbruchs-Singles "I'm Not Her"
und "I Forgot", die gemeinsam über 50 Mio. Streams zählen.


WARNER MUSIC ON STAGE - TEN TONNES

Der 21-jährige Brite Ten Tonnes schlägt in seiner Heimat bereits
große Wellen. "Expect big things", titelte The Sun über den
Newcomer, der mit seiner aktuellen Single "G.I.V.E." [11] bereits
sein Gespür für melodische Hymnen und einprägsame Hooks unter Beweis
stellte.

Nach umjubelten UK-Festival-Auftritten im Sommer, geht es für ihn im
Oktober und November nun als Support seines bekannten Bruders George
Ezra auf Tour durch Europa sowie im UK.

Auch hierzulande sind die Geschwister live zu erleben und zwar an
folgenden Terminen:

11.10. Frankfurt, Jahrhunderthalle

12.10. Leipzig, Haus Auensee

13.10. Hamburg, Sporthalle

19.10. Berlin, Verti Music Hall

23.10. Wien (AT), Halle Gasometer

24.10. München, Tonhalle

27.10. Basel (CH), Baloise Session

28.10. Köln, Palladium
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Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital


	
ARTIST

Bhad Bhabie

Mahalia

Chicago

Chicago

MC5

OST/Howard Shore

Ramones

Prince

Suede

Slash

Josh Groban

NONONO

Maruv

Rhys

Phil Collins

Pink Floyd

Aretha Franklin

Cher

Tom Petty

Against The Current

Max Frost

Roxette

Roxette

Coheed and Cambria

Twenty One Pilots

Lindsey Buckingham

Morgan Evans

Fleetwood Mac

Fleetwood Mac

Basement

David Bowie

Jess Glynne

KLAN

Whitesnake

Disturbed

The Greatest Showman

Rüfüs Du Sol

Thomas Anders

Mac Miller

Matt Corby

Muse

ZAZ

Boyzone

NEEDTOBREATHE

Tom Petty

Cher

Rudimental


	
TITEL

15 (Mixtape)

Seasons

Chicago II - Live On Soundstage (Box & CD)

Chicago II Collector's Edition (Box)

Total Assault: 50th Anniversary Collection

Lord Of The Rings: The Return Of The Kind - The Complete Recordings (LP Box & CD+BR Audio Box)

Road To Ruin (40th Anniversary Deluxe Edition)

Piano & A Microphone 1983 (CD & Vinyl)

The Blue Hour

Living The Dream

Bridges

Undertones

Black Water

Stages

Plays Well With Others (CD)

A Foot In The Door - The Best Of Pink Floyd (Vinyl)

The Atlantic Singles Collection 1967 - 1970 (Vinyl & CD)

Dancing Queen

An American Treasure

Past Lives

Gold Rush

Roxette DVD Boxette

Look Sharp! 30th Anniversary Edition (Box, Vinyl, CD)

The Unheavenly Creatures

Trench

Solo Anthology: The Best Of Lindsey Buckingham (1CD, 3CD)

Things That We Drink To

Say You Will (Vinyl)

The Dance (Vinyl)

Beside Myself

Loving The Alien (1983-1988) (CD & Vinyl)

Always Inbetween

Wann hast du Zeit?

Unzipped (1CD, 2CD, CD+DVD, LP)

Evolution

Sing-A-Long

Solace

Ewig mit Dir

Swimming (Vinyl)

Rainbow Valley

Simulation Theory

Effet miroir

Thank You & Goodnight

Acoustic Live Vol. 1

An American Treasure (Vinyl)

Dancing Queen (Vinyl)

Toast To Our Differences









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=15cde3efe92e21de933dfba805483b7c91722acbcb6267b4edd8b28f881bfc9ea585a122eeaaf3db238c3ac4d7914395

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=0f3cea94fbbcdb0753e5d8abef4392df8164d4a7b318e130a7cdf3157e1cd8d60b16b077441d22428f66316fd4f33e78

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=0f3cea94fbbcdb074f66598608e2350313f071189f3502433af9d95025cc6d65b9508e6d4fe5a9ab5b5c13661f528703

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=0f3cea94fbbcdb07e101a6f7cbc87dd78170ee09219b918cadba4e4ea52403685a74d7d6cd482ccf180d469132b87062

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=0f3cea94fbbcdb078fef6800b67c9d164a324d63728c345d63cf9e5b5349dc4a8fc1d67f91ef4fd47dab4948a6960c7f

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=0f3cea94fbbcdb07085f78880a742dc1fff742af8a8b795c040bb37905710c1e211b6d7fd272c16df0ccfc0713ab71fe

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=0f3cea94fbbcdb07bde8e9cf75789fa2bc782355ccec76d387109d4298c95bd42773212c84f6268041d3708c0b0edae6

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=0f3cea94fbbcdb070112d7532e480fcd65ff35483657770f3eed52b69e21b47a265103683a8f03d3f287b6edeeb7f42f

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=78e4b4be5c75c142736ec97adc21f470a48c8ff92f7908ee7cffc26036e054f51c662d5ff2bc858c7dc9abc09d58cce0

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=78e4b4be5c75c142e31f42639e51d9ed809498e77111cab82f31225f217147ad96d67d9f6e595f6817f701ee30fb8697

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=78e4b4be5c75c1425f9a6be8c3e0ab21ccd65a395c42ebf2dc23d3f4938123c1385815b1f94b0fc5cd59a0bfc10359d5

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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FOLKLORE/1381: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Moorea Masa: "Shine A Light" - R&B und Soul aus Portland, 7.11.2018


Kulturcafé Komm du - November 2018

Moorea Masa (solo): "Shine A Light" | R&B und Soul aus Portland

Konzert am Mittwoch, den 7. November 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum R&B und Soul-Konzert mit Moorea Masa am Mittwoch, den 7.11.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der Sängerin aus Portland - Foto: © by Moorea Masa]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Mittwoch, den 07.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Moorea Masa: "Shine A Light" 

R&B und Soul aus Portland

Ihre Stimme ist seidig und klar, ihr Gesang geprägt durch den
gekonnten Wechsel zwischen Kraft und Zurückhaltung. Die Musik der
25-jährigen Musikerin Moorea Masa aus Portland (USA) ist
stark vom R&B beeinflußt. Doch auch Folk- und Popelemente sind zu
finden, ohne dass sich die Musik in eine bestimmte Schublade
einordnen ließe. Mit ihrem frisch erschienenen Debütalbum "Shine A
Light", das im Oktober 2018 nun auch in Europa veröffentlicht wird,
im Gepäck tourt die junge Musikerin durch Europa und macht am
Mittwoch, den 7. November 2018 Station im "Komm du" in
Hamburg-Harburg.

Die Songs der CD "Shine A Light", die von Jeremy Most mitproduziert
wurde, tragen autobiografische Züge und beschäftigen sich mit Themen
wie Liebe, Verlust, versteckter Schmerz und wie es ist, eine Frau zu
sein. Auf Fragen zur neuen Single erklärt Masa: "'Shine A
Light' kommt aus der Tiefe einer manchmal schwierigen Kindheit und
möchte den Glauben daran ausdrücken, dass man das Leben hinterfragen
muss, denn sonst ist es nicht wert, gelebt zu werden. Ich habe
wirklich mein ganzes Herz in dieses Album gesteckt."


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die Musik der 25-jährigen Sängerin, Songwriterin und Gitarristin Moorea Masa aus Portland (USA) ist stark vom R&B beeinflußt - Foto: © by Moorea Masa]

Mit ihrem frisch erschienenen Debütalbum "Shine A Light" ist Moorea Masa aus Portland (USA) in Europa auf Tour

und macht am Mittwoch, den 7. November 2018 Station im "Komm du" in Hamburg-Harburg.

Foto: © by Moorea Masa




über die Musikerin Moorea Masa:

Lieder und Musik waren schon immer ein wichtiger Teil des Lebens für
Moorea Masa, die im Musik-Mekka Portland, Oregon, USA,
aufgewachsen ist. Als Tochter eines italienischen Einwanderers und
einer Afroamerikanerin macht diese Sängerin, Songwriterin und
Gitarristin schon so lange Musik wie sie denken kann. Bereits im
Alter von 15 Jahren hat sie sich in die Clubs der Stadt geschlichen,
um dort eine Chance zu ergattern, auf der Bühne zu stehen. Die
pulsierende Musikcommunity in Portland nahm das junge Talent deshalb
auch unter die Fittiche. Später verließ Masa Portland, um am
Liverpool Institute for Performing Arts in England zu studieren.
Dann hat sie einige Zeit als Aussteigerin in einer Höhle gewohnt und
die Flamencomusik in Granada, Spanien, aufgesogen. Als sie
schließlich nach Hause nach Portland zurückkehrte, hat sie ihre
Musikkarriere ernsthaft begonnen.

Aber sie schreibt und performt nicht nur ihr eigenes Material,
sondern hat auch zusammen mit El Vy und The Decemberists Musik
aufgenommen, mit Ural Thomas (der auch auf dem neuen Album
auftaucht) gesungen und war mit Allen Stone auf Tour. Als
Solokünstlerin wird sie unter anderem von Emily King, Corinne Bailey
Rae, The Motet und Nick Waterhouse in höchsten Tönen gelobt. Im Mai
2018 erschien ihr Debütalbum "Shine A Light", mit dem die 25-jährige
Musikerin nun in Europa auf Tour ist.


Weitere Informationen:

Moorea Masa - Homepage

http://www.mooreamasa.com/

Moorea Masa bei Facebook

https://www.facebook.com/MooreaMasaMusic/


Zum Reinhören & Anschauen:

Moorea Masa & The Mood- I Can't Tell (Official Music Video)

https://www.youtube.com/watch?v=XQUmUSt0acA

Moorea Masa and the Mood - Conversation

https://www.youtube.com/watch?v=4YkxBEq0wBY

Ever Moving - Moorea Masa & The Mood

https://www.youtube.com/watch?v=RmFpWYbVPzM




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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JAZZ/2162: Raesfeld - "Les Animaux du Jazz" am 28. September 2018


"Les Animaux du Jazz" gastieren in "Adelheids Spargelhaus"

Niederländische Jazz-Band tritt am 28. September in Raesfeld-Erle auf

Konzert des Kulturkreises Schloss Raesfeld



Kreis Borken/Raesfeld. Die Konzertsaison des Kulturkreises Schloss
Raesfeld hat wieder begonnen. Am Freitag, 28. September, findet
bereits das nächste Konzert statt: Ab 19 Uhr treten im alten
Schankraum des traditionell westfälischen Restaurants "Adelheids
Spargelhaus" in Raesfeld-Erle, Rhader Straße 69, "Les Animaux du Jazz"
auf. Die Swing-Band besteht aus Hans Verheul (Klarinette und Saxofon),
Toon Segers (Kontrabas), Friso von Terwisga (Banjo und Gitarre) sowie
Frans van Wasbeek (Flügelhorn, Kornett, Trompete und Gesang), allesamt
Top-Musiker aus den Niederlanden.

Die Musikgruppe "Les Animaux du Jazz" gibt es seit dem Jahr 2000 und
ist ein gern gesehenes Ensemble in Jazzclubs, auf Festivals und bei
anderen kulturellen Veranstaltungen im In- und Ausland. Alle
Mitglieder kommen aus bekannten Jazz-Bands in den Niederlanden. Mit
großem Engagement liefern die vier Musiker ein sehr
abwechslungsreiches Repertoire. Dazu gehört unter anderem Blues,
Boogie Woogie, Chicago-Style, Close-Harmony-Singing, Mainstream und
Swing. Durch die interessant arrangierten "Jazz-Standards" und die
hochwertige musikalische Qualität der Mitglieder hat die Band ihren
eigenen, besonders charakteristischen "Sound" entwickelt.

Der Eintritt für das Konzert in "Adelheids Spargelhaus" kostet für
Besucherinnen und Besucher, die nicht Mitglied des Kulturkreises
Schloss Raesfeld sind, 17 Euro, für Schüler und Studenten 11,50 Euro.
Die Karten für das Konzert sowie das Programmheft der Saison 2018/2019
können in der Geschäftsstelle des Kulturkreises Schloss Raesfeld unter
Tel. 02564-9899110 oder per E-Mail an kulturkreis@kreis-borken.de
bestellt werden. Ab 18 Uhr gibt es zudem eine Abendkasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KLASSIK/10128: Mönchengladbach - Werke von Beethoven, Chopin und Popper am 9.11.


Werke von Beethoven, Chopin und David Popper 

Reihe "Schloss- und Zykluskonzerte der Stadt Mönchengladbach 2018/19"



Im Rittersaal von Schloss Rheydt findet am 9. November ab 20.00 Uhr
das 2. Schlosskonzert statt. Es stehen Werke von Beethoven, Chopin und
David Popper mit dem international für seine große Ausdruckspalette
und seinen kraftvollen und nuancenreichen Ton gerühmten Cellisten
Alexander Hülshoff und der in Polen geborenen und heute an der
Hochschule Düsseldorf wirkenden Pianistin Joanna Przybylska auf dem
Programm.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 12. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KLASSIK/10127: Lippstadt - Werke von Mozart und andere mit dem Monet Quintett, 7.10.


Das Monet Quintett präsentiert ein klangfarbenreiches Bläserkonzert

Inspiriert von Claudes Monets schillernden Gemälden



Lippstadt. Von den Gemälden Claudes Monets ließen sich fünf junge
Musiker inspirieren, den Namen des Impressionisten im eigenen Namen zu
führen. Vor fünf Jahren schlossen sich Anissa Baniahmad (Querflöte),
Johanna Stier (Oboe), Nemorino Scheliga (Klarinette), Marc Gruber
(Horn) und Theo Plath (Fagott), damals noch Mitglieder des
Bundesjugendorchesters, zu einem festen Ensemble zusammen. Gemeinsam
verfolgen sie seitdem das Ziel, Monets auf Leinwand gebannte
Lichtstimmungen ein musikalisches Pendant zu verschaffen.

Am Sonntag, den 7. Oktober lädt das Bläserquintett zu einer
Ausstellung klangfarbenreicher Tableaus aus unterschiedlichen Epochen.
Zu hören sein werden Wolfgang A. Mozarts Ouvertüre "Die Zauberflöte"
(Arrangement von Mordechai Rechtman), Anton Reichas Quintett D-Dur,
op. 91/3, Gustav Holst As-Dur Quintett sowie das Quintett Nr. 1 von
Jean Francaix.

Das Konzert beginnt um 18 Uhr in der Jakobikirche. Karten sind in der
Kulturinformation im Rathaus, Tel.: 0 29 41 / 5 85 11, und an der
Abendkasse erhältlich.

Termin: Sonntag, 7. Oktober 2018, 18 Uhr

Ort: Jakobikirche Lippstadt

Preis: Euro 20,- / 18,-, ermäßigt 10,- / 9,-

Veranstalter: Städtischer Musikverein Lippstadt e.V.

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de,
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 20. September 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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POP-ROCK/5299: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Soltoros ... Flamenco-Rock, verträumte Balladen und jazzige Chansons am 9.11.2018


Kulturcafé Komm du - November 2018

SOLTOROS | Flamenco-Rock 

Melancholisch-verträumte Baladen, Rocksongs, jazzige Chansons und spanische Rhythmen

Konzert am Freitag, den 9. November 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du




[image: Plakat zum Flamenco-Rock Konzert mit den Soltoros am Freitag, den 9.11.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der Band - Foto: © by Jens Butz]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 09.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Soltoros 

Rock, verträumte Balladen, jazzige Chansons und spanische Rhythmen 

Musik mit spanischem Touch und ansteckender Lebensfreude spielen
Peggy "Sol" Sunday und Torsten "El Toro" Ziemann (beide Gesang und
Gitarre). Die Künstler verbindet der Spaß an ihrer großen
Leidenschaft, der Musik, den sie durch Coverversionen mit
komödiantischen deutschen Texten unterstreichen. Die Soltoros
mischen verträumte Balladen, jazzige Chansons und internationalen
Rock und Pop mit selbstkomponierten Liedern in Englisch, Deutsch,
Spanisch und Französisch zu einem eigenen Klangkosmos, den sie
scherzhaft "FlamenKO-Rock" nennen. Man kann dazu auch tanzen!


Zum Reinhören & Anschauen:

SOLTOROS "Ich möchte einfach nur singen" 

https://www.youtube.com/watch?v=jPVf90r7-rQ

SOLTOROS "VORÜBER" 

https://www.youtube.com/watch?v=oG358xby-DM


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr. 

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die Soltoros bei einem Auftritt - Foto: © by Jens Butz]

Die SOLTOROS nennen ihre Musik "FlamenKO-Rock, der vom Herzen und aus dem Bauch kommt."

Foto: © by Jens Butz




Über die Soltoros:

Die SOLTOROS wurden 2012 von Peggy Sonntag "SOL" und Torsten
Ziemann "El Toro" als Duo gegründet. Sie spielen eine spannende
Mixtur aus traditionellen Songs mit Blues- und Jazz-Elementen, Rock
und Pop-Klassikern sowie eigene Songs in deutscher, englischer und
spanischer Sprache. Ihre Musik nennen sie "Flamenco-Rock". 

"El Toro" wurde beeinflußt von Künstlern wie Lou Reed, J. Cocker, L.
Cohen, Willi DeVille, was in den eigenen Songs erkennbar ist. In
diversen Rockbands hat Torsten Ziemann mit seiner markanten,
tiefen Stimme seiner Kreativität als Songwriter, Gitarrist und als
Sänger Ausdruck verliehen. Seine Ausbildung an der Klassischen
Gitarre ermöglicht es ihm, dieses Können auch im Rockbereich
einzusetzen und dadurch den einzigartigen Sound der SOLTOROS
zu erzeugen.

Bei Peggy "Sol" Sonntag kann man die Einflüsse von Edit Piaf,
Mercedes Sosa, Vaya con Dios sowie J. Joplin heraushören. Auch sie
hat zahlreiche Erfahrungen mit anderen Bands. Sie bringt viele
Einflüsse aus dem Ausland mit und bereichert die Musik mit Ihrer
einzigartigen, prägnanten Stimme. 


Weitere Informationen:

Soltoros - Homepage

http://www.soltoros.de

SOLTOROS @ Vertigo Weiße Pferde (deutsch/spanisch) cover

https://www.youtube.com/watch?v=N7w4ZfGai98




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5298: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Moorea Masa: "Shine A Light" - R&B und Soul aus Portland, 7.11.2018


Kulturcafé Komm du - November 2018

Moorea Masa (solo): "Shine A Light" | R&B und Soul aus Portland

Konzert am Mittwoch, den 7. November 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum R&B und Soul-Konzert mit Moorea Masa am Mittwoch, den 7.11.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der Sängerin aus Portland - Foto: © by Moorea Masa]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Mittwoch, den 07.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Moorea Masa: "Shine A Light" 

R&B und Soul aus Portland

Ihre Stimme ist seidig und klar, ihr Gesang geprägt durch den
gekonnten Wechsel zwischen Kraft und Zurückhaltung. Die Musik der
25-jährigen Musikerin Moorea Masa aus Portland (USA) ist
stark vom R&B beeinflußt. Doch auch Folk- und Popelemente sind zu
finden, ohne dass sich die Musik in eine bestimmte Schublade
einordnen ließe. Mit ihrem frisch erschienenen Debütalbum "Shine A
Light", das im Oktober 2018 nun auch in Europa veröffentlicht wird,
im Gepäck tourt die junge Musikerin durch Europa und macht am
Mittwoch, den 7. November 2018 Station im "Komm du" in
Hamburg-Harburg.

Die Songs der CD "Shine A Light", die von Jeremy Most mitproduziert
wurde, tragen autobiografische Züge und beschäftigen sich mit Themen
wie Liebe, Verlust, versteckter Schmerz und wie es ist, eine Frau zu
sein. Auf Fragen zur neuen Single erklärt Masa: "'Shine A
Light' kommt aus der Tiefe einer manchmal schwierigen Kindheit und
möchte den Glauben daran ausdrücken, dass man das Leben hinterfragen
muss, denn sonst ist es nicht wert, gelebt zu werden. Ich habe
wirklich mein ganzes Herz in dieses Album gesteckt."


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die Musik der 25-jährigen Sängerin, Songwriterin und Gitarristin Moorea Masa aus Portland (USA) ist stark vom R&B beeinflußt - Foto: © by Moorea Masa]

Mit ihrem frisch erschienenen Debütalbum "Shine A Light" ist Moorea Masa aus Portland (USA) in Europa auf Tour

und macht am Mittwoch, den 7. November 2018 Station im "Komm du" in Hamburg-Harburg.

Foto: © by Moorea Masa




über die Musikerin Moorea Masa:

Lieder und Musik waren schon immer ein wichtiger Teil des Lebens für
Moorea Masa, die im Musik-Mekka Portland, Oregon, USA,
aufgewachsen ist. Als Tochter eines italienischen Einwanderers und
einer Afroamerikanerin macht diese Sängerin, Songwriterin und
Gitarristin schon so lange Musik wie sie denken kann. Bereits im
Alter von 15 Jahren hat sie sich in die Clubs der Stadt geschlichen,
um dort eine Chance zu ergattern, auf der Bühne zu stehen. Die
pulsierende Musikcommunity in Portland nahm das junge Talent deshalb
auch unter die Fittiche. Später verließ Masa Portland, um am
Liverpool Institute for Performing Arts in England zu studieren.
Dann hat sie einige Zeit als Aussteigerin in einer Höhle gewohnt und
die Flamencomusik in Granada, Spanien, aufgesogen. Als sie
schließlich nach Hause nach Portland zurückkehrte, hat sie ihre
Musikkarriere ernsthaft begonnen.

Aber sie schreibt und performt nicht nur ihr eigenes Material,
sondern hat auch zusammen mit El Vy und The Decemberists Musik
aufgenommen, mit Ural Thomas (der auch auf dem neuen Album
auftaucht) gesungen und war mit Allen Stone auf Tour. Als
Solokünstlerin wird sie unter anderem von Emily King, Corinne Bailey
Rae, The Motet und Nick Waterhouse in höchsten Tönen gelobt. Im Mai
2018 erschien ihr Debütalbum "Shine A Light", mit dem die 25-jährige
Musikerin nun in Europa auf Tour ist.


Weitere Informationen:

Moorea Masa - Homepage

http://www.mooreamasa.com/

Moorea Masa bei Facebook

https://www.facebook.com/MooreaMasaMusic/


Zum Reinhören & Anschauen:

Moorea Masa & The Mood- I Can't Tell (Official Music Video)

https://www.youtube.com/watch?v=XQUmUSt0acA

Moorea Masa and the Mood - Conversation

https://www.youtube.com/watch?v=4YkxBEq0wBY

Ever Moving - Moorea Masa & The Mood

https://www.youtube.com/watch?v=RmFpWYbVPzM




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8830: Aus aller Welt - 20.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Japans Ministerpräsident Abe gewinnt Wahl um Parteivorsitz

Japans Regierungschef Shinzo Abe ist als Vorsitzender seiner
regierenden Liberaldemokratischen Partei LDP wiedergewählt worden.
Wie aus einem Bericht der Japan Times hervorgeht, erhielt Abe bei der
Abstimmung am Donnerstag 553 Stimmen, sein parteiinterner
Herausforderer, der ehemalige Verteidigungsminister Shigeru Ishiba,
konnte 254 Stimmen auf sich vereinen. Damit dürfte der seit 2012
regierende Konservative Abe bis zum Ende der Legislaturperiode 2021
Ministerpräsident bleiben. Das wäre ein neuer Amtszeitrekord in
Japan. Nach seiner Wiederwahl teilte Abe mit, daß er die angestrebte
Überarbeitung der pazifistischen Verfassung vorantreiben werde. Sie
soll den japanischen Streitkräften mehr Handlungsspielraum geben.

20. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8830: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Autofahrer muß wegen versuchten Mordes 13 Jahre ins Gefängnis

Das Berliner Landgericht verurteilte einen Autofahrer, der auf der
Flucht vor der Polizei im September vergangenen Jahres eine Mutter
und ihr fünfjähriges Kind angefahren und lebensgefährlich verletzte,
wegen versuchten Mordes zu einer Freiheitsstrafe von 13 Jahren. Der
34jährige wurde außerdem wegen Fahrens ohne Führerschein,
Unfallflucht und Widerstands gegen Beamte verurteilt. Das Gericht
betonte, daß der Angeklagte lediglich wegen der unzweifelhaft
genossenen Drogen keine lebenslange Haftstrafe verbüßen müsse.

20. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8827: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Hisbollah-Miliz will in Syrien bleiben

Auch nach den Vereinbarungen zwischen Rußland und der Türkei zur Lage
im syrischen Idlib will die libanesische Hisbollah-Miliz, die
Präsident Baschar al Assad unterstützt, in Syrien bleiben. Die
Präsenz der Miliz in Syrien sei notwendig und mit der syrischen
Führung abgesprochen, sagte Hisbollah-Generalsekretär Hassan
Nasrallah in einer Fernsehansprache. Wenige Tage zuvor hatten sich
Rußlands Präsident Wladimir Putin und der türkische Staatschef Recep
Tayyip Erdogan bei einem Treffen in der russischen Schwarzmeerstadt
Sotschi darauf verständigt, bis zum 15. Oktober eine
entmilitarisierte Zone an der Berührungslinie zwischen den syrischen
Regierungstruppen und der bewaffneten Opposition in der nordsyrischen
Provinz Idlib zu schaffen.

20. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8829: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Koalitionskompromiß zu Maaßen stößt in der SPD auf Widerstand

In der SPD wächst die Kritik an der Beförderung des ehemaligen
Verfassungsschutzpräsidenten Hans-Georg Maaßen zum Staatssekretär. In
der parteiinternen Debatte gerät auch SPD-Chefin Andrea Nahles
zunehmend unter Druck. Sie versucht ihre umstrittene Zustimmung zu
Maaßens Versetzung ins Innenministerium damit zu rechtfertigen, daß
in dem Streit mit CSU-Chef Horst Seehofer das Regierungsbündnis auf
dem Spiel gestanden habe. Die bayerische SPD fordert, daß die
SPD-Mitglieder im Kabinett gegen Maaßens Ernennung stimmen sollen.

20. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8828: Tragisches und Kurioses - 20.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Niedriger Luftdruck löste Nasen- und Ohrenbluten bei Fluggästen aus

Die Passagiere einer Boeing-Maschine der indischen Fluggesellschaft
Jet Airways mußten auf dem Flug von Mumbai nach Jaipur schmerzhafte
Erfahrungen machen. Die Cockbesatzung hatte vergessen, das
Kabinendrucksystem einzuschalten, das den Druck im Inneren eines
Flugzeugs auf ein komfortables Niveau hält. Das führte dazu, daß
mindestens 30 der 166 Passagiere an Bord aus den Nasen und Ohren zu
bluten begannen. Die Maschine kehrte 45 Minuten nach dem Start nach
Mumbai zurück, wo die betroffenen Passagiere medizinisch versorgt
wurden. Die Crew wurde für die Dauer der Untersuchung des Vorfalls
suspendiert.

20. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7913: Aus Forschung und Technik - 20.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Aktive Eisvulkane auf Ceres entdeckt

In den Bilddaten der NASA-Raumsonde Dawn haben
Planetenwissenschaftler der University of Arizona und des California
Institute of Technology 22 Erhebungen auf der Oberfläche des
Zwergplaneten Ceres gefunden, die durch kryovulkanische Aktivitäten
entstanden sind. Wie die Forscher im Fachjournal Nature Astronomy
berichten, sprudelt langsam Wasser und Eis aus dem Planeteninnern an
die minus 100 Grad Celsius kalte Oberfläche hervor und trägt zur
Formbildung des Himmelskörpers bei. Der Grund für den Eis- oder
Kryovulkanismus auf Ceres bleibt indes weiterhin ungeklärt.

20. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7926: Aus aller Welt - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Maroder Beton bei belgischen Atommeilern Tihange 2 und Doel 4

Beton von Nebengebäuden der belgischen Atommeiler Tihange 2 und Doel
4 ist marode, wie die belgische Atomaufsicht (FANC) meldete. Im Juli
waren ähnliche Probleme bei Doel 3 und Tihange 3 festgestellt worden.
Doel 3 konnte unterdessen repariert werden. Auch aktuell hieß es,
eine Gefahr für Umwelt und Bevölkerung bestehe nicht. Die Aachener
Zeitung (Mittwochausgabe) erfuhr von einer FANC-Sprecherin, daß
Tihange 2 und Doel 4 wegen stattfindender Analysen heruntergefahren
sind. Sobald die Analysen vorliegen, will man zusammen mit dem
AKW-Betreiber Engie-Electrabel entscheiden, ob und welche Reparaturen
durchgeführt werden sollen.

20. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7885: Medizin und Gesundheitswesen - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Kliniken ohne Entbindungsstation

Die Spezialisierung der Gesundheitsversorgung schreitet immer weiter
voran. So berichtete das Deutsche Ärzteblatt, daß immer weniger
Krankenhäuser in Deutschland Entbindungen durchführen. War 2016 noch
in 35,4 Prozent der Kliniken entbunden worden, sank der Anteil im
Jahr darauf auf 34,6 Prozent. Insgesamt entbanden im vergangenen Jahr
762.343 Frauen 777.820 Kinder im Krankenhaus. Der Anteil der
lebend geborenen Kinder betrug in 99,7 Prozent. Stabil blieb bei den
Krankenhausentbindungen auch die Zahl der Kaiserschnitte. Sie lag bei
30,5 Prozent.

20. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7914: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Anschlag auf türkischen Bildungsverein in Neukölln

Auf einen türkischen Bildungsverein im Berliner Stadtteil Neukölln
ist in der Nacht auf Donnerstag offenbar ein Brandanschlag verübt
worden. Verletzt wurde niemand. Landeskriminalamt und Staatsschutz
nahmen Ermittlungen auf. Polizeiangaben zufolge war das Gebäude mit
Pflastersteinen und zwei Brandsätzen beworfen worden. Einer traf die
Eingangstür, deren Rahmen beschädigt wurde. Auf den Gehsteig war ein
Schriftzug mit Bezug zu Afrin gesprüht worden. Die mehrheitlich von
Kurden bewohnte syrische Stadt ist von türkischen Truppen besetzt.
Ein Passant hatte in der Nacht die Feuerwehr und die Polizei
verständigt. Vor deren Eintreffen konnten die Flammen gelöscht
werden.

20. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7837: Sprache, Kunst und Medium - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Letzte Ausgabe des Fischer-Weltalmanachs erschienen

Bereits im März hatte der S. Fischer Verlag bekanntgegeben, daß die
60. Ausgabe seines jährlich erscheinenden Weltalmanachs im September
die letzte sein wird, die in den Handel kommt. So beliebt dieses 1959
zum ersten Mal erschienene globale Nachschlagewerk auch ist, gegen die
heutigen Recherchemöglichkeiten im Internet, die ständig auf dem
aktuellen Stand gehalten werden und zumeist gratis zur Verfügung
stehen, können Druckausgaben nicht bestehen.

Dabei hätte eine solche Sammlung von Daten und Fakten für
historische Recherchen große Vorzüge. Aber dafür wird niemand Kosten
und Mühe aufbringen.

20. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7904: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Fünfzehnjähriger am Gaza-Zaun erschossen

Israelische Soldaten haben am Mittwoch einen 15jährigen Jungen
erschossen, der an einer Demonstration an der Zaunanlage um den
Gazastreifen beteiligt war. Das gab das Gesundheitsministerium in
Gaza bekannt. Am Vortag waren an der Sperranlage 30 Teilnehmer eines
Protestmarsches angeschossen worden. Außerdem seien zwei
Palästinenser am selben Tag an der Grenze erschossen worden,
verlautete aus Ramallah. Ein dritter Mann wurde in Jerusalem getötet,
nachdem er einen jüdischen Israeli angegriffen hatte. Israelische
Behörden hatten zum Feiertag Jom Kippur am Mittwoch das
Westjordanland und den Gazastreifen abgeriegelt. Palästinenser
konnten die besetzten Gebiete drei Tage lang nur in Ausnahmen und
Notfällen verlassen.

20. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7918: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Sicherheitsrat genehmigt Waffenlieferungen in Nahost-Krisengebiete

Bundeswirtschaftsminister Altmaier hat am Mittwoch den
Wirtschaftsausschuß des Bundestages über abschließende
Genehmigungsentscheidungen des Bundessicherheitsrates und des
Vorbereitenden Ausschusses zu Kriegswaffenlieferungen unter anderem
an Ägypten, Saudi-Arabien und Katar informiert. Von dem Schreiben
hatte zuerst das Redaktionsnetzwerk Deutschland berichtet.

Saudi-Arabien soll vier mobile Artillerie-Ortungssysteme bekommen.
Katar können 170 Gefechtsköpfe und Triebwerke für Luft-Luft-Raketen
vom Typ Meteor geliefert werden. Ägypten erhält sieben
Luftverteidigungssysteme und Jordanien 385 tragbare
Panzerabwehrwaffen.

Katar, Ägypten und Jordanien intervenieren neben anderen arabischen
Staaten unter Führung Riads und mit logistischer Unterstützung der
USA, Großbritanniens und Frankreichs seit 2015 im Bürgerkrieg im
Jemen. Der Krieg hat zur aktuell schlimmsten humanitären Katastrophe
auf der Welt geführt.

Union und SPD haben in ihrem Koalitionsvertrag Waffenlieferungen an
die Staaten der Allianz ausgeschlossen. Ausnahmen wurden für
bestehende Ausfuhrgenehmigungen gemacht, insofern garantiert werden
konnte, daß das Kriegsgerät im Bestimmungsland blieb.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7887: Tragisches und Kurioses - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Motorisierte Oldtimer erfreuen sich wachsender Beliebtheit

Oldtimer werden in Deutschland immer beliebter. In den vergangenen
zehn Jahren haben sich die Anmeldungen alter Autos deutlich mehr als
verdoppelt. Heute gibt es laut einer Studie der Beratungsgesellschaft
BBE Automotive in Deutschland knapp 900.000 über 30 Jahre alte
Fahrzeuge, davon sind etwa 675.000 zugelassen; weitere 220.000 sind
untergestellt oder werden instandgesetzt.

Wie Spiegel Online berichtete, lassen sich die Bundesbürger dieses
Hobby pro Jahr rund 2,5 Milliarden Euro kosten, die für Reparaturen,
Restaurierung und Wartung aufgebracht werden. Wenn man Versicherungen,
Reisen, Garagen und andere Zusatzausgaben mit einbezieht, seien es
fast 5 Milliarden Euro, erklärt Gerd Heinemann, BBE-Geschäftsführer
und Autor der Studie.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7915: Arbeit, Soziales und Familie - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Mehr als 500.000 Unterschriften gegen Rodung im Hambacher Forst

Die Umweltschutzorganisationen BUND, Campact und Greenpeace haben im
Internet über 500.000 Unterschriften für den Erhalt des Hambacher
Forstes gesammelt und am Donnerstag vor dem Landtag in Düsseldorf
Umweltministerin Heinen-Esser übergeben. Die CDU-Politikerin würdigte
die Aktion als beeindruckendes Zeichen. In Verballhornung des Namens
von Ministerpräsident Armin Laschet war die Aktion "Armin lasset"
genannt worden. Das bezog sich auf die geplante Rodung von rund der
Hälfte des am Hambacher Braunkohletagebau verbliebenen Waldbestandes.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7896: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel: Schweiz bald schneefrei

Was für die arktischen Meereisflächen gilt, wird auch nicht spurlos
an den schneebedeckten Bergen der Schweiz vorübergehen. Wie dpa
meldete, haben Berechnungen von Forschern der Universität von Genf
und der UN-Umweltdatenbank GRID ergeben, daß das Alpenland schon bald
schneefrei sein wird. Grundlage der Berechnungen war der rapide
Verlust an Schneeflächen in den vergangenen Jahrzehnten. Dies haben
Satellitendaten der letzten 22 Jahre gezeigt. Während die Gebiete mit
null bis 20 Prozent Schneefall-Wahrscheinlichkeit in der Zeit um 8
Prozentpunkte auf 44 Prozent gestiegen ist, gingen die Gebiete mit
"ewigem Schnee" - Schneefall-Wahrscheinlichkeit von 80 bis 100
Prozent - von 27 Prozent in den Jahren 1995 bis 2005 auf 23
Prozent in den Folgejahren bis 2017 zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7903: Märkte und Finanzen - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Rewe toleranter gegenüber Farb- und Formfehlern von Obst und Gemüse

Die genossenschaftliche Rewe Group hat für ihre Rewe- und
Penny-Märkte laut Mitteilung vom Donnerstag die Toleranzen im
konventionellen Obst- und Gemüsesortiment hinsichtlich Farb- und
Formfehlern bewußt erweitert. Die Äpfel, Möhren, Zwiebeln und
Kartoffeln sind in Geschmack und Qualität unverändert. Der
Lebensmittelhändler will mit der Aktion teilweise bis Anfang 2019
verhindern, daß die von der anhaltenden Trockenheit im Sommer
beeinträchtigte Saisonware in die industrielle Weiterverarbeitung
geht oder vernichtet wird. In den Kalenderwochen 39 bei Penny und 40
bei Rewe werden in vielen Märkten Äpfel mit kleinen Makeln in
Sonderverpackungsgrößen angeboten werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7919: Aus Forschung und Technik - 20.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Galaxy S10 soll Samsungs Negativtrend beenden

Erst in diesem Jahr brachte Samsung das Galaxy S9 heraus und pries es
als neues Topmodell an. Doch wenige Monate später ist es bereits auf
der Resterampe gelandet. Obgleich die Mehrzahl der Experten dem Gerät
eine hervorragende Qualität bescheinigen, scheint niemand das fraglos
nicht gerade billige Smartphone haben zu wollen. Das soll mit seinem
Nachfolger nicht geschehen. Offenbar hat das Unternehmen Samsung mit
dem Jubiläumssmartphone Galaxy S10 etwas Besonderes vor. Zwar soll es
nicht, wie erste Gerüchte behaupteten, faltbar sein - wahrscheinlich 
gibt es noch zu viele offene Frage zu dieser Technologie -, dafür soll 
der Fingerabdrucksensor im Display integriert sein, und das Gerät soll
laut androidpit.de über eine Tripplekamera verfügen. Des weiteren
sollen nach einer Aussage von Mobile-Boss DJ Koh Änderungen im Design
"sehr signifikant" ausfallen. Wie diese aussehen könnten, wollte er
aber nicht verraten.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





THEORIE/076: Fehlersuche in der Quantenwelt (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 19.09.2018

Fehlersuche in der Quantenwelt



Die Quantenmechanik ist eine experimentell bestens abgestützte Theorie.
Doch nun führt ein Gedankenexperiment von ETH-Physikern zu unerwarteten
Widersprüchen. Der Befund wirft grundsätzliche Fragen auf - und
polarisiert auch die Fachwelt.

Es gibt wohl keine andere wissenschaftliche Theorie, die derart gut
abgestützt ist wie die Quantenmechanik. Seit fast 100 Jahren wird sie
immer und immer wieder mit hoher Präzision experimentell bestätigt. Und
doch sind die Physiker nicht restlos glücklich. Denn die Quantenmechanik
beschreibt zwar sehr genau das Geschehen auf der mikroskopischen Ebene.
Doch bei grösseren Objekten stösst sie an ihre Grenzen - insbesondere wenn
es sich um Objekte handelt, bei denen die Gravitationskraft eine Rolle
spielt. So lässt sich etwa das Verhalten von Planeten mit der
Quantenmechanik nicht beschreiben. Das ist nach wie vor die Domäne der
allgemeinen Relativitätstheorie, die wiederum die Vorgänge im Kleinen
nicht richtig zu beschreiben vermag. Viele Physiker träumen denn auch
davon, die Quantenmechanik mit der Relativitätstheorie zu einem
schlüssigen Bild unserer Welt zu verknüpfen.

Hin zu grösseren Objekten

Doch wie lassen sich zwei Theorien miteinander verbinden, die zwar beide
in ihren Domänen die physikalischen Vorgänge sehr treffend beschreiben,
aber eben doch sehr unterschiedlich sind? Ein möglicher Weg ist,
quantenphysikalische Experimente mit immer grösseren Objekten
durchzuführen. Die Hoffnung dabei: Irgendwann tauchen Unstimmigkeiten auf,
die mögliche Lösungswege aufzeigen. Doch den Physikern sind dabei enge
Grenzen gesetzt. Das berühmte Doppelspaltexperiment etwa, mit dem gezeigt
werden kann, dass feste Partikel sich gleichzeitig wie Wellen verhalten,
lässt sich mit Alltagsgegenständen nicht durchführen.

Mit Gedankenexperimenten hingegen lassen sich die Grenzen zur
makroskopischen Welt überwinden. Genau das haben Renato Renner, Professor
für theoretische Physik, und seine ehemalige Doktorandin Daniela
Frauchiger nun in einer Publikation gemacht, die heute in der Zeitschrift
«Nature Communications» veröffentlicht wird. Salopp gesagt betrachten die
beiden in ihrem Gedankenexperiment einen hypothetischen Physiker, der ein
quantenmechanisches Objekt untersucht, und berechnen dann mit Hilfe der
Quantenmechanik, was der Physiker feststellen wird. Gemäss unserem heute
gültigen Weltbild sollte diese indirekte Betrachtung zum gleichen Resultat
führen wie die direkte Beobachtung. Doch die Berechnungen der beiden
zeigen, dass dies gerade nicht der Fall ist: Die Voraussage, was der
Physiker beobachten wird, ist gerade das Gegenteil dessen, was man direkt
messen würde - eine paradoxe Situation.

Keine einfachen Lösungen

Obwohl das Gedankenexperiment erst jetzt offiziell in einer
Wissenschaftszeitschrift publiziert wird, hat es in der Fachwelt bereits
für Gesprächsstoff gesorgt. Da sich der Publikationsprozess immer wieder
verzögerte, gibt es inzwischen bereits verschiedene andere Publikationen,
die sich mit den Befunden befassen - auch das eine paradoxe Situation, wie
Renner schmunzelnd anmerkt.

Die übliche erste Reaktion seiner Fachkollegen sei meistens, die
Berechnungen anzuzweifeln, berichtet Renner. Doch bisher ist es niemandem
gelungen, die Kalkulationen zu falsifizieren. Ein Gutachter räumte ein, er
hätte inzwischen fünf Mal erfolglos versucht, einen Fehler in den
Berechnungen zu finden. Andere Kollegen wiederum präsentierten konkrete
Erklärungen, wie das Paradox gelöst werden kann. Doch bei näherem Hinsehen
zeigte sich stets, dass es sich um Ad-hoc-Lösungen handelt, mit denen sich
das Problem nicht aus der Welt schaffen lässt.

Irritierende Schlussfolgerungen

Bemerkenswert findet Renner, dass das Thema offenbar polarisiert. Einige
Kollegen hätten auf seine Ergebnisse sehr emotional reagiert, stellt er
erstaunt fest. Das liegt wohl daran, dass die zwei naheliegenden
Schlussfolgerungen aus Renners und Frauchigers Befunden gleichermassen
irritierend sind. Die eine Erklärung ist, dass die Quantenmechanik
offensichtlich nicht wie bisher angenommen universell anwendbar ist und
demnach nicht auf grössere Objekte angewendet werden kann. Doch wie kann
es sein, dass eine Theorie, die experimentell immer wieder so deutlich
bestätigt wurde, inkonsistent ist? Die andere Erklärung lautet, dass es
offenbar nicht nur in der Politik, sondern auch in der Physik keine klaren
Fakten gibt und dass es neben dem, was wir für wahr halten, auch noch
andere Möglichkeiten gibt.

Mit beiden Interpretationen tut sich Renner schwer. Er ist vielmehr
überzeugt, dass sich das Paradox auf andere Weise lösen wird: «Wenn man in
der Geschichte zurückblickt, dann kam die Lösung in solchen Momenten oft
von unerwarteter Seite», erklärt er. So basiert beispielsweise die
allgemeine Relativitätstheorie, mit der Widersprüche in der Newtonschen
Physik aufgelöst werden konnten, auf der Einsicht, dass das damals noch
gängige Konzept der Zeit falsch war. «Unsere Aufgabe besteht nun darin zu
prüfen, ob wir bei unserem Gedankenexperiment nicht Annahmen getroffen
haben, die wir in dieser Form nicht hätten treffen dürfen», erklärt
Renner. «Wer weiss, vielleicht müssen wir sogar unsere Vorstellung von
Raum und Zeit nochmals revidieren.» Für Renner wäre das durchaus eine
reizvolle Option: «Nur wenn wir bisherige Theorien fundamental überdenken,
gelangen wir zu tieferen Einsichten, wie die Natur wirklich funktioniert.»


Originalpublikation:

Frauchiger D, Renner R:

Quantum theory cannot consistently describe the use of itself.

Nature Communications, 18. September 2018,

doi: 10.1038/s41467-018-05739-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





BEGEGNUNG/2269: Hanau - Thema "Pflege" beim Erzählcafé am 1. Oktober 2018


Thema Pflege beim Erzählcafé Nordwest 



Im Rahmen des Erzählcafés Nordwest findet am Montag, 1. Oktober 2018,
um 15 Uhr ein Vortrag des Altenberaters Stefan Schlett zum Thema
Pflege im Mehrgenerationenhaus Fallbach statt. Nach der Bewirtung mit
Kaffee und Kuchen erläutert Schlett das Wichtigste rund um die
Pflegeversicherung: Wann kann ich einen Antrag stellen? Was muss ich
dabei beachten? Wer kann mich beim Ausfüllen der Formulare
unterstützen? Welche Leistungen gibt es? Was hat es mit den
Pflegegraden auf sich? Wie läuft das Antragsverfahren in der Regel ab?
Wer Interesse hat, darf sich hier informieren und mit anderen
austauschen. Der Vortrag ist kostenfrei, um Anmeldung wird gebeten
unter Telefon 06181 6686785 im Mehrgenerationenhaus Fallbach,
Reichenberger Straße 59, Hanau.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SICHERHEIT/952: Weltfriedenstag - Deutschland muss Rolle als Friedensmacht ausfüllen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. September 2018

Weltfriedenstag: Deutschland muss Rolle als Friedensmacht ausfüllen



Zum morgigen Weltfriedenstag erklärt Ottmar von Holtz, Sprecher für Zivile Krisenprävention:

Deutschland sollte endlich seine selbst zugeschriebene Rolle als Friedensmacht glaubwürdig ausfüllen. Dem künftigen Mitglied des UN-Sicherheitsrats steht es deshalb nicht gut zu Gesicht, dass das Budget für Zivile Krisenprävention in den laufenden Haushaltsverhandlungen sogar gekürzt wird. Dabei steht völlig außer Frage, dass nachhaltiger Frieden und demokratische Entwicklung viel Zeit, Geduld und eine entsprechende Finanzierung brauchen. Dass hingegen der Wehretat wieder kräftig gestiegen ist, zeugt von einem Trend in die entgegengesetzte Richtung.

Die Bundesregierung muss ihre Leitlinien "Krisen verhindern, Konflikte bewältigen, Frieden fördern" vom Sommer 2017 rasch angehen und konsequent umsetzen. Sie muss die Krisenprävention mit entsprechenden Mitteln unterfüttern.

Die Vielzahl an Konflikten weltweit gibt an diesem morgigen Weltfriedenstag wenig Anlass zur Freude. Doch die Erfolge der zivilen Konfliktbearbeitung und Prävention sind oftmals nicht sofort zu erkennen. Für diese langsamen Prozesse sollte die Bundesregierung einen langen Atem einplanen und keinen haushalterischen Rückschritt.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 20. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2824: Foodwatch-Bericht - Klöckner muss für Transparenz und Hygiene sorgen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. September 2018

Klöckner muss für Transparenz und Hygiene sorgen



Zum heute veröffentlichten Foodwatch-Bericht, demnach schwere Hygienemängel in einer Tönnies-Wurstfabrik jahrelang vertuscht wurden, erklärt Renate Künast, Sprecherin für Ernährungspolitik:

Es ist ein handfester Skandal, den Foodwatch aufgedeckt hat. Wenn sich der Sachverhalt so zugetragen hat, wie er jetzt veröffentlicht wurde, dann haben die bayrischen Behörden jegliches Vertrauen der Verbraucher verspielt. Dies wäre ein dreckiger Weißwurst-Filz, in den die CSU und der große Fleischkonzern Tönnies untrennbar verstrickt sind. Dieser Fall darf nicht unter den Teppich gekehrt werden.

Ministerin Klöckner muss dafür sorgen, dass Behörden die Verbraucherinnen und Verbraucher über mögliche Gesundheitsgefahren aufklären. Und zwar nicht erst Wochen oder gar Monate später. Die Verbraucherinnen haben das Recht zu erfahren, welche Betriebe gesundheitsgefährdend arbeiten und wie die Mängel unverzüglich abgestellt werden.

Sie muss den Kuschelkurs mit der Wirtschaft aufgeben und sich endlich den Verbraucherinteressen zuwenden. Ihr Entwurf für das Lebensmittelgesetz schützt nur Ekelbetriebe und nicht die Verbraucherinnen. Verbraucher haben ein Recht auf Transparenz über Hygienekontrollen und zwar nicht erst bei konkreter Gesundheitsgefahr. Dass Maschinen sauber sein müssen und in die Wurst kein Dreck gehört, weiß doch jedes Kind.

Der aktuelle Fall in Bayern zeigt: Wir brauchen eine eindeutige Regelung zur Transparenz von Hygienekontrollen. Die Union mauert seit Jahren gegen eine solche Transparenzregelung. Wir brauchen ein System, das wirklich Transparenz schafft: Kennzeichnung ist das A und O. Dafür bieten sich ein Smiley-System oder das Hygienebarometer an der Restauranttür an. Wenn Klöckner Transparenz verhindert, dann schadet sie damit den Betrieben, die gut sind, und sie schadet den Verbraucherinnen und Verbrauchern.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1648: Abschottung ist kein Beitrag zur Solidarität


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. September 2018

Abschottung ist kein Beitrag zur Solidarität



"Kommissionpräsident Juncker knickt vor Orban und der nationalistischen Rechten ein, wenn er nun Abschottung als Beitrag zur Solidarität deklariert", erklärt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zu entsprechenden Äußerungen von EU-Kommissionschef Jean-Claude Juncker beim EU-Gipfel in Salzburg. Hunko weiter:

"Die Aufrüstung der Außengrenzen der EU wird den grundlegenden Konflikt nicht lösen. Diese Politik wird die Migration nicht stoppen, aber weiter Menschenleben kosten und das von der Rechten konstruierte Bild einer angeblichen Migrationskrise noch bestätigen. Italiens Innenminister Salvini wird auch in Zukunft aus kleinen, aus dem Meer geretteten Migrantengruppen eine Krise der gesamten EU konstruieren können.

Wer sich so auf die Europawahl vorbereitet, betreibt Wahlkampf für die nationalistischen Rechten in der ganzen EU. Statt auf Lager in Ägypten und Libyen und auf Aufrüstung zu setzen, müssen endlich Fluchtursachen bekämpft werden. Statt Frontex aufzurüsten, muss die EU endlich den Wiederaufbau in Syrien unterstützen. Mindestens sechs Millionen Menschen in den Nachbarländern Syriens brauchen jetzt eine konkrete Perspektive für die Rückkehr."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. September 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2093: Phantasiepreisen der Pharmakonzerne einen Riegel vorschieben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. September 2018

Phantasiepreisen der Pharmakonzerne einen Riegel vorschieben



"Beinahe jeder zweite Euro, den die Krankenkassen für Arzneimittel ausgeben, muss inzwischen für ultra-teure patentgeschützte Medikamente gezahlt werden. Noch vor zwei Jahrzehnten war es nur jeder dritte", kommentiert Sylvia Gabelmann, arzneimittelpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, den heute veröffentlichten Arzneiverordnungs-Report der AOK. Gabelmann weiter:

"Für den rapiden Anstieg sind insbesondere die völlig überhöhten Preise der Pharmakonzerne für viele Krebsmittel, Antirheumatika und Medikamente zur Behandlung von Multipler Sklerose verantwortlich. Für immer mehr Krankheiten werden Behandlungskosten von mehr als 100.000 Euro pro Jahr aufgerufen - die Konzerne verdienen Milliarden, vor allem mit neuen Arzneimitteln.

Aber auch diese Bundesregierung und ihre Vorgängerinnen haben mit ihrer gescheiterten Arzneimittelpreispolitik einen großen Anteil an dieser Preisentwicklung. Immer noch dürfen die Arzneimittelhersteller im ersten Jahr die Preise für neue Medikamente beliebig hoch ansetzen. Wenn Gesundheitsminister Spahn hier nicht schnell handelt, bleibt die finanzielle Bedrohung und Überforderung der Krankenkassen bestehen und wird sich sogar noch verstärken."

 * 
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Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. September 2018
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WIRTSCHAFT/2092: Bundesregierung schützt kriminelle Unternehmen 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. September 2018

Bundesregierung schützt kriminelle Unternehmen



"Die Bundesregierung verhindert verbindliche Menschenrechtspflichten für Konzerne. Sie torpediert gezielt ein UN-Abkommen, welches Unternehmen auch für ihre Aktivitäten entlang globaler Lieferketten verantwortlich machen soll. Damit schlagen sich Union und SPD auf die Seite von kriminellen Unternehmen, statt sich für Opfer von Menschenrechtsverletzungen einzusetzen", sagt Michel Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe, anlässlich des heutigen Treffens der EU Gruppe "Menschenrechte" (COHOM). Brandt weiter:

"Die Bundesregierung darf nicht länger Wirtschaftsinteressen über ihre menschenrechtlichen Pflichten stellen. Um rechtliche Schlupflöcher für Unternehmen zu schließen, bedarf es verbindlicher Regeln auf völkerrechtlicher Ebene. DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, die Arbeit der UN-Arbeitsgruppe zur Schaffung eines Abkommens für verbindliche Menschenrechtspflichten für Konzerne zu unterstützen statt zu behindern. Menschenrechtsverletzungen durch deutsche Unternehmen, wie beim Einsturz der Textilfabrik im indischen Rana Plaza oder dem Massaker an streikenden Bergarbeitern im südafrikanischen Marikana, dürfen sich nicht wiederholen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. September 2018
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BUNDESTAG/7530: Heute im Bundestag Nr. 682 - 21.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 682

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. September 2018, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Erfolgreiche Qualifizierung für Flüchtlinge

2. Jeder Fünfte atypisch beschäftigt

3. Kostenkontrolle bei der Weiterbildung

4. Vermeintliche ,Hetzjagden' thematisiert

5. Anlasslose intelligente Videoüberwachung

6. AfD thematisiert Rockkonzert in Chemnitz



1. Erfolgreiche Qualifizierung für Flüchtlinge

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Einstiegsqualifizierung für Flüchtlinge bei der
Deutschen Rentenversicherung verläuft offenbar erfolgreich. Wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4252) auf eine Kleine Anfrage
(19/3994) der AfD-Fraktion schreibt, haben seit Oktober 2016 insgesamt
32 Flüchtlinge an der Qualifizierung teilgenommen.

In 22 Fällen hätten die sehr motivierten Absolventen die
Ausbildungsfähigkeit als Sozialversicherungsfachangestellter oder
Fachinformatiker erworben. In einem Fall sei die Studierfähigkeit
attestiert worden. 2017 hätten neun Absolventen eine Ausbildung bei
der Rentenversicherung aufgenommen, 2018 seien es elf gewesen. Eine
Teilnehmerin der Einstiegsqualifizierung 2017 werde im Herbst ein
Studium aufnehmen.

Alle Absolventen der Einstiegsqualifizierung, die nicht von der
Rentenversicherung Bund übernommen worden seien, hätten bei anderen
Arbeitgebern eine Ausbildungsmöglichkeit gefunden. Die Kosten für die
Einstiegsqualifizierung lagen den Angaben zufolge insgesamt bei rund
227.000 Euro.

 * 

2. Jeder Fünfte atypisch beschäftigt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/PK) In Deutschland ist etwa jeder fünfte Erwerbstätige
atypisch beschäftigt. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/4280) auf eine Kleine Anfrage (19/3803) der Fraktion Die Linke
schreibt, lag 2017 der Anteil der atypisch Beschäftigten bei 20,8
Prozent, wohingegen 69,3 Prozent der Erwerbstätigen in
Normalarbeitsverhältnissen beschäftigt waren.

Zu den atypischen Beschäftigungsformen werden Teilzeitjobs mit 20 oder
weniger Arbeitsstunden pro Woche, geringfügige und befristete
Beschäftigungen sowie Leiharbeitsverhältnisse gezählt. Atypische
Beschäftigungen könnten den Anspruch, den eigenen Lebensunterhalt und
gegebenenfalls auch den von Angehörigen voll zu finanzieren, häufig
nur bedingt erfüllen. Sie seien jedoch nicht mit prekärer
Beschäftigung gleichzusetzen, heißt es in der Antwort weiter.

Der Anteil der atypischen Beschäftigten sei in den vergangenen Jahren
stabil geblieben. Mit der höheren Erwerbstätigkeit insgesamt habe es
sowohl einen Anstieg bei den Normalarbeitsverhältnissen gegeben als
auch bei der atypischen Beschäftigung.

 * 

3. Kostenkontrolle bei der Weiterbildung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/PK) Träger und Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung
werden durch fachkundige Stellen geprüft und zugelassen. Geprüft wird
dabei auch, ob die Kostensätze angemessen sind, wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4282) auf eine Kleine Anfrage
(19/3903) der Fraktion Die Linke schreibt.

Dies sei erforderlich, um eine wirtschaftliche und sparsame Verwendung
von Beitrags- und Steuermitteln in der Weiterbildungsförderung zu
ermöglichen und die Erstattung unangemessen hoher Kosten zu vermeiden.
Die fachkundigen Stellen müssten dazu die Kostensätze der von ihnen
zugelassenen Maßnahmen bei der Bundesagentur für Arbeit (BA) vorlegen.

Die BA ermittle auf dieser Grundlage jährlich die durchschnittlichen
Kostensätze für das jeweilige Bildungsziel. Die durschnittlichen
Kostensätze seien wiederum Maßstab für die Prüfung, ob die Kosten
angemessen sind. Maßnahmekosten, die über den durchschnittlichen
Kostensätzen liegen, könnten von den fachkundigen Stellen mit
Zustimmung der BA zugelassen und erstattet werden. Der
Zustimmungsvorbehalt der BA habe hier zu einer besseren
Kostenkontrolle geführt.

Allerdings habe die Erfahrung gezeigt, dass die allgemeine
Preisentwicklung nicht immer ausreichend berücksichtigt werde. Über
eine Verordnung sei daher 2017 eine neue Regelung aufgenommen worden,
mit der die BA ermächtigt werde, bei der Ermittlung der
durchschnittlichen Kostensätze für Maßnahmen der beruflichen
Weiterbildung auch die allgemeine Preisentwicklung zu berücksichtigen.

 * 

4. Vermeintliche ,Hetzjagden' thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Vermeintliche ,Hetzjagden' in Chemnitz am 26.
August 2018" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/4313). Wie die Fraktion darin ausführt, erklärte Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) am 28. August: "Wir haben Videoaufnahmen darüber,
dass es Hetzjagden gab". Wissen will die Fraktion unter anderem,
welche "Videoaufnahmen darüber, dass es Hetzjagden gab", die
Bundeskanzlerin hat.

 * 

5. Anlasslose intelligente Videoüberwachung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion möchte wissen, ob die
Bundesregierung beabsichtigt, "den flächendeckenden Einsatz
anlassloser intelligenter Videoüberwachung an Bahnhöfen oder anderen
öffentlichen Räumen einzuführen". Ferner erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/4343) unter anderem danach, ob die die
Bundesregierung der Ansicht ist, dass Maßnahmen anlassloser
intelligenter Videoüberwachung im öffentlichen Raum nach derzeitiger
Rechtslage auch ohne Einwilligung der betroffenen Personen eingesetzt
werden können.

 * 

6. AfD thematisiert Rockkonzert in Chemnitz

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Ein Rockkonzert unter dem Motto "#wirsindmehr" vom
3. September 2018 in Chemnitz ist Thema einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/4324). Darin erkundigt sich die Fraktion unter
anderem danach, inwieweit die Bundesregierung Kenntnis über
Verbindungen der Veranstalter oder der teilnehmenden Musiker zu
linksextremistischen oder linksradikalen Gruppierungen hat.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7529: Heute im Bundestag Nr. 681 - 20.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 681

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. September 2018, Redaktionsschluss: 12.09 Uhr

1. Jeder Fünfte gibt bei Riester auf

2. Kein Missbrauch beim Hochfrequenzhandel

3. FDP fragt nach Querverbänden

4. 75.987 Elektrofahrzeuge in Deutschland

5. Verschwendung von Lebensmitteln



1. Jeder Fünfte gibt bei Riester auf

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Anteil der ruhend gestellten Riester-Verträge
wird aktuell auf gut ein Fünftel geschätzt. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4067) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/3777) mit. Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, gab
es am Ende des ersten Quartals 2018 rund 16,6 Millionen
Riester-Verträge. Mit 10,8 Millionen haben Versicherungsverträge den
mit Abstand größten Anteil. Zudem gibt es rund 3,25 Millionen
Investmentfonds-Verträge und 1,77 Millionen
Wohn-Riester/Eigenheimrenten-Verträge. Im Vergleich zum ersten Quartal
2013 sei die Zahl der Riester-Verträge insgesamt um 789.000 gestiegen.

 * 

2. Kein Missbrauch beim Hochfrequenzhandel

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Seit Inkrafttreten des Hochfrequenzhandelsgesetzes
sind keine Formen missbräuchlichen Verhaltens bekannt geworden. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4030) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3766) mit.

 * 

3. FDP fragt nach Querverbänden

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Detailfragen des Jahressteuergesetzes 2018 geht
es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/4338). Die
Abgeordneten fragen nach der steuerlichen Behandlung sogenannter
Querverbände, die aufgrund der jüngeren Rechtsprechung des
Bundesfinanzhofes gefährdet sein könnten. Auf kommunaler Ebene seien
davon insbesondere Energieversorger mit privater
Minderheitsbeteiligung betroffen, wird erläutert.

 * 

4. 75.987 Elektrofahrzeuge in Deutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Am 1. Januar 2018 gab es in Deutschland insgesamt
75.987 Elektrofahrzeuge, darunter 53.861 Pkw und 11.813 Lkw. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/4194) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3743) hervor. Im Vergleich zu
2016 (37.951) hat sich der Bestand damit verdoppelt. 2009 lag die Zahl
noch bei 3.813 Fahrzeugen.

Wie es in der Antwort weiter heißt, hält die Bundesregierung an ihrem
im Nationalen Entwicklungsplan Elektromobilität formulierten Ziel,
"dass bis 2020 eine Million Elektrofahrzeuge auf Deutschlands Straßen
fahren" fest. "Ziel der Bundesregierung ist es, zügig möglichst viele
Elektroautos auf die Straße zu bringen. Vor diesem Hintergrund ist das
Ziel 2020 als politische Richtgröße nach wie vor gültig", schreibt die
Regierung.

Jährlich stünden für die Förderrichtlinie Elektromobilität etwa 30
Millionen Euro zur Verfügung, heißt es in der Antwort. Darüber hinaus
habe der Bund im Jahr 2017 das Sofortprogramm "Saubere Luft 2017 -
2020" aufgelegt. Die Bundesregierung unterstütze im Rahmen ihres
Sofortprogramms insbesondere Kommunen, die von zu hohen
Stickstoffbelastungen bedroht sind durch geeignete Fördermaßnahmen mit
bis zu einer Milliarde Euro. Als Teil des Sofortprogramms fördere das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) mit
seinem Aufruf vom 15. Dezember 2017 zur Förderrichtlinie
Elektromobilität gezielt Maßnahmen (Beschaffung von Fahrzeugen
einschließlich der dafür notwendigen Ladeinfrastruktur) in den
betroffenen Kommunen. "Hierfür stellte der Bund im Jahr 2018
zusätzlich insgesamt 175 Millionen Euro bereit", schreibt die
Bundesregierung.

Für die Umsetzung der Förderrichtlinie zur Anschaffung von
Elektrobussen im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) stünden in den
Jahren 2018 bis einschließlich 2020 insgesamt 92 Millionen Euro zur
Verfügung, heißt es weiter. Die Zahl der Elektrobusse lag der Vorlage
zufolge Anfang 2018 bei 183. Insgesamt zugelassen waren zu diesem
Zeitpunkt in Deutschland 79.438 Kraftomnibusse.

 * 

5. Verschwendung von Lebensmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung eine gesetzliche Initiative
zur Verringerung von Lebensmittelverlusten für notwendig erachtet,
will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4323) in Erfahrung
bringen. Auch wird nach der Einführung eines Schulfaches
Ernährungslehre gefragt. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt
es, alleine in Deutschland würden pro Jahr etwa 6,7 Millionen Tonnen
Lebensmittel weggeworfen.

 * 
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BUNDESTAG/7528: Heute im Bundestag Nr. 680 - 20.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 680

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. September 2018, Redaktionsschluss: 09.58 Uhr

1. Konzept für Anker-Einrichtungen

2. Personenpotential von Clanfamilien

3. Linke Straftaten mit Tatmittel Tonträger

4. Abstimmung von Kontrollen im Saarland

5. Rechts motivierte Straftaten im Juli

6. Digitale Identitäten



1. Konzept für Anker-Einrichtungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die sogenannten Anker-Einrichtungen für
Flüchtlinge geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/4284) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3975). Wie
die Bundesregierung darin darlegt, ist das zentrale Element dieser
Einrichtungen "die Bündelung aller Funktionen und Zuständigkeiten und
damit die Zusammenführung aller in der Regel am Asylverfahren
beteiligten Akteure sowie der Prozess-Schritte: von der Registrierung
der Asylsuchenden über die Aufnahme und Unterbringung in der
Anker-Einrichtung, das Asylverfahren beim Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge bis hin zu einer möglichen verwaltungsgerichtlichen
Überprüfung der Entscheidung sowie der kommunalen Verteilung, ersten
Integrationsmaßnahmen beziehungsweise der Rückkehr von abgelehnten
Asylbewerbern". Alle unmittelbar am Asylprozess beteiligten Akteure
sollten vor Ort in den Anker-Einrichtungen vertreten sein.

Die tatsächliche Umsetzung der jeweiligen Prozesse innerhalb der Anker-
Einrichtungen erfolgt der Antwort zufolge durch das Bundesministerium
des Innern, für Bau und Heimat (BMI) gemeinsam mit den Ländern.
Insoweit sollten die Struktur und infolgedessen auch einzelne
Prozess-Schritte in den Anker-Einrichtungen unter Berücksichtigung der
jeweiligen Gegebenheiten in den Ländern umgesetzt werden. Über die
konkrete Ausgestaltung der jeweiligen Anker-Einrichtungen würden
individuelle Vereinbarungen zwischen dem BMI und den jeweiligen
Ländern getroffen, "so dass keine starre Vereinheitlichung erfolgt,
sondern verschiedene Anker-Bausteine bedarfsabhängig umgesetzt werden
sollen".

Wie es in der Antwort weiter heißt, sollen in Absprache des BMI mit
den Ländern in Anker-Einrichtungen bereits bestehende Strukturen um
das Angebot zu einer unabhängigen Asylverfahrensberatung,
herkunftssprachlicher Wertevermittlung und Erstorientierung,
Rückkehrberatung und Rechtsantragsstellen erweitert werden.

 * 

2. Personenpotential von Clanfamilien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um den "personellen Umfang der kriminellen
Familienclans in Deutschland" geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/4287) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/3995). Wie die Bundesregierung darin ausführt, beruht die in der
"Bild"-Zeitung vom 6. August 2018 verwendete Zahl von bundesweit
200.000 Familienmitgliedern auf einer Schätzung der Polizeibehörde
eines Bundeslandes. Die dort vorhandenen Informationen seien von
dieser Behörde als Basis für weitere, über das Bundesland
hinausgehende Schätzungen genutzt worden. Das Bundeskriminalamt habe
diese Schätzung im Juni 2017 zur Kenntnis genommen, mache sie sich
jedoch mangels anerkannter Erhebungskriterien nicht zu eigen.

 * 

3. Linke Straftaten mit Tatmittel Tonträger

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Bundesregierung liegen für den Zeitraum seit dem
Jahr 2010 in 39 Fällen Informationen über Straftaten im Bereich der
politisch links motivierten Kriminalität vor, die im Zusammenhang mit
dem Tatmittel "Tonträger" stehen. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/4281) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/3898). Danach wurde in 22 Fällen "Musik mit verfassungsfeindlichen
strafbaren Inhalten öffentlich abgespielt, vielfach auch mit
Gewaltaufrufen gegen Polizeibeamte". Bei den weiteren 17 Fällen
handelte es den Angaben zufolge "überwiegend um überlautes Abspielen
von Musik (ohne strafrechtliche Inhalte), um Veranstaltungen des
rechten Spektrums oder andere öffentliche Veranstaltungen zu stören".

 * 

4. Abstimmung von Kontrollen im Saarland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundespolizei wertet "fortwährend die für ihre
Aufgabenwahrnehmung erforderlichen aktuellen Lageerkenntnisse aus".
Darauf verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4247) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion mit dem Titel "Grenzkontrollen
und personelle Ausstattung der Bundespolizei im Saarland" (19/3867).
Danach erfolgt die Abstimmung der polizeilichen Fahndungs- und
Kontrollmaßnahmen im Saarland "fortlaufend auf operativer Ebene". Die
Zusammenarbeit der Bundespolizei und der Polizei des Saarlandes sei
"eng und vertrauensvoll", heißt es in der Antwort weiter.

 * 

5. Rechts motivierte Straftaten im Juli

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im Juli dieses Jahres 28
Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/4302) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4039) hervor.

Danach wurden für Juli 2018 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt 860
solcher Straftaten gemeldet, darunter 40 Gewalttaten. Die Zahl der
ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage auf 448. Ein
Tatverdächtiger sei vorläufig festgenommen worden. Wie es in der
Antwort weiter heißt, wurde kein Haftbefehl erlassen.

 * 

6. Digitale Identitäten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Digitale Identitäten" thematisiert die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/4321). Wie sie darin schreibt, bilden
digitale Identitäten " die Grundlage zum Handeln im Internet". Sie
ermöglichten "Onlinebanking Konten, Zugang zu sozialen Medien,
Einkäufe bei Onlinehändlern, aber auch Dateneinträge bei Bürgerämtern
und vielen weiteren Onlinediensten". Daher sei es üblich, dass Bürger
eine Vielzahl solcher Identitäten anhäufen.

"Zur einfacheren Verwaltung dieser digitalen Identitäten bieten
US-amerikanische Unternehmen wie Google, Facebook oder LinkedIn auf
ihren Plattformen sogenannte Single-Sign-On Systeme an", führen die
Abgeordneten weiter aus. Die bereits gespeicherten Daten der Nutzer
wie beispielsweise der Name, das Geschlecht oder das Geburtsdatum
würden dafür zentral auf den Servern dieser Unternehmen gespeichert
und bei Bedarf an andere Dienste freigegeben. Eine solche zentrale
Datenverwaltung schränke die Datensouveränität der Nutzer ein.

Das Konzept der Self-Sovereign-Identity (SSI) ermöglicht laut Fraktion
"ein solches Single-Sign-On System zur Verwaltung unterschiedlicher
Konten, während Nutzer allerdings stets die vollständige Kontrolle
über ihre Daten behalten". Nutzer könnten so frei entscheiden, welche
Daten mit welchem Dienst geteilt werden. "Nachdem eine Behörde die
hinterlegten Daten einmal verifiziert, kann so die digitale Identität
für behördliche Leistungen wie zur digitalen Signatur der
Steuererklärung sowie zum Nutzen privater Dienste wie dem
Onlinebanking genutzt werden", heißt es in der Vorlage weiter.

Wissen möchten die Abgeordneten, welche Rolle die Bundesregierung für
den Staat bei der Verwaltung digitaler Identitäten sieht. Auch
erkundigen sie sich unter anderem danach, wie die Bundesregierung ihre
Rolle als vertrauenswürdiger Verifikationsanbieter für ein System zur
Verwaltung digitaler Identitäten einschätzt.

 * 
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BUNDESTAG/7527: Heute im Bundestag Nr. 679 - 20.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 679

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 20. September 2018, Redaktionsschluss: 09.08 Uhr

1. Neue Leitlinien für die Geburtshilfe

2. Korruptionvorsorge im Gesundheitswesen

3. Sondervereinbarungen kritisch gesehen

4. Zukunft des Hochschulpakts 2020



1. Neue Leitlinien für die Geburtshilfe

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Abrechnungssystem in der Geburtshilfe über
Fallpauschalen (DRG) im Krankenhaus ist nach Ansicht der
Bundesregierung zweckmäßig und bietet keine materiellen Fehlanreize.
In der Antwort (19/4283) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/3974) der Fraktion Die Linke heißt es, die in der Anfrage zum
Ausdruck gebrachte Kritik an der Versorgungslage und die
Identifizierung des Vergütungssystems als alleinigem Verursacher von
Mängeln und Problemen werde nicht geteilt.

Die Bewertungsrelationen des Fallpauschalenkatalogs basierten auf
empirisch ermittelten, durchschnittlichen Kosten. Höhere
Bewertungsrelationen spiegelten höhere Kosten wieder und bedeuteten
nicht, dass ein höherer Gewinn erzielt werde. Das gelte auch bei der
Versorgung von Frühgeborenen mit erheblichem personellen und
technischen Aufwand sowie häufig längeren Verweildauern.

Eine höhere Vergütung erzeuge damit nicht automatisch einen Anreiz zur
Erbringung einer Leistung. Letztlich seien auch die Ärzte für alle
Therapieentscheidungen verantwortlich und dabei nur den Patientenwohl
verpflichtet. Zusätzliche individuelle Behandlungen als additiv
abrechenbare Leistungen gebe es im DRG-System in der Geburtshilfe
nicht.

Zur besseren Versorgung in der Geburtshilfe seien zwei neue Leitlinien
geplant. Damit würden Interventionen unter der Geburt auf ein
medizinisch erforderliches Maß reduziert. Die Fachgesellschaften
arbeiteten derzeit an Leitlinien zur natürlichen Geburt und zu
Kaiserschnitten.

 * 

2. Korruptionvorsorge im Gesundheitswesen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Aufschluss über die Wirksamkeit des Anfang Juni 2016
in Kraft getretenen Gesetzes zur Bekämpfung von Korruption im
Gesundheitswesen will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit einer
Kleinen Anfrage (19/4315) erhalten. Die Abgeordneten fragen unter
anderem, wie viele Ermittlungsverfahren und Strafverfahren gegen
Angehörige eines Heilberufes wegen Bestechlichkeit oder Bestechung im
Gesundheitswesen vor und nach Inkrafttreten des Gesetzes nach Kenntnis
der Bundesregierung eingeleitet worden sind und wie diese ausgingen.
Weiter wollen die Fragesteller wissen, wie die Bundesregierung die
bisherige Wirksamkeit der Änderungen im Strafgesetzbuch in Bezug auf
Bestechlichkeit im Gesundheitswesen bewertet und ob sie diese für
ausreichend hält, um Korruption im Gesundheitswesen erfolgreich zu
bekämpfen.

Weitere Fragen betreffen das Sponsoring der Fortbildung von Ärzten
durch Pharmaunternehmen. Nach Auffassung der Fraktion hat es die
Bundesregierung zudem versäumt, außerhalb des Strafrechts durch mehr
Transparenz von wirtschaftlichen Verflechtungen wirksame Instrumente
zu schaffen, um Korruption zu verhindern. Es sei unverzichtbar, dass
das Vertrauensverhältnis zwischen Patienten und Ärzten frei von
äußeren, ökonomischen Einflüssen bleibt.

 * 

3. Sondervereinbarungen kritisch gesehen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Sondervereinbarungen zur Abrechnung zwischen
Krankenkassen und Krankenhäusern werden von der Bundesregierung
kritisch gesehen. Das Bundesgesundheitsministerium sei 2016 vom
Bundesversicherungsamt (BVA) darüber informiert worden, dass eine
Krankenkasse Vereinbarungen mit Kliniken über pauschale Abschläge
abgeschlossen habe, heißt es in der Antwort (19/4250) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/3983) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Die Vereinbarungen sehen vor, dass Krankenkassen auf die detaillierte
Prüfung von Klinikabrechnungen verzichten, wenn die Krankenhäuser
Abschläge bei ihren Rechnungen gewähren. Das Ministerium prüfe
derzeit, welche Initiativen erforderlich seien, um das Verfahren zur
Überprüfung von Krankenhausabrechnungen einheitlicher und effektiver
zu gestalten.

Nach Angaben des BVA hätten bundesunmittelbare Krankenkassen insgesamt
562 Vereinbarungen mit Kliniken geschlossen, wobei 47 bereits beendet
worden seien. Die Rechnungskürzungen hätten im Zeitraum 2013 bis 2016
ein Volumen von rund 62,3 Millionen Euro erreicht.

Bislang seien bei sechs Krankenkassen solche Vereinbarungen mit
Kliniken ermittelt worden. Hiervon hätten zwei Kassen ihre
Vereinbarungen zwischenzeitlich gekündigt. Bei den anderen vier Kassen
wurden den Angaben zufolge aufsichtsrechtliche Verfahren eingeleitet.

Nach Informationen des BVA sähen die Vereinbarungen pauschale
Rechnungskürzungen zwischen einem und 50 Prozent vor. Es gebe
Beispiele für gestaffelte Kürzungen.

 * 

4. Zukunft des Hochschulpakts 2020

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Bundesregierung und Bund und Länder befinden sich
derzeit in Verhandlungen zu einer Nachfolgevereinbarung zum
Hochschulpakt 2020. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/4206) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3950). Da zum
Ende des Jahres 2020 der Hochschulpakt 2020, das umfassendste
gemeinsame Förderprogramm von Bund und Ländern für den
Hochschulsektor, ausläuft, hatte n die Liberalen nach dessen Zukunft
gefragt. Die Abgeordneten hatten angeführt, dass nach den drei
Programmphasen seit 2007 Bund und Länder bis zum Ende der
Auslauffinanzierung im Jahr 2023 zusammen voraussichtlich 38,8
Milliarden Euro bereitgestellt werden haben und der Bund daran mit
voraussichtlich 20,2 Milliarden Euro den größten Teil der Finanzierung
trage.

Die Bundesregierung betont, dass im Studienjahr 2017/2018 im Vergleich
zu 2005/2006 jeweils rund 157.000 Studenten mehr angefangen hätten zu
studieren. Gleichwohl gäbe es bezüglich der Hochschularten, der
einzelnen Studienjahre wie auch bezüglich der Länder sehr große
Unterschiede. Der Aufwuchs bei den Universitäten habe im Studienjahr
2017/2018 im Vergleich zu 2005/2006 insgesamt rund 55.300 betragen. Am
stärksten sei die Entwicklung bei den Fachhochschulen. Hier sei es zu
einem Aufwuchs von rund 93.200 Personen gekommen. Den Hochschultyp
"Duale Hochschule" gebe es in der amtlichen Studierendenstatistik
nicht.

Die Zahl der für den Hochschulpakt 2020 relevanten, im Vergleich zum
Ausgangsjahr 2005 zusätzlichen Studienanfängerinnen und -anfänger habe
in den Jahren 2014 bis 2017 insgesamt 369.580 betragen. Die
Vorausberechnung der Kultusministerkonferenz (KMK) 2014 sei für den
gleichen Zeitraum von 343.114 zusätzlichen Studienanfängerinnen und
-anfänger ausgegangen. Die Abweichung betrage 26.466 zusätzliche
Studienanfänger. Die Bundesregierung teile die Einschätzungen des
Wissenschaftsrats aus dessen Positionspapier "Hochschulbildung im
Anschluss an den Hochschulpakt 2020" und setze sich in den
Bund-Länder-Verhandlungen für die Verwendung einer Kombination aus
kapazitäts- und qualitätsbezogenen Parametern mit einem direkten Bezug
zu Studium und Lehre ein. Eine Verstetigung der Bundesmittel aus dem
Hochschulpakt im Rahmen einer Nachfolgevereinbarung werde den
Hochschulen die Einrichtung unbefristeter Beschäftigungsverhältnisse
erleichtern, um dadurch mehr Kontinuität und mehr Qualität in der
Lehre zu erreichen.

Grundsätzlich unterstreicht die Bundesregierung, dass Bund und Länder
mit dem Hochschulpakt 2020 Impulse für die Zukunftsfähigkeit des
Landes setzen wollen und einer angesichts der steigenden
Bildungsbeteiligung und der doppelten Abiturjahrgänge zunehmenden Zahl
von Studienanfängern ein qualitativ hochwertiges Hochschulstudium
gewährleisten wollen.

Die Bundesregierung strebe an, die Bereitstellung von Bundesmitteln an
die Länder im Kontext der Nachfolgevereinbarung zum Hochschulpakt 2020
an nachvollziehbare Selbstverpflichtungen der Länder zu knüpfen. Darin
sollen an Kennzahlen geknüpfte Ziele, Schwerpunkte, Maßnahmen und
Instrumente festgelegt werden. Zudem soll die Verbesserung der
Qualität der Lehre gemeinsam mit den Ländern auch in der Nachfolge des
Qualitätspakts Lehre adressiert werden. Damit sollen Lehrmethoden und
die Lehrkultur verbessert und regelmäßig modernisiert werden. In
diesem Kontext sollen der Diskurs zwischen Hochschullehrerinnen und
Hochschullehrern für den Austausch von Erfahrungen und Kenntnissen
sowie innovative Projekte gefördert werden. Dadurch soll der
Stellenwert guter Lehre hervorgehoben werden. Auch dazu befänden sich
Bund und Länder derzeit in Verhandlungen.

Mit Hilfe der von Bund und Ländern bereitgestellten
Hochschulpaktmittel in Milliardenhöhe würde es den Ländern die
notwendigen Ausbildungskapazitäten an den Hochschulen ermöglichen,
eine gegenüber dem Bezugsjahr 2005 weitaus höhere Zahl an
Studienanfängerinnen und -anfängern aufzunehmen. Der Parameter
zusätzlicher Studienanfänger im Vergleich zum Ausgangsjahr 2005 sei
dafür ein sehr gut geeigneter Indikator. Der besonderen Ausgangslage
der Stadtstaaten, des Saarlandes und der ostdeutschen Flächenländer
werde durch einen Solidarmechanismus Rechnung getragen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1759: Kanzlerin Merkel nach dem informellen Treffen des Europäischen Rates, 20.09.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Salzburg - Donnerstag, 19. September

Pressestatement von Bundeskanzlerin Merkel nach dem informellen Treffen
des Europäischen Rates



BK'in Merkel: Ich möchte nach unserem Europäischen Rat hier in Salzburg
zunächst dem österreichischen Bundeskanzlerin Sebastian Kurz und seiner
Mannschaft ganz herzlich danken und sagen, dass wir uns hier sehr, sehr
wohl gefühlt haben - sowohl gestern beim Abendessen auf außergewöhnlicher
Bühne - im wahrsten Sinne des Wortes - als auch heute hier im Mozarteum,
begleitet auch immer durch schöne musikalische Einlagen.

Das hat sicherlich auch unsere Diskussion befördert, in der es um drei
große Themen ging: zum Ersten das Thema Migration und Flüchtlinge, zum
Zweiten das Thema innere Sicherheit und zum Dritten das Thema des Austritts
Großbritanniens aus der Europäischen Union.

Zum Thema Migration und Flüchtlinge hatten wir gestern eine umfassende
Diskussion. Es war ja klar, da es keine Schlussfolgerungen formeller Art
gibt, da dies ein informeller Rat war, aber diese Diskussion war sehr
tiefgreifend und hat sich an unsere Beschlüsse vom Juni angeschlossen. Wir
haben einen sehr großen Teil der Diskussion damit verbracht, uns mit den
Beziehungen mit Afrika zu beschäftigen. Hier ist wirklich deutlich
geworden, dass wir eine enge Partnerschaft wollen, dass wir aber noch sehr
viel lernen müssen, um das Richtige zu tun. Wir müssen uns die Wirkungen
unserer Entwicklungshilfe anschauen, wir brauchen eine ordentliche
finanzielle Ausstattung und wir müssen vor allen Dingen auch Investitionen
der privaten Wirtschaft in Gang bekommen. Ich glaube, gerade Deutschland
wird Ende Oktober, wenn wir unsere Konferenz zum "Compact with Africa" mit
etlichen afrikanischen Präsidenten abhalten, eine gute Möglichkeit haben,
darauf hinzuwirken, dass wir diese Kombination von Entwicklungshilfe und
Entwicklungsaufbau durch private Investitionen besser hinbekommen.

Wir haben in diesem Zusammenhang natürlich auch über die Bekämpfung der
illegalen Migration gesprochen, und es war allheilige Meinung: Es muss dann
auch legale Wege geben, zum Beispiel von Visumsvergaben, von beruflicher
Bildung und anderem. In diesem Sinne werden wir weiterarbeiten. Wir haben
beschlossen, dass wir auch den Dialog insbesondere mit Ägypten, aber auch
mit Tunesien und Marokko und natürlich auch mit Libyen fortführen. Wir
werden uns hier alle einbringen; auch Deutschland wird gerade mit Blick auf
die Diskussion mit Ägypten - wir haben mit Ägypten schon sehr enge
wirtschaftliche Beziehungen - sein Wissen und seine Kraft einbringen. Denn
letztlich brauchen wir Abkommen und Absprachen, die ähnlich geordnet sind -
wenn auch jedes Land ganz speziell ist - wie das Abkommen zwischen der
Europäischen Union und der Türkei. Afrika ist für uns also ein Schwerpunkt,
insbesondere mit Blick auf die Vertiefung der Beziehungen zu den
nordafrikanischen Ländern. Darüber wird dann im Dezember auch wieder
berichtet werden.

Zweitens ist ein im Grundsatz positives Votum zu den Vorschlägen von 
Jean-Claude Juncker zur Aufstockung von Frontex und auch zu der Möglichkeit und
Notwendigkeit, das Mandat zu erweitern, abgegeben worden. Ich habe mich
jedenfalls sehr positiv geäußert, und die Mehrzahl der Teilnehmer hat das
genauso gesehen.

Drittens haben wir uns eher wenig mit den Fragen der Verteilung
beschäftigt. Es war ja klar, dass es hier kein Resultat gibt. Insofern hat
das hier nicht im Mittelpunkt gestanden.

Wir haben uns dann heute Vormittag mit den Fragen der inneren Sicherheit
beschäftigt. Hier möchte ich nur zwei Dinge sagen: Von denen, die in diesem
Frühjahr und Sommer schreckliche Katastrophen hatten, zum Beispiel in Form
von Waldbränden wie Griechenland und Schweden, ist die Notwendigkeit einer
Katastropheneinheit, mit der Europa Solidarität zeigen kann, sehr stark
hervorgehoben worden. Ich habe dem zugestimmt, habe allerdings darauf
verwiesen, dass wir in den Nationalstaaten, in den Mitgliedstaaten,
Kapazitäten haben sollten, die bei Bedarf zur Verfügung gestellt werden
können. Ich denke nicht, dass es sinnvoll ist, dass es europäische
Einheiten und technische Fazilitäten gibt. Also: einen Pool bilden, aus dem
heraus Zugriff möglich ist, und damit europäische Solidarität zeigen.

Wir haben uns dann mit der Frage des Austritts Großbritanniens beschäftigt.
Gestern Abend hatte Theresa May uns schon einen kurzen Überblick gegeben.
Wir haben das heute nach einem Bericht von Michel Barnier getan. Ich will
ausdrücklich die Arbeit von Michel Barnier und seinem Team loben. Dort wird
hervorragend und präzise gearbeitet. Alle Mitgliedsstaaten werden in
exzellenter Weise eingebunden, sodass wir eine hohe Geschlossenheit bei
unserem Vorgehen haben.

Heute ist deutlich geworden, dass wir bis Oktober substanzielle
Fortschritte brauchen und dass wir dann den Anspruch haben, das Ganze im
November zu finalisieren. Bei dem Austrittsabkommen sind wir bereits sehr
weit vorangekommen. Es sind ja im Grunde zwei Dokumente. Wir haben noch
eine ganze Menge Arbeit im Zusammenhang mit den zukünftigen Beziehungen und
der dafür notwendigen politischen Erklärung zu leisten.

Auf der Grundlage von Chequers gibt es eine Vielzahl von Gemeinsamkeiten,
insbesondere im Bereich der inneren Sicherheit, aber auch der
außenpolitischen Zusammenarbeit und anderer Fragen. Aber es gibt noch ein
großes Stück Arbeit im Zusammenhang mit der Frage, wie die zukünftigen
Handelsbeziehungen aussehen. Wir waren uns heute alle einig, dass es in
Sachen Binnenmarkt keine Kompromisse geben kann. Auf dieser Basis wird
Michel Barnier die Gespräche jetzt weiterführen. Wir wollen sie von unserer
Seite aus in einer sehr guten Atmosphäre weiterführen. Die britische Seite
geht genauso daran heran. Denn auch die Art und Weise, wie wir uns einigen,
wird über die zukünftigen Beziehungen sehr, sehr viel mitbestimmen.

Alles in allem war es hier also in guter Atmosphäre ein sehr intensiver
informeller Rat ohne formale Schlussfolgerungen. Er war aber wichtig für
die weitere Debatte und die Räte im Oktober und Dezember.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich würde gern zum Thema Migration und der
"flexiblen Solidarität", die hier jetzt immer durch den Raum geistert,
fragen: Wären Sie dafür, dass man diesen Weg jetzt geht, um auch auf diesem
Feld, auf dem man ja noch nicht vorangekommen ist, jetzt zu einer Lösung zu
kommen? Was genau könnte diese "flexible Solidarität" dann bedeuten?

BK'in Merkel: Ich will mich dazu nicht abschließend äußern. Ich bin auch
mit dem Begriff nicht so recht zufrieden. Es geht ja darum, die Probleme zu
lösen. Dazu muss natürlich auch über die Flüchtlinge, die nach Europa
kommen, gesprochen werden.

Klar ist - darüber waren wir uns auch einig; ich bin auch sehr dankbar,
dass Donald Tusk das sehr deutlich gemacht hat -: Wir haben bei den
Ankunftszahlen völlig andere Bedingungen, als wir es 2015 hatten. Wir sind
im Kampf gegen die illegale Migration, auch gegen die Schleppernetze also
wirklich ein großes Stück vorangekommen. Das muss man einfach sagen.

Dann geht es darum, welchen Modus wir finden, um eine fairere Verteilung
innerhalb der Europäischen Union zu haben. Es kann auf keinen Fall sein,
dass sich jeder aussuchen kann, was er gern machen möchte. Dazu müssen noch
viele weitere Gespräche geführt werden. Insofern sind wir dabei längst
nicht am Ende.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, die britische Premierministerin argumentiert,
dass sie jetzt sehr weit auf die EU zugegangen und jetzt die EU am Zug sei,
auf Großbritannien zuzugehen. Sehen Sie das ähnlich, und, falls ja, wo
sehen Sie Spielraum für Kompromisse, die die EU noch eingehen könnte?

BK'in Merkel: Zum Schluss müssen wir in allen Fragen eine gemeinsame
Haltung haben, jedenfalls in allen, die in dem Austrittsdokument und in dem
Dokument über die zukünftigen Beziehungen niedergelegt sind. Deshalb geht
es nicht, ohne dass man aufeinander zugeht. Aber es gibt eben auch ein paar
Maßstäbe. Einer dieser Maßstäbe ist, dass man nicht zum Binnenmarkt gehören
kann, wenn man nicht Teil des Binnenmarktes ist. Aber man kann ansonsten
sehr viel Kreativität entwickeln, um praktikable, gute, enge Lösungen zu
finden, und dabei haben wir noch ein Stück Arbeit vor uns. - Herzlichen
Dank.

Donnerstag, 20. September 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1758: Kanzlerin Merkel vor dem informellen Treffen des Europäischen Rates, 19.09.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Salzburg - Mittwoch, 19. September

Pressestatement von Bundeskanzlerin Merkel vor dem informellen Treffen
des Europäischen Rates



BUNDESKANZLERIN MERKEL: Guten Abend, meine Damen und Herren! Lassen Sie
mich zuerst etwas zu diesem informellen Gipfel sagen: Wir freuen uns, hier
in Salzburg zu Gast zu sein, und ich habe den Eindruck, dass die
österreichische Präsidentschaft alles wunderbar vorbereitet hat.

Das ist ein informeller Gipfel. Es wird hier keine Beschlüsse geben, aber
wir werden zwei Themen auf der Tagesordnung haben; das eine ist das Thema
des Austritts Großbritanniens aus der Europäischen Union. Hier kommen wir
jetzt langsam in die entscheidende Phase der Verhandlungen. Die britische
Premierministerin Theresa May wird uns heute Bericht erstatten, und morgen
werden wir das dann ausführlicher diskutieren. Ich wünsche mir, dass wir
einen Austritt haben, der in guter Atmosphäre stattfindet, in großem
Respekt voreinander, und dass auch in bestimmten Bereichen eine sehr, sehr
enge Kooperation möglich ist. Ich nenne die Bereiche der Sicherheit, der
inneren wie auch der äußeren Sicherheit.

Wir werden zum Zweiten im Anschluss an den Juni-Rat in Brüssel noch einmal
das Thema Migration aufrufen. Hierbei sind für mich zum einen die
Vorschläge besonders wichtig, die Jean-Claude Juncker in seiner Rede an das
Europäische Parlament bezüglich des Außengrenzschutzes und der Erweiterung
von Frontex gemacht hat, zum anderen aber auch unsere Beziehungen zu
Afrika. Ich glaube, dass das Schlüsselbeziehungen sind, und ich freue mich,
dass die österreichische Präsidentschaft auch genau auf diesen Punkt einen
Schwerpunkt legt, wie wir jetzt zum Beispiel auch an der Frage der Reise
nach Ägypten oder des Treffens mit der Arabischen Liga oder auch eben
anderer Aktivitäten gesehen haben. Ich persönlich werde auch von meinen
Reisen nach Afrika und meinen Eindrücken berichten.

Lassen Sie mich bitte dann aus gegebenem Anlass noch etwas zu einem
innenpolitischen Thema sagen. Die drei Parteivorsitzenden der die Koalition
tragenden Parteien haben gestern miteinander beraten und sich auf Folgendes
verständigt, nämlich dass es notwendig ist, dass alle die Koalition
tragenden Parteien auch Vertrauen in die Arbeit eines Präsidenten des
Verfassungsschutzes haben. Dieses Vertrauen ist in Teilen der Koalition
nicht gegeben gewesen, und deshalb haben wir uns entschieden, dass der
Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz Maaßen in Zukunft für
diesen Aufgabenbereich nicht mehr zuständig ist, weder als Präsident des
Bundesamtes noch im Bundesinnenministerium. Ich glaube, das war eine
richtige und wichtige Entscheidung.

Außerdem möchte ich dem Staatssekretär Adler herzlichen Dank für seine
Arbeit sagen, die ich immer sehr geschätzt habe und schätze. Wir haben uns
darüber verständigt, dass wir sehr schnell Herrn Adler eine ihm angemessene
und auch seinem Erfahrungsschatz entsprechende Position geben wollen, weil
wir die Arbeit auch im Rahmen der politischen Arbeit der Bundesregierung
weiter benötigen. Auch das war gestern Gegenstand der Gespräche. -
Herzlichen Dank!

Mittwoch, 19. September 2018

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1757: Regierungspressekonferenz vom 19. September 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 19. September

Regierungspressekonferenz vom 19. September 2018

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen
Förderung des Mietwohnungsneubaus, Entwurf eines
Qualifizierungschancengesetzes, Senkung des Beitragssatzes zur
Arbeitslosenversicherung, Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung der
Qualität und zur Verbesserung der Teilhabe in der Kindertagesbetreuung, 7.
Energieforschungsprogramm, Bericht "Maßnahmen zur Verbesserung der
Situation von Terroropfern", Einsetzung einer Nationalen Plattform "Zukunft
der Mobilität"), Batteriezellfertigung in Europa, Personalie Maaßen,
Treffen des amerikanischen Präsidenten mit dem Präsidenten Polens,
Moorbrand bei Meppen, Handelsstreit zwischen USA und China, Gipfel zwischen
Nordkorea und Südkorea, angebliche Planungen für einen Staatsfonds zur
Abwehr unerwünschter Übernahmen, Personalie


Sprecher: SRSin Demmer, Petermann (BMI), Alemany (BMWi), Burger
(AA), Neumann (BMVg)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Im Kabinett sind heute einige wichtige Projekte beschlossen
worden, zum Beispiel zum Thema Wohnen.

Wohnungsmangel und steigende Mieten sind besonders für die Menschen in
Städten und Ballungsräumen ein großes Problem. Darauf hat die
Bundesregierung mit einer Wohnraumoffensive reagiert, die nun Schritt für
Schritt umgesetzt wird. Im Ergebnis wollen wir erreichen, dass in dieser
Legislaturperiode 1,5 Millionen neue Wohnungen und Eigenheime zusätzlich
gebaut werden. Der heute im Kabinett beschlossene Entwurf eines Gesetzes
zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus ist Teil dieser
Offensive. Es setzt gezielt steuerliche Anreize, um verstärkt und zeitnah
in den Mietwohnungsneubau zu investieren. Dies umfasst auch Investitionen
in bestehende Gebäude, die zu neuem Wohnraum führen, wie zum Beispiel die
Aufstockung eines Wohnhauses um eine weitere Etage. Die Investitionen
sollen in den ersten Jahren schneller steuerlich abgeschrieben werden
können. Dazu ergänzen wir die übliche Abschreibung um eine auf vier Jahre
befristete Sonderabschreibung von 5 Prozent pro Jahr.

Das Kabinett hat heute außerdem den Entwurf eines
Qualifizierungschancengesetzes beschlossen. Mit dem digitalen Wandel
verändern sich die Berufe. Grundsätzlich ist es Aufgabe der Unternehmen und
der Beschäftigten selbst, die Qualifikationen an die neuen
Herausforderungen anzupassen. Die Bundesregierung lässt Arbeitgeber und
Beschäftigte dabei aber nicht allein. Deshalb werden die bereits
bestehenden Förderangebote der Bundesagentur für Arbeit ausgeweitet.
Künftig kann sie die Weiterbildung von Beschäftigten fördern, wenn diese
ihre beruflichen Tätigkeiten ändern - beispielsweise aufgrund von
Digitalisierung oder Strukturwandel. Es bleibt bei der vorrangigen
Verantwortung von Unternehmen und Beschäftigten. Die Bundesagentur
übernimmt deshalb im Regelfall nur einen Teil der Lehrgangskosten. Der
Arbeitgeber muss sich ebenfalls an den Kosten beteiligen. Arbeitgeber
können aber Lohnkostenzuschüsse erhalten, wenn sie Beschäftigte während der
Weiterbildung unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts freistellen. Die
Kostenbeteiligung der Arbeitgeber richtet sich nach der Betriebsgröße - größere Unternehmen müssen sich stärker
beteiligen als Kleine oder mittlere Unternehmen.

Flankierend wird die Bundesagentur für Arbeit ihre Weiterbildungs- und
Qualifizierungsberatung verstärken. Mit dem Gesetz wird auch der Zugang zum
Arbeitslosengeld aus der Arbeitslosenversicherung verbessert. Wie bisher
muss man für einen Anspruch auf Arbeitslosengeld im Regelfall mindestens 12
Monate versicherungspflichtig gearbeitet haben - bislang innerhalb der
letzten zwei Jahre, künftig innerhalb der letzten zweieinhalb Jahre.
Hierdurch werden mehr Menschen einen Anspruch auf Arbeitslosengeld
erwerben.

Schließlich hat das Kabinett beschlossen, den Beitragssatz zur
Arbeitslosenversicherung ab dem 1. Januar 2019 von 3,0 auf 2,5 Prozent zu
senken, davon durch den Gesetzentwurf 0,4 Prozentpunkte und ein weiterer
Zehntelpunkt durch Rechtsverordnung befristet bis 2022. Damit werden
Arbeitnehmer und Arbeitgeber um insgesamt rund 6 Milliarden Euro jährlich
entlastet.

Des Weiteren hat das Kabinett heute den Entwurf eines Gesetzes zur
Weiterentwicklung der Qualität und zur Verbesserung der Teilhabe in der
Kindertagesbetreuung beschlossen. Bundesministerin Giffey hat den Entwurf
bereits heute Vormittag bei einem Pressetermin vorgestellt, deshalb halte
ich mich hier ein bisschen kürzer. Der Gesetzentwurf soll die Qualität der
frühen Bildung bundesweit weiterentwickeln, die Teilhabe am
Betreuungsangebot verbessern und Eltern bei den Gebühren entlasten. Da es
regional große Unterschiede bei der Qualität der frühkindlichen Betreuung
gibt, sieht der Gesetzentwurf vor, dass Maßnahmen zur Verbesserung der
Qualität gefördert werden, die an die spezifischen Bedarfe der Bundesländer
anknüpfen. Der Bund wird dazu mit allen Ländern individuelle Vereinbarungen
abschließen. Möglich sind Maßnahmen in zehn Handlungsfeldern; dazu gehören
zum Beispiel ein verbesserter Betreuungsschlüssel, die Weiterqualifizierung
der Erzieherinnen und Erzieher und Sprachförderung. Die Länder werden
jährlich über die Fortschritte bei der Verbesserung der Kita-Qualität 
berichten. Zur Entlastung der Eltern bei den Kita-Gebühren sieht der 
Gesetzentwurf die bundesweite soziale Staffelung der Gebühren und die Gebührenfreiheit für
einkommensschwache Familien vor. Insgesamt unterstützt der Bund Länder und
Kommunen bis zum Jahr 2022 mit 5,5 Milliarden Euro und sorgt so für eine
bessere Qualität in der Kindertagesbetreuung.

Das Kabinett hat heute den vom Bundesminister für Wirtschaft und Energie
vorgelegte 7. Energieforschungsprogramm "Innovationen für die Energiewende"
beschlossen. Damit knüpft die Bundesregierung an die Erfolge der
Energieforschung in den vergangenen Jahren an. Strategische Ziele des
Programms sind das Voranbringen der Energiewende und die Stärkung des
Energiestandorts Deutschland. Ein neuer Fokus ist die Beschleunigung des
Technologie- und Innovationstransfers. In sogenannten "Reallaboren" soll
eine neue Fördersäule zur Vorbereitung innovativer Lösungen entstehen. Auch
der Praxistransfer durch Start-ups soll verbessert werden. Neue
Schwerpunkte des Programms sind Sektorkopplung, die Digitalisierung der
Energiewende, die Energiewende im Verkehr, Ressourceneffizienz und 
CO2-Technologien. Damit leistet das Energieforschungsprogramm auch wichtige
Beiträge zum Erreichen der Klimaziele. Etablierte und bewährte
Förderschwerpunkte werden fortgesetzt. Die Forschung zur Energieeffizienz
in den Bereichen Gebäude, Industrie und Verkehr wird verstärkt und
ausgeweitet. Die aktuelle Finanzplanung sieht vor, die Energieforschung im
Rahmen des 7. Energieforschungsprogramms im Zeitraum von 2018 bis 2022 mit
rund 6,4 Milliarden Euro zu fördern. Das entspricht einer Steigerung von
rund 45 Prozent gegenüber dem Vorläuferprogramm im Vergleichszeitraum 2013
bis 2017.

Des Weiteren hat die Bundesregierung hat heute den Bericht "Maßnahmen zur
Verbesserung der Situation von Terroropfern" beschlossen. Die bessere
Unterstützung von Terroropfern ist ein zentrales Anliegen der
Bundesregierung. Aus den Erfahrungen in der Betreuung der Opfer und
Hinterbliebenen des Terroranschlags auf dem Berliner Breitscheidplatz und
aus ihren Reaktionen und auch ihrer Kritik haben wir zahlreiche Lehren
gezogen. Sowohl auf Bundes- als auch auf Länderebene sind bereits viele
Maßnahmen ergriffen worden. Dazu gehören beispielsweise die Ernennung des
Bundestagsabgeordneten Prof. Edgar Franke zum Opferbeauftragten der
Bundesregierung, die deutliche Erhöhung der Härteleistungen für Opfer von
terroristischen Straftaten, die vorgesehene Einleitung einer Reform des
Sozialen Entschädigungsrechts und die weitere Verbesserung der
Kommunikation bei der Identifizierung von Opfern. Die Bundesregierung wird
den eingeschlagenen Weg fortsetzen und die Situation von Terroropfern
weiter verbessern. Primäres Ziel bleibt aber natürlich, Terrorismus
national und international wirkungsvoll zu bekämpfen und Terroranschläge zu
verhindern. Der Bericht wird jetzt dem Deutschen Bundestag und dem
Bundesrat zugeleitet.

Die Bundesregierung hat heute der vom Bundesverkehrsminister
vorgeschlagenen Einsetzung einer Nationalen Plattform "Zukunft der
Mobilität" zugestimmt. Der Beschluss setzt den Koalitionsvertrag um, der
die Umgestaltung der Nationalen Plattform Elektromobilität zu einer
Plattform "Zukunft der Mobilität" vorsieht. In diese neue Plattform
"Zukunft der Mobilität" wird auch die im Koalitionsvertrag verankerte
Kommission integriert, die bis Ende 2018 eine Strategie zur Zukunft der
bezahlbaren und nachhaltigen Mobilität einschließlich der Maßnahmen zur
Zielerreichung des Klimaschutzplans 2050 für den Bereich Verkehr erarbeiten
soll. Ziel der Plattform ist es, unter Einbeziehung von Politik, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft Handlungsempfehlungen zu entwickeln, die auch
zukünftig eine bezahlbare, nachhaltige und klimafreundliche Mobilität
sicherstellen. Den damit verbundenen Strukturwandel will die
Bundesregierung aktiv begleiten, und sie will die hiermit verbundenen
Chancen für die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands im globalen
Markt nutzen. Unter dem Dach der Plattform werden ein Lenkungskreis und
verschiedene Arbeitsgruppen eingerichtet. Der Lenkungskreis wird noch im
September zu seiner konstituierenden Sitzung zusammenkommen. Unmittelbar
danach nehmen die Arbeitsgruppen ihre Arbeit auf.

Damit habe ich zum vollen Programm des Kabinetts berichtet.

Frage: Zum Thema Wohnrauminitiative: Frau Demmer, können Sie sagen, wie
viele der 1,5 Millionen neuen Wohnungen und Eigenheime sozial geförderte
Wohnungen sein werden? Der Deutsche Mieterbund kritisiert ja die
Wohnrauminitiative und sagt, es müssten mindestens 80 bis 100 sozial
geförderte Wohnungen pro Jahr errichtet werden, allein um zu kompensieren,
was pro Jahr herausfällt, also nur um den Status quo zu halten.

SRSin Demmer: Die Unterstützung der Länder beim sozialen Mietwohnungsbau
ist ein eigener Förderstrang; da müsste ich jetzt die Ressorts um Details
bitten.

Petermann: Soweit ich informiert bin, ist das die Summe, die für den
sozialen Wohnungsbau zur Verfügung gestellt wird. Insofern kann ich das
jetzt nicht näher präzisieren.

Zusatzfrage: Sie sagen also, die 2 Milliarden Euro, die ausgegeben werden,
um 1,5 Millionen neue Wohnungen und Eigenheime zu fördern, würden komplett
für den sozialen Wohnungsbau ausgegeben?

Petermann: Nein, das habe ich so nicht gesagt. Ich möchte das zurückstellen
und nachträglich antworten.

Frage: Werden mit diesem Geld denn auch Luxuswohnungen gebaut werden
können?

Petermann: Sozialer Wohnungsbau sind keine Luxuswohnungen.

Zusatzfrage: Es geht ja offenbar nicht nur um sozialen Wohnungsbau, sondern
zum Beispiel auch um den Bau von Wohnungen durch Investoren. Frau Demmer
hat ja gerade erzählt, dass Investoren gefördert werden, und die bauen ja
liebend gerne Luxuswohnungen.

Schwamberger: Über die Wohnungsbauinitiative per se kann ich jetzt nicht
sprechen, aber das konkrete Gesetz, das vom Kabinett heute mit Blick auf
die Einführung einer besonderen steuerlichen Abschreibungsmöglichkeit
beschlossen wurde, ist in der Ausgestaltung so vorgesehen, dass damit
gerade nicht Luxusbauten, Luxuswohnungen gefördert werden können. Vielmehr
dürfen, damit diese besondere steuerliche Abschreibungsmöglichkeit
überhaupt in Anspruch genommen werden kann, die Baukosten nicht über 3000
Euro pro Quadratmeter liegen, und davon wird auch nicht die ganze Summe
gefördert. Das sind mit Blick auf angespannte Wohnungslagen mit Sicherheit
keine Luxuswohnungen. Dieses Instrument ist Teil einer umfassenden
Strategie, über die sich die Bundesregierung - ich glaube, am Freitag -
gemeinsam mit Ländern und Kommunalvertretern auch erst unterhalten wird
beziehungsweise die sie dann vorstellen wird. Das, was heute vom Kabinett
beschlossen wurde, ist also eine Maßnahme dieses Pakets. Mit Blick auf die
steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten wurde also klar Vorsorge getroffen,
dass das eben keine Luxuswohnungen - jetzt einmal ganz flapsig
ausgesprochen - sein könne
n.

Zusatzfrage: Frau Demmer, weil Sie gerade davon gesprochen hatten: Was
versteht denn die Bundesregierung unter bezahlbaren Mietwohnungen? Ist das
dasselbe wie eine Sozialwohnung?

SRSin Demmer: Sie alle hier kennen das Problem, dass in Ballungsräumen
Wohnungen immer teurer geworden sind, die Mietpreise immer höher geworden
sind. Da gibt es keine feste Größe, da müsste ich jetzt auch wieder die
Ressorts bemühen. Es geht aber darum, für durchschnittliche Haushalte
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen.

Schwamberger: Ich kann hier nur über diese steuerliche Maßnahme sprechen,
und nicht über sämtliche wohnungsbaupolitischen Maßnahmen. Es ist ganz
klares Ziel, Wohnungen zu schaffen, die Menschen mit Kleinen und mittleren
Einkommen bezahlen können; das ist das klare Verständnis, das auch im
Koalitionsvertrag zum Ausdruck gebracht wird. Da ich nicht vom
wohnungspolitischen Fach bin, bin ich nicht damit vertraut, welche
Abgrenzung der Deutsche Mieterbund zieht; ob bezahlbarer Wohnraum für ihn
also nur Sozialwohnungen sind, weiß ich nicht, da bin ich schlichtweg
überfragt. Das fällt an dieser Stelle aber auch nicht wirklich in die
Zuständigkeit des BMF.

Vorsitzender Detjen: Frau Petermann, können Sie noch etwas ergänzen?

Petermann: Nein, ich kann an dieser Stelle nichts ergänzen. Ich möchte nur
darauf hinweisen, dass am Freitag der Wohngipfel mit der Bundeskanzlerin,
dem Bundesinnenminister und dem Bundesfinanzminister - das sind die
Einladenden - stattfinden wird. Dort werden auch diese Fragen besprochen
werden; deswegen möchte ich dem an dieser Stelle nicht vorgreifen.

Vorsitzender Detjen: Die Fragen, die jetzt kamen, stehen vielleicht auch
vor dem Hintergrund, dass wir hier heute Morgen Mieter- und Sozialverbände
zu Gast hatten, die sich sehr kritisch geäußert haben. Von daher möchte ich
- bestimmt auch im Namen des Vorstandes - die Einladung aussprechen: Wenn
der zuständige Bundesminister oder der zuständige Staatssekretär bereit
sind, vor dem Gipfel noch einmal zu uns zu kommen, gern auch zu einem
Briefing, dann können sie das gerne tun.

Petermann: Herzlichen Dank.

SRSin Demmer: Noch einmal zur Erläuterung: Der Schlüsselfaktor für einen
bezahlbaren Wohnraum ist ja, dass es mehr Wohnungen gibt, und da gibt es
jetzt eben diverse Vorhaben, das zu unterstützen.

Frage: Das Stichwort kam von Ihnen, Herr Detjen: der zuständige
Staatssekretär. Frau Petermann, wer ist denn nach den Umstrukturierungen,
die in Ihrem Hause anstehen, der zuständige Staatssekretär, wenn der alte
geht?

Petermann: Wir haben einen beamteten Staatssekretär und einen
Parlamentarischen Staatssekretär. Der Parlamentarische Staatssekretär ist
Herr Wanderwitz und der beamtete Staatssekretär ist nach wie vor Herr
Adler.

Zusatzfrage: Wann wird er denn gehen? Ich höre, dass er in den Ruhestand
gehen soll.

Petermann: Es gab dazu vor einer Stunde eine ausführliche Pressekonferenz
mit dem Bundesinnenminister, in der das vorgestellt wurde und auch das
Verfahren dargestellt wurde, dass zunächst mit Sorgfalt eine Nachfolge für
den Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz gefunden werden muss
und erst im Nachgang die weiteren Maßnahmen vollzogen werden.

Zusatzfrage: Es ist also nicht zu befürchten, dass Herr Maaßen der neue
Baustaatssekretär sein wird?

Petermann: Auch dazu hat der Bundesinnenminister Stellung genommen: Herr
Maaßen wird nicht den Bereich Bau verantworten.

Frage: Frau Petermann, als der Minister das vorhin vorgestellt hat, hat er
ja gesagt: Der Bereich Bau, der bisher eigenständiger Bereich bei Herrn
Adler war, wird der Zentralabteilung, also Herrn Engelke zugeordnet.
Welches Signal geht davon aus, wenn ein Bereich, der bisher für so wichtig
gehalten wurde, dass er einen eigenen Staatssekretär bekam, nun keinen
Staatssekretär mehr zugeordnet hat? Ich erinnere mich daran, dass Herr
Minister Seehofer bei der Vorstellung seiner Staatssekretärsmannschaft
gesagt hat: Herr Adler ist mein Bauminister; das Ressort ist so wichtig,
dass dieser Staatssekretär mein Bauminister ist. Wenn dieser jetzt einem
anderen Ressort zugeordnet wird, dann ist das doch eine Degradierung, was
die Wichtigkeit dieses Ressorts betrifft?

Kleine Zusatzfrage: Bedeutet das, dass Herr Adler beim Wohnungsgipfel noch
dabei sein wird?

Petermann: Zur letzten Frage: Ja, das habe ich gerade gesagt.

Zur Frage der Wichtigkeit des Bauens: Das ist nach wie vor ein wichtiges
Anliegen des Bundesinnenministers. Sie erinnern sich an Aussagen wie die,
dass das Wohnen die soziale Frage dieser Zeit ist; daran hält er fest.
Diese Frage wird dadurch, dass es einem anderen Staatssekretär zugewiesen
wird, nicht weniger wichtig.

Zusatz: Das ist aber kein Bereich mit einem eigenständigen Staatssekretär
mehr, sondern für Herrn Engelke einer von mehreren.

Petermann: Was ja sich nicht auf die Qualität der Arbeit niederschlagen
muss.

Frage : An das Wirtschaftsministerium und vielleicht auch an Sie, Frau
Demmer, zur Frage der Batteriezellenfertigung in Europa oder auch
Deutschland. Ich bin etwas irritiert: Ich hatte gestern gelesen, dass der
Bundeswirtschaftsminister den Aufbau einer Fertigung in Deutschland in
Aussicht gestellt habe. Die Kanzlerin äußerte sich heute Morgen so, als
hätte es diese Ankündigung gar nicht gegeben, das heißt, sie sprach wieder
von einem Wunsch beziehungsweise davon, dass sie es begrüßen würde, wenn es
zu so etwas käme. Daher meine Frage: Gibt es inzwischen eine feste
Vereinbarung, eine solche Fertigung in Europa aufzubauen? Falls nicht: Wo
gibt es Schwierigkeiten? Fehlen noch die Partner, fehlen die
Verpflichtungen der Partner, fehlen möglicherweise europäische
Partnerländer, die sich daran beteiligen? Was fehlt noch, um quasi den
Strich unter ein solches Vorhaben zu machen?

Alemany: Danke für die Frage. Wie Sie wissen, bedürfen solche Großprojekte,
wie es der Aufbau einer Batteriezellfabrik in Deutschland oder in Europa
wäre, eines langen Zeitraums. Das Wirtschaftsministerium macht ja schon
lange deutlich, dass die Batteriezellfertigung auch bei der
Elektromobilität eine Schlüsseltechnologie ist. Deswegen ist uns sehr
wichtig, dass diese Kerntechnologie auch in Deutschland und Europa
vorhanden ist und nicht zugekauft werden muss. Minister Altmaier führt
zahlreiche Gespräche in diesem Zusammenhang auf EU-Ebene, aber auch mit
anderen EU-Mitgliedstaaten. Sie haben vielleicht mitbekommen, dass er sich
dazu gestern mit Kommissar Sefcovic, aber auch mit Kommissarin Vestager
unterhalten hat und dass er dazu letzte Woche zu Gesprächen in Polen war.
Andere EU-Mitgliedstaaten haben auch Interesse bekundet.

Sie sehen also: Dieses Thema wird von der Politik, aber zunehmend auch von
der Industrie immer wichtiger genommen. Wir wollen die Industrie dabei
unterstützen, dass es zu einer solchen Fabrik kommt. Es ist klar, dass es
sich dabei um ein privatwirtschaftliches Projekt handelt, aber dieses
möchten wir gerne politisch flankieren. Wir sind auch zuversichtlich, dass
wir da bis Ende des Jahres konkretere Ergebnisse haben werden. Minister
Altmaier denkt an Batteriezellfertigung konkret in Deutschland - das ist
sein Wunsch -, wahrscheinlich aber auch in anderen EU-Mitgliedstaaten. Wir
nutzen dazu einen EU-Beihilferahmen namens IPCEI; da gibt es die
Möglichkeit, dass Programme von der EU an die Mitgliedstaaten ausgebreitet
werden. Da braucht es mehrere EU-Mitgliedstaaten, die dann an einem solchen
konkreten Projekt auch teilnehmen. Dazu laufen die Gespräche auf
Hochtouren. Das ist heute der Stand.

SRSin Demmer: Sie haben die Kanzlerin heute Morgen ja gehört.

Zusatzfrage: Das heißt, es gibt noch keine feste Vereinbarung, sodass man
sagen könnte "Altmaier kündigt an, dass es eine Batteriezellenfertigung in
Deutschland geben wird"?

Alemany: Wenn der erste Spatenstich für die Fabrik auf der Wiese
stattfinden wird, werden wir Sie das wissen lassen.

Frage: Frau Demmer, ich würde gern zum Thema Hans-Georg Maaßen fragen: Ist
das aus Sicht der Kanzlerin gestern so gelaufen, wie die Kanzlerin sich das
vorgestellt hatte, ist das also der Ausgang, den sie sich auch gewünscht
hat?

SRSin Demmer: Es hat gestern ein Treffen gegeben. Dieses Treffen hatte ein
Ergebnis; Sie kennen auch alle die Pressemitteilung, die danach
herausgegangen ist. Darüber hinaus habe ich nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Ich hatte das schon befürchtet. Ich fände es aber ganz schön,
wenn wir und damit auch die Öffentlichkeit einmal erfahren würden, ob die
Kanzlerin in dieser Frage überhaupt jemals eine Haltung hatte, ob sie
jemals irgendein Ziel hatte, wie diese Affäre ausgehen sollte. Können Sie
dazu jetzt, wo das Schweigegelübde, das bis gestern immer galt, zumindest
von einigen Personen gebrochen wurde - falls es überhaupt noch gilt -,
nicht einmal etwas sagen?

SRSin Demmer: Es hat ja gestern ein Treffen gegeben, in dem sich die drei
Chefs der diese Koalition tragenden Parteien getroffen haben, auf eine
Erklärung geeinigt haben. Diese Erklärung kennen Sie, und darüber hinaus
kann ich dem nichts hinzufügen.

Zusatzfrage: Frau Demmer, hätte Frau Merkel Herrn Maaßen gerne weiter an
der Spitze des Verfassungsschutzes gesehen, hatte sie weiter Vertrauen in
Herrn Maaßen?

SRSin Demmer: Ich kann mich nur wiederholen: Es hat ein Ergebnis gegeben.
Die Kanzlerin war bei dem Treffen dabei, trägt dieses Ergebnis also mit.
Darüber hinaus kann ich Ihnen nichts sagen.

Frage: Frau Demmer, angesichts der Tatsache, dass uns das Thema in den
letzten Wochen in der Öffentlichkeit beschäftigt hat: Warum gab es dazu
gestern nur eine müde Pressemitteilung, warum hat sich die Kanzlerin nicht
der Öffentlichkeit gestellt und die Entscheidung verkündet?

SRSin Demmer: Es geht hier um eine Entscheidung, die zu dritt getroffen
worden ist, -

Zusatz: Dann hätten sie das ja auch zu dritt machen können.

SRSin Demmer: - und der Innenminister hat dazu heute ja eine
Pressekonferenz gegeben.

Zusatzfrage: Das ist aber nicht die Frage. Die Kanzlerin hat das ja
mitentschieden; wir wissen aber gar nicht, ob ihr das alles egal war, denn
Sie wollen uns ja nichts dazu sagen. Ich will wissen, warum die Kanzlerin
sich nicht der Öffentlichkeit gestellt hat und warum sie ihr BPA
vorschickt, das eine Kleine Pressemitteilung verschickt.

SRSin Demmer: Die drei Parteispitzen haben sich darauf geeinigt, diese
Erklärung herauszugeben. Darüber hinaus gibt es nichts zu sagen. Die
Details hat der Bundesinnenminister in einer Presseerklärung
bekanntgegeben.

Vorsitzender Detjen: Wollten Sie etwas ergänzen, Frau Petermann?

Petermann: Nein. In der Presseerklärung wurde ja, wenn ich das richtig in
Erinnerung habe, auch schon angekündigt, dass man sich darauf verständigt
hatte, dass der Bundesinnenminister dazu am heutigen Tag die Details
erläutern wird. Es betrifft ja auch seine Zuständigkeit, sein Ressort.

Frage: Frau Demmer, aber offenbar ist das Thema ja so wichtig gewesen, dass
die drei Vorsitzenden der diese Koalition tragenden Parteien dieses Thema
gemeinsam beraten mussten. Insofern ist es ja nicht ganz unwichtig, was die
anderen Parteivorsitzenden möglicherweise dazu denken, und nicht nur der
CSU-Vorsitzende und Bundesinnenminister, dessen Position wir jetzt kennen.

Weil sich auch die andere tragende Partei, die SPD, dazu nicht klar verhält
- jedenfalls nicht der Generalsekretär heute Morgen im Deutschlandfunk -,
ist auch nicht ganz klar, ob die SPD-Vorsitzende diesen Beschluss
ausdrücklich mitgetragen hat. Ist Ihre Pressemitteilung so zu lesen, dass
auch die SPD-Vorsitzende, genauso wie die Kanzlerin, diese Erklärung
beziehungsweise diese Entscheidung mitträgt?

SRSin Demmer: Ich spreche hier für die Bundeskanzlerin, und die
Bundeskanzlerin hat diese Erklärung mitgetragen. Sie war ja bei der
Besprechung und bei dem Termin dabei.

Zusatzfrage: Können Sie sagen, ob die SPD-Vorsitzende in der Besprechung
dieses Ergebnis mitgetragen hat oder ob sie gesagt hat "Mir ist das alles
egal"?

SRSin Demmer: Das hier ist die Regierungspressekonferenz.

Zusatzfrage: Dann dürften Sie hier zu diesem Treffen ja gar nichts sagen,
denn das war ja ein Treffen der Parteivorsitzenden, wie Sie gesagt haben.

SRSin Demmer: Ich kann ja auch darüber hinausgehend nichts sagen. Ich
verweise Sie ja auf das gestrige Treffen und auf die Erklärung, die dazu
herausgegeben wurde.

Frage: Frau Demmer, nach meiner Wahrnehmung gibt es eine verschiedene
Lesart dessen, wer was mitträgt. Die SPD sagt: Wir sind zufrieden mit der
Ablösung, finden aber den Wechsel ins Innenministerium nicht in Ordnung;
das habe Herr Seehofer allein - teilweise wird auch gesagt: Herr Seehofer
zusammen mit der Kanzlerin - entschieden. Der Innenminister hat eben gesagt
- so wie Sie es gerade eigentlich auch gesagt haben -, alle drei hätten
das, was in der Erklärung steht, das heißt, auch den Wechsel ins
Innenministerium, mitgetragen. Deswegen meine Frage: War der Wechsel ins
Innenministerium ein Kompromiss unter allen dreien und auch mit der
Kanzlerin so vereinbart?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen eigentlich nur die Pressemitteilung noch
einmal vorlesen, und das wird Sie auch nicht zufriedenstellen. Ich habe
hier darüber hinaus nichts mitzuteilen.

Frage: Frau Demmer und Frau Petermann, vielleicht an Sie beide: Die Lösung
gestern sollte ja diese Regierungskrise beenden. Ist das jetzt aus Ihrer
Sicht der Fall oder passiert nach Ihrer Einschätzung gerade das Gegenteil,
nämlich dass damit die nächste Runde eröffnet ist?

SRSin Demmer: Ich habe hier - ich habe jetzt nicht auf die Uhr geschaut -
vorhin bestimmt zehn Minuten lang vorgetragen, was diese Bundesregierung
gerade an wirklich wichtigen Projekten für dieses Land erarbeitet hat. Das
waren in Teilen lange Prozesse und das sind wichtige Projekte, die alle
beziehungsweise eine große Bandbreite betreffen. Das heißt, es gibt einen
großen Beleg dafür, dass diese Bundesregierung sehr konstruktiv
zusammenarbeitet.

Zusatz: Frau Petermann, können Sie etwas dazu sagen?

Petermann: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Frau Petermann, Herr Seehofer hat, glaube ich, gerade keinen
genauen Zeitraum für die Entscheidung über den neuen
Verfassungsschutzpräsidenten oder die neue Verfassungsschutzpräsidentin
genannt. Kann man das vor oder nach der bayerischen Landtagswahl einordnen?

Petermann: Ich sehe überhaupt keinen Zusammenhang mit der bayerischen
Landtagswahl, und zwar in aller Ernsthaftigkeit. Das Bundesamt für
Verfassungsschutz ist eine ganz wichtige Behörde. Ich glaube, jeder, der
die Presse liest und sich mit den Themen der öffentlichen Sicherheit
befasst, weiß, wie es um die Sicherheit in diesem Land bestellt ist und wie
wichtig diese Aufgabe des Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz
ist. Das erfordert eine sorgfältige Auswahl einer Fachfrau oder eines
Fachmannes, die die Zeit erfordert, die es dafür braucht. Das steht in
keinem Zusammenhang mit der bayerischen Landtagswahl.

Frage: Frau Demmer, Sie müssen mir schlicht und einfach noch einmal
erklären: Warum möchte die Bundeskanzlerin nicht, dass irgendjemand weiß,
wie sie sich in dieser Sache positioniert hat?

SRSin Demmer: Die Bundeskanzlerin hat sich doch positioniert. Sie hat an
dem Gespräch teilgenommen und es gibt ein Ergebnis. Dieses Ergebnis kennen
Sie alle.

Zusatzfrage: Ja, aber es gibt einen Weg zu einem Ergebnis. Auf diesem Weg
zu einem Ergebnis positionieren sich unterschiedliche Leute, und es ist
sehr wichtig zu erfahren, wie dieses Ergebnis zustande gekommen ist.

SRSin Demmer: Es tut mir leid, ich kann Ihnen nur sagen, was das Ergebnis
dieses Treffens war. Darüber hinaus kann ich Ihnen nichts mitteilen.

Frage: Sie haben hier referiert, wie der Entscheidungsprozess war und wie
die Entscheidung über die Veröffentlichung gewesen ist. Das bedeutet, dass
die Federführung für diesen Prozess eindeutig bei Herrn Seehofer lag, denn
nicht die drei sind vor die Presse gegangen - auch nicht aus ihrer Funktion
heraus -, sondern es wurde in der Presseerklärung gesagt: Das ist der
Beschluss, und alles Nähere morgen von Herrn Seehofer. Können Sie
bestätigen, dass Herr Seehofer der tatsächlich Federführende in diesem
Prozess war?

Frau Petermann, Herr Seehofer hat vorhin in der Pressekonferenz im Hinblick
auf die Ablösung von Herrn Adler - sozusagen des SPD-Mannes in der
Staatssekretärsriege - gesagt, dass diese Konsequenz in der Besprechung
gestern allen Beteiligten klar gewesen sei. Bedeutet das, dass gestern Herr
Seehofer explizit angekündigt hat "Wir übernehmen Herrn Maaßen als
Staatssekretär und dafür geht Herr Adler in den Ruhestand"? Hat er das so
gesagt?

SRSin Demmer: Ich möchte mir Ihre Analyse ausdrücklich nicht zu eigen
machen. Der Bundesinnenminister hat über die jeweiligen Zuständigkeiten und
den neuen Zuschnitt in seinem Ministerium heute Bericht erstattet, und so
ist es gestern verabredet und auch angekündigt worden.

Petermann: Ich schließe mich dem an. Die Verkündung wurde heute so
vollzogen. Ich war bei dem Gespräch nicht dabei; ich kann deshalb nicht aus
dem Gespräch referieren und kann auf Ihre Frage keine Antwort geben.

Zusatzfrage: Könnten Sie versuchen, das nachzureichen? Denn die
Formulierung des Ministers diesbezüglich war heute leider etwas vage. Wenn
er sagte, dass die Konsequenzen allen Beteiligten klar waren, dann ist das
ja etwas anderes, als wenn er sagt: Ich habe da klar gesagt, wer seinen
Posten räumen muss, wenn ein Neuer reinkommt. Könnten Sie das noch
eruieren?

Petermann: Nein - das sage ich an dieser Stelle in dieser Deutlichkeit. Die
drei Parteivorsitzenden haben gestern kundgetan, was sie darüber sagen
möchten und der Minister hat das heute auch getan. Die Äußerungen stehen
für sich, und die werde ich auch nicht weiter vertiefen.

Frage: Frau Demmer, könnten Sie erläutern, wie die Causa Maaßen heute im
Kabinett besprochen wurde? Was gab es da für Stimmen? Gab es Unmut oder gab
es Stillschweigen dazu?

Können Sie vielleicht erläutern, wie oft ein Staatssekretär für
Bundespolizei, Cyber- und Informationssicherheit und öffentliche Sicherheit
am Kabinettstisch sitzt? Wird er künftig also auch mit Frau Merkel
zusammenkommen?

SRSin Demmer: Nein, wird er nicht; die beamteten Staatssekretäre nehmen in
der Regel nicht an der Kabinettssitzung teil. Ansonsten sind
Kabinettssitzungen vertraulich.

Zusatzfrage: Das heißt, die Causa Maaßen war heute überhaupt nicht Thema im
Kabinett, oder wollen Sie uns bloß nicht verraten, ob das Thema war?

SRSin Demmer: Die Kabinettssitzungen sind vertraulich.

Zusatzfrage: Frau Petermann, wenn er jetzt Staatssekretär für
Bundespolizei, Cyber- und Informationssicherheit werden soll, wird er dann
auch für Fake News zuständig sein, oder was ist unter
Informationssicherheit zu verstehen? Er hat ja selbst Fake News verbreitet
beziehungsweise ist daran schuld und hat nicht gerade für Sicherheit in
Sachen Information gesorgt.

Petermann: Das passt zwar schön in die Frage, aber ich würde dieses Thema
hier jetzt nicht vertiefen wollen; denn wie die detaillierte Organisation
im BMI in dem neuen Zuschnitt aussehen wird, wird zurzeit noch geprüft und
erörtert. Das ist ja eine recht komplexe Materie. Klar ist nur: Die
Fachaufsicht über das Bundesamt für Verfassungsschutz wird von Herrn
Engelke wahrgenommen und verantwortet.

Frage: Frau Petermann, ich verstehe nicht ganz, wieso noch kein Nachfolger
oder keine Nachfolgerin von Herrn Maaßen vorgestellt oder benannt wurde.
War man denn im Ministerium so überrascht, dass es zu diesem Wechsel kommt?

Petermann: Ich kann darüber nichts sagen, denn es war ja Stillschweigen
zwischen den drei Parteivorsitzenden vereinbart worden. Im Übrigen war das
ja gar nicht ein so langer Zeitraum. Was ich aber auf jeden Fall sagen
kann: Jemanden zu finden, der diese große und sehr wichtige Behörde
verantwortet, ist nicht gerade ganz einfach. Da bieten sich in der
Landschaft der Sicherheitsspezialisten nun auch nicht eine große Anzahl von
Kandidaten an, und das muss mit Sorgfalt geprüft werden.

Frage: Frau Demmer, ich würde gerne direkt daran anschließen: Der Minister
hat eben, glaube ich, gesagt - wenn ich ihn frei zitieren darf -, er wolle
das zeitnah, aber ohne Hektik entscheiden. Er habe wohl einen Namen im
Kopf, müsse dies aber noch mit anderen Personen abstimmen.

Erste Frage: Mit wem wird das jetzt abgestimmt, wer muss dieser
Entscheidung zustimmen - nicht formal, sondern politisch?

Zweite Frage: Welche Kriterien sind eigentlich aus Sicht des Ministers
ausschlaggebend für den Vorschlag, den er machen wird?

Petermann: Zu Ihrer ersten Frage: Ich habe das anders in Erinnerung; ich
habe das so verstanden, dass er keinen Namen im Kopf hat. Deswegen bin ich
jetzt etwas überrascht über die Aussage, ansonsten könnte ich das
vielleicht an dieser Stelle richtigstellen.

Zu Ihrer zweiten Frage: Ich kann Ihnen hier jetzt kein Stellenprofil
benennen. Das erfolgt ja auch nicht über eine Stellenausschreibung, die
nach bestimmten Kriterien aufgestellt und irgendwo veröffentlicht wird und
auf die man sich bewerben kann; denn so groß ist die Landschaft derer, die
dafür in Frage kommen, letztlich nicht. Es gibt sicherlich viele
Fachverständige und Sachverständige zum Thema innere Sicherheit, aber es
kommen ja noch andere Aufgaben hinzu, nämlich das Führen einer großen
Behörde, und es erfordert auch besondere Fähigkeiten, national wie auch
international zu agieren. Deswegen werde ich Ihnen hier keinen
Kriterienkatalog von A bis F mitteilen können. Ich glaube, das, was ich
hier gesagt habe, macht schon hinreichend deutlich, welche Person - ob Mann
oder Frau - dafür in Betracht kommen sollte/könnte/müsste.

Zusatzfrage: Gibt es eine Verabredung mit Beteiligten - der Kanzlerin, dem
Bundesinnenminister und möglicherweise dem SPD-Vorsitzenden -, wer am Ende
dem Vorschlag zu dieser neu zu benennenden Personalie zustimmen muss? Auf
politischer Ebene, meine ich; fachzuständig ist allein der Minister, das
ist mir schon klar.

Petermann: Das geschieht nach dem üblichen Verfahren: Eine Person wird
ausgewählt, der Innenminister schlägt vor und die Personalie wird im
Kabinett behandelt. Das ist letztlich der Entscheidungsvorgang.

Frage: Ich möchte gern noch einmal zum Zustand der Bundesregierung
beziehungsweise der Koalition kommen. Frau Demmer und Frau Petermann, das
gestrige Treffen hatte ja das Ziel, dass das bereinigt wird. Man hat nun
die eine Entscheidung getroffen, in der Hoffnung, dass sich das jetzt
beruhigt. Heute Morgen ist das Gegenteil eingetreten - so wie wir das aus
der SPD hören, ist dort eine große Empörung zu spüren. Ist das etwas, was
Sie jetzt überrascht? Haben Sie die Sache gestern für erledigt oder geklärt
gehalten?

Zweite Frage: Dass Staatssekretäre in den einstweiligen Ruhestand versetzt
werden, ist ja kein Novum, das Herr Seehofer mit einem SPD-Politiker
gemacht hat, sondern das haben auch schon SPD-geführte Ministerien mit 
CDU-Leuten gemacht. Ist es einfach so, dass man damit rechnen muss, und dann
ist der Appell auch, dass da Frieden besteht, oder war das eine Personalie,
von der man gestern schon gehofft hat, dass sie nicht zu neuer Unruhe
führt, aber die man einfach riskiert hat?

SRSin Demmer: Ich nehme von hier aus keine Bewertung der Stimmungslage in
der Parteienlandschaft vor. Ich kann nur noch einmal betonen: Ich habe hier
wirklich zahlreiche wichtige und für diese Bundesregierung seht bedeutende
Projekte vorgestellt, die heute im Kabinett beschlossen worden sind. Nehmen
Sie die doch als Beleg, dass die Koalition gut und vertrauensvoll
zusammenarbeitet.

Petermann: Von mir aus keine Ergänzung.

SRSin Demmer: Wichtig ist natürlich: Es gibt noch eine Menge anderer
Herausforderungen, die es jetzt anzupacken gilt, und die werden jetzt
angepackt.

Frage: Ein bisschen abstrakter gefragt: Das Institut für Demoskopie
Allensbach hat ja heute eine Umfrage der Generation Mitte - das sind quasi
die 30- bis 60-Jährigen - vorgestellt, und Frau Köcher sprach da von einer
Erosion angesichts des Umfragewertes zum Vertrauen in die politische
Stabilität im Land. Dieser Wert liegt im Moment bei 27 Prozent, die in
Deutschland noch das Gefühl haben, das Land ist politisch stabil.
Vielleicht an Frau Demmer: Wie nimmt die Bundesregierung solche
Umfrageergebnisse auf? Nimmt sie das ernst? Wie geht sie damit um? Hat das,
was gestern passiert ist, in Ihren Augen dazu beigetragen, Vertrauen in
politische Stabilität zu bilden?

SRSin Demmer: Ich kenne diese Umfrage nicht und kann sie deshalb von hier
aus auch nicht bewerten. Selbstverständlich ist es dieser Bundesregierung
ein Anliegen, vertrauensvoll zusammenzuarbeiten und das auch nach außen zu
vermitteln. Deswegen habe ich hier ja auch 10 Minuten lang vorgetragen,
woran diese Bundesregierung tagtäglich arbeitet und was sie umsetzt -
erfolgreich umsetzt. Da gilt es weiterzuarbeiten, denn es liegen noch
zahlreiche weitere Herausforderungen vor uns.

Frage: Ich hätte noch einmal eine Frage an das Bundesfinanzministerium
beziehungsweise an das Vizekanzleramt: Was denkt eigentlich der Vizekanzler
über diese ganze Entscheidung? Wie bewertet er das Ganze, dass Herr Maaßen
jetzt Staatssekretär wird? Er muss dem neuen Behördenleiter im Zweifel ja
irgendwann im Kabinett zustimmen, übrigens auch dem Staatssekretär, glaube
ich.

Schwamberger: Als Sprecherin des BMF bewerte ich jetzt hier auch nicht im
Nachgang eine gemeinsam kommunizierte Entscheidung von drei
Parteivorsitzenden, die gestern Abend ein Gespräch geführt haben. Ich
denke, alles, was dazu von Seiten der Regierungsbank aus zu sagen ist,
wurde jetzt mehrfach gesagt. Dazu kann ich auch kein weiteres Meinungsbild
beitragen.

Zusatzfrage: Heißt das, dass der Vizekanzler diese Entscheidung mitträgt?

Schwamberger: Es gab gestern eine Vereinbarung und eine Verständigung
zwischen drei Parteivorsitzenden. Ich denke, das ist der Stand.
Diesbezüglich war die Frage, wie das in der Bundesregierung umgesetzt wird,
auch mit Blick auf die Besetzung von Staatssekretärsposten. Da gibt es eine
klare Verständigung - übrigens auch im Koalitionsvertrag - mit Blick auf
die eigenständige Besetzung von Staatssekretärsposten in den einzelnen
Ressorts.

Zusatzfrage: Das heißt, wenn ich das richtig verstehe, hat der Vizekanzler
also keine Meinung dazu? Oder er ist dagegen, weil er sich da nicht
zuständig fühlt? Ich verstehe es nicht so ganz. Was ist die Haltung des
Vizekanzlers?

Schwamberger: Die Haltung des Vizekanzlers ist, dass es eine bekannte
Entscheidung der drei Parteivorsitzenden gibt, die von seiner Seite aus mit
Sicherheit nicht in irgendeiner Art und Weise kommentiert oder eigens
bewertet wird - und nicht hier von dieser Stelle aus. Also das ist eine
klare Entscheidung. Die Folgen, die das auch mit Blick auf die Umsetzung im
Kabinett hat, sind vollkommen klar und geregelt.

Frage: Ich habe eine Frage zu dem Treffen von Herrn Trump mit dem
Präsidenten Polens in Washington. Da sind ja im Wesentlichen zwei Sachen
herausgekommen. Das war einmal eine erneute Kritik - Frau Alemany,
wahrscheinlich geht das an Sie - an Nord Stream. Der amerikanische
Präsident hat noch einmal seine generelle Kritik erneuert.

Dann planen ja - die Frage richtet sich an Herrn Neumann oder Frau Demmer -
die Polen gemeinsam mit den Amerikanern jetzt den Aufbau einer speziellen
Militärbasis der Amerikaner in Polen. Die Polen wollen sich daran
beteiligen. Was ist die Haltung der Bundesregierung zu diesen
Vereinbarungen zwischen Polen und den USA in Washington?

SRSin Demmer: Zu Nord Stream kann ich kurz und knapp sagen: Da haben wir
die Aussagen zur Kenntnis genommen. Wir sehen im Moment aber keinen Anlass,
das zu kommentieren. Sie kennen die Haltung der Bundeskanzlerin zu Nord
Stream 2. Sie hat mehrfach darauf hingewiesen, dass Nord Stream 2 in erster
Linie ein Projekt der Wirtschaft ist. Sie hat aber auch immer wieder
betont, dass wir natürlich Klarheit darüber brauchen, wie es mit der
ukrainischen Transitrolle nach 2019 weitergeht.

Alemany: Ich kann Frau Demmer da in nichts ergänzen. Sie hat alles dazu
erzählt.

Burger: Vielleicht würde ich zu der anderen Teilfrage ergänzen.

Wir haben das gestern auf Basis dessen, was in der Pressekonferenz gesagt
wurde, zur Kenntnis genommen. Aber ich glaube, es ist ein bisschen anders,
als Sie es vielleicht dargestellt oder verstanden haben. Nach unserem
Verständnis gibt es bisher ein Angebot der polnischen Seite an die USA,
sozusagen eine Prüfungszusage auf Seiten der USA, aber jetzt keine
Entscheidung in irgendeiner Form. Insofern, glaube ich, wäre es jetzt auch
spekulativ, da über irgendwelche Auswirkungen zu spekulieren.

Zusatzfrage: Sie würden jetzt nicht sagen wollen, wie Sie das finden
würden? Es gibt ja eigentlich schon kritische Stimmen, die sagen: Wir
wissen nicht genau, was die Russen dann sagen, wenn die Amerikaner in Polen
massiv eine Militärbasis aufbauen. - Dazu hat die Regierung jetzt erst
einmal keine Position?

Burger: Wie gesagt: Im Moment, nach unserem Kenntnisstand, sind da
überhaupt keine Entscheidungen getroffen. Insofern würden sich alle
Bewertungen über mögliche Auswirkungen auch im Rahmen der Spekulation
bewegen.

Frage: Eine Frage an Herrn Neumann zu dem Brand auf einem 
Bundeswehr-Gelände in Meppen: Können Sie ausschließen, dass eine gesundheitliche
Gefahr für die Bevölkerung besteht, weil das offenbar ein Gelände ist, das
auch schon vor dem Zweiten Weltkrieg als Militärgelände genutzt wurde und
dort gegebenenfalls Materialien liegen?

Neumann: Über eine mögliche gesundheitliche Gefährdung der Bevölkerung
liegen mir keine Erkenntnisse vor. Ich weiß nur, dass es Teil der Prüfung
ist, die dort vor Ort gerade läuft.

Ich kann vielleicht die Gesamtthematik kurz einordnen:

Das BMVg bedauert sehr, dass es am 3. September im Rahmen einer Erprobung
an der wehrtechnischen Dienststelle 91 in Meppen zu einem Moorbrand
gekommen ist. Im Zuge der internen Aufarbeitung des Brandes geht die
Bundeswehr selbstverständlich den Fragen nach, ob die bestehenden
Vorschriften eingehalten wurden, ob vorhandene Ermessensspielräume korrekt
genutzt wurden oder ob es Regelungslücken im Brandschutz gibt, die
geschlossen werden müssen. Oberste Priorität aus unserer Sicht hat jetzt
die Löschung des Brandes.

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, an dieser Stelle - auch im Namen von
Ministerin von der Leyen - allen Einsatzkräften von THW, den zivilen
Feuerwehren, Polizei, aber auch den Verantwortlichen im Land Niedersachsen
für die großartige Unterstützung zu danken, die wir bei der Bekämpfung
dieses Moorbrandes erfahren.

Zusatzfrage: Das heißt, es liegen noch keine Erkenntnisse vor, warum bei
Brandgefahr trotzdem diese Tests durchgeführt wurden?

Neumann: In der Tat ist das Teil der Untersuchungen, die gerade laufen. Wie
gesagt, das gehört zu den Fragen, die wir uns stellen. Das ist ein
bedauernswertes Ereignis, und wir werden es aufarbeiten.

Frage: Herr Neumann, wie lange werden die Löscharbeiten dauern?

Neumann: Das ist leider nicht absehbar. Wenn Sie Details zu der
Brandbekämpfung vor Ort wissen wollen, kann ich Ihnen anbieten, sich an die
Pressestelle des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und
Dienstleistungen zu wenden. Das sind die Experten vor Ort. Sie haben ein
besseres Lagebild als ich hier in Berlin.

Zusatzfrage: Seit wann versucht die Bundeswehr selbst, den Brand zu
löschen?

Neumann: Seit der Entstehung am 3. September.

Zusatzfrage : Bisher erfolglos?

Neumann: Die Rahmenbedingungen sind ungünstig. Es gab Erfolge und
Misserfolge. Es wechselt immer. Es hängt auch von meteorologischen
Bedingungen ab. Wie gesagt: Ich möchte Sie bitten, Details vor Ort zu
erfragen.

Frage: Ich würde gern von der Bundesregierung, wahrscheinlich vom
Bundeswirtschaftsministerium, wissen, wie die neueste Eskalationsrunde im
Handelsstreit zwischen den USA und China bewertet wird und ob man
befürchtet, dass das auch Auswirkungen auf die laufenden Gespräche zwischen
den USA und Europa hat.

Alemany: Wie Sie wissen, bemüht sich Kommissarin Malmström zusammen mit
Herrn Leitheiser, ihrem US-Pendant in dieser Frage, die Gespräche und die
Verhandlungen konstruktiv zu gestalten mit dem Ziel, die
Handelsbeschränkungen, die es gibt und die zwischen der USA und der EU neu
aktiviert wurden, zu reduzieren. Wir streben weiterhin eine Zollsenkung an,
vor allem im Industriebereich. Die EU führt hier die Gespräche. Minister
Altmaier hat sich dazu ja mehrfach öffentlich geäußert. Er war ja auch in
den USA zu Gesprächen. Diese Gespräche laufen weiter. Soweit wir können,
helfen wir natürlich der EU, um zu einer konstruktiven Lösung zu kommen,
einfach im Sinne des Freihandels und im Sinne des Zollabbaus. Denn Zölle
bringen immer nur Verteuerungen mit sich und bedrohen Arbeitsplätze.

Zu den Handelskonflikten, die sich derzeit parallel zwischen China und den
USA abspielen, möchte ich von dieser Stelle aus keine Kommentare abgeben.
Wir sind in der EU weiterhin mit Hochdruck daran, mit unseren
amerikanischen Partnern zu Lösungen zu kommen.

Frage: Herr Burger, wie bewertet denn die Bundesregierung die
innerkoreanischen Annäherungsversuche? Der südkoreanische Präsident Moon
befindet sich seit vorgestern in Pjöngjang. Verfolgt das die
Bundesregierung, und wie bewerten Sie das?

Burger: Wir verfolgen das selbstverständlich sehr aufmerksam. Unser
Interesse ist natürlich, dass es Fortschritte auf dem Weg zu einer
umfassenden Stilllegung des militärischen Atomprogramms Nordkoreas gibt.
Insofern verfolgen wir diese Gespräche sehr aufmerksam. Wir sehen erste
hoffnungsvolle Signale, dass es zumindest Hoffnungen gibt, in den nächsten
Tagen und Wochen auf diesem Weg voranzukommen.

Zusatzfrage: Welche Signale sind das?

Burger: Also wenn Sie sich die öffentlich verkündeten Ergebnisse des
Gipfels anschauen, dann gibt es dort Ankündigungen von Seiten Nordkoreas,
weitere Schritte in Richtung Denuklearisierung zu gehen. Wir können das im
Einzelnen noch nicht bewerten, weil wir die Details bisher auch noch nicht
kennen. Die Hoffnung ist, dass das die Basis sein kann, um weitere Schritte
zu gehen.

Frage: Ich habe aufgrund neuer Informationen ein Thema, das auch in der
letzten Woche schon eine Rolle gespielt hat. Die Frage richtet sich an das
Wirtschaftsministerium, vielleicht auch an andere Ministerien wie Innen
oder Finanzen.

Sieht die Bundesregierung eine Notwendigkeit, sich neue finanzielle
Möglichkeiten, einen Finanztopf oder Ähnliches, zu schaffen, um unliebsame
Übernahmeversuche von Firmen mit einem eigenen Reservoir an Finanzmitteln
abzuwehren?

Alemany: Vielleicht darf ich ein bisschen ausholen, um zu erklären, was ich
sagen will.

Sie wissen ja, dass sich unsere deutsche Wirtschaft in einem rauen
internationalen Wettbewerb befindet. Viele Länder reagieren darauf mit
Abschottung und protektionistischen Maßnahmen. Wir hatten ja gerade das
Thema - die Problematik zwischen der EU und den USA, die derzeit läuft und
uns alle beschäftigt. Aber natürlich haben wir diese Themen auch mit
anderen Ländern, u. a. mit China. Minister Altmaier legt großen Wert
darauf, unseren Firmen dabei zu helfen, sich frei und positiv in diesem
internationalen Wettbewerb entwickeln zu können. Denn sie sind es, die
unseren Wohlstand schaffen und auch die Arbeitsplätze bei uns erhalten.

Sie sprechen das Thema Staatsfonds an. Das war in der Tat letzte Woche
schon einmal ein Thema. Ich hatte mich dazu hier auch schon geäußert. Ich
kann noch einmal sagen:

Es gibt keine Überlegungen innerhalb der Bundesregierung, einen solchen
Staatsfonds zu errichten, der zu einer irgendwie gearteten Finanzierung von
Bundesbeteiligungen an Unternehmen dienen soll. Deutschland ist weiterhin
offen für Investitionen bei uns. Wir freuen uns über Investitionen, auch
aus China. Wir unterstützen selbstverständlich die Freiheit des
internationalen Kapitalverkehrs.

Gleichwohl ist die Bundesregierung immer darauf aus, die Unternehmen zu
schützen, vor allem wenn es um sicherheitspolitische Interessen geht. Dem
ist sie auch verpflichtet. Dem kommen wir auch nach. Wie Sie wissen, haben
wir derzeit eine Außenwirtschaftsnovelle innerhalb der Bundesregierung in
der Abstimmung mit dem Ziel, die Aufgreifschwellen für Prüfungen von
ausländischen Investments hier in Deutschland zu senken, sodass wir
frühzeitiger, umfassender und transparenter wissen, wer unsere Firmen
kauft, welche Firmen aufgekauft werden und mit welchen Intentionen dies
geschieht, um gegebenenfalls, wenn es für die öffentliche Ordnung und
Sicherheit Deutschlands wichtig ist, einschreiten zu können oder im Notfall
auch so eine Investition untersagen zu können.

Ergänzend zu den Instrumenten des Außenwirtschaftsrechts prüfen wir derzeit
auch, einen Mechanismus zu finden mit dem Ziel, die technologische
Souveränität der deutschen Industrie weiter zu gewährleisten und auch zu
schützen. Unser Minister hat sich auch dazu kürzlich im Bundestag geäußert.
Er sitzt an einer Industriestrategie, die er in Kürze vorstellen wird.
Darin werden wir sicherlich einige Dinge deutlicher konkretisieren können.

Zusatzfrage: Frau Alemany, nur zur Sicherheit: Gibt es vielleicht
irgendeinen Finanztopf, der nicht Staatsfonds heißt - denn manchmal sind
auch Begriffe wichtig -, also eine Finanzierungsquelle, die womöglich nur
anders heißt?

Haben Sie eine Erklärung dafür, dass sich diese Nachrichten von diesem
Staatsfonds so nachhaltig halten, also über eine Woche hinweg? Der Kollege
kann das ja wahrscheinlich nicht so gut sagen, weil es sein eigenes Medium
ist, das den Bericht heute geschrieben hat. Aber es sind immerhin
Regierungskreise mit wörtlichen Zitaten wiedergegeben. Soweit ich die
Kollegen von "Reuters" kenne, machen sie das auch nur, wenn sie diese
Zitate wirklich haben.

Alemany: Ich kenne die Kollegen von "Reuters" auch als sehr verlässliche
Kollegen, davon abgesehen.

Wie ich schon sagte: Wir prüfen gerade, ob wir neben den Instrumenten des
Außenwirtschaftsrechts geeignete Mechanismen finden, um die technologische
Souveränität unserer Unternehmen in diesem rauen Klima schützen zu können.
Wenn es Näheres dazu gibt, was dann sicherlich in dem Rahmen einer
Industriestrategie Sinn machen würde, dann werden wir das verkünden.

Zusatzfrage: Wenn ich an die Überlegungen der Bundesregierung denke, wie
sie bei Airbus vorgegangen ist, um den deutschen Anteil zu halten: Da hat
sie ja privates Kapital organisiert, um den deutschen Anteil zu
manifestieren und zu sichern. - Wäre das denn eine Möglichkeit?

Alemany: Es gibt sicherlich viele kluge Möglichkeiten, die wir da in
Erwägung ziehen. Wenn wir mit der Prüfung abgeschlossen sein werden, dann
werden wir das verkünden.

Frage : Frau Alemany, nur eine Verständnisfrage. Ich bin ein bisschen
verwirrt, wenn Sie die ganze Zeit davon sprechen, dass deutsche Unternehmen
geschützt werden sollen und Sie gleichzeitig auf den Protektionismus der
anderen Länder verweisen. Sie wissen schon, was "schützen" heißt und was
"Protektionismus" heißt, nämlich Schutzmaßnahmen einleiten. Also wenn die
Bundesregierung Unternehmen schützen will, dann ist das aus Ihrer Sicht
kein Protektionismus?

Alemany: Ich denke, die Worte, die Sie hier sagen, sind alle differenziert
zu sehen.

Zuruf: Ich zitiere Sie.

Alemany: Ich weiß schon, was Schutz ist und ich weiß, was Protektionismus
ist. Vielleicht hilft, um mehr Licht in Ihre Frage zu bringen, ein Blick
auf die Zahlen.

Wie Sie wissen, können wir als Bundesregierung schon seit 2004 prüfen, wenn
sich ausländische Investoren unsere Firmen kaufen möchten. Da gibt es
verschiedene Regelungen. Das finden Sie alles im Außenwirtschaftsrecht. Es
gibt verschiedene Bereiche, die eher geschützt werden, wie beispielsweise
Rüstungsunternehmen oder kritische Infrastrukturen. Denn wenn es dort zu
Gefährdungen käme, dann wäre das für die Bevölkerung in Deutschland mit
sehr viel mehr Effekten und vielleicht auch mit einer Gefährdung der
öffentlichen Ordnung und Sicherheit verbunden, sodass wir da besonders
genau hinsehen - natürlich alles im rechtlichen Rahmen.

Wie Sie wissen, hatten wir im letzten Jahr die Novelle etwas verschärft.
Wir sind auch jetzt wieder an einer Verschärfung, die einfach den aktuellen
Gegebenheiten folgt. Es folgt den Ländern, die verstärkt aufkaufen. Es
folgt den Branchen, die verstärkt aufgekauft werden. Hier geht es viel um
Technologien, die wir in Deutschland wichtig finden. Diese ganzen Prüfungen
- seit der letzten Novelle gab es 80 davon - führen dazu, dass wir einen
guten Überblick darüber erhalten, was aufgekauft wird und ob eine
Gefährdung unserer Interessen und unserer Sicherheitspolitik stattfindet
oder nicht.

Sie sehen an den Prüfverboten, also an den Untersagungen, die die
Bundesregierung ausspricht, dass wir sehr vorsichtig mit diesem Instrument
umgehen. Seit diesen ganzen Jahren, seit 2004, gab es überhaupt nur eine
Ermächtigung zu einer Untersagung eines solchen Firmenaufkaufs. Das heißt,
hier - wenn wir über den Promillebereich sprechen - von Protektionismus zu
reden, schießt, glaube ich, über das Ziel hinaus.

Wenn ich Protektionismus meine oder protektionistische Tendenzen erwähne,
dann geht es, wenn wir einmal das Beispiel China nehmen wollen, um 
Joint-Venture-Zwang für unsere Unternehmen, dem sie unterliegen, wenn sie in
China investieren wollen, dem aber chinesische Unternehmen nicht
unterliegen, wenn sie hier in Deutschland oder in Europa investieren
wollen. Da geht es um ganze Branchen, die komplett abgeschottet werden,
sodass man überhaupt nicht investieren darf. Das sind die Gewichtungen,
über die wir im internationalen Handel sprechen, wenn es um
Handelsbarrieren geht.

Frage: Frau Alemany, man könnte ja auch argumentieren, der beste Schutz sei
dann gegeben, wenn man etwas selber kauft, sodass es kein anderer kaufen
kann. Meine Frage ist vor dem Hintergrund dieses skizzierten Modells, das
sich auf Regierungskreise beruft: Lehnt der Bundeswirtschaftsminister ein
solches Modell ab, also die Schaffung eines Fonds - wie auch immer man ihn
am Ende nennt -, mit dem unter Einsatz öffentlicher Gelder Firmen oder
Firmenanteile gekauft werden, um eine Übernahme durch ausländische
Investoren zu verhindern? Lehnt er eine solche Konstruktion grundsätzlich
ab?

Alemany: Der Minister lehnt gar nichts ab, wie Sie ersehen können. Wie die
Bundesregierung zu solchen möglichen Beteiligungen steht, können Sie
vielleicht im jährlichen BMF-Bericht zu den Bundesbeteiligungen nachlesen.
Die Bundesregierung hält eine Vielzahl von Beteiligungen - ich sage hier
nur Telekom oder andere. Auch aktuell gibt es den Fall von 50Hertz; den
hatten wir ja auch hier hinlänglich besprochen. Natürlich kann es im
Einzelfall und je nachdem, wie sich die Situation ergibt, für den Bund Sinn
machen, sich zu beteiligen. Die mediale Berichterstattung von letzter Woche
tendierte aber zur Schaffung eines reinen Staatsfonds zum Aufkauf von
Firmen. Das kann ich Ihnen dementieren.

Zusatzfrage: Ich würde gern noch einmal nachfragen, und zwar nicht an das
Wirtschaftsministerium, sondern zum Beispiel an Ministerien, die besonders
engagiert im Bereich der Sicherheit sind, sprich das
Verteidigungsministerium und das Innenministerium. Sieht man eine besondere
Gemengelage, eine besondere Gefährdungslage? Braucht man in
sicherheitsrelevanten Bereichen, auch in Verbindung mit Cybertechnologien,
neue Instrumente? Reicht also das nicht aus, was man an bestehenden
Instrumenten hat?

Neumann: Ich kann gern beginnen.

Natürlich ist die Bedrohung aus dem Cyberraum eine sehr konkrete und mit
Sicherheit, auch mit Blick in die Zukunft, eine zunehmende Gefährdung.
Nicht ohne Grund haben wir zusammen mit dem BMI eine Agentur gegründet, die
sich genau dieser Fragestellung öffnet und versucht, bei
Schlüsseltechnologien - in der Kryptologie, also der
Verschlüsselungstechnik, in der Kommunikation und in anderen Bereichen -
neue Ideen oder Technologien aufzugreifen und sie weiterzuentwickeln.

Petermann: Ich habe keine Ergänzungen dazu. Der Kollege hat letztlich alles
gesagt.

Frage: Ich habe eine Nachfrage. Ich weiß nicht, ob sie an Sie geht, Herr
Neumann.

Es gibt Berichte, dass die Bundesregierung überlegt, eine Bundeskompetenz
für Gefahrenabwehr im Cyberbereich aufzubauen. Das würde aber offenbar eine
Grundgesetzänderung voraussetzen, weil bislang Gefahrenabwehr Ländersache
ist. Können Sie oder das Verfassungsressort gegebenenfalls sagen, in
welcher Weise das Grundgesetz geändert werden müsste, um Bundeskompetenz im
Bereich von Abwehr von Cybergefahren herzustellen?

Neumann: Ich würde gern an das BMI verweisen. Das ist nicht in der
Ressortverantwortung des BMVg.

Petermann: Als BMI muss ich Ihnen an dieser Stelle sagen, dass ich diese
Frage nicht beantworten kann, die Antwort aber gern nachreiche -
hinreichend konkret.

Vorsitzender Detjen: Damit sind wir am Ende unserer Fragen.

Last but least hatten wir heute zum letzten Mal - man soll nie sagen "zum
letzten Mal", aber in dieser Amtszeit und in dieser Funktion jedenfalls -
Herrn Neumann bei uns zu Gast, der sich von uns verabschieden möchte.

Neumann: Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute war meine letzte
Teilnahme an einer Bundespressekonferenz, da ich ab nächster Woche eine
neue Aufgabe wahrnehmen werde.

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, mich aus diesem Kreis zu verabschieden.
Ich möchte mich natürlich auch bei Ihnen bedanken, zum einen
stellvertretend bei Ihnen, Herr Vorsitzender, für die klaren Linien in der
Leitung dieser manchmal sehr interessanten Veranstaltung, bei den
Schriftführerinnen und Schriftführern für das Festhalten des Gesagten - mit
Sicherheit auch nicht immer einfach - und bei Ihnen, meine sehr verehrten
Damen und Herren, für den respektvollen Umgang und Ihr professionelles
Verständnis für die Rollen und Grenzen, in denen sich Pressesprecher
bewegen. Wir blicken zwar auf die gleichen Themen, allerdings aus
unterschiedlichen Perspektiven und gegebenenfalls auch mit verschiedenen
Zielrichtungen.

Es war bis zuletzt eine sehr interessante Erfahrung und spannend, auf
diesem Stuhl zu sitzen, auch für jemanden, der fast 2800 Stunden in seinem
Leben auf Schleudersitzen verbracht hat. Ich möchte Ihnen alles Gute
wünschen und mich hiermit verabschieden. Vielen Dank.

Vorsitzender Detjen: Herr Neumann, auch von unserer Seite vielen Dank, dass
Sie hier waren und auch heute noch einmal unsere Fragen beantwortet haben.
Wir wünschen Ihnen alles Gute. Wo der Auslöser für den hiesigen
Schleudersitz ist, erzählen wir Ihnen, wenn Sie wiederkommen. Man kann in
vielen Funktionen - als Generalinspekteur, als Verteidigungsminister -
wiederkommen. Insofern: Auf Wiedersehen.

Mittwoch, 19. September 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 19. September 2018
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FINANZEN/2186: Bundesregierung will Bürger nicht entlasten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. September 2018

TONCAR: Bundesregierung will Bürger nicht entlasten



Zum Monatsbericht des Bundesfinanzministeriums erklärt der
finanzpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Bei den Steuereinnahmen jagt ein Rekord den nächsten. Der Staat weiß
kaum wohin mit dem Geld. Deutschland ist inzwischen Vizeweltmeister
bei der Abgabenbelastung von Durchschnittsverdienern, was für ein
unrühmlicher Titel. Trotzdem will die Bundesregierung die Bürgerinnen
und Bürger nicht entlasten. Bundesfinanzminister Scholz legt sich
sogar lieber eine Kriegskasse an, um in Wahlkampfzeiten Geschenke
verteilen zu können. Richtig und notwendig wäre es angesichts dieser
Zahlen, den Soli endlich komplett abzuschaffen. Das Geld dazu wäre
da."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1491: Senkung des Arbeitslosenversicherungsbeitrags ist Scheinentlastung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. September 2018

THEURER: Senkung des Arbeitslosenversicherungsbeitrags ist
Scheinentlastung



Zur Senkung des Arbeitslosenversicherungsbeitrags erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Die Senkung des Arbeitslosenversicherungsbeitrags ist lediglich eine
Scheinentlastung. Denn durch die unseriöse Rentenpolitik der Großen
Koalition und steigende Kosten bei der Pflegeversicherung werden die
Bürger am Ende wohl kaum mehr auf dem Lohnzettel haben als bisher.
Das ist angesichts der guten Konjunktur- und Arbeitsmarktlage ein
Skandal. Wann will die Bundesregierung die Beitragszahler wirklich
entlasten, wenn nicht jetzt? Die Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung könnten etwa problemlos deutlich stärker
gesenkt werden: 0,6 Prozentpunkte wären inzwischen finanzierbar.
Neben einer echten Entlastung der Beitragszahler müssen Union und SPD
endlich aufhören kleinteiliges Stückwerk in der Sozialpolitik zu
betreiben und stattdessen ein umfassendes Konzept für die
Modernisierung der Sozialversicherungen vorlegen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/2980: Bundesregierung muss konkrete Maßnahmen beim Netzausbau auf den Weg bringen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. September 2018

NEUMANN: Bundesregierung muss konkrete Maßnahmen beim Netzausbau
auf den Weg bringen



Zum Netzgipfel von Bundeswirtschaftsminister Altmaier erklärt der
energiepolitische Sprecher der FDP-Fraktion Prof. Dr. Martin Neumann:

"Es ist nun genug mit Peter Altmaiers gemütlichen Runden, bei denen
viel diskutiert, aber nichts Konkretes beschlossen wird. Statt
Symbolpolitik muss die Bundesregierung endlich konkrete Maßnahmen zur
Lösung der längst bekannten Herausforderungen beim Netzausbau auf den
Weg bringen. Vor allem der Einspeisevorrang für alternative Energien
muss sich stärker an marktwirtschaftlichen Prinzipien orientieren.
Die Zahlen der bisherigen Planwirtschaft zugunsten Erneuerbarer sind
eindeutig: 1,4 Milliarden Euro mussten Anbieter allein 2017
aufwenden, um das Netz zu stabilisieren, weil durch das schwankende
Angebot von Wind- und Solarstrom permanent Stromausfälle drohen.
Schon heute zahlen deutsche Haushalte die höchsten Strompreise
Europas. Das muss enden. Wie will man sonst Menschen für die
Energiewende gewinnen? Eine wirkliche Beschleunigung des Netzausbaus
und geringere Energiekosten kann es nur geben, wenn es endlich
stärkere Anreize für Investitionen in intelligente Netztechnik gibt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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HAMBURG/4498: Hausaufgaben gemacht? Flughafenchef redet Versagen bei Verspätungen schön (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 20. September 2018

Hausaufgaben gemacht? Flughafenchef redet Versagen bei Verspätungen schön



Die Zahl der Verspätungen am Hamburger Flughafen nimmt weiterhin dramatisch zu. Trotzdem meint Flughafenchef Michael Eggenschwiler laut Presse, der Flughafen habe "seine Hausaufgaben gemacht". Dazu Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE In der Hamburgischen Bürgerschaft: "Nachdem Rot-Grün die Volkspetition 'Nachts ist Ruhe' im Handstreich abgelehnt und nur einen verpfuschten Kompromiss zur Fluglärmminderung zugelassen hat, kommen nun entlarvende Worte aus dem Flughafen. Mit dieser Einstellung ist schon abzusehen, dass auch zukünftig Verspätungsrekorde in die Trophäensammlung des Flughafens kommen werden."

Zwar seien die Handlungsmöglichkeiten Hamburgs seit der weitgehenden Deregulierung des europäischen Flugmarktes stark eingeschränkt. "Aber selbst in den Bereichen, in denen über den Bundesrat oder in den Arbeitsgruppen des Flughafenverbandes gehandelt werden könnte, zeichnet sich Hamburg durch mutwillige Passivität aus", meint Jersch. "Der Wille, den untragbaren Verspätungszustand zu beenden, ist nachweislich nicht vorhanden. Einem Schüler seine ungenügenden Leistungen durchgehen zu lassen, nur weil der bockig meint, er habe seine Aufgaben doch gemacht, würde nicht helfen. Die Versetzung des Flughafens ist akut gefährdet, wenn es nicht größere Anstrengungen gibt, die Hausaufgaben wirklich zu machen und die Einhaltung der Nachtruhe wieder herzustellen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 20. September 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4497: "Park(ing) Day" - Parkplätze zu Parks (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 20. September 2018

"Park(ing) Day": Parkplätze zu Parks!



An diesem Freitag ist wieder "Park(ing) Day": Jedes Jahr im September gestalten Aktivist_innen auf der ganzen Welt Kfz-Parkplätze kurzfristig zu Inseln des Stadtlebens um, zum Treffen und Klönen, zum Spielen für Kinder, zum Musikmachen. Dieses Jahr ist der "Park(ing) Day" am 21. September.

Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, freut sich auf den "Park(ing) Day": "Autos machen die Stadt nicht nur laut und verpesten die Luft - sie klauen den Menschen auch viel zu viel Platz. Der 'Park(ing) Day' zeigt, was möglich wäre, wenn der öffentliche Raum nicht mehr mit so viel Blech blockiert werden würde: Erholung, Sport, Kinderspiel, Gespräche."

Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, begrüßt ebenfalls den "Park(ing) Day". "Will der Senat seine klimapolitischen Ziele erreichen, sind politische Anstrengungen nötig. Der Senat muss endlich entschiedenere Maßnahmen anpacken als nur einige hundert Meter halbgare Fahrverbötchen in Altona einzuführen. Politik kann etwas erreichen, wenn sie will!"

Der "Park(ing) Day" wird in Hamburg am Freitag unter anderem vom ADFC um 14:30-19:00 Uhr an der Eppendorfer Landstraße 98-100 begangen.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 20. September 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4933: Landtag diskutiert über Organspende (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
19.09.2018

Landtag diskutiert über Organspende



Auf Antrag der FDP-Fraktion hat der rheinland-pfälzische Landtag heute
über das Thema Organspende diskutiert. Ziel der Debatte war es, eine
differenzierte und vielfältige Meinungsbildung zu diesem komplexen,
emotionalen Thema zu ermöglichen. Dazu sagt die Vorsitzende der
FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Cornelia Willius-Senzer:

"Bundesweit warten über 10.000 Menschen auf ein Spenderorgan. Trotz
der in den letzten Jahren leicht steigenden Zahl an Transplantationen,
fehlt es noch immer an genügend Spenderorganen. Eine breite Debatte
über neue Wege zur Verbesserung der Organspende ist daher dringend
notwendig. Noch immer sterben in Deutschland zu viele Menschen, weil
für sie kein passendes Spenderorgan gefunden werden kann.

Dabei ist uns bewusst, dass die Organspende ein emotionales,
persönliches und ethisch wie medizinisch anspruchsvolles Thema ist. Um
diesem Umstand Rechnung zu tragen, haben wir uns dazu entschlossen,
dieses Thema in seiner Vielschichtigkeit breit und offen im Landtag zu
diskutieren.

Ich möchte, dass wir auch über die sogenannte Widerspruchslösung
nachdenken. Als Vorbild dient dahingehend Belgien. Dort sind alle
Bürgerinnen und Bürger automatisch als Organspender erfasst. Dort wird
bereits im Kindesalter Aufklärungsarbeit geleistet. Wir können es
mündigen Bürgerinnen und Bürgern abverlangen, vor dem Hintergrund
einer Widerspruchslösung eine bewusste Entscheidung zu treffen.
Vertrauen, Enttabuisierung und Aufklärung sind dafür Voraussetzung.
Und vielleicht können wir in naher Zukunft mehr Menschen ein zweites
Leben schenken."

Der gesundheitspolitische Sprecher der FDP-Fraktion, Steven Wink, fügt
hinzu:

"Nach unserer Auffassung ist die Organspende ein höchst persönliches
Thema. Daher hat es mich sehr gefreut, dass ich heute meine ganz
persönliche Sicht darauf im Parlament darlegen konnte. Bei der
Widerspruchslösung ist es vor allem die Situation von Kindern und
Eltern, die mich beschäftigt. Als Vater von zwei Kindern empfinde ich
die Frage, wie Eltern eines Kindes über die Spende von dessen Organen
entscheiden, als besonders schwierig.

Die Frage, ob die Eltern eines verstorbenen Kindes tatsächlich in
dessen Sinne entscheiden können und wollen, ist für mich nicht klar zu
beantworten. Daher habe ich Sympathie für die sogenannte
'Verpflichtende Entscheidungslösung'. Hierbei müssen sich alle
volljährigen Bürgerinnen und Bürger der Frage stellen, ob sie
Organspender werden möchten.

Anlass für diese Entscheidung kann beispielsweise die Beantragung
eines neuen Personalausweises sein. Dieses Dokument würde dann erst
nach einer Entscheidung für oder gegen die Organspende ausgegeben
werden. Dies führt zu einer intensiveren Auseinandersetzung mit dem
Thema.

Dafür bedarf es Aufklärung, die wir als Politik unterstützen sollten.
Es soll nicht darum gehen, Menschen ihrer Werte und Selbstbestimmung
zu entledigen. Im Gegenteil: Nur wer über die Praxis der Organentnahme
Bescheid weiß und den Zweck kennt, kann eine differenzierte,
persönliche Entscheidung treffen, die wir alle zu akzeptieren haben."
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RHEINLAND-PFALZ/4932: Rheinland-Pfalz fördert bezahlbares Wohnen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
19.09.2018

Rheinland-Pfalz fördert bezahlbares Wohnen - Schweitzer: "Es muss
und wird gebaut werden"



Anlässlich der Aktuellen Debatte der SPD-Fraktion mit dem Titel
"Mieten, Bauen und Wohnen in der Stadt und auf dem Land müssen
erschwinglich bleiben" erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander
Schweitzer:

"Als Koalitionsregierung sorgen wir für Wohnraumförderung - in den
Städten und im ländlichen Raum. Es muss und wird gebaut werden, es
muss umgebaut werden. Sinnvoll wäre es auch, dass Landkreise das
Modell des Kreiswohnungsverbandes im Rhein-Pfalz-Kreis übernähmen."
Der Verband baue und verkaufe, betreue und verwalte Wohnungen und
Häuser. Er leiste so einen Beitrag für eine bezahlbare Versorgung mit
Wohnraum.

Der wohnungsbaupolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Thomas Wansch,
ergänzt: "Wohnen ist ein Grundbedürfnis für alle Menschen. In diesen
Zeiten ist ein zentrales, politisches Ziel, den steigenden Immobilien-
und Mietpreisen in den Wachstumsregionen einerseits und dem Leerstand
in den ländlichen Gebieten andererseits entgegenzuwirken. Ein
Schwerpunkt der Ampel-Koalition liegt daher in der Schaffung von
bezahlbarem und attraktivem Wohnraum in ganz Rheinland-Pfalz. So
stellt die Landesregierung unter Einbeziehung des Kreditvolumens der
Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) in diesem Jahr
allein 300 Millionen Euro für die Wohnraumförderung zur Verfügung."

Wansch betont: "Die Landesregierung setzt bei der Wohnraumförderung
auf einen Instrumentenmix. Aufgrund neuer Förderinstrumente wie
Tilgungszuschüsse konnten in Rheinland-Pfalz die Förderergebnisse
verbessert werden. Es wurde zudem die Gewährung von Tilgungszuschüssen
in den Fördermietenstufen 1 und 2 zum August 2018 auf den Ausbau, die
Umwandlung, den Umbau sowie die Erweiterung von Wohnraum ausgeweitet.
Für den ländlichen Bereich spielt die Wohneigentumsförderung eine
wichtige Rolle: Es werden vor allem die besonders für Familien
attraktiven Programme in Anspruch genommen, um den Ankauf von
bestehendem Wohnraum und eine Modernisierung zu realisieren."
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RHEINLAND-PFALZ/4931: Zur Woche der Wiederbelebung (17.-23.9.2018) (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
18.09.2018

Woche der Wiederbelebung

Dr. Peter Enders: Reanimationskenntnisse stärken - Wiederbelebung kann
Leben retten



Zur Woche der Wiederbelebung (17.-23.9.2018) erklärt der
gesundheitspolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Dr. Peter
Enders:

"Mehr als 50.000 Menschen in Deutschland erleiden jährlich einen
plötzlichen Herz-Kreislauf-Stillstand. Familienangehörige, Passanten,
Arbeitskollegen: Jeder kann unverhofft in die Situation kommen, dann
helfen zu müssen. Hier gilt: Jede Sekunde kann Leben retten. Der beste
Rettungsdienst nützt nichts, wenn die Zeit bis zum Eintreffen ohne
Sofortmaßnahmen ungenutzt verstreicht, weil Anwesende aus Angst, etwas
falsch zu machen oder aus Unkenntnis keine Maßnahmen ergreifen. Die
Hilfsbereitschaft von möglichen Ersthelfern ist gerade in Deutschland
vergleichsweise gering.

Seit mehr als fünf Jahren veranstalten der Berufsverband Deutscher
Anästhesisten e.V. und die Deutsche Gesellschaft für Anästhesiologie
und Intensivmedizin e.V. daher die Woche der Wiederbelebung. Unter dem
Motto 'Ein Leben Retten - 100 PRO Reanimation' sollen Bürgerinnen und
Bürger aufgeklärt und motiviert werden, sich mit der Wiederbelebung
vertraut zu machen. Um mit gutem Beispiel voranzugehen, haben
Abgeordnete und Mitarbeiter der CDU-Landtagsfraktion einen
Reanimationskurs beim DRK-Landesverband absolviert.

Die Fähigkeit zur Reanimation muss auch an rheinland-pfälzischen
Schulen ausgebaut werden. Seit mehr als drei Jahren unterstützt die
CDU-Landtagsfraktion die Empfehlung der Kultusministerkonferenz aus
dem Jahr 2014, Lehrkräfte in Maßnahmen zur Wiederbelebung schulen zu
lassen. Kinder und Jugendliche sollten ab der 7. Klasse jährlich zwei
Unterrichtsstunden dazu erhalten. Die CDU-Fraktion begrüßt es, dass
die Landesregierung ihre Forderung von 2015 nun endlich beginnt
umzusetzen."
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SOZIALES/2723: Kinder auf der Flucht benötigen unseren Schutz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. September 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Kinder auf der Flucht benötigen unseren Schutz



Frank Schwabe, Sprecher für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Nach Angaben von UNICEF sind zurzeit etwa 30 Millionen Kinder und Jugendliche weltweit im eigenen Land oder über Landesgrenzen hinweg auf der Flucht vor Konflikten - mehr als jemals zuvor seit dem Zweiten Weltkrieg. Mehr als die Hälfte aller Flüchtlinge sind Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren. Am morgigen Weltkindertag rückt ihr Schicksal wieder in den Mittelpunkt.

"Familien und ihre Kinder sind bei der Flucht oft auf Schleuser und kriminelle Netzwerke angewiesen und dabei zahlreichen Gefahren wie Menschenhandel, Vergewaltigung, Schiffsunglücken oder dem Tod durch Hunger oder Durst ausgesetzt.

Menschenhandel muss international energisch bekämpft werden. Gleichzeitig müssen aber auch wirksame Schutzsysteme für Kinder und Jugendliche entwickelt werden. Dies bedeutet, dass sich die Aufnahmestaaten dafür verantwortlich zeigen, die Rechte aller Kinder zu wahren. Dazu zählen der Zugang zu Bildung und Gesundheitsversorgung und eine angemessene Unterbringung. Kinder dürfen nicht aufgrund ihres Aufenthaltsstatus inhaftiert werden.

Aber auch der Schutz humanitärer Einrichtungen in Krisengebieten - wie zum Beispiel Schulen - ist für den Schutz von Kindern von enormer Bedeutung. Als 75. Staat hat Deutschland die Safe Schools Declaration in diesem Jahr unterzeichnet und damit einen wesentlichen Beitrag zum besseren Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten geleistet. Die UNO rief 1954 den Weltkindertag zur Stärkung der Rechte von Kindern ins Leben. Mittlerweile haben ihn über 145 Länder eingeführt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2812: 5G-Netzausbau - SPD drängt auf zukunftsfeste Ausbauauflagen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. September 2018

Arbeitsgruppen: Digitale Agenda, Verkehr und digitale Infrastruktur

5G-Netzausbau - SPD drängt auf zukunftsfeste Ausbauauflagen



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher;

Gustav Herzog, zuständiger Berichterstatter:

Die Versorgungsverpflichtungen und weitere Auflagen für die anstehende Frequenzversteigerung müssen so ausgestaltet werden, dass ein schneller, zukunftssicherer und flächendeckender Ausbau von 5G-Netzen sichergestellt wird.

"Die Bundesnetzagentur hat den Konsultationsentwurf für die Rahmenbedingungen der 5G-Frequenzversteigerung vorgelegt. Aus Sicht der SPD-Bundestagsfraktion bleibt die Bundesnetzagentur mit ihren Vorstellungen deutlich hinter den Erwartungen, auch denen ihres Beirates, zurück. Neben der unstrittig notwendigen Rechtssicherheit braucht es unbedingt deutliche und ausreichend Anreize für einen schnellen, leistungsfähigen und flächendeckenden Ausbau der Mobilfunkdienste der neuen Generation. 5G ist das Maß der Dinge: Die Auflagen müssen zu einer 5G-fähigen Infrastruktur führen, die hinsichtlich Bandbreite und Latenz sowie der sicherzustellenden Netzabdeckung 5G-Anwendungen der Zukunft auch in der Fläche ermöglichen.

Die SPD-Bundestagsfraktion erwartet von den Auflagen der anstehenden Frequenzversteigerung, dass die Mobilfunknetzbetreiber bis 2025 flächendeckend (98 Prozent der Haushalte) und entlang der Verkehrswege (stufenweise Erschließung) hochleistungsfähige Netze (stufenweise auf 300 Mbit/s je Antennensektor) zur Verfügung stellen. 50 MBit/s entlang von fahrgaststarken Bahnstrecken, wie von der Bundesnetzagentur vorgeschlagen, werden diesem Ziel nicht gerecht und sind rückwärtsgerichtet. Unser Fokus liegt nicht nur auf den Ballungsräumen, sondern insbesondere auch auf den ländlichen Räumen und den Verkehrswegen. Fehler und daraus resultierende weiße Flecken aus vorausgegangenen Versteigerung wollen und dürfen wir nicht wiederholen. Für die anstehende Frequenzversteigerung brauchen wir einen Dreiklang aus klaren Versorgungsauflagen, einer fortlaufenden Kontrolle des Ausbaustands und einen Sanktionsmechanismus, wenn Versorgungsauflagen nicht eingehalten werden. Ansonsten legen wir die technologische und wirtschaftliche Zukunft unseres Landes allein in die Hände des freien Marktes, der zu oft unter Beweis gestellt hat, dass er dieser Verantwortung nicht gerecht wird. Für uns hat das Ziel einer hochleistungsfähigen und flächendeckenden Infrastruktur absoluten Vorrang. Dies bedeutet, dass die Ausbauauflagen entsprechend ausgestaltet werden müssen.

Unabhängig davon brauchen wir ergänzende Instrumente, um Gebiete im ländlichen Raum erschließen zu können. Dies können beispielsweise Sharing- oder Roaming-Modelle in unterversorgten Gebieten oder entsprechende Förderprogramme sein. Wir fordern den zuständigen Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur auf, entsprechende Vorschläge vorzulegen, um die gemeinsam vereinbarten Vorgaben des Koalitionsvertrages umzusetzen. Anders werden wir das politische Ziel nicht erreichen und den Rückstand nicht aufholen können."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2811: Neues Energieforschungsprogramm wichtig, aber alleine unzureichend


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. September 2018

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Neues Energieforschungsprogramm wichtig, aber alleine unzureichend



Johann Saathoff, stellvertretender Sprecher der AG Wirtschaft und Energie:

Das 7. Energieforschungsprogramm geht in die richtige Richtung. Ohne Neuausrichtung der gesetzlichen Rahmenbedingungen wird die Markteinführung innovativer Ansätze aber nicht gelingen.

"Das 7. Energieforschungsprogramm der Bundesregierung 'Innovationen für die Energiewende' wurde gestern im Kabinett verabschiedet. Mit dem vorgelegten Programm knüpft das Wirtschaftsministerium an die Ergebnisse der Koordinierungsplattform Energieforschungspolitik von Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel an und nimmt den ganzheitlichen Förderansatz in der Energiewende in den Fokus, ohne einzelne Technologien wie Batteriezellen und synthetische Kraftstoffe aus dem Blick zu verlieren. Die Sektoren Strom, Wärme und Verkehr werden energiewirtschaftlich zusammengeführt und mit den Stromnetzen unter Einbeziehung der Digitalisierung weiterentwickelt. Zur Vorbereitung der Markteinführung innovativer Lösungen soll in Reallaboren der Energiewende der Technologie- und Innovationstransfer vorangetrieben werden.

Diese forschungspolitische Ausrichtung an die Energiewende kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass der jetzigen Regierung bislang der Mut fehlt, die gesetzlichen Rahmenbedingungen für den Energiemarkt anzupassen. Weder die Finanzierung durch die EEG-Umlage noch die Erhebung der Netzentgelte entsprechen den Erfordernissen einer effizienten sektorenübergreifenden Umsetzung der Energiewende.

Dabei können wir bereits auf Erfahrungen zurückgreifen: Im Rahmen des Förderprogramms SINTEG werden in Modellregionen Lösungen für eine sichere, wirtschaftliche und umweltverträgliche Energieversorgung bei hohen Anteilen fluktuierender Stromerzeugung aus Wind- und Sonnenenergie entwickelt und demonstriert. Wege zu mehr Energieeffizienz zeigen die Ergebnisse der Förderinitiative Solares Bauen/ Energieeffiziente Stadt auf.

Um die im Koalitionsvertrag vereinbarten klimaschutzpolitischen Ziele zu erreichen, müssen wir jetzt Anpassungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen vornehmen, damit technische und regulatorische Erkenntnisse in die Praxis umgesetzt werden können.".

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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HOCHSCHULE/2231: Vermittlung von Datenkompetenzen - Studienangebote im Bereich Data Science (idw)


HIS-Institut für Hochschulentwicklung e. V. - 18.09.2018

Vermittlung von Datenkompetenzen an den Hochschulen: Studienangebote im
Bereich Data Science



Mit der exponentiell wachsenden Fülle an Daten kam zunehmend der Wunsch
nach einer systematischen Nutzung der Daten in Organisationen auf. Neue
Ansätze der Datenanalyse und automatisierten Wissensproduktion führten
dabei sowohl zur Entstehung des Berufsfelds "Data Scientist" als auch zur
Etablierung der Datenwissenschaft auf akademischer Ebene. Welchen Beitrag
leisten Hochschulen zur Deckung der Nachfrage nach Data Science-Experten?
Welche Potenziale bietet Data Science für die Hochschulentwicklung? Welche
Impulse können Hochschulen zur Reflexion der gravierenden
Herausforderungen geben, die mit neuen Formen der Datenanalyse verbunden
sind?

Diesen und ähnlichen Fragen geht die Studie "Vermittlung von
Datenkompetenzen an den Hochschulen: Studienangebote im Bereich Data
Science", die in der Publikationsreihe Forum Hochschulentwicklung des
HIS-Instituts für Hochschulentwicklung (HIS-HE) erschienen ist, nach.

"Data Science" bzw. Datenwissenschaft etabliert sich als rasch wachsende
Wissenschaftsdisziplin mit hohem Innovationspotenzial an der Schnittstelle
zwischen Angewandter Informatik, Mathematik, Statistik und weiteren
Fachgebieten. Da die neuen Methoden der Aus- und Verwertung von großen
Datenmengen weitreichende Auswirkungen auf die Geschäftsmodelle von
Unternehmen und auf die Ansprüche von BürgerInnen und der Politik an die
Akteure im öffentlichen Bereich haben, kommt der Wissenschaftsdisziplin
Data Science eine hohe volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Relevanz
zu. Zugleich gehen mit automatisierten Formen der Wissensproduktion
weitreichende Herausforderungen einher, die einer Reflexion und Bewertung
u. a. in ethischer und rechtlicher Hinsicht bedürfen.

Hochrechnungen und Prognosen zum Fachkräftebedarf nach
DatenwissenschaftlerInnen deuten auf eine erhebliche Nachfrage nach
Personen mit fortgeschrittenen Datenkenntnissen am Arbeitsmarkt hin.
Angesichts des vielfach diagnostizierten Mangels an ExpertInnen in diesem
Bereich, der unterschiedlichen Potenziale von Data Science für die
Hochschulentwicklung sowie der gesellschaftlichen Herausforderungen, die
mit automatisierten Formen der Datenanalyse verknüpft sind, hat HIS-HE
eine Studie durchgeführt, die Aufschluss darüber gibt, welche Rolle
Hochschulen bislang bei der Ausbildung von Data Science-ExpertInnen, der
Vermittlung von Datenkompetenzen sowie der Entwicklung entsprechender
Forschungs- und Lernumgebungen zukommt.

Bestandsaufnahme der Studiengänge und weiteren Studienangebote für Data
Science

Im Rahmen der HIS-HE-Untersuchung wurden eine systematische
Literaturrecherche, eine Bestandsaufnahme der Studiengänge und weiteren
Studienangebote an deutschen Hochschulen sowie eine Expertenbefragung
durchgeführt. Die Bestandsaufnahme des Studienangebots für Data Science an
Hochschulen in Deutschland dokumentiert, dass die Hochschulen insbesondere
seit 2014 erhebliche Anstrengungen unternommen haben, um das Spektrum an
Studienangeboten im Bereich der Datenwissenschaft kontinuierlich zu
erweitern. Mittlerweile existieren rund 30 Bachelor- und
Masterstudiengänge sowie einige Kontaktstudienangebote bzw.
Zertifikatskurse für Data Science - bei steigender Tendenz.

Die Studiengänge sind weit überwiegend generalistisch konzipiert. Es
handelt sich mehrheitlich um Masterstudiengänge (58 Prozent), welche
vielfach an zuvor absolvierte Informatik- oder Mathematikstudiengänge
anknüpfen. Im Vergleich zu den Vereinigten Staaten sind jedoch
Bachelorstudiengänge an deutschen Hochschulen noch stark
unterrepräsentiert. Auch weitere Studienangebote (z. B. Zertifikatskurse)
und alternative Qualifizierungswege scheinen bislang noch kaum entwickelt.
Insgesamt ist an deutschen Hochschulen ein Mangel an flexibleren
Angebotsformen zu verzeichnen. Bachelorstudiengänge werden ausnahmslos
ohne berufsbegleitende Studienmöglichkeit oder die Option eines
Fernstudiums angeboten. Auch bei Masterstudiengängen ist die Option eines
berufsbegleitenden Studiums nur selten explizit ausgewiesen. Die Kapazität
des Studienangebots ist überwiegend durch geringe Studierendenzahlen
(meist 10 bis 30 Studierende) gekennzeichnet.

Daneben existieren Data Science-Qualifizierungsangebote, die überwiegend
auf internationalen MOOC-Plattformen bereitgestellt werden (z. B.
Microcredential- oder Nanodegree-Programme), sowie in begrenztem Umfang
Data Science-Weiterbildungen und berufsbegleitende Online-Trainings, die
von Unternehmen und Start-ups für Unternehmen und Privatpersonen angeboten
werden.

Herausforderungen für die Hochschulen und Empfehlungen

Die Studie beleuchtet darüber hinaus spezifische Herausforderungen, die
beim Aufbau eines Data Science-Studiengangs zu berücksichtigten sind,
darunter die Rekrutierung von Dozierenden, der Aufbau einer geeigneten
technischen Infrastruktur, die Etablierung von Kontakten zu Industrie und
Wirtschaft, um realistische Praxisfälle bearbeiten zu können, und
unterschiedliche Finanzierungsformen. Abschließend werden nach Zielgruppen
differenzierte Handlungsempfehlungen vorgelegt, die aufzeigen, wie
Hochschulen die Potenziale von Data Science für die Hochschulentwicklung
künftig stärker nutzen - und dabei mittelfristig auch Impulse zur
gesellschaftlichen Reflexion der weitreichenden Herausforderungen in diesem
Feld geben - können. U. a. bietet die Etablierung von Data Science-Labs
(im Sinne von interdisziplinären Arbeitsplattformen für Forschung,
Lehre und Verwaltung) Hochschulen bei der Verbreitung von Data Science
auch in andere Fachdisziplinen erhebliches Potenzial. Auch eine Förderung
von Summer Schools und die Graduiertenförderung könnten zur weiteren
Diffusion von Data Science-Methoden außerhalb der Kerndisziplinen
Informatik und Mathematik beitragen.


Weitere Informationen unter:

https://his-he.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Forum_Hochschulentwicklung/Forum_HE_201801_Web.pdf

- Forum Hochschulentwicklung 1|2018 Vermittlung von Datenkompetenzen
an den Hochschulen: Studienangebote im Bereich Data Science

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1928
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FORSCHUNG/1160: Gewächshauspark "Issyk-Kul" in Kirgistan (idw)


Hochschule für angewandte Wissenschaften Würzburg-Schweinfurt - 19.09.2018

Gewächshauspark "Issyk-Kul" in Kirgistan: FHWS und kirgisische
Universitäten arbeiten zusammen

Bis Mai 2019 läuft die Machbarkeitsuntersuchung zum Aufbau eines
Gewächshaus- und Technologieparks in Kirgistan



Einen Gewächshauspark zur ganzjährigen Gemüseproduktion zu errichten, mag
aus deutscher Sicht Stand der Technik sein. In dem zentralasiatischen
Hochgebirgsland Kirgistan ist das hingegen nicht selbstverständlich. Im
Rahmen des BMBF-Förderprogrammes "Client II" fördert das Bundesministerium
für Bildung und Forschung für sechs Monate das Definitionsprojekt "ProVeCA
- Protected Cultivation of Vegetables for Central Asia" zur Durchführung
einer Machbarkeitsuntersuchung, in der die Realisierung eines
Gewächshausparks am Gebirgssee Issyk-Kul auf 1.600 Metern Höhe in
Kirgistan in Kombination mit einem Technologie- und Ausbildungspark zur
ganzjährigen Produktion von Gemüse sondiert werden soll. Das Projekt
leitet Professor Dr.-Ing. Veselin Panshef von der Hochschule
Würzburg-Schweinfurt (FHWS). Von den Projektfördergeldern bezahlt die FHWS
zwei halbe Stellen für Projektmitarbeiter. Am Projekt beteiligt sind neben
der FHWS drei Universitäten aus Kirgistan, an denen zwei deutsche Dozenten,
die für den Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) dort arbeiten,
ein international tätiges Forschungscenter im Bereich Agroforestry sowie
Vertreter von klein- und mittelständischen Unternehmen.

Mit sechs Millionen Menschen lebt Kirgistans Bevölkerung zu 41 Prozent
unterhalb der Armutsgrenze in einem zu achtzig Prozent gebirgigen Land mit
extrem unterschiedlichen Klimazonen und wenig Niederschlägen. Die
Landwirtschaft ist einer der wichtigsten Wirtschaftsfaktoren, sie hat
einen Anteil von rund 15 Prozent am Bruttosozialprodukt und stellt einen
Anteil von ca. vierzig Prozent an Beschäftigten. Sie ernährt mit Getreide
sowie Viehzucht die Bevölkerung überwiegend für den Eigenbedarf
(Subsistenzwirtschaft). Die Infrastruktur des Landes ist aufgrund der
Gebirgszüge und fehlender Schienen- und Wasserwege sehr kompliziert, die
Versorgung mit Düngemitteln sowie Maschinen ist knapp, die
Bewässerungskanäle sind in einem schlechten Zustand.

Die Messlatte der angestrebten Projektziele liegt hoch: Zum einen sollen
die Lebensgrundlagen der kirgisischen Bevölkerung verbessert und möglichen
Fluchtursachen durch optimierte Ernährung und Gesundheit, Bildung und
Knowhow-Transfer, Schaffung von Arbeitsplätzen sowie einer nachhaltigen
Existenzgrundlage begegnet werden. Zum zweiten soll die Bildung und
Forschung in Deutschland gefördert werden, und zum dritten sollte die
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen gestärkt werden.

Die Region um den See Issyk-Kul habe gegenüber weiteren Regionen des
Landes deutliche Entwicklungsvorteile, so Professor Dr. Rolf Kuchenbuch
(angewandter Pflanzenernährer an der Nationalen Agrar-Universität sowie
der Kirgisisch-Türkischen Manas Universität) und Dr.-Ing. Stefan Dilfer,
DAAD Fachlektor für Ingenieurwissenschaften an der Staatlichen
Kirgisischen Technischen Universität in der kirgisischen Hauptstadt
Bischkek. Sie bietet eine Nähe zu den Verbrauchermärkten, zu Service- und
Logistik-Unternehmen sowie zu Ausbildungsstätten und Verwaltungszentren.
Aufgrund ihrer natürlichen und geschaffenen Voraussetzungen (Klima,
Wasser, Verkehrsinfrastruktur) besitzt sie optimale Grundlagen für die
Entwicklung eines spezialisierten Pflanzenbaus. Das Verbundvorhaben
verfolge, so Projektleiter Professor Dr.-Ing. Veselin Panshef, das Ziel,
einen Gewächshaus-/Technologiepark zu errichten, mit dessen Hilfe
Kleinbauern in modular aufgebauten Gewächshäusern Gemüse ganzjährig
produzieren können. Produktionsbegleitend soll den Kleinbauern eine
Beratung zu finanziellen und produktions- sowie agrartechnischen
Fragestellungen angeboten werden. Der geplante Technologiepark biete die
Chance, die Produktion und den Absatz von Gemüse selbständiger (Klein-)
Betriebe zu bündeln sowie angepasste Technologien in einem Maßstab zentral
zur Verfügung zu stellen, die sowohl den Anforderungen der
Gemüsebaubetriebe, als auch dem Naturraum gerecht werden.

Der Hochgebirgssee Issyk-Kul ist ein Wahrzeichen Kirgisistans und zum Teil
UNESCO-Biosphärenreservat. Das erfordert die konsequente Berücksichtigung
der Bereiche Klimaschutz, Energieeffizienz und Nachhaltigkeit, die bei der
Errichtung und dem Betrieb eines Technologieparks eingehalten werden
müssen. Eine Ausweitung des Gemüsebaus am Gebirgssee scheiterte bisher an
der klimatisch bedingten kurzen Vegetationsdauer, der fehlenden
Spezialisierung und technischen Ausstattung, der geringen Möglichkeit der
beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie wegen des geringen
Organisationsgrads in der Produktion und im Absatz der zahlreichen
(Kleinst-) Bauernbetriebe. Diesen und weiteren Herausforderungen stellt
sich das Projekt.

Im Rahmen des ProVeCA-Verbundprojektes erfolgt eine Reihe von
Voruntersuchungen. So sollen beispielsweise vor Ort bestehende Gewässer
zur Bewässerung des Gemüses und zur Kühlung der Gewächshäuser im Sommer
genutzt werden. Hierzu müssen im Vorfeld die technischen Anforderungen zur
Aufbereitung des Gletscherwassers (es enthält Gletscher-Sedimente), des
Wassers des Issyk-Kul (mit einem relativ hohen Salzgehalt) sowie des
vorhandenen Grundwassers (Entnahmemenge sowie Härtegrad) festgestellt
werden. Auch die Frage der Reinigung, ggf. Rückführung und/oder der
Nachnutzung des Abwassers sollte geklärt werden. Darüber hinaus muss ein
Konzept entwickelt werden zur Entsorgung bzw. Aufarbeitung und Verwendung
von "Abfall". Die Festlegung der anzubauenden Gemüsesorten, deren
energieeffizienter Anbau und die entsprechende Gewächshausplattform sowie
der Einsatz eines Heizsystems gegen die winterlichen Minusgrade unter
Nutzung vorhandener heißer Quellen, die Nutzung von Sonne, Wind und
Biomasse als Energieträger, um Energie unabhängig wie umweltfreundlich zur
Verfügung zu stellen, sollte völlig neu konzipiert werden. Zudem steht die
Konzeptentwicklung zur Fachausbildung der Gartenbau-Betriebsmitarbeiter
sowie zur Ausbildung lokaler Mitarbeiter zur Produktionsberatung der
Betriebe an. Notwendige Genehmigungsverfahren und die Einbindung
relevanter kirgisischer Regierungsorganisationen in die Projektumsetzung
müssten festgelegt und ausgeführt werden.

Weiterhin stellen sich die Fragen der vorhandenen Infrastruktur sowie der
Vermarktung der verderblichen Produkte: Die Fahrzeuge müssen hohe, enge
Passstraßen bei Eis und Schnee wie bei Hitze bewältigen, Bahnverbindungen
sind kaum oder nicht nutzbar. Ausgebaut wird die vorhandene Infrastruktur
möglicherweise im Zuge des chinesischen Prestigeprojekts der "neuen"
Seidenstraße. Die kirgisische Regierung möchte die Märkte der Eurasischen
Zollunion erreichen, da dort die Anbauzeiträume unterschiedlich sind,
sodass Kirgisistan zeitversetzt verschiedene Märkte der ehemaligen
Sowjetunion beliefern könnte.

Treibhäuser seien sehr wartungsintensiv und benötigten ausgebildetes
Fachpersonal mit "grünem Daumen", so die Mitarbeiter des Unternehmens
Gefoma Gewächshausbau und -planung, Dr. Christian Huber und Georg
Baumgartner. Die beiden Projektmitarbeiter Peter Straub und Benedikt Kirch
setzen beim Betrieb der Gewächshäuser auf Smartphones als zentrale Module
mit einer entsprechend auf die Bedürfnisse abgestimmten Systemsoftware und
-technik, die möglichst störungsfrei gehalten werden sollte.

Das aktuelle halbjährige Definitionsprojekt dient zur Vorbereitung und
Erstellung eines Vollantrages, der bis zum 31. Mai 2019 beim BMBF
einzureichen ist. Dazu ist die Durchführbarkeit des Projektes
abzuschätzen, ein internationales Forschungskonsortium aufzubauen und
öffentliche wie private Anteilseigner zu finden, die sich am Projekt
beteiligen. So müssen beispielsweise die Kosten geschätzt sowie die
technischen Lösungsansätze auf jetzt schon zu erwartende Problemstellungen
ermittelt und bewertet werden. Forschende Partner sollten zur Lösung
anfallender wissenschaftlicher Fragestellungen in den Bereichen des
Klimaschutzes, des Energieeinsatzes sowie des Pflanzenbaus eingebunden
werden. Kontakte zu Institutionen, zur Industrie und Politik in Kirgistan
sowie zum Wirtschaftsattaché der Deutschen Botschaft in der Hauptstadt
Bischkek müssen aufgebaut bzw. vertieft werden.


Zur Hintergrundinformation

Seit dem Jahr 2015 existiert zwischen der Hochschule Würzburg-Schweinfurt
und der Staatlichen Kirgisischen Technischen Universität ein sogenanntes
"Memorandum of Understanding" (Absichtserklärung), nach dem beide Seiten
ihr Interesse bekunden, im Bereich Forschung und Bildung
zusammenzuarbeiten.

Weitere Informationen unter:

http://www.fhws.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution292

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für angewandte Wissenschaften Würzburg-Schweinfurt, 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1159: Forschung zum Vorratsschutz dringend vorantreiben (idw)


Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen -
18.09.2018

Forschung zum Vorratsschutz dringend vorantreiben



Laut eines Berichtes der FAO gehen zwischen Ernte und Verbrauch weltweit
ein Drittel der Lebensmittelvorräte verloren. Vom 7. bis 11. Oktober
diskutieren 500 Wissenschaftler, Vertreter von NGOs und Praxisbetriebe in
Berlin auf der größten internationalen Konferenz zum Thema Vorratsschutz
u. a. zeitgemäße Verfahren zur Lagerung von Vorräten.

"Vorratsschutzforschung ist so wichtig wie nie", sagt Dr. Cornel Adler vom
Julius Kühn-Institut (JKI), "denn verlorene oder verschwendete
Lebensmittel sind verlorene Ressourcen, z. B. Saatgut, Dünger, Wasser,
Arbeitskraft, Pflanzenschutzmittel oder Treibstoff, und sind, auf die
CO2-Bilanz bezogen, eine Belastung für die Umwelt". Der
Vorratsschutzexperte hat sich als Mitglied der International Working
Conference on Stored Product Protection dafür stark gemacht, dass die 12.
Internationale Tagung zum Vorratsschutz in Deutschland, konkret in Berlin,
abgehalten wird. Die Tagung findet seit 1974 nur alle 4 Jahre statt. Auf
Betreiben des JKI konnte sich Deutschland im Vorfeld als Tagungsort gegen
Kanada, Australien und Uganda durchsetzen. So kommen nun vom 7. bis 11.
Oktober rund 500 Experten aus 70 Ländern im Hotel Maritim proArte
(Friedrichstraße 151, 10117 Berlin) zusammen zur "12th International
Working Conference on Stored Product Protection"

http://iwcspp2018.julius-kuehn.de.

"Meines Wissens ist das die größte Vorratsschutztagung, die jemals in
Deutschland stattgefunden hat", so der federführende Organisator Adler.
Leider ist der Vorratsschutzexperte vom JKI nur noch einer von wenigen auf
diesem Fachgebiet in Nord- und Westeuropa. "Frankreich, Holland, England,
Belgien, Schweden, Norwegen, Dänemark sind kaum vertreten, weil diese
Länder ihre Forschung auf dem Gebiet schlicht weggespart haben", spricht
Dr. Adler ein Problem an. Auch deutsche Universitäten hätten in den
vergangenen 30 Jahren die angewandte Forschung vernachlässigt.
"Gleichzeitig wurde nicht in Lageranlagen investiert, wegen des Druckes
auf die Landwirte, ihre Produkte immer billiger zu verkaufen. Inzwischen
gibt es kaum noch Profis, die Vorratslager richtig zu bauen, abzudichten
oder auszustatten wissen. Wir haben einen eklatanten Innovationsrückstau
im Vorratsschutz, den wir nun, auch in Kooperation mit Kollegen aus
tropischen Ländern, dringend überwinden müssen", sagt der Forscher vom
JKI.

"Wenn wir Landwirte weltweit mit verbesserter Vorratshaltung für
Dürreperioden oder Überflutungen wappnen, steigen ihre Gewinne", sagt
Adler mit Blick auf den Klimawandel. "Das erzeugt einen moderaten
Wohlstand, der letztlich dazu beiträgt, dass Menschen nicht mehr gezwungen
sind ab- oder auszuwandern. Vorratsschutz hat eine politische Dimension,
denn er bekämpft u. U. die Ursachen für Kriege und Flüchtlingsströme. Die
Forscher aus Afrika und Asien sind nicht zuletzt dank der Reisestipendien,
die über das BMZ und das BMEL vergeben wurden, gut vertreten. Das
Bundeslandwirtschaftsministerium (BMEL) ist zudem Schirmherr der
Veranstaltung, zu der auch Vertreter des World Food Program (WFP) zum
Key-note-Vortrag in der Sektion 1: "Food Security and Challenges to Stored
Product Protection" erwartet werden.

"Doch in den Fachsektionen geht es nicht nur darum, Ernteprodukte in
Afrika und Asien vor Schädlingen zu schützen. Das Problem ist auch vor der
eigenen Haustür noch nicht gelöst", führt Dr. Adler weiter aus. Gerade in
Zeiten von Läden, die ihre Produkte nach dem "unverpackt"-Konzept
vertreiben und der steigenden Nachfrage nach Produkten aus ökologischem
Anbau, sei die Forschung an nachhaltigen alternativen Methoden dringend
notwendig. "Hier sollen möglichst schonende präventive Maßnahmen
verhindern, dass Lager zur Brutstätte von Schädlingen werden. Extrem
trockene und schädlingsdichte Lagerung, Vakuumlagerung und Kühlung sind
Konzepte zur Vermeidung. Kieselgurstaub kann die austrocknenden Effekte
noch verstärken. Mittels akustischer Systeme könnte künftig in
Schüttgütern deutlich früher der Befall erkannt werden, als dies derzeit
mit Thermometern möglich ist und so eine effektivere und preiswertere
biologische Bekämpfung z. B. mit nützlichen Gegenspielern ermöglichen.
Duftstoffe lassen sich in Ködern von Fallen oder zur Vergrämung von
Schädlingen einsetzen. Mit Kameraüberwachung und Laserstrahlen zieht
High-Tech ins Vorratslager ein", nennt Dr. Adler einige Beispiele für
laufende Forschung in seiner Arbeitsgruppe am JKI in Berlin-Dahlem.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution248

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen, 18.09.2018
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MARKT/2262: Ladenpreis - wahrer Preis? Oder: Was kosten uns Lebensmittel wirklich? (idw)


Universität Augsburg - 18.09.2018

Ladenpreis - wahrer Preis? Oder: Was kosten uns Lebensmittel wirklich?



Tollwood GmbH und Schweißfurth Stiftung präsentieren eine Augsburger
Studie zu verursachergerecht externen Kosten und zur Frage, wie sich diese
in den Verbraucherpreisen niederschlagen müssten.

Ladenpreis - wahrer Preis? Wissenschaftler der Universität Augsburg haben
heute in München bei einer Pressekonferenz der Tollwood GmbH für Kultur-
und Umweltaktivitäten die Ergebnisse der Studie "How much is the dish -
was kosten uns Lebensmittel wirklich?" vorgestellt. Diese von Tollwood und
der Schweisfurth Stiftung in Auftrag gegebene Studie evaluiert
verursachergerecht externe Kosten der deutschen Landwirtschaft. Konkret
entlarvt sie die "versteckten Kosten", die durch drei maßgebliche
Umweltbelastungen - Stickstoff, Treibhausgas-Emissionen und
Energieverbrauch - bei der Produktion von Lebensmitteln entstehen, derzeit
aber nicht in die Marktpreise für Lebensmittel einbezogen werden.

"Unsere Studie offenbart eine erhebliche Fehlbepreisung und damit
Marktverzerrung durch die Preisdifferenz, die zwischen den aktuellen
Erzeugerpreisen und den wahren Kosten liegt", resümiert Dr. Tobias Gaugler
vom Institut für Materials Resource Management (MRM) der Universität
Augsburg und erläutert weiter: "Die höchsten externen Folgekosten und
damit größten Fehlbepreisungen gehen mit der Produktion konventionell
hergestellter Produkte tierischen Ursprungs einher. Diese müssten auf
Erzeugerebene dreimal so teuer sein wie derzeit bepreist, also mit einem
Aufschlag von 196 % auf die Erzeugerpreise. Die zweithöchsten Aufschläge
mit 96 % müssten für konventionell hergestellte Milchprodukte erfolgen und
die niedrigsten mit 6 % für Bio-Lebensmittel pflanzlichen Ursprungs.

Kostentreiber Stickstoff

Bei tierischen Produkten ist die Höhe der externen Kosten und
Preisaufschläge insbesondere durch die energieintensive Aufzucht der
Nutztiere zu erklären. Dazu zählen Futtermittelanbau, Beheizung und
Belüftung der Ställe sowie der Metabolismus, also der Stoffwechsel der
Tiere. Diese Faktoren führen unter anderem zu einer bedeutend höheren
Austragung von reaktivem Stickstoff und von Treibhausgasen sowie zu einem
höheren Energiebedarf als bei pflanzlichen Produkten. Demnach ist der
größte Anteil der Preisaufschläge jeweils auf den Treiber Stickstoff
zurückzuführen, gefolgt von Treibhausgasen und Energie.

Im Vergleich konventioneller mit ökologischen Produktionspraktiken führen
vor allem der Verzicht auf mineralischen Stickstoffdünger beim
Pflanzenanbau sowie ein geringerer Einsatz von industriell produziertem
Kraftfutter bei der Nutztierhaltung in allen untersuchten
Lebensmittelkategorien zu geringeren externen Kosten und Preisaufschlägen
für ökologische Produkte.

Eine Form von Marktversagen

Gaugler: "Für viele negative Klima-, Umwelt- und Gesundheitsfolgen, die
sich aus der Produktion von Lebensmitteln ergeben, kommen aktuell weder
die Landwirtschaft noch die Konsumenten auf. Die hiermit verbundene Preis-
und Marktverzerrung stellt - ökonomisch gesprochen - eine Form von
Marktversagen dar, der es mit wirtschaftspolitischen Maßnahmen zu begegnen
gilt. Ausgehend von unseren Ergebnissen und dem 'polluter pays principle'
der UN folgend müssten insbesondere Produkte aus konventioneller
Nutztierhaltung deutlich mehr kosten, als dies aktuell in Deutschland der
Fall ist."

Von den gesellschaftlich sozialen Auswirkungen ganz zu schweigen

Die Studie leistet einen Beitrag zur Kostenwahrheit und ist bislang die
erste Studie, die für Deutschland diese Umweltbelastungen errechnet hat.
Es ist allerdings davon auszugehen, dass die tatsächliche Preisdifferenz
erheblich größer ist. Denn die Datenlage zu gravierenden weiteren
Umweltfolgen, wie beispielsweise zu den gesellschaftlich-sozialen
Auswirkungen von Antibiotikaresistenzen oder den ökologischen Auswirkungen
durch den Einsatz von Pestiziden, ist so unzureichend, dass keine Aussagen
in der Studie darüber getroffen werden konnten.

Tomas Brückmann, Pestizid-Experte der GRÜNEN LIGA dazu: "Die
gesellschaftlichen Folgekosten durch den immensen Einsatz von Pestiziden
sind komplex und sicher hoch. Hier besteht Forschungsbedarf, um diese
Zahlen den gesellschaftlichen Entscheidungsträgern alsbald zur Verfügung
stellen zu können."

Es zahlt die Gemeinschaft, nicht der Konsument

Dr. Niels Kohlschütter, Geschäftsführer der Schweisfurth Stiftung,
kommentiert die Studie: "Die Preise sagen uns nicht die Wahrheit.
Ökologische und soziale Kosten zahlt die Gemeinschaft und nicht der
Konsument. Um Anreize für eine zukunftsfähige Landwirtschaft und
nachhaltigen Konsum gestalten zu können, die auf dem Respekt vor dem
Lebendigen beruhen, brauchen wir die Transparenz über die wahren Kosten,
die bei der Erzeugung für die Allgemeinheit entstehen. Für ein zweites
Preisschild am Produkt benötigen wir die Wissenschaft, die ermittelt, was
es wirklich kosten müsste. Dafür setzen wir uns als Stiftung ein." So der
Geschäftsführer der Schweisfurth Stiftung, Dr. Niels Kohlschütter, bei der
Vorstellung der Studie.

An der Nase herumgeführt

Stephanie Weigel, die bei der der Tollwood GmbH den Bereich Mensch und
Umwelt leitet, ergänzt: "Die Politik muss umgehend Maßnahmen ergreifen und
diese extreme Preis- und Marktverzerrung abstellen, die vor allem die
Bio-Lebensmittel am Markt benachteiligt. Es kann nicht angehen, dass die
Kosten für ökologische Schäden bei der Lebensmittelproduktion nicht
eingepreist sind und stattdessen von der Allgemeinheit bezahlt werden
müssen. So werden die Verbraucher an der Nase herumgeführt. Wenn die
Lebensmittel im Supermarkt mit dem wahren Preis ausgezeichnet wären,
würden viel mehr Menschen zu Bio-Produkten greifen, die dann kaum mehr
teurer wären als konventionell erzeugte."

Bereits 2016 hat die interdisziplinäre Arbeitsgruppe "Märkte für Menschen"
der Universität Augsburg im Auftrag des von Tollwood initiierten
Aktionsbündnisses "Artgerechtes München" eine Studie erstellt, die die
Folgekosten aufgrund von Antibiotikaresistenzen und
Nitrat-/Stickstoffbelastung berechnet hatte. Beide Studien können via
presse@tollwood.de angefordert werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58
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VERBAND/2321: Schweinehaltung vor gewaltigen Herausforderungen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 20. September 2018

Veredelungstag 2018

Bauernverband: Schweinehaltung vor gewaltigen Herausforderungen



Gesetzliche nationale Sonderwege bei Haltungsanforderungen, hohe
Investitionen und Blockaden beim Bau- und Genehmigungsrecht, ein
scharfer innereuropäischer Wettbewerb und die Bedrohung durch die
Afrikanische Schweinepest - die deutsche Schweinehaltung steht unter
gewaltigem Druck. Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV),
Joachim Rukwied, zeigt sich anlässlich des DBV-Veredelungstags 2018 im
bayerischen Röthenbach a. d. Pegnitz besorgt über die Entwicklung:
"Die derzeitigen politischen Rahmenbedingungen rauben den
schweinehaltenden Betrieben die Möglichkeit, im europäischen
Wettbewerb mithalten zu können. Die Gefahr von Strukturbrüchen ist
hoch. Der Erhalt und die Förderung regionaler Erzeugung mit ihren
hohen Tierschutzstandards wird auch vom Verbraucher gewünscht." Auch
DBV-Veredelungspräsident Johannes Röring befürchtet einen
Strukturbruch vor allem im Bereich der Sauenhaltung. "ASP,
Ferkelkastration und neue Haltungsvorgaben haben die Sprengkraft, die
Ferkelerzeugung in Deutschland ins Aus zu führen. Dies gilt es
gemeinsam zu verhindern."

Der Präsident des Bayerischen Bauernverbandes, Walter Heidl, fordert,
bei der Ferkelkastration doch noch eine praktikable Lösung für die
deutschen Schweinezüchter zu erreichen: "Bei der Ferkelkastration
setzen wir darauf, dass der Bundesrat morgen für eine
Fristverlängerung stimmt, um den Weg für die Methode der
Lokalanästhesie zu ermöglichen. Die Politik darf die Sauenhalter in
dem aktuellen Dilemma, dass es bis jetzt noch kein in der Fläche
praxistaugliches Verfahren gibt, nicht allein lassen. Die
Fristverlängerung muss uns die nötige Zeit geben, dass die lokale
Betäubung auch in Deutschland eine Chance bekommt."

In Dänemark, einem wichtigen Wettbewerber in der Ferkelaufzucht, ist
die Lokalanästhesie zugelassen. Bereits jetzt werden über 11 Millionen
Ferkel pro Jahr aus Dänemark und den Niederlanden importiert. Der DBV
geht davon aus, dass sich dieser Trend verstetigt. Seit 2005 ist die
Zahl der Sauenhalter von 33.680 um rund 21.773 Betriebe (= um 65%) auf
11.907 Betriebe im Jahr 2016 zurückgegangen.

Mit rund 400 Teilnehmern ist der Veredelungstag in diesem Jahr sehr
gut besucht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. September 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ASYL/1306: Menschenrechtsinstitut gegen Einstufung von Algerien, Marokko, Tunesien und Georgien als sichere Herkunfsstaaten (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 20. September 2018

Menschenrechtsinstitut gegen Einstufung von Algerien, Marokko,
Tunesien und Georgien als sichere Herkunftsstaaten



Berlin. Der Bundesrat wird sich auf seiner morgigen Sitzung mit dem
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Einstufung von Georgien,
Algerien, Marokko und Tunesien als sichere Herkunftsstaaten befassen.
Hierzu erklärt das Deutsche Institut für Menschenrechte:

"Die Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskonvention und der
Europäischen Menschenrechtskonvention garantieren jedem Menschen, der
Schutz vor schweren Menschenrechtsverletzungen sucht, das Recht auf
Zugang zu einem Asylverfahren. In dem Verfahren muss der Antrag auf
Schutz individuell und unvoreingenommen geprüft werden. Bei der
Prüfung ist zu klären, ob der Person im Fall ihrer Abschiebung
Gefahren für Leib und Leben drohen.

Die Einstufung von Algerien, Marokko, Tunesien und Georgien als
sichere Herkunftsstaaten ist damit nicht vereinbar. Der Gesetzentwurf
suggeriert, dass Menschen aus diesen Staaten grundsätzlich nicht
schutzbedürftig sind. Demnach würde per Gesetz generell vermutet
werden, dass Menschen aus diesen Ländern im Fall ihrer Abschiebung
keine Verfolgung und andere gravierenden Menschenrechtsverletzungen
drohen. Eine solche Vermutung ist angesichts der menschenrechtlichen
Situation in diesen vier Ländern nicht nachvollziehbar.

Bereits aus der Gesetzesbegründung der Bundesregierung selbst ergeben
sich Zweifel an der Einstufung der Staaten als sichere
Herkunftsstaaten. So verweist die Gesetzesbegründung zu Tunesien etwa
auf Berichte über Folter und Misshandlung in Polizeigewahrsam und
Haftanstalten sowie auf die Straflosigkeit von Beamten in solchen
Misshandlungsfällen.

In den drei nordafrikanischen Staaten ist Homosexualität strafbar und
wird verfolgt, ebenso kritische politische Betätigung. In Marokko
kommt es zu unter Folter erzwungenen Aussagen; in Tunesien gibt es
schwerwiegende Defizite bei der Beachtung des Folterverbots. Auch in
Georgien werden Menschen von der Polizei und Vollzugsbeamten
gefoltert und misshandelt. Hassverbrechen gegen lesbische, schwule,
bisexuelle, transgeschlechtliche, transsexuelle und
intergeschlechtliche Menschen (LSBTI) werden strafrechtlich kaum
verfolgt.

Der Gesetzgeber kann zwar nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 1996 und nach europäischem
Recht Staaten unter engen Voraussetzungen als sichere
Herkunftsstaaten einstufen. Diese Voraussetzungen liegen allerdings
nicht vor. Denn in allen vier Staaten bilden Verfolgung und
gravierende Menschenrechtsverletzungen keine vereinzelten
Ausnahmefälle."


Weitere Informationen:

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Einstufung
von Georgien, Algerien, Marokko und Tunesien als sichere
Herkunftsstaaten (20.09.2018, Bundesrat-Drucksache 380/18)

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/stellungnahme-zum-gesetzentwurf-der-bundesregierung-zur-einstufung-von-georgien-algerien-marokko-u/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. September 2018

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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KRIEG/1712: Militär - für die Freunde unserer Feinde ... (SB)




Saudi-Arabien ist ein Land, das entschlossen den Terror bekämpft
und sich auch darüber im klaren ist, dass es beim Kampf gegen den
muslimisch-arabischen Terror in der Islamischen Welt eine
herausgehobene Rolle hat.

Ursula von der Leyen im Dezember 2016 in Riad [1]

Saudi-Arabien gilt als einer der autoritärsten Staaten der Welt, in
dem grundlegende Menschen- und Bürgerrechte mit Füßen getreten werden.
Die wahhabitische Monarchie praktiziert eine reaktionäre und
repressive Auslegung des Korans, politische Gegner werden enthauptet,
Frauen wegen Ehebruchs gesteinigt, es kommt zu öffentlichen
Auspeitschungen, anderen Formen der Folter und zahlreichen
Hinrichtungen, Minderheiten werden verfolgt und die Meinungsfreiheit
ist massiv eingeschränkt. Es gibt weder Parteien noch Gewerkschaften,
Demonstrationen sind verboten. Das saudische Herrscherhaus verkörpert
eine extrem reiche Elite mit einer nahezu uneingeschränkten
Machtfülle, deren zutiefst rassistischer Gesellschaftsentwurf auf
einem teils sklavenähnlichen Ausbeutungsregime gründet, dem
insbesondere ausländische Arbeitskräfte in dienender Stellung oder auf
den Baustellen zahlreicher Großprojekte unterworfen werden.

Zugleich greift der saudische Drang nach Vorherrschaft weit über das
eigene Land hinaus und strebt den Aufstieg zur Regionalmacht an. So
unterstützt Saudi-Arabien finanziell und politisch die Miliz Ahrar
al-Scham, laut Generalbundesanwalt eine "ausländische terroristische
Vereinigung" und "eine der größten und einflussreichsten
salafistisch-jihadistischen Gruppierungen der syrischen
Aufstandsbewegung". Sie verfolge das Ziel, "das Regime des syrischen
Machthabers Assad zu stürzen und einen allein auf der Scharia
gegründeten Gottesstaat zu errichten".

Seit März 2015 überzieht eine von Saudi-Arabien angeführte Koalition
aus neun Ländern den Jemen mit einem Angriffskrieg, der zu zahllosen
Opfern, einer Zerstörung der Infrastruktur und einer humanitären
Notlage geführt hat, von der mehr als 20 Millionen Menschen betroffen
sind. Selbst diese Katastrophe hindert die Bundesregierung nicht
daran, die unheilvolle Tradition deutscher Waffenlieferungen an Riad
fortzusetzen, das als Bündnispartner der westlichen Mächte im Kampf
gegen den "Terrorismus" unterstützt und aufgerüstet wird. Für Berlin
geht es dabei um Rohstoffversorgung und Exportmöglichkeiten, nicht
zuletzt aber strategischen Einfluß im Nahen Osten, weshalb die
Bundesregierung in der Wahl ihrer Mittel und Partner kaum Skrupel
kennt.

Das gilt um so mehr, als Saudi-Arabien tief in einer wirtschaftlichen,
sozialen und sicherheitspolitischen Krise steckt, die von
Ölpreisverfall, steigender Arbeitslosigkeit, Widerständen gegen die
repressive Staatlichkeit und dem Rückzug der USA geprägt ist. Um sich
aus der Abhängigkeit von den Öleinnahmen zu lösen, hat das Königshaus
das wirtschaftliche Reformprogramm "Vision 2030" aufgelegt. Aus
deutscher Sicht eröffnet sich die Gelegenheit, in die Bresche zu
springen, das Regime beim Machterhalt mittels Modernisierung zu
unterstützen und dauerhaft einen Fuß in diese Weltregion zu setzen.

Allerdings muß die Bundesregierung angesichts verbreiteter Kritik an
Rüstungsgeschäften mit den Saudis taktisch zu Werke gehen, um den
Bogen der Akzeptanz nicht zu überspannen. Als der weltweit größte
Waffenimporteur nach Indien jede Menge Leopard-II-Kampfpanzer kaufen
wollte, mußte Berlin auf die Bremse drücken, um die eigene Bevölkerung
nicht zu verprellen. Auch konnte die Firma Heckler und Koch, die in
Saudi-Arabien Gewehre in Lizenz fertigt, keine Bauteile mehr dorthin
schicken, weil die Genehmigungen dafür verzögert wurden. Ansonsten sah
der geheim tagende Bundessicherheitsrat aber kein Problem darin,
Rüstungsgüter an ein Land zu liefern, das in bewaffnete
Auseinandersetzungen verwickelt ist, obgleich dies die offiziellen
Exportgrundsätze der Bundesrepublik untersagen. Man behalf sich mit
der absurden Ausflucht, es würden keine "Offensivwaffen" mehr
an Saudi-Arabien verkauft.

Von 2010 bis 2015 hat Deutschland laut Rüstungsexportbericht unter
anderem Gewehre, Maschinenpistolen und Mörsermunition im Gesamtwert
von 2,37 Milliarden Euro an Saudi-Arabien verkauft. Anfang 2016 kam
die Auslieferung des ersten von 48 bestellten Patrouillenbooten hinzu,
im ersten Halbjahr 2016 auch Hubschrauber und Teile für
Kampfflugzeuge, da die saudische Luftwaffe Tornados und Eurofighter
aus EU-Produktion nutzt, nicht zuletzt für die Angriffe im Jemen.
Genehmigt wurde unter anderem auch der Export von mehr als 40.000
Artilleriezündern.

Die SPD hatte Ende 2013 angekündigt, sie werde in der großen Koalition
eine restriktive Genehmigungspraxis bei deutschen Rüstungslieferungen
durchsetzen. Sigmar Gabriel war dann als Wirtschaftsminister
maßgeblich daran beteiligt, daß die Koalition aus SPD und CDU/CSU
deutlich mehr Rüstungsexporte genehmigte als die Vorgängerregierung.
Die Lieferungen in Staaten außerhalb von EU und NATO nahmen sogar um
47 Prozent auf 14,48 Milliarden Euro zu. Daß sich unter den zehn
größten Waffenkunden fünf Drittstaaten befanden, die in
Spannungsgebieten liegen, verwundert nicht, woher sollte sonst die
Nachfrage rühren. Im Jahr 2017 genehmigte die Bundesregierung
Rüstungsexporte für rund 1,3 Milliarden Euro an Länder, die am Krieg
im Jemen beteiligt sind. Im Vergleich zu 2016 nahm der Umfang der
Genehmigungen sogar um neun Prozent zu. Der größte Teil der
militärischen Ausrüstung ging an Ägypten (708 Millionen Euro),
Saudi-Arabien (254 Millionen) und die Vereinigten Arabischen Emirate
(214 Millionen). [2]

Der sozialdemokratische Griff in die Trickkiste setzte sich fort, als
in den Sondierungsgesprächen zur aktuellen Koalition durchgesetzt
wurde, daß ab sofort keine Ausfuhren an Länder genehmigt werden,
solange diese am Jemenkrieg beteiligt sind. Das betrifft
Saudi-Arabien, Jordanien, Ägypten, Bahrain, Kuwait, Katar, die
Vereinigten Arabischen Emirate, Marokko, Sudan und Senegal.
Saudi-Arabien und die VAE gehörten zu den zehn wichtigsten
Empfängerländern deutscher Rüstungsexporte. Heikel ist für die
Bundesregierung, daß mit Jordanien ein enger Verbündeter in der Region
zur Kriegsallianz gehört. Die Bundesregierung hält das Königreich für
einen Stabilitätsanker und leistet sogar direkte Rüstungshilfe. Im
laufenden Jahr will sie wie schon 2017 etwa 130 Millionen Euro dafür
ausgeben. Unter anderem erhielt die jordanische Armee bereits rund 50
Schützenpanzer vom Typ "Marder". In Jordanien sind außerdem "Tornado"-
Aufklärungsflugzeuge und das Tankflugzeug stationiert, mit denen sich
die Bundeswehr am Kampf gegen den "Islamischem Staat" in Syrien und im
Irak beteiligt.

Die vorgebliche Waffenexportbremse gilt allerdings nur für den
Jemenkrieg, dessen Greuel längst ein Thema in der deutschen
Medienlandschaft sind, die ihn weithin verurteilt. Keine Rede ist
hingegen von einem Rüstungsexportgesetz, das die Regeln für alle
Waffengeschäfte verschärfen könnte. Zudem können deutsche
Rüstungskonzerne über Beteiligungen und Unternehmenstöchter im Ausland
Aufträge abwickeln, die nach deutschen Vorschriften nicht möglich
wären. Diese politisch gewollte Systemlücke nutzte beispielsweise der
Düsseldorfer Rheinmetall-Konzern, um Bomben an Saudi-Arabien nicht von
Deutschland aus, sondern über seine Tochterfirma RWM Italia auf
Sardinien zu verkaufen. Weil die Herstellung in Italien erfolgt,
bedarf es keiner Genehmigung aus Berlin. Auch nutzt Rheinmetall eine
Tochterfirma in Südafrika, um ganze Munitionsfabriken zu verkaufen,
darunter auch an Saudi-Arabien und die VAE. In Algerien hat das
deutsche Unternehmen sogar eine Panzerfabrik errichtet.

Obgleich es der Koalitionsvertrag ausschloß, hat die Bundesregierung
nun grünes Licht für weitere Waffenlieferungen in die Golfstaaten und
andere Länder des Nahen Ostens gegeben. Wie aus einem Schreiben von
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier an den Wirtschaftsausschuß
des Bundestags hervorgeht, genehmigte der Bundessicherheitsrat neben
Waffenexporten an Saudi-Arabien auch Ausfuhren an die VAE, Katar,
Jordanien und Ägypten. Demnach soll Riad vier
Artillerie-Ortungssysteme erhalten. Diese auf Fahrzeugen montierten
Radargeräte können die genaue Herkunft von feindlichem Beschuß orten
und ermöglichen damit präzise Gegenschläge. Der Bundessicherheitsrat,
dem neben Bundeskanzlerin Angela Merkel mehrere Minister angehören,
billigte zudem die Lieferung von 48 Gefechtsköpfen und 91
Zielsuchköpfen für schiffsgestützte Flugabwehrsysteme an die
Vereinigten Arabischen Emirate. Katar soll 170 Gefechtsköpfe und
Triebwerke für Luft-Luft-Raketen des Typs Meteor erhalten, für
Jordanien wurden 385 tragbare Panzerabwehrwaffen von Dynamit Nobel
freigegeben, und Ägypten erhält sieben Luftverteidigungssysteme des
Herstellers Diehl, die mit der Rakete Iris-T SLM bewaffnet sind.
Preise zu diesen Lieferungen werden in Altmaiers Schreiben nicht
genannt. [3]

Im Koalitionsvertrag wurden Waffenlieferungen an Staaten
ausgeschlossen, die am Jemenkrieg beteiligt sind. Ausgenommen sind
bereits genehmigte Ausfuhren, die nachweislich im Empfängerland
bleiben. Offenbar beruft sich die Bundesregierung auf diese Hintertür,
wobei natürlich niemand garantieren kann, daß die gelieferten Waffen
nicht doch in andere Hände gelangen. Linken-Vizefraktionschefin Sevim
Dagdelen kritisierte die Exportgenehmigung für Waffenlieferungen an
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate als
"unverantwortlich". Die Bundesregierung mache sich "damit an den
Verbrechen mitschuldig". Es sei höchste Zeit, daß Merkel und Scholz
Wort halten und alle Exporte von Rüstungsgütern an die am Jemenkrieg
beteiligten Staaten stoppen, forderte die Linken-Außenexpertin. [4]

Produktion und Ausfuhr von Rüstungsgütern gehören zu den ökonomischen
Trumpfkarten des Standorts Deutschlands und beflügeln die Profite der
beteiligten Konzerne. Der Ertrag dieses Erwerbszweigs erschöpft sich
jedoch nicht in den Dividenden der Aktionäre und dem Erhalt
fragwürdiger Arbeitsplätze. Das Geschäft mit dem Krieg eröffnet
zugleich ein weites Feld strategischer Einflußnahme, indem es
Repression in anderen Ländern ebenso munitioniert wie
Stellvertreterkriege und die Destabilisierung von Weltregionen, in
denen die Bundesrepublik mitzumischen gedenkt.


Fußnoten:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2016/12/09/saud-d09.html

[2] www.dw.com/de/milliardenschwere-deutsche-rüstungsexporte-an-länder-der-jemen-kriegsallianz/a-42689406

[3] ww.faz.net/aktuell/politik/bundesregierung-genehmigt-waffenexporte-an-saudi-arabien-15796954.html

[4] www.dw.com/de/bundesregierung-genehmigt-weitere-waffenexporte-an-saudi-arabien/a-45567724
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ASIEN/906: Koreakonflikt - Friedensbemühungen beargwöhnt ... (SB)


Koreakonflikt - Friedensbemühungen beargwöhnt ...



Das dritte Gipfeltreffen der Staatsoberhäupter Nord- und Südkoreas,
zwischen dem Staatsratsvorsitzendem Kim Jong-un und Präsident
Moon Jae-in, vom 18. bis zum 20. September in Pjöngjang hat dem ins
Stocken geratenen "Friedensprozeß" auf der koreanischen Halbinsel
wieder Schub verliehen. Angesichts des permanenten Störfeuers aus den
USA nehmen die Koreaner allmählich ihr Schicksal in die eigene Hand
und legen die Grundsteine für die Wiedervereinigung von Nord und Süd.
Wie Willy Brandt 1989 beim Fall der Berliner Mauer den Beginn der
Überwindung der Teilung Deutschlands verkündete, soll auch in Ostasien
das zusammenwachsen, was zusammengehört. Wenn dem nur nicht die
Rivalität der beiden Supermächte China und USA im Wege stünde.

Ende August hatte US-Präsident Donald Trump die geplante vierte Reise
seines Außenministers Mike Pompeo nach Pjöngjang gestrichen und die
plötzliche Entscheidung mit mangelnden Fortschritten beim Abbau des
nordkoreanischen Atomwaffenprogramms begründet. Bei der historischen
Begegnung Trumps mit Kim am 12. Juni in Singapur hatten sich beide
Männer auf die "Denuklearisierung" der koreanischen Halbinsel
verständigt, jedoch über den besten Weg dahin herrscht seitdem
Uneinigkeit. Über den Sommer hatten die Nordkoreaner ihre Atom- und
Raketentests eingestellt, das nukleare Testgelände in Punggye-ri
versiegelt und den Betrieb sowohl auf dem Raketentestgelände in Sohai
als auch im Montagewerk für Interkontinentalraketen nahe Pjöngjang
eingestellt. Für die Amerikaner, die im Gegenzug lediglich ein
gemeinsames Militärmanöver mit den südkoreanischen Streitkräften
ausgesetzt hatten, war das alles aber nicht genug.

Wiederholt drängte Pompeo bei seinen Verhandlungen mit den Vertretern
Pjöngjangs auf die rasche Aushändigung aller Atomsprengköpfe und
verlangte eine komplette Auflistung allen Spaltmaterials im
nordkoreanischen Besitz. Als sich die Norkoreaner schriftlich im
Weißen Haus über die aus ihrer Sicht völlig überzogenen Forderungen
beschwerten, riet der Nationale Sicherheitsberater John Bolton, dessen
diplomatische Taktiken sich auf Drohen, Einschüchtern und Erpressen
beschränken, Trump quasi zum Abbruch der Verhandlungen. Noch im August
wurde die Blockadehaltung Washingtons deutlich, als das Oberkommando
des US-Militärs an der Demilitarisierten Zone (DMZ) am 38. Breitengrad
die Durchfahrt eines südkoreanischen Zugs, mit dem der Stand des
nordkoreanischen Schienennetzes zwecks Baus einer Bahnverbindung
zwischen Seoul, Pjöngjang und Sinuiju an der chinesischen Grenze
getestet werden sollte, verbot. Bekanntlich will die Regierung in
Seoul für 55 Milliarden Dollar neue Straßen- und Bahnverbindungen nach
Nordkorea bauen und dort das Transportnetz auf den neuesten Stand
bringen, um den Handel Südkoreas mit China, Rußland und den Ländern
Zentralasiens anzukurbeln.

Nachdem Nordkorea letztes Jahr erfolgreich eine Wasserstoffbombe und
eine Interkontinentalrakete getestet hat, will Kim nun sein Land
wirtschaftlich modernisieren, braucht aber dafür nicht nur die Hilfe
Südkoreas und Chinas, sondern auch die Zustimmung der USA. Deswegen
bemüht sich Pjöngjang um eine Versöhnung mit Washington und umgarnt
dabei den für Schmeicheleien offenbar stark anfälligen Trump. Mit
Argwohn betrachtet die sicherheitspolitische Elite in den USA die
diplomatischen Gehversuche des Ex-Immobilienhais, der sich selbst
bekanntlich für den "Meister des Deals" hält.

Vor allem wehrt sich das US-Establishment gegen die Forderung
Pjöngjangs nach einem formellen Friedensvertrag, um den seit 1953
lediglich im Waffenstillstand befindlichen Koreakrieg zu beenden, mit
allen Mitteln. Die Imperialisten im Pentagon genauso bei wie der New
York Times und der Washington Post befürchten, daß ein
Friedensabkommen und die Wiedervereinigung Koreas zwangsläufig zum
Abzug der 28.500 US-Soldaten auf der koreanischen Halbinsel - in
Reichweite der chinesischen Hauptstadt Peking - führen müssen. Deshalb
sträuben sie sich gegen alles, was auf die Aufgabe des amerikanischen
Brückenkopfs auf dem asiatischen Kontinent hinauslaufen könnte. Im
neuen Buch Bob Woodwards namens "Fear" beschreibt die
Watergate-Legende eine Szene, in der Trump Verteidigungsminister James
Mattis fragt, warum die USA überhaupt Soldaten in Südkorea stationiert
haben müßten. Der Irakkriegsveteran antwortet, "um den Dritten
Weltkrieg zu verhindern" - was natürlich kompletter Humbug ist, jedoch
die ideologische Verblendung der US-Generalität demonstriert.

In Korea regt sich auf beiden Seiten der DMZ nach 65 Jahren der
Trennung und der Konfrontation die Ungeduld mit den herrschenden
Verhältnissen. Folglich haben nun Kim und Moon in Pjöngjang eine ganze
Reihe von Maßnahmen beschlossen, welche die Entwicklung stark in
Richtung Wiedervereinigung vorantreiben sollen. Hierzu gehören die
Wiedereröffnung des Industrieparks Kaesong, die Einrichtung eines
Verbindungsbüros, das rund um die Uhr von 40 Beamten, jeweils 20 aus
Nord- und Südkorea, besetzt wird, der Abzug aller Streitkräfte und
schweren Waffen vom 38. Breitengrad sowie das Verbot von
Marinemanövern nahe der Seegrenze zwischen beiden Staaten sowohl im
Gelben Meer als auch im Japanischen Meer. Bei der Sommerolympiade 2020
in Japan will man gemeinsam unter einer Fahne auftreten; zudem wollen
sich Nord- und Südkorea gemeinsam um die Austragung der
Sommerolympiade 2032 bewerben. Bei einer Rede vor 150.000 Menschen in
der großen Mai-Halle in Pjöngjang bekannte sich am 19. September Moon
zum Ziel der Wiedervereinigung Koreas und wurde dafür mit rauschendem
Applaus bedacht.

In der gemeinsamen Erklärung von Kim und Moon erklärte sich Nordkorea
zur Schließung und kompletten Demontage sowohl des Raketentestgeländes
Tonchkhan-ni als auch des Atomreaktors Yongbyon unter Aufsicht
internationaler Experten bereit. Kim stellte die Denuklearisierung
Nordkoreas erneut in Aussicht, nannte diesmal erstmals ein konkretes
Datum - bis Januar 2021, also noch vor dem Ende der ersten Amtszeit
Trumps als US-Präsident. Der New Yorker Baumagnat reagierte erfreut
auf die Nachrichten aus Pjöngjang und bezeichnete sie vor Journalisten
als "sehr aufregend". In einer eigenen Stellungnahme gratulierte
US-Außenminister Pompeo Kim und Moon zu den vielen Fortschritten und
lud die Nordkoreaner zu Gesprächen mit seinem neuen Korea-Beauftragen
Stephen Biegun zum frühestmöglichen Termin in Wien ein. Natürlich
hatte Kim bei seinem Abrüstungsangebot auch entsprechendes
Entgegenkommen seitens der Amerikaner verlangt. Dies dürfte nun der
Hebel sein, mit dem die Sinophoben in Washington die
Korea-Verhandlungen der Trump-Administration verschleppen und
eventuell torpedieren werden.

20. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





GENDER/061: Forschungsmagazin DJI Impulse über die Lebenssituation von LSBT*Q Jugendlichen erschienen (idw)


Deutsches Jugendinstitut e.V. - 19.09.2018

Forschungsmagazin DJI Impulse über die Lebenssituation von LSBT*Q
Jugendlichen erschienen



Die Mehrheit der Deutschen befürwortet die Gleichstellung von Menschen,
die lesbisch, schwul, bisexuell, trans* oder queer (LSBT*Q) sind. Im
Alltag gibt es allerdings immer noch zahlreiche Vorbehalte. Nach
Forschungsergebnissen des Deutschen Jugendinstituts (DJI) erleben acht von
zehn LSBT*Q Jugendlichen Diskriminierungen. Deren Lebenssituation
thematisiert das Forschungsmagazin "DJI Impulse" in seiner neuen Ausgabe.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler analysieren auf Basis von
verschiedenen Studien, welche Erfahrungen die jungen Menschen in Familie,
Freundeskreis, Schule, Freizeit und Sport machen.

Etwa 10 Prozent der 14- bis 29-Jährigen in Deutschland identifizieren sich
als lesbisch, schwul, bisexuell oder trans*. Ihr Erwachsenwerden ist oft
geprägt von Ängsten vor einem Coming-out, das ihnen erst eine
selbstbestimmte Lebensweise ermöglicht. Wie LSBT*Q Jugendliche mit
spezifischen Belastungen umgehen, zeigt die DJI-Studie "Queere Freizeit".
Vor allem im Freundeskreis machen LSBT*Q Jugendliche demnach viele gute
Erfahrungen. In Sport- und Freizeitangeboten sowie in der Schule wird die
sexuelle und geschlechtliche Vielfalt aber noch zu selten berücksichtigt.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des DJI sowie Gastautorinnen
und -autoren von deutschen Hochschulen zeigen auf, wie es gelingen kann,
die Akzeptanz von sexueller und geschlechtlicher Vielfalt zu steigern und
Diskriminierung zu verhindern. Außerdem werden in der Ausgabe mit dem
Titel "Jung und queer" zentrale Begriffe erläutert und aktuelle
gesellschaftliche Entwicklungen zur Gleichstellung von LSBT*Q Menschen
dargestellt, wie zum Beispiel die Einführung einer dritten
Geschlechtsoption im Geburtenregister.

Das Forschungsmagazin "DJI Impulse" berichtet allgemein verständlich über
die wissenschaftliche Arbeit am DJI, einem der größten
sozialwissenschaftlichen Forschungsinstitute in Deutschland. Vier Mal
jährlich informieren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler über
relevante Themen aus den Bereichen Kindheit, Jugend, Familie und Bildung.
Alle Ausgaben können kostenlos bestellt, heruntergeladen oder abonniert
werden. Ausgewählte Inhalte aus der aktuellen Ausgabe werden in einem
Online-Dossier auf der DJI-Website präsentiert.


Originalpublikation:

www.dji.de/queere_jugend

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution360

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Jugendinstitut e.V., 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WOHNEN/150: Katholische Verbände fordern gemeinsam mehr bezahlbaren Wohnraum für Familien (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 20. September 2018

Wohnungsnot 

Katholische Verbände fordern gemeinsam mehr bezahlbaren Wohnraum für
Familien



Anlässlich des Wohngipfels am 21. September im Bundeskanzleramt fordern der
Deutsche Caritasverband (DCV), der Familienbund der Katholiken (FDK) und
der Katholische Siedlungsdienst (KSD) in einem gemeinsamen Impulspapier
mehr bezahlbaren Wohnraum für Familien. Angesichts drastisch steigender
Mieten und Immobilienpreise sehen die Verbände Familien in besonderer Weise
belastet.

Berlin, 20. September 2018. "Wohnungsnot trifft Familien mit besonderer
Härte", macht Caritas-Präsident Peter Neher deutlich. In Deutschlands
Metropolen, ebenso wie in attraktiven Kleinstädten und Regionen sei
Wohnraum in den zurückliegenden zehn Jahren zu einem knappen Gut geworden.
"Ganz gleich ob zur Miete oder zum Kauf, ob Wohnung oder Haus, Wohnungsnot
ist zu einer sozialen Wirklichkeit geworden, die gesellschaftspolitisches
Konfliktpotenzial birgt", so Neher. Längst sei die Wohnungsknappheit so
groß, dass kinderreiche Familien ebenso wie alleinerziehende Mütter und
Väter, aber auch Eltern mit kleinen und jugendlichen Kindern
Schwierigkeiten hätten, eine passende finanzierbare Wohnung zu finden,
besonders Familien mit niedrigem Einkommen.

Deutscher Caritasverband, Familienbund und Katholischer Siedlungsdienst
fordern die deutliche Ausweitung des sozialen Wohnungsbaus. Ein erster
Schritt ist die Zusage der Bundesregierung, 5 Milliarden Euro für den
sozialen Wohnungsbau zu investieren, die auch zweckgebunden sein sollten.
Die durch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts angestoßene Reform
der Grundsteuer müsse so gestaltet werden, dass Spekulation mit unbebautem
Boden verhindert wird. Ziel einer neuen Grundsteuer müsse sein, die Nutzung
von Bauland für die Wohnbebauung zu fördern. Maßnahmen, die den Erwerb von
Wohneigentum für Familien erleichterten, wie beispielsweise eines nach
Kinderzahl gestaffelten Freibetrags bei der Grunderwerbssteuer, seien zu
begrüßen. Eine soziale Durchmischung der Wohnbevölkerung sowie eine
langfristige Finanzierung von Quartiersarbeit zur Stabilisierung von
benachteiligten Quartieren sind wichtig, um den gesellschaftlichen
Zusammenhalt zu stärken.

"Die Schaffung bezahlbaren Wohnraums ist die soziale Frage unserer Zeit",
sagt Familienbund-Präsident Stefan Becker. "Unter den verschärften
Marktbedingungen leiden insbesondere Familien, die auf ausreichend große
Wohnungen und eine ausgebaute Infrastruktur angewiesen sind. Gerade auch
Familien mit mittleren Einkommen sind besonders betroffen. Sie verdienen zu
viel für eine Sozialwohnung, aber zu wenig, um sich eine Wohnung zu
marktüblichen Konditionen mit familiengerechtem Umfeld, mit Schulen, Kitas,
Ärzten, Spielplätzen und Einkaufsmöglichkeiten leisten zu können. Wenn
Einkommens- und Mietentwicklung jahrelang dramatisch auseinanderdriften,
dann ist das eine alarmierende Entwicklung, die entschlossenes Handeln der
Politik erfordert", so Becker.

Unverzichtbar sei, dass die Politik auf die unterschiedlichen
Herausforderungen in den Städten und auf dem Land reagiere. "Das Wichtigste
ist: Bauen, bauen, bauen. Der kirchliche Auftrag lautet: Wohnbau ist
Dombau, einst wie heute", so KSD-Vorstand Ulrich Müller, und appelliert
damit auch an kirchliche Einrichtungen, sich stärker im sozialen
Wohnungsbau zu engagieren.

DCV, Familienbund und KSD begrüßen, dass die Bundesregierung im
Koalitionsvertrag ein Bündel von Maßnahmen benennt, um für mehr bezahlbaren
Wohnraum zu sorgen. Nicht nur der Bund, auch die Länder und Kommunen
sollten jetzt entschlossen handeln. Dabei gebe es nicht die eine
Stellschraube zur Lösung dieses Problems. "Nur ein Mix unterschiedlicher
politischer Maßnahmen kann die Situation auf dem Wohnungs- und
Immobilienmarkt für Familien und andere benachteiligte Gruppen nachhaltig
verbessern", betont Caritas-Präsident Neher. Dazu gehöre nicht zuletzt, das
Wohngeld in seiner Funktion als vorgelagertes Instrument sozialer
Wohnungspolitik zu stärken, so das gemeinsame Positionspapier der
katholischen Verbände.



"Jeder Mensch braucht ein Zuhause" lautet der Claim der aktuellen
Caritas-Kampagne. Mehr Informationen finden Sie auf der
Kampagnen-Webseite:

www.zuhause-fuer-jeden.de

Sozialpolitische Positionen

http://www.zuhause-fuer-jeden.de/sozialpolitische-positionen

Gemeinsames Impulspapier von DCV, Familienbund und Katholischem
Siedlungsdienst)

https://www.caritas.de/cms/contents/caritas.de/medien/dokumente/kampagnen/2018/forderungen-flyer-go/mehr-bezahlbarer-woh/2018_09_12_impulspapier_wohnen_familie_dcv_fdk_ksd.pdf?d=a&f=pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. September 2018

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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MELDUNG/291: 21. September - Weltfriedenstag der Vereinten Nationen (UNO-Flüchtlingshilfe e.V.)


UNO-Flüchtlingshilfe e.V. - Pressemitteilung vom 20. September 2018

21. September: Weltfriedenstag der Vereinten Nationen

Solidarität und Mitgefühl für Flüchtlinge



Bonn, 20.9.2018: Am 21. September 1981 verkündete die Generalversammlung
der Vereinten Nationen den Weltfriedenstag (International Day of Peace). An
dem Gedenktag soll die Idee des Friedens sowohl innerhalb der Länder als
auch zwischen ihnen thematisiert und gestärkt werden.

"Diese Idee mit Leben zu füllen, ist eine der größten gesellschaftlichen
Herausforderungen. Ganz besonders auch durch einen solidarischen Umgang mit
Menschen, die bei uns Schutz und Sicherheit suchen. Am Weltfriedenstag
rufen wir daher auf, Mitgefühl mit geflüchteten Menschen zu zeigen", sagt
Peter Ruhenstroth-Bauer, Geschäftsführer der UNO-Flüchtlingshilfe.

In Zeiten drohender gesellschaftlicher Spaltung, Diskriminierung und
Vorurteilen gegenüber Flüchtlingen richtet sich die Botschaft des
Weltfriedenstags daher an Menschen, die Vorbehalte gegen Geflüchtete haben
und sich durch ihre Anwesenheit bedroht fühlen. Der Appell geht darüber
hinaus an die aufnehmenden Länder und Gemeinden, Flüchtlingen die
Unterstützung zukommen zu lassen, die sie dringend benötigen.

"Gegenseitiger Respekt und ein friedliches Miteinander sind für alle ein
Gewinn. Die erfolgreiche Integration muss deshalb eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe sein ", so Peter Ruhenstroth-Bauer.

Wie dringend internationale Solidarität und politische Lösungen gebraucht
werden, zeigt die aktuelle Situation von Flüchtlingen und Migranten an den
europäischen Außengrenzen. Beim riskanten Versuch in seeuntüchtigen Booten
nach Europa zu gelangen, sind in diesem Jahr bereits 1.642 Menschen auf der
Mittelmeerroute gestorben oder werden vermisst.

Die Gesamtzahl der Bootsflüchtlinge ist zwar mit etwa 82.103 (Stand: 18.
September 2018) geringer als 2017 (172.301 Bootsflüchtlinge im gesamten
Jahr). Im Verhältnis sind in diesem Jahr aber deutlich mehr Menschen
umgekommen: War es 2017 noch jeder 42. Bootsflüchtling, der auf der
Mittelmeerüberquerung sein Leben ließ, so starb 2018 bislang jeder 18.
Flüchtling auf dieser Route.

 * 

Quelle:

UNO-Flüchtlingshilfe e.V.

Graurheindorfer Str. 149 a, D-53117 Bonn

Telefon: +49 (0)228 90 90 86-00, Telefax: +49 (0)228 90 90 86-01

E-Mail: info@uno-fluechtlingshilfe.de

Internet: www.uno-fluechtlingshilfe.de
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ENERGIE/2335: Innovationen für die Energiewende - Bundesregierung beschließt 7. Energieforschungsprogramm (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 19. September 2018

"Innovationen für die Energiewende": Bundesregierung beschließt 7. Energieforschungsprogramm



Das Bundeskabinett hat heute das 7. Energieforschungsprogramm der
Bundesregierung "Innovationen für die Energiewende" beschlossen.

Damit knüpft die Bundesregierung an die Erfolge der Energieforschung
in den vergangenen Jahren an. Als strategisches Element der
Energiepolitik ist das neue Programm an der Energiewende ausgerichtet
und adressiert mit einem ganzheitlichen Ansatz zur Förderpolitik aus
einem Guss aktuelle und sich abzeichnende Herausforderungen. Das
Programm ist Ergebnis eines umfangreichen Konsultationsprozesses mit
Wirtschaft, Forschung und Wissenschaft sowie den Ländern.

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier: "Die Energiewende ist ein
ambitioniertes Modernisierungsprojekt für unsere Volkswirtschaft. Mit
dem 7. Energieforschungsprogramm werden wir unsere Vorreiterrolle
weiter stärken. Wir geben bis 2022 noch einmal 45 % mehr für Forschung
und Innovationen aus. Das Bundeswirtschaftsministerium beteiligt sich
mit über 3,5 Mrd. Euro. Wir gehen die Zukunftsthemen an, indem wir uns
systemübergreifenden Fragestellungen widmen. Digitalisierung und
Sektorkopplung sind der Schlüssel zu einer weiter erfolgreichen
Energiewende. Mit den neuen Innovationen werden wir nicht nur beim
Strom, sondern gerade auch bei der so wichtigen Wärme Fortschritte
machen. Das hilft dem Klima. Und klimafreundliche Energietechnologien
?made in Germany? sind weltweit gefragt - und sollen es auch bleiben."

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek: "Energieforschung macht die
Energiewende erst möglich. Nur mit anwendungsorientierter
Grundlagenforschung können wir die notwendigen Innovationen schaffen -
etwa für die Wasserstoffproduktion, die Wärme- und Mobilitätswende und
auch für die gesellschaftliche Beteiligung. So ermöglichen wir
Innovationssprünge für ein bezahlbares und klimafreundliches
Energiesystem. Deshalb investiert das BMBF in leistungsfähige
Infrastrukturen für die deutsche Energieforschungslandschaft."

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner: "Auf die Bioenergie
als mengenmäßig wichtigste Quelle unter den Erneuerbaren Energien
legen wir besonderes Augenmerk. Bioenergie trägt in erheblichem Ausmaß
zur Energiewende und Minimierung der Treibhausgase bei. Richtig ist,
dass Erneuerbare Energien zu einem wichtigen Standbein für die Land-
und Forstwirtschaft geworden sind. Die Land- und Forstwirtschaft
leistet damit auch einen Beitrag, um die gesteckten Klimaziele zu
erreichen. Deshalb fördern wir die Bioenergieforschung im Rahmen
unseres Förderprogramms Nachwachsende Rohstoffe mit rund 50 Millionen
Euro jährlich. Forschungsvorhaben zur Vermeidung von Treibhausgas-
Emissionen sowie zur Verbesserung der Energieeffizienz sind darin
wesentliche Schwerpunkte."

Vier Grundlinien definieren den Rahmen der Energieforschungspolitik in
den kommenden Jahren:


	Ein neuer Fokus auf den Technologie- und Innovationstransfer durch "Reallabore der Energiewende" als neue Fördersäule zur Marktvorbereitung innovativer Lösungen. Gleichzeitig wird der dynamische Praxistransfer durch die bessere Einbindung von Startups flankiert.

	Die Neuausrichtung auf sektor- und systemübergreifende Fragestellungen der Energiewende, wie Digitalisierung und Sektorkopplung.

	Eine bessere Vernetzung der Förderinstrumente zur Projektförderung und der institutionellen Förderung.

	Die engere europäische und internationale Kooperation.



Neben den zentralen Forschungsfeldern Energieeffizienz und Erneuerbare
Energien setzt das 7. Energieforschungsprogramm neue Schwerpunkte bei
der Digitalisierung, der Sektorkopplung und der Energiewende im
Wärme-, Industrie- und Verkehrssektor einschließlich
gesellschaftlicher Fragestellungen. Mit diesen systemübergreifenden
Forschungsthemen rückt die Transformation des Gesamtsystems in den
Fokus der Forschungsförderung.

Die aktuelle Finanzplanung sieht vor, die Energieforschung im Rahmen
des 7. Energieforschungsprogramms im Zeitraum 2018 bis 2022 mit rund
6,4 Mrd. Euro zu fördern. Das entspricht einer Steigerung von rd. 45 %
gegenüber dem Vorläuferprogramm im Vergleichszeitraum 2013 bis 2017.

Informationen und Programmdownload: 

www.energieforschung.de

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 19. September 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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FORSCHUNG/920: Je größer die Freiheit, desto größer die Wohlfahrt (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 19.09.2018

Je größer die Freiheit, desto größer die Wohlfahrt

Neues Kausalmodell zeigt die schädigende Wirkung von gesellschaftlichem
Machtgefälle für die gesellschaftliche Wohlfahrt



In einer empirischen Studie mit Daten aus 85 Staaten haben Wolfgang
Scholl (Humboldt-Universität zu Berlin) und Carsten Schermuly (SRH
Hochschule Berlin) herausgefunden, warum das Bruttoinlandsprodukt (BIP) und
die gesellschaftliche Wohlfahrt nicht nur in den demokratischen
Industriegesellschaften höher sind als in den autokratischen Ländern des
ehemaligen Ostblocks und des globalen Südens, sondern warum es auch in
Europa von den skandinavischen Ländern bis zu den südöstlichen
Mittelmeerländern deutliche Unterschiede gibt.

Je größer die Machtunterschiede und je geringer die faktisch nutzbaren
Freiheiten in einem Land sind, umso mehr nutzen die Mächtigen ihre
Position zur Selbstbereicherung beziehungsweise zur Korruption aus. Damit
schaden sie nicht nur der Wirtschaft, gemessen am BIP, sondern auch der
Wohlfahrt breiter Schichten der jeweiligen Bevölkerung. Die Studie misst
Wohlfahrt nicht als subjektives Glücksempfinden wie andere Studien,
sondern, wie hoch und wie breit verteilt Lebenserwartung, Bildung und
Einkommen sind.

Die Forscher haben diese Zusammenhänge mit einem komplexen Kausalmodell
geprüft und bestätigt. Viele Ökonomen, zum Beispieel Acemoglu & Robinson
in "Why nations fail" identifizieren die formalen Institutionen wie
demokratische Wahlen und Regeln als korruptionshemmend. Das neue Modell
hingegen hebt die Rolle von kulturellen Praktiken, wie gelebter Freiheit
und tatsächlicher Machtkontrolle hervor, die mit den formalen
Institutionen noch nicht gesichert sind. Inhaltlich sind die
Schlussfolgerungen ähnlich, wobei das geprüfte Modell "das Scheitern von
Nationen" und seine Ursachen quantitativ präzisiert.

Des Weiteren wurde erstmals die Frage geprüft, wie Korruption und BIP
zusammenhängen, also ob Korruption den wirtschaftlichen Erfolg (das BIP)
beeinträchtigt, ob schlechte wirtschaftliche Verhältnisse die
Korruptionsneigung erhöhen oder ob es eine Wechselwirkung gibt. Alle drei
Ansichten wurden in der bisherigen Forschung vertreten und konnten mit den
üblichen Methoden nicht geklärt werden. Dies ist erst mit dem jetzt
verwendeten Kausalmodell der Fall. Das Ergebnis: Es gibt nur einen - und
zwar sehr starken - negativen Effekt der Korruption auf das BIP.

Interessant ist, dass weitere kulturelle Merkmale eine Rolle spielen: So
beeinträchtigt Kolonialismus die betroffenen Länder auch weit über den
Zeitpunkt ihrer Unabhängigkeit hinaus in ihrer Wirtschaftskraft. Höhere
Gleichberechtigung der Geschlechter wiederum kommt direkt der allgemeinen
Wohlfahrt zugute.

Die Studie, die im Journal of Business Ethics erschienen ist, zeigt, dass
die demokratische Kultur weiter gestärkt und ausgebaut werden muss, gerade
auch gegen populistische und extremistische Strömungen. Die allgemeinen
individuellen Menschenrechte sind zu verteidigen und die Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts oder aufgrund der Herkunft zu bekämpfen. Die
Stärkung politischer Mitwirkungsmöglichkeiten und die verbesserte
Machtkontrolle von Politik und Wirtschaft stehen in direktem Zusammenhang
mit der Wohlfahrt der Bürgerinnen und Bürger.


Originalpublikation:

Scholl, W. & Schermuly, C. C. (2018, online first),

The impact of culture on corruption, gross domestic product, and human
development,

Journal of Business Ethics:

https://doi.org/10.1007/s10551-018-3977-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1709: Fortsetzung der Tarifverhandlungen mit Ryanair (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
20. September 2018

Fortsetzung der Tarifverhandlungen mit Ryanair: ver.di fordert
deutlich verbessertes Angebot sowie sofortiges Unterlassen von
Einschüchterungen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die
Fluggesellschaft Ryanair setzen am morgigen Freitag (21. September
2018) in Berlin die Tarifverhandlungen für die rund 1.000
Flugbegleiter/innen bei Ryanair in Deutschland fort.

"Wir fordern Ryanair auf, ein deutlich verbessertes Angebot auf den
Tisch zu legen. Und wir erwarten von Ryanair, unverzüglich den Druck
auf die Beschäftigten durch Einschüchterungen und Androhungen von
Disziplinarmaßnahmen sowie Strafaktionen zu unterlassen", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle.

Während des Streiks am 12. September habe das Unternehmen mit
Strafaktionen reagiert, die nicht mit unserer Verfassung in Einklang
zu bringen seien, so Behle. Ryanair hatte die Behauptung aufgestellt,
dass der Streik aufgrund einer angeblich einzuhaltenden
Ankündigungsfrist von 24 Stunden illegal sei, was zu einer starken
Verunsicherung der Beschäftigten geführt habe. Während des Streiks
wurden zudem an mehrere Stationen Führungskräfte entsendet, die
Streikende fotografierten und überwachten. Darüber hinaus wurden
allen Streikenden der Status "unentschuldigter Entzug der
Arbeitskraft" bescheinigt ("No-Show"). Damit verbinden sich bei
Ryanair Disziplinarmaßnahmen, die nach Erfahrungswerten bei
mehrmaligen "No-Shows" mit Kündigung geahndet werden können. Diesen
Druck auf die Beschäftigten setzt Ryanair weiterhin fort. ver.di
erwartet, dass das Unternehmen umgehend alle Einschüchterungsversuche
gegenüber seinen Beschäftigten einstellt und seine Unternehmenskultur
ändert

Das bislang vorliegende Entgeltangebot ist für ver.di völlig
indiskutabel. Es sieht für die Jahre 2018 und 2021 keine Erhöhungen
vor, für 2019 die Umwandlung einer bestehenden Leistungsprämie sowie
eine Erhöhung pro Flugstunde um lediglich 50 Cent und eine Erhöhung
der Entgelte in 2020 um 41 Euro pro Monat. Ryanair hatte zudem das
Angebot gemacht, nationale Verträge abschließen zu wollen, allerdings
erst zum Jahr 2022.

Zu den zentralen Forderungen von ver.di für die Kabinenbeschäftigten
gehört eine substantielle Entgeltsteigerung, die das Einkommen für
alle Beschäftigten existenzsicher und planbar macht. Dazu gehören
unter anderem die Einführung eines Basisgehaltes für alle
Flugbegleiter, die Erhöhung dieses Gehaltes und die Einführung einer
Mindeststundengarantie. Des Weiteren fordert ver.di eine Kompensation
bei Verspätungen und die Einrichtung einer betrieblichen
Interessenvertretung.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20.09.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/822: Boom der deutschen Wirtschaft derzeit wahrscheinlicher als eine Rezession (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 19.09.2018

IMK-Konjunkturindikator: Boom der deutschen Wirtschaft derzeit
wahrscheinlicher als eine Rezession

Neu: Instrument weist auch Wahrscheinlichkeit einer Hochkonjunktur aus



Trotz zuletzt schwächerer Auftragseingänge aus dem Ausland geht der
Aufschwung der deutschen Wirtschaft weiter. Die Aussichten haben sich in
den vergangenen Wochen sogar weiter aufgeheitert, signalisiert der
Konjunkturindikator des Instituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung.

Das Risiko, dass Deutschland in den kommenden drei Monaten in eine
Rezession gerät, ist spürbar gesunken. Für den Zeitraum von September bis
Ende November weist das IMK-Wachstumsradar, das die aktuellsten
verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt, eine mittlere
Rezessionswahrscheinlichkeit von 5,5 Prozent aus. Im August hatte das
Risiko noch 14,2 Prozent betragen. Weitaus höher ist im Vergleich die
Wahrscheinlichkeit, dass die deutsche Wirtschaft bis Ende November in eine
Boomphase eintritt. Sie liegt bei nunmehr 43,5 Prozent nach 28,7 Prozent
im August. Der nach dem Ampelsystem arbeitende Indikator zeigt damit
"grün-gelb". Das steht noch nicht für eine Hochkonjunktur, aber für eine
Phase mit fortgesetzt solidem Wachstum.

"Der Aufschwung unterstreicht erneut seine Qualitäten als Dauerläufer",
sagt Prof Dr. Gustav A. Horn, der wissenschaftliche Direktor des IMK.
"Egal ob Schwächephasen in Schwellenländern drohten oder
protektionistische Provokationen des US-Präsidenten - bisher hat die
konjunkturelle Entwicklung allen Gegenwinden getrotzt. Das zeigt erneut,
dass ein balanciertes Wachstum mit starker Binnennachfrage weitaus
nachhaltiger ist als ein Modell, das ganz überwiegend am Export hängt."

Den kräftigen Rückgang bei der Rezessionswahrscheinlichkeit erklären die
IMK-Ökonomen mit der Trendwende beim ifo-Geschäftsklimaindex, der nach
einem mehrmonatigen Rückgang zuletzt deutlich angestiegen ist. Hinzu kommt
das weiterhin sehr günstige Finanzierungsumfeld für deutsche Unternehmen.
Die positiven Entwicklungen fallen nach dem umfangreich geprüften
Algorithmus des Indikators stärker ins Gewicht als die etwas schwächere
Entwicklung bei den Auslandsaufträgen. "Die Exporteure haben ein solides
Nachfragepolster, da ist das vorläufig kein Grund zur Sorge", erklärt
IMK-Konjunkturexperte Peter Hohlfeld.

Angesichts des positiven Trends des Indikators bekräftigt das IMK seine
aktuelle Konjunkturprognose. Die Düsseldorfer gehen von einem anhaltenden
moderaten Aufschwung aus, der im Kern von der Binnenwirtschaft getragen
wird. Die weiterhin gute Beschäftigungsentwicklung und spürbar steigende
Löhne sind wichtige Faktoren dafür, so das IMK.

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP). Neu ist,
dass der Indikator nicht nur die Wahrscheinlichkeit wirtschaftlicher
Turbulenzen ausweist, sondern auch die Wahrscheinlichkeit eines
Wirtschaftsbooms.

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.


Originalpublikation:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

- Zum IMK-Konjunkturindikator

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 19.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MESSE/3900: Bahntechnikmesse InnoTrans - Die Zukunft der Europäischen Bahnindustrie (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 19. September 2018

Die Zukunft der Europäischen Bahnindustrie - Nachhaltig und Innovativ



Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundeswirtschaftsminister
Oliver Wittke diskutiert heute [19.09.2018] am Rande der weltgrößten
Bahntechnikmesse InnoTrans mit hochrangigen Vertretern aus Politik und
Wirtschaft über den Erhalt der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit
der Europäischen Bahnindustrie. An der Veranstaltung "Zukunft der
Europäischen Bahnindustrie - Nachhaltig und Innovativ" nehmen
Vertreter der zuständigen Ministerien aus Frankreich, Österreich und
Tschechien sowie des Europäischen Parlaments und der Europäischen
Kommission teil. Im Mittelpunkt stehen auch alternative Antriebe sowie
die Sorgen der Bahnindustrie über die global zunehmende Tendenz zur
Abschottung.

Staatssekretär Wittke: "Die Bundesregierung hat für den
Schienenverkehr ehrgeizige Ziele: Mit einem Schienenpakt von Politik
und Wirtschaft sollen bis 2030 doppelt so viele Bahnkundinnen und
Bahnkunden gewonnen werden. Gleichzeitig soll auch mehr Güterverkehr
auf die Schiene verlagert werden. Dabei müssen wir insbesondere auch
das Potential alternativer Antriebe, etwa auf Basis von Wasserstoff
und Batterien, nutzen. In vielen Regionen der Welt fehlen die Mittel
für einen schnellen und flächendeckenden Ausbau von Oberleitungen.
Selbst in Deutschland sind immer noch rd. 40 Prozent des öffentlichen
Schienennetzes nicht elektrifiziert. Die Bundesregierung fördert
deshalb Innovationen in diesem Bereich, insbesondere auch zur
Hybridtechnologie.

Unsere Industrie braucht aber auch faire Bedingungen. Wir werden uns
daher weiter dafür einsetzen, dass Marktzugangsbeschränkungen im
globalen Bahnsektor abgeschafft werden. Während international tätige
Unternehmen in Europa freien Marktzugang haben, bleibt europäischen
Unternehmen der Zugang in anderen Teilen der Welt oft versperrt."

Die InnoTrans findet vom 18. bis 21. September 2018 in Berlin statt
und gilt als die weltweit größte Messe für Verkehrstechnik. Dieses
Jahr nehmen mehr als 3.000 Aussteller aus über 60 Ländern an der Messe
teil.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 19. September 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2136: 4. Land-Kirchen-Konferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 20.09.2018

4. Land-Kirchen-Konferenz der EKD

"Geht hin - Sozialraum- und Gemeinwesenorientierung der Kirche auf dem
Land"



Zum Auftakt der 4. Land-Kirchen-Konferenz predigte der Vorsitzende des
Rates der Evangelischen Kirche, Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, am
heutigen Donnerstagabend in Bad Alexanderbad über Matthäus 6,25-43.

"Gerade auf dem Land gibt es so viele Beispiele in den Kirchengemeinden, wo
Innovationskraft und Ideen zur Vernetzung mit anderen gesellschaftlichen
Kräften den Weg in eine ausstrahlungsstarke Kirche der Zukunft weisen", so
Bedford-Strohm. "Wenn wir als Kirche anpacken und uns nicht von der Sorge
um das morgen und das übermorgen lähmen lassen, dann wird das ansteckend
wirken", folgerte er weiter. Dann werde das dazu beitragen, dass die
ländlichen Räume wieder neu als das entdeckt würden, was sie sind: "Räume
mit besonderer Lebensqualität, in denen es sich gut und gerne leben lässt."

Die 4. Land-Kirchen-Konferenz findet statt vom 20. bis 22. September und
steht unter dem Motto "Geht hin - Sozialraum- und Gemeinwesenorientierung
der Kirche auf dem Land". In einem ersten Grundsatzbeitrag am heutigen
Donnerstag (20. September) beschreibt die Praktische Theologin und
Sozialwissenschaftlerin Prof. Dr. Claudia Schulz, Professorin für
Diakoniewissenschaft und Soziale Arbeit an der Evangelischen Hochschule
Ludwigsburg, die Sozialraumorientierung der Kirche als ekklesiologische
Denkbewegung .

In einem zweiten Grundsatzbeitrag erläutert Markus Klein vom
Brandenburgischen Institut für Gemeinwesenberatung - demos, Chancen und
Grenzen der Kirche als zivilgesellschaftliche Akteurin.

Nach der Hospitation von fünf konkreten Projekten in der Region am Freitag
(21. September), schließt die Konferenz am Samstag (22. September) mit
einem Blick von außerhalb des kirchlichen Erfahrungsbereichs. In zwei
Kurzvorträgen geben der Bürgermeister der Stadt Bad Berleburg und die
Regisseurin Silvia Kirchhof, Gerolzhofen, Anregungen und Beispiele von
"außen"


Hintergrund:

Die Land-Kirchen-Konferenz ist erwachsen aus dem Reformprozess "Kirche im
Aufbruch" der EKD. Im Rahmen dieses Reformprozesses erklärte der Rat der
EKD das Thema "Kirche in der Fläche" 2010 zu einem Schwerpunktthema.

Seitdem findet alle zwei Jahre eine dreitägige Konferenz, die 
LAND-KIRCHEN-KONFERENZ statt, zu der die 20 Gliedkirchen der EKD Hauptamtliche und seit
2015 auch in Leitungsgremien tätige Ehrenamtliche als Teilnehmende
entsenden. Die Teilnehmenden sollen in ihrer Gliedkirche die Rolle von
Multiplikatoren übernehmen.

Die 1. Land-Kirchen-Konferenz fand 2011 in Gotha statt, 2013 war sie zu
Gast in Northeim (Krs. Leine-Solling/Niedersachsen) und 2015 in 
Kohren-Sahlis (Sachsen)

In den Jahren 2012/2014/2016 wurde zu einer eintägigen Fachtagung
eingeladen.

Durch die Konferenzen und Fachtagungen hat sich ein Netzwerk gebildet, in
dem innovative Konzeptionen und Perspektiven für die evangelische "Kirche
in der Fläche" entwickelt und diskutiert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 105/2018 vom 20.09.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06691: Rauschen wie von Engelsflügeln (SB)


Mit einem Zug - rumps! - die Stellung aus den Angeln zu hebeln, wer
träumte nicht davon. Und auch die Kommentatoren solcher
Schlußstellungen versehen den grandiosen Zug mit zwei Ausrufezeichen.
Auch ohne Text versteht jeder halbwegs Eingeweihte, daß hier ein Sieg
des Geistes über die Materie stattgefunden hat. Profan wäre es da und
unentschuldbar, diesen sakralen Augenblick mit schnöden Worten zu
beflecken. Alles hält andachtsvoll den Atem an, lauscht förmlich in
die Stellung hinein mit ätherischen Sinnen. Ja, ganz deutlich aus der
Ferne, ein Rauschen wie von Engelsflügeln. Man ist ergriffen, schweigt
und würdigt diesen großen Moment mit einem tiefempfundenen Gefühl fürs
Überirdische. Ebenso wollen wir es im heutigen Rätsel der Sphinx
halten. Auf der Offenen Meisterschaft von Norwegen 1980 hatte Weiß
eine zauberhafte Stellung auf dem Brett und war noch dazu am Zuge. Vor
seinen Augen entledigte sich das eitle harte Sein der Hüllen, und dann
war er geboren, der kraftvolle Zug, der den Nachziehenden mit
erstickender Beweislast umgehend zur Kapitulation zwang. Aber auch er
war von Glück erfüllt, nicht gramvoll ob der Niederlage, nein, wann
kommt man schon in die seltene Gelegenheit, sich für einen grandiosen
Zug zu freuen, selbst wenn man der Leidtragende ist, nicht wahr,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06691: Rauschen wie von Engelsflügeln (SB)]



Ornstein - Grünfeld

Norwegen 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wenigstens belehren lassen sollten sich die Schablonenhüllen, damit es
künftig mehr Schachspieler und weniger Zugzieher auf unserem Globus
gibt. Bleibt also zu wünschen übrig, daß Schwarz nach 1...Sf6-e4?
2.Sc3-b5! Dc7-b8 3.Se5xd7 Td8xd7 4.Ld3xe4! d5xe4 5.d4xc5 Td7xd1
6.Tf1xd1 Le7xc5 - 6...Tc8xc5 7.Lb2-a3 Tc5xb5 8.La3xe7 - 7.Lb2-e5! die
Lektion annahm. Er gab auf, weil er nach 6...Db8-a8 7.Sb5-c7 Da8-b8
8.Sc7xe6 Db8-a8 9.De2-g4 g7-g6 10.Se6-c7 Da8-b8 11.Sc7-d5 Db8-a8
12.Sd5-f6+ untergegangen wäre.



Erstveröffentlichung am 21. September 2005
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/241: Schauspiel Hannover nominiert für Theaterpreis "Der Faust" 2018 (Nds. Staatstheater Hannover)


Pressemitteilung: Schauspiel Hannover, 19. September 2018

Schauspiel Hannover nominiert für Theaterpreis »Der Faust«

Medea und Die Edda sind im Rennen



Bühnenbildner Jo Schramm und Regisseur Thorleifur Örn Arnarsson sind
dieses Jahr für den »Faust«-Theaterpreis nominiert - mit zwei Stücken,
die in der letzten Spielzeit am Schauspiel Hannover Premiere hatten:
Medea und Die Edda.

»Der Faust«, ein nationaler Theaterpreis, wird seit 2006 vergeben,
Ausrichter sind der Deutsche Bühnenverein, die Kulturstiftung der
Länder, die Deutsche Akademie der Darstellenden Künste sowie das
jeweilige Bundesland, in dem die Verleihung stattfindet. 2018 wird der
undotierte Preis in Regensburg vergeben. Die jeweils drei Nominierten
in insgesamt acht Kategorien gehen aus Vorschlägen der Theater hervor,
die dabei aber keine eigenen Produktionen nennen dürfen.

In der Kategorie »Bühne/Kostüm« ist Jo Schramm mit dem Stück Medea
nominiert. Der Bühnenbildner entwarf einen auf eine Drehscheibe
montierten Vorhang, der die Verwandlung von der archaischen Welt der
Kolcher in die moderne Welt der Griechen binnen Sekunden zulässt.
Schramm studierte Architektur in seiner Heimatstadt Stuttgart sowie
Szenografie und Medienkunst an der Hochschule für Gestaltung in
Karlsruhe. Seitdem arbeitet er als Bühnenbildner, Licht- und
Videokünstler für Schauspiel, Tanz und Oper. Heute lebt er in Berlin,
ist aber schon für die Arbeit an diversen Produktionen nach Hannover
gekommen - darunter auch Der Auftrag, mit dem das Regieteam Tom Kühnel
und Jürgen Kuttner 2016 in die Liste der »Faust«-Nominierten gelangte.

Mit seiner Inszenierung Die Edda kann Regisseur Thorleifur Örn
Arnarsson in der Kategorie »Regie Schauspiel« auf den Preis hoffen.
Darin erzählt er gemeinsam mit Mikael Torfason die alten isländischen
Ursprungssagen und holt sie bildgewaltig ins Heute, wo Mythen im
Kontrast zur modernen Wissenschaft stehen. Der in Reykjavík geborene
Arnarsson studierte ursprünglich Schauspiel an der Kunstakademie
Island, später folgte dann ein Regiestudium in Berlin. Er arbeitete
bereits an verschiedenen Häusern in Island, Helsinki und Sydney, und
war Oberspielleiter in Konstanz und Wiesbaden. Ausgezeichnet wurde der
Theatermacher schon für sein Stück Njála, unter anderem mit dem
isländischen »Griman«-Preis. Am Schauspiel Hannover inszenierte er
neben Die Edda bisher Hamlet, im Oktober feiert sein Macbeth in
Hannover Premiere.

Sowohl Medea als auch Die Edda laufen weiterhin im Repertoire des
Schauspiel Hannover.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Hannover, 19. September 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Schauspiel Hannover

Nds. Staatstheater Hannover GmbH

Prinzenstr. 9, 30159 Hannover

Tel. +49(0)511 9999 2081

www.schauspielhannover.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





SPIELZEIT/064: Hamburg - Das Kampnagel Theaterprogramm 2018/2019


Kampnagel - Presseinformation vom 14. September 2018

Theaterprogramm [k] Kampnagel, Spielzeit 2018/2019 



Für die Spielzeit 2018/19 gründet Kampnagel den STATE OF THE ARTS. Am
27. September eröffnet der Philosoph und Queer-Theoretiker Paul B.
Preciado ("Testo Junkie", "Kontrasexuelles Manifest") die neue Saison
mit einer Rede gegen das ANCIEN RÉGIME DER SEXUALITÄT und formuliert
damit eine Antwort an die 99 Frauen um Catherine Deneuve und die ihrer
Meinung nach negativen Konsequenzen von #MeToo. Preciado Damit reißt
Themen an, die von einzelnen Künstler*innen und in verschiedenen
Themenschwerpunkten im Laufe der Spielzeit immer wieder aufgegriffen
werden. Zum Beispiel von der Hamburger Regisseurin Ute Rauwald, die in
ihrer szenischen Recherche #METOO. EIN PLÄDOYER FÜR DAS SPRECHEN
(13.10.) Machtverhältnisse am Theater offenlegt. Mit der französischen
Schriftstellerin und Philosophin Hélène Cixous ist am 29.10. eine der
großen Vordenkerinnen des Feminismus auf Kampnagel zu Gast. In
Großbritannien zählt derzeit die Performerin (The Famous) Lauren Barri
Holstein zu den radikalsten feministischen Theaterstimmen. Zur
Eröffnung der Kampnagel-Spielzeit zeigt sie mit NOTORIOUS (4.-6.10.)
erstmals eine Arbeit in Deutschland. Im März 2019 ist außerdem der
mehrtägige Themenschwerpunkt GENDER MAINSTREAMING geplant, der sich
dem queer-feministischen Diskurs aus künstlerischer und theoretischer
Sicht nähert und diesen aus der Nische holen will, um das Ideal
freiheitlicher Selbstbestimmung in den Mainstream zu überführen. Dafür
wird ein Queer Comedy Club gegründet, Anta Helena Recke zeigt ihre
neue Arbeit AGORAPHOBIE (Uraufführung im November 2018) und die
italienische Performancegruppe Motus das Stück MDLSX.

Auf der großen Bühne K6 eröffnet Tianzhou Chen mit seiner
Performance-Installation AN ATYPICAL BRAIN DAMAGE die Spielzeit. Er
gehört zu den aktuell interessantesten Vertretern der jungen
chinesischen Kunstszene, hat Bildende Kunst in Großbritannien
studiert, macht neben großen Ausstellungen auch Mode und Musik und
zeigt seine Arbeiten inzwischen nicht nur in Galerien, sondern auch
auf internationalen Theaterfestivals. Ebenfalls aus dem Kontext der
Bildenden Kunst kommt der in Hong Kong lebende Royce Ng, der wie
Tianzhou Chen zuletzt beim Festival Theater der Welt in Hamburg zu
sehen war und zur Eröffnung der neuen Spielzeit die Europapremiere
seiner neuen Arbeit QUEEN ZOMIA zeigt, in der er mit einer
3D-Animation die Geschichte der südostasiatischen Opiumhändlerin Olive
Yang erzählt.

Zu den Große-Bühne-Highlights der Spielzeit 2018/19 gehört die
Produktion GRAND FINALE des britischen Choreografen Hofesh Shechter,
die im Magazin TANZ kürzlich zum "Stück des Jahres 2018" gekürt wurde
(5.-8.12.), gefolgt vom Tanztheater Wuppertal mit 1980 - EIN STÜCK VON
PINA BAUSCH im Januar 2019 (24.-27.01.). Das Programm für die große
Kampnagel-Halle ist ein Who's Who des internationalen zeitgenössischen
Tanzes: William Forsythe zeigt im März neue Arbeiten unter dem Titel A
QUIET EVENING OF DANCE, Sasha Waltz & Guests sind im Mai mit KREATUR
eingeladen, Damien Jalet produziert mit der mexikanischen Company
Ceprodac ein neues Stück, das im März als europäische Erstaufführung
gezeigt wird und der chilenische Choreograf José Vidal arbeitet im
Juni 2019 zum zweiten Mal auf Kampnagel und kreiert mit 100-köpfigem
Ensemble aus seiner eigenen Company und in Hamburg gecasteten
Tänzer*innen und Bürger*innen ein neues Stück: EMERGENZ.

Der aus Burkina Faso stammende Choreograf Serge Aimé Coulibaly ist im
März 2019 ebenfalls zurück auf Kampnagel und zeigt seine bei der
Ruhrtriennale uraufgeführte Arbeit KIRINA, für die er mit der
malischen Sängerin Rokia Traoré und dem senegalesischen Ökonomen und
Publizisten Felwine Sarr zusammengearbeitet hat. Der stellt bereits am
24.Oktober sein Buch AFROTOPIA auf Kampnagel vor, in dem er u.a. dazu
aufruft, sich auf dem afrikanischen Kontinent auf die verdrängten
geistigen Ressourcen zurückzubesinnen ohne den Kontakt mit der Moderne
zu verleugnen. Genu in diesem Spannungsfeld und am konkreten Beispiel
Ruandas bewegt sich auch die neue Arbeit der Hamburger Choreografin
Yolanda Gutiérrez zusammen mit dem Dramaturgen Jens Dietrich und dem
ruandischen Theatermacher Dorcy Rugamba: Uraufführung von PLANET
KIGALI ist am 12. Dezember.

Den Blick auf Syrien richtet der thematische Schwerpunkt SYRIAN
REVOLUTION im März 2019. Zum Jahrestag der syrischen Revolution lässt
ein syrisch-deutsches Performance Kollektiv die Stimmung in Damaskus
vom März 2011 in einem performativen Souk (arabischen Basar) für drei
Tage lang neu entstehen, um die Geschehnisse von damals zu
reflektieren. Außerdem ist das neue Stück THE FACTORY von Mohammad Al
Attar und Omar Abussada eingeladen, das am Beispiel einer
Zement-Fabrik vom Krieg in Syrien erzählt (Uraufführung war bei der
Ruhrtriennale 2018).

Die fünfte Ausgabe des Fokus Tanz im Februar 2019 bündelt unter dem
Titel DYS_FUNCTIONAL BODIES Stücke von Künstler*innen mit und ohne
Behinderung und ein Symposium, das der Theatermacher und Choreograf
Sasa Asentic organisiert, der europaweit als einer der wichtigsten
Spezialisten für inklusive künstlerische Arbeiten gilt. Außerdem gibt
es Produktionen von Claire Cunningham und Jess Curtis, Michael
Turinsky sowie May Zarhy und Michal Oppenheim.

Kampnagel setzt in der Spielzeit 2018/19 die kontinuierliche
Zusammenarbeit mit vielen Künstler*innen und Ensembles fort. Die
Wiener Performer God's Entertainment zeigen zur Spielzeiteröffnung
Re-enactments bekannter Kunstwerke und Performances, das international
erfolgreiche Musiktheater-Kollektiv Nico and the Navigators kommt im
Oktober mit seiner neuen Produktion DIE ZUKUNFT VON GESTERN, im Januar
2019 ist das amerikanische Nature Theater of Oklahoma mit THE PURSUIT
OF HAPPINESS endlich wieder auf Kampnagel und She She Pop zeigen ihr
aktuelles Stück ORATORIUM im Februar 2019.

Showcase Beat Le Mot bringen den "TEUFEL MIT DEN DREI GOLDENEN HAAREN"
auf die Bühne und auch das Hamburger Radio-Performance-Kollektiv Ligna
hat mit KLASSE KINDER! ein Stück für die junge Generation gemacht. Das
Duo SKART arbeitet mit den Masters of the Universe wie gewohnt
Generationen-übergreifend und bringt Ende November den SIEG ÜBER DIE
SONNE zur Uraufführung. Weitere Hamburger Uraufführungen kommen in der
aktuellen Spielzeit u.a. von Ursina Tossi, Jenny Beyer, Regina Rossi,
Hajusom sowie Benjamin van Bebber und Leo Hofmann.

Unter dem Konzertlabel [k]Tunes entwickelt das feministische HipHop
Duo One Mother die neue Reihe GLOBAL FEMINIST BAD(B)ASS und
Kooperationen wie Überjazz und die Neue-Musik-Reihen Greatest Hits und
Klub Katarakt werden auch in der Spielzeit 2018/19 fortgesetzt.

Weiter regelmäßig bespielt von einer Gruppe unterschiedlicher Akteure
wird das MIGRANTPOLITAN, das sich auf dem Kampnagel Gelände zu einem
selbstverwalteten Labor für neue Formate entwickelt hat.

Viele der genannten Projekte entstehen im Bündnis Internationaler
Produktionshäuser. Zu diesem Model Institutions-übergreifender
Kollaboration haben sich 2016 die sieben größten international
produzierenden Häuser Deutschlands zusammengeschlossen, um gemeinsam
zu produzieren und neue Formate für das Theater der Zukunft zu
entwickeln. Gefördert wird das Bündnis von der Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien.


Die Spielzeitübersicht zum Download:

http://www.kampnagel.de/media/file/Spielzeit_2018_2019/Kampnagel_Spielzeituebersicht_2018_19.pdf

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg
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KLEINKUNST/866: Hanau - Bibbi Maaß "Botox ist auch keine Lösung" am 16.11.2018


Bibbi Maaß "Botox ist auch keine Lösung"

Veranstaltungsreihe des Frauenbüro Hanau erinnert an 100 Jahre
Frauenwahlrecht



Im Rahmen dieser Reihe präsentiert die Comedian Bibbi Maaß am Freitag,
16. November ihr Programm "Botox ist auch keine Lösung" im
Kulturforum. Maaß studierte Germanistik, Politik und Philosophie. Die
Journalistin ist auch in der Theaterszene aktiv. "Auch mit Falten kann
man noch Sex haben?", sagt sie und führt ihr Publikum durch ein
humoristisches Feuerwerk.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KLEINKUNST/865: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Eins-A-Comedy mit "Charlotte und Ralf" ... Stand-Up-Mixed-Show mit Gästen, 10.11.2018


Kulturcafé Komm du - November 2018

Eins-A-Comedy Show mit Gästen | Gags, Geschichten und gute Unterhaltung mit Stand-Up-Comedy präsentiert von "Charlotte und Ralf"

Samstag, 10. November 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du




[image: Plakat zur Eins-A-Comedy Show mit Gästen am 10.11.2018 im 'Komm du' in Hamburg-Harburg - präsentiert von 'Charlotte und Ralf' mit Fotos der auftretenden Künstler - Foto von Charlotte & Ralf: © by Klaus Friese - Foto von Ghasal Falaki: © by Klaus Friese - Foto von Roland Möller: © by R. Möller - Foto von Kristina Bogansky: © by Sergey Sanin - Foto von Stefan Schenke: © by S. Schenke]





Das Komm du lädt ein zu einer Stand-Up-Mixed-Show

am Samstag, den 10.11.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Charlotte und Ralf präsentieren "Eins-A-Comedy"

Stand-Up-Comedy und Artverwandtes mit neuen Talenten aus der "Akademie für Entertainment" und Gästen

Die Künstler des Abends:

Ghasal Falaki - Neues aus dem hanseatisch-persischen Alltag 

Roland Möller - berichtet von den Sorgen und Nöten eines Taxi-Fahrers und beweist uns: Taxi-Fahrer sind auch Menschen

Stefan Schenke - neue witzige Geschichten vom Ein-Mann-Duo - ein Bauchredner aus Leidenschaft

Kristina Bogansky - charmantdirekte Comedienne aus Hamburg 

und einige Überraschungsgäste...


Die Stand-Up-Mixed-Show im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Die Akademie für Entertainment präsentiert:

Eins-A-Comedy

Gags, Geschichten und gute Unterhaltung mit Stand-Up-Comedy präsentiert von "Charlotte und Ralf"

Eins-A-Comedy heißt: es darf gelacht werden! Mehrere Comediennes und
Comedians teilen sich die Bühne und bieten Stand-Up-Comedy in all
seinen Facetten. Sie berichten - höchst pointiert und saukomisch -
von den großen und kleinen Geschichten aus Alltag, Beruf und
Zeitgeschehen, die sie in letzter Zeit beschäftigt haben. Moderiert
wird das Ganze von Charlotte Wolff und Ralf Schulze.
Sie sind nicht nur professionelle Comedy-Autoren für Leute wie
Alfons, Harald Schmidt oder den Hamburger Kabarettisten Axel Pätz.
Sie sind auch die Gründer der "Akademie für Entertainment" und
unterrichten seit einigen Jahren Newcomer der Comedy-Szene. Sie
bringen ihnen in Workshops und laufenden Kursen bei, wie man lustige
Texte schreibt und diese dann anschließend auf der Bühne am besten
präsentiert.

So ist auch die Idee entstanden, den schon etwas erfahreneren von
diesen vielversprechenden neuen Talenten aus der Akademie eine
eigene Bühne zu bieten. Dort können sie zusammen mit anderen Gästen
und alten Comedy-Hasen ihre neuesten Nummern präsentieren. Die
Gelegenheit für die Zuschauer, die Stars von morgen heute schon
kennenzulernen, bevor diese nur noch auf teuren Stadion-Tourneen zu
sehen sein werden.




[image: Die Stegreiftheaterkünstler 'Charlotte und Ralf' - Foto: © by Klaus Friese]

Gags, Geschichten und gute Unterhaltung mit Stand-Up-Comedy

Am Samstag, den 10.11.2018 moderieren "Charlotte und Ralf" ihre zweite Eins-A-Comedy-Show mit Gästen im "Komm du" in Hamburg-Harburg

Foto: © by Klaus Friese




 Wer übrigens selbst schon in Sachen Comedy oder Kabarett auf
der Bühne steht und bei einer Fortsetzung dieser Mixed-Show auf der
Bühne stehen möchte, der kann sich gerne bewerben unter:
mail@akademie-fuer-entertainment.de 

Mehr Infos unter:

https://www.akademie-fuer.entertainment.de


Weitere Informationen:

Charlotte und Ralf - Homepage

http://www.charlotteundralf.com

Kristina Bogansky - charmant-direkte Comedienne aus Hamburg

https://www.facebook.com/kristinabogansky/


Zum Reinhören & Anschauen:

"Charlotte und Ralf" - Auftritt bei Axel Pätz' "KaberetttsPÄTZial"

https://youtu.be/79W0OOZ5DpM

Stefan Schenke @ WIE KRASS BIST DU DENN!? / 26.04.17 im Delphi Showpalast

https://www.youtube.com/watch?v=FxdVSXlO6x0

Interview mit den Stegreifkünstlern "Charlotte und Ralf"

https://www.mixcloud.com/TIDEaktuell/talk-am-samstag-mit-der-impro-gang/

NDR-Beitrag über den Impro-Rundgang von "Charlotte und Ralf"

http://improrundgang.de/files/impro-rundgang/video/NDR%20DAS%20Impro-Rundgang.mp4




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/364: Kassel - "Die Rettungsschwimmer vom Tittisee" am 7. Oktober


"Die Rettungsschwimmer vom Tittisee": Seniorenvorstellung in der
Komödie 



Bei reduzierten Preisen einen unterhaltsamen Nachmittag in der Komödie
Kassel zu verbringen, dazu haben Seniorinnen und Senioren am Sonntag,
7. Oktober, um 15 Uhr wieder die Möglichkeit: Bühne frei heißt es dann
für das aktuelle Stück "Scharfe Brise - die Rettungsschwimmer vom
Tittisee". Die ermäßigten Karten (20 Euro) sind ab sofort im
Ticketshop der Komödie, Friedrich-Ebert-Str. 37 (montags bis freitags
10 bis 18 Uhr, samstags 10 bis 16 Uhr), Telefon 0561 183 83,
erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. September 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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POLITIK/838: Appell an Bundesrat - Verbot der betäubungslosen Ferkelkastration muss bestehen bleiben (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 20. September 2018

Appell an Bundesrat: Verbot der betäubungslosen Ferkelkastration muss
bestehen bleiben



Der Deutsche Tierschutzbund fordert den Bundesrat auf, in der Sitzung am
21. September klar für ein Ende der betäubungslosen Kastration ab 1.1.2019
zu stimmen. Anträge, die ein Hinauszögern des Verbots vorsehen, dürfen aus
Sicht der Tierschützer keine Option sein. Der Verband hat sich daher mit
einem Schreiben an die Regierungschefs der Länder gewandt.

"Das vor fünf Jahren beschlossene Verbot dieser äußerst schmerzhaften und
anachronistischen Prozedur war ein Meilenstein für den Tierschutz. Umso
verwerflicher ist der Versuch einzelner Landesregierungen, den
Ausstiegstermin ab 1.1.2019 zu verschieben und die Lage für die Ferkel zu
verschlechtern", sagt Thomas Schröder, Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes. "Jeder, der dies versucht, verstößt auch gegen das
Staatsziel Tierschutz. Das ist Verfassungsbruch, den wir den Ministern und
Ministerpräsidenten dann vorwerfen. Wir appellieren daher dringend an die
Bundesratsmitglieder, die Novellierung des Tierschutzgesetzes zu verhindern
und dem Votum des Agrarausschusses zu folgen." Dieser hatte am 3. September
alle vorliegenden Anträge auf Fristverlängerung abgelehnt.

Die tierschutzwidrige Praxis der betäubungslosen Kastration von männlichen
Ferkeln wird von den Tierschützern seit vielen Jahren angeprangert. Bereits
2008 hat auch die Branche die Grausamkeit der Prozedur öffentlich
anerkannt: Der Deutsche Bauernverband, der Hauptverband des Deutschen
Einzelhandels und der Verband der Fleischwirtschaft haben sich in der
"Düsseldorfer Erklärung" dafür ausgesprochen, schnellstmöglich auf die
Kastration zu verzichten. Fünf Jahre später zog der Gesetzgeber nach und
beschloss das Verbot ab 2019. "Mit großem Entsetzen beobachten wir nun,
dass ein im langjährigen Diskurs erreichter Konsens, der in einem
demokratischen parlamentarischen Verfahren vom Deutschen Bundestag in Form
eines Bundesgesetzes beschlossen wurde, kurz vor dem Inkrafttreten
zugunsten wirtschaftlicher Interessen für ungültig erklärt und
zurückgenommen werden soll", so Schröder. "Wer sich an einem solchen
Vorgehen beteiligt, untergräbt das Vertrauen der Menschen in die
Verlässlichkeit politischer Entscheidungen sowie der politischen
Institutionen insgesamt." Eine Rücknahme des Verbotes der betäubungslosen
Ferkelkastration wäre zudem mit dem im Grundgesetz verankerten Staatsziel
Tierschutz nicht vereinbar.

Praxistaugliche Alternativen vorhanden

Aus Sicht der Tierschützer spielt die Branche auf Zeit, um den "vierten
Weg", die Lokalanästhesie, als Alternativmethode zur betäubungslosen
Ferkelkastration zu etablieren. "Die Methode ist jedoch mit erheblichem
Schmerz verbunden - und das wird sich auch in den nächsten Jahren nicht
ändern", betont Schröder. Mit der Ebermast, der Impfung gegen Ebergeruch
und der Kastration unter Vollnarkose gibt es dagegen schon drei
praxistaugliche und tierschutzgerechte Alternativen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 20. September 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INITIATIVE/528: UN-Dekade zeichnet Golfanlage am Seddiner See aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 18. September 2018

UN-Dekade zeichnet Golfanlage am Seddiner See aus

Naturnaher Golfplatz bietet Lebensraum für zahlreiche Tier- und
Pflanzenarten



Michendorf, 18. September 2018 - Der Golf- und Country Club Seddiner
See südlich von Potsdam setzt auf seiner Anlage seit 2007 zahlreiche
Maßnahmen zur Förderung der biologischen Vielfalt um. Für den aktiven
Spielbetrieb nutzt der Club lediglich ein Drittel der 178 Hektar
Fläche. Der Rest des Geländes bleibt naturbelassen, wird nur einmal im
Herbst gemäht und bietet zahlreichen Tier- und Pflanzenarten geeignete
Lebensräume. Die jüngste Bestandsaufnahmen im Jahr 2017 ergab eine
deutliche Zunahme der Brutvögel und Rote-Liste-Arten.

Zur Förderung der biologischen Vielfalt lässt der Club Uferzonen
bepflanzen, Streuobstwiesen anlegen sowie Vogel- und
Fledermausnistkästen anbringen. Mit dem Bau von zehn Teichen mit einer
Gesamtfläche von ca. 70.000 Quadratmetern wurde die Grundlage für
wertvolle Lebensräume geschaffen. Ein regelmäßiges Arten-Monitoring,
das durch Spenden der Club-Mitglieder finanziert wird, dokumentiert
die Zunahme der biologischen Vielfalt. Bei den Brutvögeln zum Beispiel
hat sich ihre Zahl in den letzten 10 Jahren von 56 auf 66 erhöht,
dabei ist die Anzahl der Rote-Liste Arten von 13 auf 21 gestiegen. Das
Modellprojekt wird von den Golfclub-Mitgliedern und durch den
Deutschen Golf Verband getragen.

Die Jury der UN-Dekade Biologische Vielfalt zeichnet das Projekt aus,
da es in vorbildlicher Weise die Förderung der Biodiversität in die
naturnahe Entwicklung eines Golfplatzes als Sportgelände integriert.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Golf- und Country Club Seddiner See AG

Zum Weiher 44

14552 Michendorf

http://www.gccsseddingersee.de



Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2412&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.09.2018

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel: 0228 977 34 42

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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MASSNAHMEN/365: EU-Plastikstrategie - Ein gutes Signal aber jetzt muss die Arbeit beginnen (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 13. September 2018

GLOBAL 2000 zur neuen EU-Plastikstrategie: Ein gutes Signal aber
jetzt muss die Arbeit beginnen

Nun müssen schleunig Maßnahmen folgen, die Europas Plastik-Fußabdruck
drastisch reduzieren



Heute wurde im europäischen Parlament in Straßburg über die
Europäische Plastikstrategie abgestimmt. Das EU-Parlament hat in der
heutigen Abstimmung die Pläne der Europäischen Kommission zur
Verringerung der Umweltverschmutzung durch Plastik gestärkt, indem sie
die im Rahmen des Kreislaufwirtschaftspakets im Jänner 2018 vorgelegte
Europäische Plastikstrategie beschlossen hat.

"Die heutige Abstimmung ist ein wichtiges symbolisches Signal gegen
unsere Wegwerfkultur und ein Bekenntnis, um gegen die
Plastikverschmutzung vorzugehen. Es ist aber bereits hoch an der Zeit,
nun auch konkrete Maßnahmen zu setzen, die Europas Plastik-Fußabdruck
reduzieren.", so Lisa Kernegger, Ökologin bei GLOBAL 2000.

Ein erster Schritt in die richtige Richtung

Das Europäische Parlament fordert nun eine Reihe zusätzlicher
Maßnahmen, die über die ursprünglichen Vorschläge der Kommission
hinausgehen, darunter:


	ein Verbot von Mikroplastik in Kosmetika, Körperpflegeprodukten, Wasch- und Reinigungsmitteln bis 2020 und konkrete Maßnahmen zur Bekämpfung anderer Mikroplastikeintragsquellen in die Natur.

	ein vollständiges Verbot von oxo-abbaubaren Plastik (eine Quelle der Mikroplastik-Verschmutzung) bis 2020.

	die Reduktion von gefährlichen Stoffen in Plastik, um recyceltes Plastik frei von Schadstoffen zu halten.



Kritisch sieht GLOBAL 2000 allerdings, dass es das Europäische
Parlament versäumt hat, Maßnahmen zur Bekämpfung der weitverbreiteten
Umwelt-Verschmutzung durch die Kunststoffpellets der Plastik-Industrie
zu schaffen. Auch stärkere wirtschaftliche Anreize zur allgemeinem
Reduzierung der Plastikproduktion und des Plastikverbrauchs werden
nicht unterstützt.

Das Wichtigste fehlt noch: Die konkreten Maßnahmen

"Positiv ist zu bewerten, dass das Parlament heute eingeräumt hat,
dass biologisch abbaubare Kunststoffe keine Wunderwaffe gegen
Umweltverschmutzung sind und keine Entschuldigung dafür sein können,
weiterhin kurzlebige Wegwerfprodukte in diesen Mengen zu verwenden.
Echte Lösungen können nur solche Maßnahmen sein, die unseren
Plastikverbrauch drastisch reduzieren." so Kernegger weiter.

Da die Plastikstrategie noch keine direkten rechtlichen Auswirkungen
hat, ist die entscheidende Frage nun, wie diese Bekenntnisse nun
umgesetzt werden. Schon Ende Oktober wird die 'Richtlinie zur
Verringerung der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf die
Umwelt' im Europäischen Parlament abgestimmt. Hier hat das Europäische
Parlament die Chance, eine gute Richtlinie mitzugestalten, die der
Umweltverschmutzung durch Plastik effektiv entgegenwirkt.



Die GLOBAL 2000-Petition "Es reicht! Schluss mit Wegwerfplastik":

 https://www.global2000.at/es-reicht-schluss-mit-wegwerfplastik

 * 

Quelle:

Presseinformation, 13.09.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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VERBRAUCHER/114: Nanopartikel - Auch Lebensmittel trotz gesetzlicher Pflicht nicht gekennzeichnet (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 19. September 2018

Nanopartikel: 

Auch Lebensmittel trotz gesetzlicher Pflicht nicht gekennzeichnet 



Berlin: Der Einsatz von Nanomaterialien in Lebensmitteln,
Lebensmittelverpackungen, Küchenutensilien und in der Landwirtschaft
hat innerhalb des zurückliegenden Jahrzehnts deutlich zugenommen,
informiert Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
anlässlich der vollständigen Überarbeitung des BUND-Berichts "Aus dem
Labor auf den Teller - Die Nutzung der Nanotechnologie im
Lebensmittelsektor". Nach der Überarbeitung der
BUND-Nanoproduktdatenbank www.nanowatch.de sind nun 47 Produkte in
Deutschland verzeichnet, die laut Hersteller Nanopartikel enthalten.
Bei Erstveröffentlichung des BUND-Nanoberichts im Jahr 2008 waren es
noch etwa 26 Produkte. Dabei handelt es sich neben Lebensmitteln vor
allem um Nahrungsergänzungsmittel, Küchenartikel, Verpackungen und
Agrochemikalien.

Der BUND-Chemikalienexperte Rolf Buschmann weist darauf hin, dass die
Dunkelziffer nicht bekannt ist, da die meisten Produkte mit
synthetischen Nanomaterialien nicht gekennzeichnet oder gemeldet
werden müssen. Und selbst bei kennzeichnungspflichtigen Produkten wie
bei Lebensmitteln, Kosmetik und Bioziden handeln manche Hersteller
ungesetzlich, indem sie Nanomaterialien nicht auf der Verpackung
aufführen. So hat der BUND bei Stichproben-Analysen in
Cappuccino-Pulver der Firma Jacobs und in Kaugummi von Wrigleys
Nano-Primärpartikel identifiziert, die jedoch nicht auf der Verpackung
genannt sind. Das Cappuccino-Pulver enthielt zu 100 Prozent
Siliziumdioxid-Nanopartikel, im Kaugummi fanden sich immerhin noch zu
acht Prozent Titandioxid Nanopartikel.

"Die Lebensmittel-, Futtermittel- und Pestizidindustrie macht nach wie
vor ein großes Geheimnis um den Einsatz von Nanomaterialien. Die im
Dezember 2014 in Kraft getretene Kennzeichnungspflicht für
Nano-Lebensmittel enthält zu viele Schlupflöcher, so dass Lebensmittel
mit Nanomaterialien weiterhin ungekennzeichnet bleiben", kritisierte
Buschmann. Auch gebe es in Deutschland derzeit keine einzige auf
Nanomaterialien spezialisierte Prüfeinrichtung bei der
Lebensmittelüberwachung. Entsprechende Tests im Ausland seien sehr
teuer. "Gesetzlich vorgeschrieben sind Tests auf Nanomaterialien
nicht, obwohl dies aus Umwelt- und Verbrauchersicht unbedingt
erforderlich wäre", so der BUND-Chemikalienexperte.

Nanopartikel messen nur wenige hundert Nanometer und sind damit etwa
50.000 Mal kleiner als der Durchmesser eines menschlichen Haares. Sie
wirken chemisch und physikalisch zumeist stärker als größere Teilchen
des gleichen Stoffes und können leichter in Zellen, Gewebe und Organe
eindringen. Ihre stärkere biologische Reaktionsfähigkeit kann auch zur
höheren Toxizität führen. Inzwischen gebe es zahlreiche
wissenschaftliche Belege für mögliche Gesundheits- und Umweltgefahren
von Nanopartikeln, so Buschmann. Mit der Nahrung aufgenommene
Titandioxid- oder Siliziumdioxid-Nanopartikel werden beispielsweise
mit Entzündungsreaktionen im Magen-Darm-Bereich in Verbindung gebracht
und sind zumindest für entsprechend vorbelastete Personen
problematisch.

"Die Lebensmittelindustrie bagatellisiert die Risiken von
Nanomaterialien in ihren Produkten. Ohne Kennzeichnung haben
Verbraucher so gut wie keine Chance, Nanopartikel über die
Lebensmittel zu vermeiden", sagte Buschmann. Weil die Industrie bisher
keine Transparenz bei Nanomaterialen geschaffen habe, sei das
Einschreiten des Gesetzgebers nun umso dringender. "Für alle
Technologien muss das Vorsorgeprinzip gelten. Das gilt besonders für
Anwendungen, bei welchen die Gefahren nicht abgeschätzt werden können
wie bei der Nanotechnologie. Bevor solche Nanoprodukte in den Handel
kommen, müssen Risiken gründlich untersucht und ausgeschlossen
werden", sagte Buschmann. Für die Kosten von verpflichtenden Tests
müssten die Hersteller aufkommen.

Vom Gesetzgeber fordert der BUND außerdem, das Inverkehrbringen von
Lebensmitteln, Verpackungen, Küchenartikeln oder Agrochemikalien zu
untersagen, die freisetzbare Nanomaterialien enthalten, sowie eine
flächendeckende Kennzeichnungspflicht für alle Produktgruppen
einzuführen.



Die BUND-Studie "Aus dem Labor auf den Teller. Die Nutzung der
Nanotechnologie im Lebensmittelsektor" finden Sie im Internet unter:

 www.bund.net/nano-broschuere

Ein Hintergrundpapier zu den BUND-Tests bei Wrigleys-Kaugummi und
Jacobs-Cappuccino-Pulver finden Sie unter: 

www.bund.net/nano-hintergrund

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 19.09.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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ATOM/085: AKW Mochovce Reaktoren 3 und 4 - Pfusch am Bau und Kontrollversagen (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 17. September 2018

AKW Mochovce Reaktoren 3 und 4: Pfusch am Bau und Kontrollversagen


GLOBAL 2000 fordert neue UVP und Abbruch des Inbetriebnahmeverfahrens
AKW Mochovce



Wien, am 17. September 2018 - Baubeginn der Reaktoren 3 und 4 im
slowakischen Atomkraftwerk Mochovce war bereits vor 33 Jahren (1985),
die technisch völlig veralteten Blöcke sollen nach jahrelangem
Stillstand und problematischen Weiterbau-Arbeiten nächstes Jahr in
Betrieb gehen. Die Kalttests von Reaktor 3 wurden diesen Sommer
durchgeführt, das Projekt geht jetzt in die 'heiße Phase' der
Inbetriebnahme. Im Zuge des Behördenverfahrens zur Inbetriebnahme
wurden der österreichischen Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 die
Unterlagen zur Erfüllung der technischen Auflagen aus der UVP 2010 zur
Stellungnahme vorgelegt.

"Wir müssen feststellen, dass es bei dem Weiterbau der völlig
veralteten Blöcke 3 und 4 in Mochovce zu massiven technischen
Problemen kommt, die die slowakische Nuklearaufsicht nur teilweise und
zögerlich aufklärt", sagt Dr. Reinhard Uhrig, Atom-Sprecher von GLOBAL
2000. "Ein Maschinenbau-Ingenieur ist in den letzten Wochen an die
Öffentlichkeit getreten und hat Sicherheitsbedenken geäußert,
Fotomaterial wurde veröffentlicht, das fehlerhafte Bauarbeiten
dokumentiert."

Die slowakische Atomaufsicht UJD gab letzte Woche bekannt, dass
unqualifizierte Arbeitskräfte Schweißarbeiten auf der Baustelle
durchführten. Diese Arbeiten, die auch in anderen AKW-Projekten wie
vor kurzem im französischen Flamanville zu massivem Überprüfungs- und
Nachbesserungsbedarf führten, sind für den sicheren Betrieb eines
unter hohem Druck stehenden Reaktors kritisch.

Ein ehemaliger slowakischer Maschinenbauingenieur, Mario Zalva, der
für die Notstrom-Dieselgeneratoren zuständig war, sprach von
systematischen Fehlern und Vertuschungen der bauleitenden Manager des
italienischen Konzerns Enel, die sich 'wie Kinder in Schwierigkeiten'
verhielten, da sie von der Konzernleitung den Auftrag hatten, die
Anlage so schnell wie möglich fertigzustellen - unabhängig davon, ob
es technische Probleme gab (Quelle).

Erfüllung der UVP-Bedingungen

Das Dokument der slowakischen Atomaufsicht, das die Erfüllung der
Bedingungen der UVP von 2010 dokumentieren soll und jetzt der
Öffentlichkeit zur Stellungnahme vorgelegt wurde, ignoriert mehrere
Probleme:

- Fundamental ist, dass eine Umweltverträglichkeitserklärung aus dem
Jahre 2008 die Basis für das Verfahren ist - diese ist völlig veraltet
und durch die Fukushima-Katastrophe und die nachfolgenden
Sicherheits-Upgrades völlig überholt. "Es wird nicht erklärt, in
welcher Form Sicherheitsanforderungen nachgebessert wurden - nach den
vielfältigen technischen Skandalen ist nicht mit einer sachgemäßen
Lösung der Probleme auf bestmöglichem technischen Stand zu rechnen",
sagt Uhrig.

- Auslegung auf Flugzeugabsturz: Es wird weiterhin nur die
Widerstandsfähigkeit der Reaktoren gegen den Absturz eines 'kleinen
Flugzeuges', also eines Sportflugzeugs, untersucht - in anderen
Ländern wie Tschechien oder Deutschland muss zumindest der
Sicherheitsnachweis gegen einen absichtlichen oder zufälligen Absturz
eines mittleren Verkehrsflugzeuges erbracht werden, auch wenn
vermutlich keine Nuklearanlage den Absturz der aktuell größten
Flugzeugtypen aushalten würde.

- Kühlwasser: Bereits die veralteten vorgelegten Unterlagen geben
einen Rückgang der Wasserführung des kleinen Flusses Hron um 20
Prozent in den Jahren 1980 bis 2000 an - seither sind fast weitere
zwanzig Jahre vergangen, durch den fortschreitenden Klimawandel und
die Temperatursteigerungen ist mit einer weiteren Änderung der
Wasserführung zu rechnen.

Schlimmer noch, bereits in den Jahren 1970 bis 1982 wurden am Staudamm
Velke Kozmalovce, aus dem die vier AKW-Blöcke das Kühlwasser
entnehmen, Temperaturen über 24 Grad Celsius gemessen - im Zuge der
Klimaerwärmung werden diese Temperaturen noch steigen und die für die
Kühlfähigkeit der Anlage kritischen Werte möglicherweise überschritten
- dazu finden sich keine Angaben in den veralteten Unterlagen.

"Die vorgelegten Unterlagen, zusammen mit den bekannt gewordenen
technischen Skandalen, sind unzureichend: Die Bedingungen der
Umweltverträglichkeitsprüfung von 2010 für die Inbetriebnahme der
Reaktoren 3 und 4 im AKW Mochovce wurden nicht erfüllt", sagt Uhrig.
"Wir fordern eine Durchführung einer neuen UVP auf technisch aktuellem
Stand und einen Abbruch des Inbetriebnahmeverfahrens. Ein solches
Atomkraftwerk darf nicht in Betrieb genommen werden, es wäre für
Mitteleuropa eine tickende Zeitbombe!"



Downloads: 

GLOBAL 2000 Stellungnahme zum Dokument über die Erfüllung der UVP-Bedingungen 
von AKW Mochovce 3 & 4

https://www.global2000.at/sites/global/files/14092018%20Stellungnahme%20GLOBAL%202000%20zum%20UVE%20Dokument.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 17.09.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





FORSCHUNG/725: Durstiges Europa (Umwelt Perspektiven)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ


Umwelt Perspektiven

Der UFZ-Newsletter - August 2018

Smarte Modelle und Monitoring

Durstiges Europa

Von Benjamin Haerdle



Dürren, Niedrigwasser, Hochwasser - Extremereignisse wie diese werden
durch die Klimaerwärmung zunehmen. Das galt bislang als gesichert.
Unbekannt war aber, wie diese Extreme bei unterschiedlichen
Erwärmungsgraden ausfallen und welche Regionen in Europa davon wie
stark betroffen sein werden. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
des UFZ haben deshalb Extremereignisse bei 1,5 Grad, 2 Grad und 3 Grad
Celsius globaler Erwärmung modelliert. Ihre Bilanz fällt
unterschiedlich aus: Entlang des Mittelmeers wird der Wassermangel
noch extremer ausfallen als bislang. Regionen wie Skandinavien werden
dagegen eher profitieren.


Dürren in Europa: Sie werden länger dauern, großflächiger
auftreten und mehr Menschen betreffen.

Räumliche Verteilung der Dürrefläche und der Dürredauer bei
Erderwärmungen von 1,5 Grad, 2 Grad und 3 Grad Celsius sowie für den
historischen Referenzzeitraum der Jahre 1971 bis 2000. Dürrefläche und
Dürredauer werden für sechs vom Weltklimarat IPCC ausgewählte Regionen
bestimmt. Die Dürrefläche wird als Prozentsatz der Gesamtfläche jeder
Region quantifiziert, die Dürredauer in Monaten. Die Ergebnisse
zeigen, dass die längste Dürreperiode im Mittelmeerraum bei drei Grad
Erwärmung neun Jahre (108 Monate) dauert und fast die Hälfte der
Fläche betrifft. Alle Ergebnisse sind unter der Annahme berechnet,
dass keine Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel erfolgen.

(Abbildungen der Originalpublikation im Schattenblick nicht
veröffentlicht.)

Quelle siehe Samaniego et al. (2018): Anthropogenic warming
exacerbates European soil moisture droughts, Nature Climate Change,


www.nature.com/articles/s41558-018-0138-5

 * 


Ausgetrocknete Flüsse, verdorrte Felder, gedrosselte Kohle- und
Kernkraftwerke - der Hitzesommer des Jahres 2003 ging als eine der
schwersten Naturkatastrophen Europas in die Annalen der Wetterhistorie
ein. Rund 70.000 Menschen starben zusätzlich europaweit aufgrund der
Hitzewelle, berechneten Wissenschaftler des französischen Nationalen
Instituts für Gesundheit und medizinische Forschung (Inserm). Die mit
der Hitze einhergehende Dürre führte zu Schäden in Höhe von 15
Milliarden Euro.

An solche Extremereignisse werden sich die Menschen in Europa wohl
gewöhnen müssen. Die globale Erwärmung wird die derzeitige Situation
verstärken: "Dürren werden länger dauern, großflächiger auftreten und
damit mehr Menschen betreffen", sagt Dr. Luis Samaniego, der sich als
Hydrologe seit mehr als zehn Jahren am UFZ damit befasst, die
klimabedingte Veränderung des Wasserhaushalts zu modellieren.
Gemeinsam mit dem Mathematiker Dr. Stephan Thober führte Samaniego ein
internationales Forscherkonsortium an, dem es gelang, ein sogenanntes
Klima-Hydrologie-Modellensemble in bislang nie dagewesener Präzision
für ganz Europa aufzubauen. Es ist in der Lage, verlässlich zu
beschreiben, wie sich die globale Erderwärmung auf die Dauer und die
Ausdehnung von Dürren im Boden sowie Niedrigwasser und Hochwasser in
Flüssen auswirkt. Samaniego und sein Team beziehen sich dabei auf
konkrete Erwärmungsgrade der Erde von einem bis drei Grad Celsius.
Dieser Denkansatz ist neu und unterscheidet sich von dem anderer
Wissenschaftler, die eher die Veränderungen unter verschiedenen
CO2-Emissionsszenarien im Blick haben. Nach Meinung der UFZ-Forscher
hat das jedoch den großen Nachteil, dass innerhalb dieser
Emissionsszenarien der globale Temperaturanstieg eine zu große
Spannweite aufweisen kann. "Mit unserer Vorgehensweise und der
Orientierung an konkreten Erwärmungsgraden minimieren wir die
Unsicherheiten und erleichtern Entscheidern in Politik und
Zivilgesellschaft, Anpassungsmaßnahmen zu definieren", betont
Samaniego die Vorteile.

Die UFZ-Forscher fanden beispielsweise heraus, dass Extremereignisse
wie die 2003er Dürre bei einer globalen Erwärmung von drei Grad
Celsius in weiten Teilen Europas nicht mehr als Dürren eingestuft
würden. Sie wären künftig vielmehr der Normalfall: Sollte die
Erderwärmung um drei Grad Celsius steigen, werden sich Dürregebiete in
Europa im Vergleich zum Referenzzeitraum 1971 bis 2000 von 13 auf 26
Prozent der Fläche verdoppeln.

Mit Ausnahme von Skandinavien werden die größten Dürreereignisse zudem
etwa drei Mal länger dauern als bisher. Bis zu 400 Millionen Menschen
könnten dann davon betroffen sein. Das entspricht dem Fünffachen der
Bevölkerung im Vergleich zum Dürre-Jahr 2003. Negative Folgen sind vor
allem für die Region rund um das Mittelmeer zu erwarten, wo sich
Dürregebiete im extremsten Fall von 28 Prozent der Fläche im
Referenzzeitraum auf 49 Prozent - also fast auf die Hälfte der Fläche
- ausbreiten könnten. Auch die Anzahl der Dürremonate pro Jahr würde
deutlich zunehmen: Dürren werden dann im Schnitt 5,6 statt wie bislang
2,1 Monate pro Jahr dauern, in einzelnen Gebieten der iberischen
Halbinsel gar bis zu sieben Monaten.

Gelingt es dagegen, wie im Pariser Klimaschutzabkommen festgehalten,
die Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen, sieht die Bilanz weit
weniger dramatisch aus: Flächen, die unter Dürre leiden, würden in
Europa um sechs Prozentpunkte auf 19 Prozent anwachsen. Die Dürredauer
würde sich verdoppeln. Im Mittelmeerraum würde ein Dürremonat pro Jahr
mehr erwartet als im Referenzzeitraum 1971 bis 2000.

 * 


Sommerliches Niedrigwasser in Europa:

Gewinner in Skandinavien, Verlierer am Mittelmeer

Relative Veränderungen der Niedrigwasser in europäischen Flüssen
während der Sommermonate zwischen Mai und Oktober bei Erwärmungsgraden
von 1,5 Grad, 2 Grad und 3 Grad Celsius im Vergleich zum historischen
Referenzzeitraum der Jahre 1971 bis 2000. Rot eingefärbt ist die
Abnahme der Wassermenge und damit eine Verschärfung der Niedrigwasser.
Es wird jeweils der Median des Multimodellensembles für Gitterzellen
mit einem Fluss-Einzugsgebiet von mehr als 1.000 km² gezeigt.

Bei 1,5°C Erwärmung = Durchschnittlich 1,54 Prozent weniger Wasser in
den Flüssen Europas 

Bei 2,0°C Erwärmung = Durchschnittlich 9,15 Prozent weniger Wasser in
den Flüssen Europas 

Bei 3,0°C Erwärmung = Durchschnittlich 19,30 Prozent weniger Wasser in
den Flüssen Europas

(Abbildungen der Originalpublikation im Schattenblick nicht
veröffentlicht.)

Datenquelle Marx et al. (2018): Climate change alters low flows in
Europe under global warming of 1.5, 2, and 3 C, Hydrol. Earth Syst.,


www.hydrol-earth-syst-sci.net/22/1017/2018/hess-22-1017-2018.pdf


 * 


Dürre bedroht Tourismus und Landwirtschaft rund um das Mittelmeer


Doch mit der Ausbreitung der Dürren drohen nicht nur die
gesundheitlichen Schäden für den Menschen deutlich zuzunehmen, auch
gesamtgesellschaftlich sind negative Auswirkungen zu befürchten. In
Spanien beispielsweise gingen die Niederschläge seit der
Jahrtausendwende um rund 20 Prozent zurück. Der iberische Staat ist
jedoch dringend auf das feuchte Nass angewiesen, setzt er doch auf
Tourismus und exportorientierte Landwirtschaft. Beide Sektoren
benötigen viel Wasser: Touristen verbrauchen durchschnittlich drei-
bis viermal mehr Wasser als Einheimische. Über 82 Millionen Touristen
kamen 2017 nach Spanien - so viele wie nie zuvor. Dies hat den
Wasserverbrauch steigen lassen. Die Landwirtschaft, Grundlage für den
Nahrungsmittelsektor, verantwortet 8,5 Prozent des spanischen
Bruttoinlandsprodukts und bietet 2,5 Millionen Arbeitsplätze. Allein
im vorigen Jahr exportierten Spaniens Bauern Tomaten, Salat, Gurken,
Zitronen und Co. im Wert von elf Milliarden Euro. Das alles macht die
Agrarwirtschaft zu einem der wichtigsten Wirtschaftszweige des Landes.

Voraussetzung für den ganzjährigen Obst- und Gemüseanbau, wie er in
einigen Regionen Spaniens intensiv betrieben wird, ist jedoch die
künstliche Bewässerung. Deren Anteil beläuft sich gegenwärtig mit rund
3,7 Millionen Hektar auf zirka 25 Prozent der gesamten Agrarfläche von
mehr als 12 Millionen Hektar, Tendenz steigend. Doch schon jetzt
beansprucht die spanische Landwirtschaft 85 Prozent des verfügbaren
Trinkwassers. "In stark landwirtschaftlich geprägten Regionen wird
sich der Wettbewerb um die Ressource Wasser weiter verschärfen",
prognostiziert Stephan Thober. Einst mächtige Flüsse wie der Tajo
haben sich stellenweise zu Rinnsalen verwandelt, Stauseen führen immer
weniger Wasser. Erwärmt sich der Globus wirklich um drei Grad Celsius,
geht den UFZ-Modellierungen zufolge im Mittelmeerraum der Wassergehalt
im Verlauf von Dürren bis zu einer Bodentiefe von zwei Metern um 35
Millimeter zurück. Dies bedeutet: Rund 35.000 Kubikmeter Wasser fehlen
in einer extremen Dürresituation auf jedem Quadratkilometer Boden -
und damit sowohl der Landwirtschaft als auch dem Tourismus.


Niedrigwasser in Flüssen verschärft Wassermangel

Eine weitere Folge zunehmender Erwärmung im Mittelmeerraum ist die
Abnahme der Wasserstände in Flüssen. Niedrigwasser sind genau wie
Dürren langsam entstehende und lang anhaltende Extremereignisse, die
mehrere Monate, sogar Jahre andauern können und große Schäden
verursachen. Die UFZ-Modellierer kamen zum Ergebnis, dass bei einem
Temperaturplus von drei Grad Celsius der Oberflächenabfluss bei
Niedrigwasser in den Flüssen des Mittelmeers um mehr als ein Drittel
abnehmen wird - so stark wie nirgendwo sonst in Europa. "90 Prozent
der mediterranen Fließgewässer werden im Extremfall von niedrigeren
Wasserständen betroffen sein", sagt der UFZ-Klimawissenschaftler Dr.
Andreas Marx.

Doch fehlt das Wasser, schädigt das nicht nur die Fließgewässer als
Ökosystem. Infolge des geringeren Wasserdurchflusses erhöhen sich auch
die Schadstoffkonzentrationen. Welche wirtschaftlichen Konsequenzen
mit niedrigen Wasserständen verbunden sind, zeigte sich während des
Jahrhundertsommers 2003, als auf Deutschlands großen Strömen wie
Rhein, Elbe und Donau über mehrere Wochen der Schiffsverkehr
eingeschränkt wurde und die Energieversorgung ins Stocken geriet. In
Frankreich, Portugal und Spanien mussten Betreiber thermischer
Kraftwerke damals die Stromproduktion reduzieren. Die
EU-Kommission verkündete später, dass infolge des heißen Sommers die
Stromerzeugung aus Wasserkraft um 6,6 Prozent und aus der
Thermoelektrik um 4,7 Prozent zurückgegangen sei.




[image: Quelle: http://www.ufz.de/export/data/2/207531_HOKLIM_Brosch%C3%BCre_final.pdf]

Dürren in Deutschland: Im Extremfall steigen die Dürremonate
bundesweit um mehr als 50 Prozent.

Die Karten zeigen die durchschnittliche prozentuale Zunahme der
Dürredauer in Deutschland bei Erwärmungsgraden von 1,5 Grad, 2 Grad
und 3 Grad Celsius. Im historischen Referenzzeitraum 1971 bis 2000 lag
sie statistisch bei zwei Monaten pro Jahr. Grün eingefärbte Flächen
entsprechen einer durchschnittlichen Zunahme von weniger als 30
Prozent. Rot eingefärbte Flächen entsprechen einer durchschnittlichen
Zunahme von mehr als 70 Prozent.

Quelle: http://www.ufz.de/export/data/2/207531_HOKLIM_Brosch%C3%BCre_final.pdf






[image: Quelle.ufz.de/export/data/2/207531_HOKLIM_Brosch%C3%BCre_final.pdf]

Relative Zunahmen der Dürrezeiten (in Prozent) in den Bundesländern
verglichen mit dem Referenzzeitraum 1971-2000

Quelle.ufz.de/export/data/2/207531_HOKLIM_Brosch%C3%BCre_final.pdf




Nordeuropa profitiert eher, deutliche Folgen für Deutschland

Doch nicht überall in Europa fallen die Folgen der Erderwärmung so
gravierend aus wie am Mittelmeer. Obwohl die Wasserverfügbarkeit im
Sommer auch anderswo in Europa zurückgeht, sind Skandinavien und das
Baltikum beispielsweise eher Nutznießer der Entwicklung: Zum einen
breiten sich dort die Dürren längst nicht so flächig aus wie im
Mittelmeerraum, ganz im Gegenteil. Da der Klimawandel zu höheren
Niederschlagsmengen führt, wird sich die von Dürren betroffene Fläche
bei einem Temperaturplus von drei Grad sogar um drei Prozentpunkte
verkleinern. "Steigen die Temperaturen an, wird es in Nordeuropa übers
Jahr gesehen generell nasser. Die Abflussmengen in den Flüssen
insbesondere während des winterlichen Niedrigwassers nehmen deutlich
zu", sagt Stephan Thober. Das ist zu dieser Zeit besonders wichtig, da
zum Beispiel in Norwegen die Wasserkraft für die Stromproduktion eine
entscheidende Rolle spielt. Auch die Gefahr von Hochwasser nimmt laut
UFZ-Modellierungen nicht zu, da sich in den Wintern nicht mehr so viel
Schnee sammelt, der im Frühjahr abtauen kann.

Grund zur Entwarnung gibt es nicht. Auch in Deutschland macht
 es einen Unterschied, wie stark sich die Erde erwärmt.



Und hierzulande? Generell gilt auch Deutschland als privilegiert, da
die Jahresniederschläge leicht zunehmen, Klimafolgen somit verglichen
mit südlicheren Regionen moderat ausfallen und Strategien zur
Anpassung vielfach bereits vorliegen. Grund zur Entwarnung gebe es
deswegen jedoch nicht. "Auch in Deutschland macht es einen
Unterschied, ob sich die Erde um mehr oder weniger als zwei Grad
erwärmt", sagt Andreas Marx. So würden sich sommerliche
Niedrigwassersituationen in deutschen Flüssen bei 1,5 Grad Celsius
Erderwärmung noch leicht entspannen. Bei einer Erwärmung von drei Grad
Celsius dagegen wäre flächendeckend für ganz Deutschland eine Abnahme
der Wasserstände zu erwarten. Im Einzugsgebiet des Rheins oder an
Elbezuflüssen wie der Saale fällt sie mit mehr als zehn Prozent am
stärksten aus. Auch Dürren nehmen mit dem globalen Temperaturanstieg
in Deutschland zu. Während die durchschnittliche Anzahl der
Dürremonate im historischen Zeitraum 1971-2000 bei ungefähr zwei
Monaten pro Jahr lag, verdoppelt sich diese Zahl bei einer Erwärmung
um drei Grad in Bundesländern wie Rheinland-Pfalz, dem Saarland und
Teilen von Baden-Württemberg. In nördlichen Bundesländern wie
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern oder dem nördlichen
Niedersachsen sind es dagegen nur rund 25 Prozent Zuwachs an
Dürrezeiten in jedoch schon trockenen Regionen. Welche Folgen
Trockenheit im Boden haben kann, zeigt sich aktuell in diesem Jahr
unter anderem in der Landwirtschaft. Wegen des extrem trockenen
Sommers mit Temperaturen zwischen 30 und 40 Grad Celsius rechnen
Landwirte in Teilen Nord- und Ostdeutschlands derzeit mit
Ertragsrückgängen beim Winterweizen von bis zu 75 Prozent im Vergleich
zum Vorjahr. Massive Ernteverluste werden auch bei Mais und Raps
erwartet.




[image: www.ufz.de/duerremonitor]

Dürremonitor Deutschland am 6. August 2018: Mehr als 90 Prozent der
Fläche Deutschlands leiden unter extremer Dürre.

Aktuelle Informationen zur Bodenfeuchte liefert der UFZ-Dürremonitor.
Die Berechnungen des Bodenfeuchteindex (SMI) erfolgen auf Basis der
hydrologischen Modellierung mit mHM. Die Bodenfeuchte wird in
Abhängigkeit von der Bodenart über den gesamten Bodenhorizont (im
Mittel 1,80 m) und für die obersten 25 cm (siehe Karte) berechnet. Der
SMI basiert auf der Bodenfeuchteverteilung über einen 65-jährigen
Zeitraum seit 1951. Ein Wert von 0,3 (ungewöhnliche Trockenheit)
bedeutet, dass die aktuelle Bodenfeuchte so niedrig wie in 30 Prozent
der Fälle von 1951-2015 ist. Genauso bedeutet ein SMI von 0,02
(außergewöhnliche Dürre), dass der Wert nur in 2 Prozent der
langjährigen Simulationswerte unterschritten wird.

www.ufz.de/duerremonitor




Modelle zum Ensemble verknüpfen

Dass es den UFZ-Forscherinnen und -Forschern gelungen ist, erstmals
die Folgen des globalen Temperaturanstiegs gestaffelt nach
Erwärmungsgraden und Regionen für die Fläche von 28 EU-Staaten sowie
den assoziierten Staaten zu beschreiben, ist ihrem besonderen
Modellansatz zu verdanken, einem sogenannten Multi-Modell-Ensemble. Es
besteht aus drei Säulen: Erstens einer hochaufgelösten Simulation der
hydrologischen Verhältnisse in Europa, für die die Forscher vier
hydrologische Modelle (HM) verwendet haben, zweitens meteorologischen
Daten aus fünf globalen Klimamodellen (GKM) für den Zeitraum 1950 bis
2099 und drittens Daten aus drei Emissionsszenarien (RCPs), die eine
weite Spanne möglicher zukünftiger CO2-Reduktionen abbilden. Insgesamt
ergibt sich damit ein Multi-Modell-Ensemble mit 60 Simulationen (4 HMs
x 5 GKMs x 3 RCPs). "Wir haben also nicht nur ein hydrologisches
Modell eingesetzt, sondern gleich vier. Das hat uns in die Lage
versetzt, die statistischen Unsicherheiten zu minimieren, die jedes
der eingesetzten Modelle für sich in der Regel mit sich bringt",
erläutert Luis Samaniego.

Eins der vier hydrologischen Modelle, das "mesoscale hydrologic model"
(mHM), wurde in Samaniegos Team am UFZ entwickelt. Das mHM basiert auf
der Erkenntnis, dass großskalige Phänomene wie beispielsweise der
Wasserabfluss im Einzugsgebiet eines Flusses nicht von allen
kleinskaligen Eigenschaften dieses Einzugsgebietes abhängen, sondern
durch Skalierungsansätze adäquat beschrieben werden können. Das mHM
ist damit viel einfacher formuliert als andere Modelle und verliert
trotzdem kaum an Aussagekraft. Der Quantensprung liegt darin, dass das
mHM mit einer extrem guten räumlichen Auflösung von 5x5 km und hoher
Präzision arbeitet, es Prognoseunsicherheiten in seine Berechnungen
integriert und es praktisch auf jedes Flusseinzugsgebiet der Erde
übertragbar ist. "Wir können damit die hydrologischen Verhältnisse der
430 Flusseinzugsgebiete Europas gleichzeitig simulieren, ohne das
Modell für jedes Einzugsgebiet neu anpassen zu müssen, was viel Zeit
kosten würde", erklärt Stephan Thober stolz.

Zehn Jahre haben die UFZ-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler am
mHM gebastelt. Sie erhielten dafür nicht nur im vergangenen Jahr den
Forschungspreis des UFZ, sondern auch viele positive Rückmeldungen und
Kooperationsangebote von Fachkollegen. So baut das US-amerikanische
National Center for Atmospheric Research (NCAR)
mHM-Mehrskalenparametrisierungen in seine Erdsystemmodelle ein, und am
UFZ fließen die Simulationen in den "Dürremonitor Deutschland" ein,
der tagesaktuell für Deutschland den Zustand der Bodenfeuchte anzeigt
und für jeden Tag online verfügbar ist. Gemeinsam mit Kollegen der
kanadischen University of Waterloo arbeitet das UFZ-Team auf der Basis
von mHM derzeit an Simulationen, die sich nicht mehr nur mit der
Quantität des Wassers befassen, sondern auch mit dessen Qualität.


Suche nach geeigneten Gegenmaßnahmen

Im Jahr 2015 beschloss die Weltgemeinschaft in Paris, den Anstieg der
globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter zwei Grad Celsius
gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu halten und sich weiter zu
bemühen, den Temperaturanstieg auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen. Ob
das erreicht werden kann, bleibt angesichts des schleppenden
politischen Prozesses und der weltweit weiter steigenden Emissionen
fraglich. Das gilt auch für die Erreichung des Zwei-Grad-Ziels. Mit
den Folgen einer globalen Drei-Grad-Erwärmung umzugehen, wäre in
einigen Regionen Europas äußerst schwierig und würde erhebliche
technologische Anpassungen erfordern. "Ausgefeiltere Methoden und mehr
landwirtschaftliche Bewässerung, die Entsalzung von Meerwasser oder
eine auf Dürrestress optimierte Landwirtschaft mit etwa an Trockenheit
angepasstem Saatgut wären deutlich teurer", sagt Andreas Marx. Und die
Möglichkeit, Grundwasser hochzupumpen, um so das Wasserdefizit wieder
auszugleichen und damit für die Landwirtschaft zu nutzen, wäre zwar
technisch umsetzbar, doch nicht nur kostspielig, sondern auch nicht
nachhaltig. Denn die Grundwasserentnahme würde die Neubildung
übersteigen und damit die Grundwasserstände absenken. Wohin eine
unkontrollierte und zu sorglose Wassernutzung führen kann, zeigen
warnende Beispiele. In Kalifornien wurde zwischen 2014 und 2017 der
Dürre-Notfall ausgerufen, der starke Einschränkungen der Wassernutzung
mit sich brachte. Und das südafrikanische Kapstadt ist nur durch
plötzlichen Regen an einem extremen Wassernotstand vorbeigeschrammt,
der die Stadt zu einer gravierenden Zwangsrationierung gezwungen
hätte. "Der sicherste Weg ist, es erst gar nicht zu einer Drei
Grad-Erwärmung kommen zu lassen", betonen deswegen Luis Samaniego,
Andreas Marx und Stephan Thober.


 * 

HOKLIM

Im BMBF-Projekt HOKLIM (Hochaufgelöste Klimaindikatoren bei einer
Erderwärmung von 1,5 Grad) untersuchen UFZ-Wissenschaftlerinnen und
-Wissenschaftler zwischen 2017 und 2019 biophysikalische Auswirkungen
einer Klimaerwärmung von 1,5 Grad, 2 Grad und 3 Grad auf Hochwasser,
Niedrigwasser und Bodendürren in Europa. Sie nutzen dafür
hydrologische Modelle, Klimamodelle und Emissionsszenarien, die im
EDgE-Projekt erarbeitet wurden. Die Ergebnisse fließen in einen
Sonderbericht ein, den der Weltklimarat IPCC in diesem Herbst
veröffentlichen wird. 

www.ufz.de/hoklim

EDgE

EDgE (End Demonstrator for improved decision making in the water
sector in Europe) ist ein EU-Projekt, das Klimadaten und gegenwärtige
hydrologische Modelle kombiniert, um gesicherte Aussagen zur
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft des Wassersektors treffen zu
können. Forscher, darunter auch UFZ-Modellierer, und Stakeholder
erarbeiten unter anderem sektorenspezifische Klimaindikatoren zu Hoch-
und Niedrigwasser in Flüssen sowie zu Bodendürren.

edge.climate.copernicus.eu

 * 



In Deutschland fand das Thema Dürre lange Zeit nur wenig Beachtung.
Durch die Dürre 2015 und die seit diesem April anhaltende Trockenheit
sowie die damit verbundenen Schäden in Land- und Forstwirtschaft ist
die Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit größer geworden, das zeigen
auch die Klicks auf den UFZ-Dürremonitor. Allein im Juli 2018 wurde
mehr als 23.000 Mal auf die Webplattform zugegriffen. Als
Informationswerkzeug liefert der Dürremonitor damit schon heute einen
Baustein für die Anpassung an den Klimawandel.




Dr. Stephan Thober

Dr. Luis Samaniego

Dr. Andreas Marx

Department Hydrosystemmodellierung
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STANDPUNKT/1040: Geschichte eines erfolgreichen Widerstandes - Hoffnung für den Hambacher Forst (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Geschichte eines erfolgreichen Widerstandes - Hoffnung für den Hambacher Forst

Von Valentin Grünn, 20. September 2018






[image: Ein Polizist und zwei Demonstrantinnen pflanzen zusammen einen Baum ein - Bild von Alex Krause (CC BY 4.0) [https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/]]

Am Rande der Proteste im Hambacher Forst

Bild von Alex Krause - CC BY 4.0

[https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/]



"Die Polizei verlässt unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit der Mittel
den Platz". Dieser kurze unscheinbare Satz im Beamtendeutsch hatte
eine enorme Tragweite, deren Folgen sich bis heute tief in die
Geschichte der Bundesrepublik eingegraben haben.

"Nai hämmer gsait!" das ist badisch und bedeutet "Nein, haben wir
gesagt!" Bis heute stehen im Südwesten diese Schlagworte für den
Widerstandes gegen das Atomkraftwerk Wyhl am Kaiserstuhl. Wyhl hat ein
Atomkraftwerk? Nein, es hat eben keines, denn die Proteste dagegen
waren erfolgreich.

Aber jetzt von Anfang an: In den 70er Jahren sollte in Wyhl am
Kaiserstuhl, einer der besten Weinbaugegenden Deutschland, direkt am
Rhein ein Atomkraftwerk entstehen. Gegenüber, auf der anderen
Rheinseite liegt Fessenheim (die Franzosen haben dort eines gebaut, es
soll demnächst außer Betrieb genommen werden). Gleichzeitig sollte auf
französischer Seite auch ein Bleichchemiewerk entstehen. Zuviel für
die bodenständigen, mit ihrer Landschaft und Natur verbundenen
Kaiserstühler.

Am Kaiserstuhl hat sich der Bürgerprotest formiert. Winzer,
Weinbauern, Konservative, Alternative, pechschwarze CDU-Wähler und
68er-Proteststudenten hatten sich zusammengefunden um das
Atomkraftwerk zu verhindern. Der Protest formierte sich, es folgte ein
Schulterschluss mit den französischen Gegnern der dortigen Pläne. Die
Baustellen in den Rheinauen, idyllisch wie Tolkiens Auenland, wurden
besetzt. Es wurde vor dem Landtag in Stuttgart protestiert; Männer,
Frauen und Kinder stellten sich gegen die Baumaschinen, es wurde von
der Polizei geräumt, es wurde durchsucht, es wurde verhört, Proteste
und Sternmärsche organisiert, es standen Tausende von Menschen
verzweifelt und wütend an den Stacheldrahtzäunen.
Schadensersatzforderungen, Berufsbehinderungen, Stromabschaltungen,
Telefonüberwachungen, Anzeigenkampagnen sollten die Bevölkerung
einschüchtern. Das damals noch illegale Radio Dreyeckland nahm seinen
Betrieb auf.

Und am 23. Februar 1975, an der laut polizeilichen Angaben 28.000
Menschen an einer Demonstration teilnahmen, überwanden
Kundgebungsteilnehmer die Barrikaden und die Stacheldrahtzäune mit
bloßen Händen.

Dann verließ die Polizei "unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit der
Mittel den Platz." Was war passiert?

Kaum jemand heute weiß es noch, die verantwortlich Beteiligten sind
schon lange in Pension oder leben nicht mehr und selbst in
Polizeikreisen wird nur noch hinter der Hand von dem unerhörten
Vorgang gesprochen:

Der Einsatzleiter des Polizeieinsatzes führte schlichtweg den
Räumungsbefehl nicht aus, weil er an der Verhältnismäßigkeit der
Mittel zweifelt. Er begründete dies auch damit, dass es sich nicht um
irgendwelche Chaoten handele, sondern um einfache Leute, Bürger, um
Winzer, Bauern, Nachbarn, Menschen wie er, die sich gegen den Verlust
der Heimat stellen. Er war Bürger in Uniform, einer wie jeder andere
auch, der dort in der Gegend wohnte. Und diese Entscheidung war
rechtmäßig, denn die Polizei hat immer auch die Verhältnismäßigkeit zu
prüfen. Seiner Karriere hat es übrigens nicht geschadet. Er wurde für
weitere unkonventionelle Entscheidungen bekannt.

In den 80ern wurde nochmals ein Versuch unternommen, das Atomkraftwerk
zu bauen, aber der Ministerpräsident Lothar Späth sagte: "Der
Zeitdruck für Wyhl ist weg". Das war der Anfang für den langsamen
Ausstieg aus Wyhl. Politisch wagte sich keiner mehr dran, aber die
juristischen Auseinandersetzungen dauerten noch Jahrzehnte; der
Protest gegen Wyhl war der erste Schritt zum Ausstieg aus der
Atomenergie. Fast 40 Jahre später führte Fukushima zum endgültigen
Aus. 1976 wurde der erste Umweltschützer (parteilos) in den Landtag
von Baden-Württemberg gewählt. Der BUND organisiert 1976 die erste
Ausstellung für erneuerbare Energien und DIE GRÜNEN, gegründet 1980,
haben ihre Wurzeln in diesen Protesten. Radio Dreyeckland wurde der
erste private Radiosender in Deutschland.

Es zeigt, dass auch Staatsdiener keine willenlosen Erfüllungsgehilfen
sind, sie sind Teil der Gesellschaft und sie haben mit den Folgen für
Umwelt und Gesellschaft genauso zu leben, wie jeder andere und sie
sollen und dürfen sich engagieren.

Im Hambacher Forst haben sich Polizisten öffentlich gegen die Räumung
ausgesprochen. Der Braunkohleausstieg ist nahe, die
Verhältnismäßigkeit dieser Räumung ist stark in Zweifel zu ziehen. Die
Gewerkschaft der Polizei ließ mitteilen:

"Alle Beteiligten wissen, dass der Energiekonzern RWE eine gültige,
durchsetzbare Abbaugenehmigung hat, trotzdem stellt sich die Frage, ob
angesichts des unvermeidbaren Energiewandels eine Abholzung des
Hambacher Forstes noch vertretbar ist?" begründet
GdP-Landesvorsitzender Michael Mertens die Forderung seiner
Gewerkschaft, bis zu einer Entscheidung über die Zukunft des
Braunkohleabbaus auf die Rodung des Hambacher Forstes zu verzichten.

"Ob der Hambacher Forst am Ende gerodet wird oder nicht, entscheidet
nicht die Polizei, sondern das müssen die Politik und das
Energieunternehmen RWE entscheiden, dem das Abbaugebiet gehört",
ergänzte Mertens. "Aber ich möchte verhindern, dass wir über Monate
hinweg Tausende von Polizisten in einen gefährlichen Einsatz schicken,
während Politik und Wirtschaft nur kurze Zeit später einen Ausstieg
aus dem Braunkohleabbau verkünden. So, wie wir das beim Atomausstieg
bereits erlebt haben."

Atomkraft wie Braunkohle hatten und haben nie Zukunft. Der Preis, den
die Gesellschaft dafür zu zahlen hat, steht weit außerhalb jeglicher
Rentabilität.

Vielleicht findet sich in Nordrhein-Westfalen auch ein Polizeiführer,
der die Verhältnismäßigkeit der Mittel wahrt.

 Auch wenn ich wüsste, dass die Welt morgen zugrunde ginge, würde
 ich noch heute einen Apfelbaum pflanzen.

 Franz von Assisi


Quellen:

http://www.bund-rvso.de/wyhl-chronik.html

https://de.wikipedia.org/wiki/Kernkraftwerk_Wyhl


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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KLIMA/665: Methan - nicht rechenbar ... (SB)




Weltweit sind viele tausend Menschen damit befaßt, Datenbanken
aufzubauen, Computersimulationen zu erarbeiten und Projektionen zu
der Frage zu erstellen, wie sich das Klima im Laufe dieses
Jahrhunderts entwickeln könnte. Sei es, daß zunächst Feldarbeit
betrieben wird und Meßdaten gesammelt werden, sei es, daß
Rechenprogramme zur Verarbeitung der Klimadaten geschrieben werden.
Es sollte daher nicht wundern, daß mit der ungeheuer wachsenden
Datenmenge auch neue methodische Ansätze, Ergebnisse und
Schlußfolgerungen zum Gesamtbild beitragen, das die Wissenschaft zum
Klimawandel entwirft.

So berichtete vor wenigen Tagen das International Institute for
Applied Systems Analysis (IIASA) [1] in Laxenburg bei Wien, daß unter
Leitung ihres Mitarbeiters Thomas Gasser eine Studie in Nature
Geoscience [2] publiziert wurde, derzufolge das Kohlenstoffbudget,
das der Menschheit noch verbleibt, will sie nicht die 2015 im
Klimaabkommen von Paris beschlossene 2-Grad-Schwelle überschreiten,
schneller aufgebraucht sein könnte als angenommen. Begründet wird die
Warnung damit, daß Permafrostböden nicht linear auftauen, wie 
bislang von den entsprechenden Computersimulationen berechnet worden
sei, sondern beschleunigt. Kurz gesagt, der Boden taut nicht
gleichmäßig, sondern immer schneller auf.

Per Definition liegt dann Permafrost vor, wenn ein Boden zwei Jahre
hintereinander durchgängig gefroren bleibt. Das schließt jedoch nicht
aus, daß der Boden oberhalb des Permafrosts im Sommer oberflächlich
auftaut. Dieser Auftaubereich wird "aktive Schicht" genannt. Sie
enthält organisches Material, das ab dem Moment, da das Wasser nicht
mehr gefroren ist, von Mikroorganismen zersetzt wird. Diese legen
sofort los, Stoffwechsel zu betreiben, und entlassen dabei
Kohlenstoffdioxid (CO₂) und Methan, das, konservativ
gerechnet, ein mindestens 25mal wirksameres Treibhausgas ist als
CO₂. Das Treibhauspotential der Permafrostzonen von Arktis,
Antarktis und Hochgebirgen ist enorm. Berechnungen zufolge enthält
dieser Bereich zwischen 13.000 und 15.000 Gigatonnen Kohlenstoff. Das
ist doppelt soviel, wie in der gesamten Erdatmosphäre vorliegt.

Mit dem Klimaabkommen von Paris hat sich die internationale
Staatengemeinschaft darauf geeinigt, nur noch ein bestimmtes Budget
an Treibhausgasen zu emittieren, damit die globale
Durchschnittstemperatur nicht um mehr als zwei Grad, möglichst sogar
nur um 1,5 Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit steigt. Dieses
Budget, so die IIASA-Studie, ist wahrscheinlich schneller
aufgebraucht als vermutet. Daher bleibe nicht mehr soviel Zeit, die
Treibhausgasemissionen zu verringern.

Nach Einschätzung der Forschergruppe sorgen die steigenden
Temperaturen dafür, daß sich die aktive Schicht in den
Permafrostregionen flächenmäßig schneller ausdehnt. Laut Gasser ist
der Vorgang des Auftauens zumindest in den nächsten Jahrhunderten
nicht umkehrbar. Er spricht von einem möglichen "Kippelement" im
Kohlenstoff-Klima-System der Erde. Dadurch werde die lineare
Berechnung des Kohlenstoffbudgets in Frage gestellt. Mehr noch, auch
die Hoffnung, die Menschheit könne zunächst über das Ziel
hinausschießen und mehr Treibhausgase emittieren, um anschließend
wieder auf jene 1,5-Grad-Schwelle zurückkehren, so daß am Ende des
Jahrhunderts die Abmachungen von Paris eingehalten werden, könnte
sich als fatal erweisen. Denn in dem Zeitraum, da man über das Ziel
hinausgeschossen ist, würden die steigenden Temperaturen den
Permafrost weiter auftauen, so daß mehr Kohlenstoff freigesetzt wird,
der anschließend aus der Atmosphäre zurückgeholt werden müßte. Gasser
warnt vor "ernsthaften Konsequenzen".

Neu an dieser Studie ist weder die Aussage, daß der Permafrost nicht
linear, sondern beschleunigt auftaut, noch, daß ein Überschreiten der
1,5- bzw. 2-Grad-Schwelle und die Hoffnung, anschließend durch
negative Emissionen, also die gezielte Herausnahme von Kohlenstoff
aus der Atmosphäre, wieder zurückkehren zu können, wegen der Trägheit
der Natursysteme mit hohen Risiken verbunden ist. Die Neuerung der
Untersuchung liegt eher in dem Bemühen, mit Hilfe mehrerer Szenarien,
die unterschiedliche CO₂-Einsparungspfade repräsentieren, rechenbar
zu machen, um wieviel schneller das Kohlenstoffbudget aufgebraucht
ist, wenn man die Nichtlinearität der Auftauprozesse des
Permafrostbodens berücksichtigt. Daß auch diese Studie ihre Grenzen
hat, liegt in der wissenschaftlichen Herangehensweise, sich einen
bestimmten Ausschnitt der Natursysteme vorzunehmen und diesen unter
einer bestimmten Fragestellung zu untersuchen. Das verspricht
saubere, robuste Ergebnisse, die im Prinzip wiederholbar sind.
Dagegen spricht nichts.

Allerdings veröffentlichen andere Wissenschaftler zur gleichen Zeit
oder zumindest relativ zeitnah, daß auch in anderen Natursystemen
beschleunigte Prozesse ablaufen können, die bislang ungenügend
verstanden sind, beispielsweise das Abtauen des grönländischen
Eisschilds [3], und die genauso wie das Auftauen des Permafrosts
globale Wirkung entfalten. Wenn aber zwei (oder mehr) Natursysteme
gleichzeitig weltweite Veränderungen auslösen, müßten auch die
Auswirkungen der jeweils anderen auf das "eigene" System
berücksichtigt werden. Ein umfassenderer Ansatz wurde im August 2018
unter anderem vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung
vorgestellt. Demnach könnten Rückkopplungseffekte eine globale
Temperaturerhöhung von vier oder fünf Grad Celsius auslösen [4]. Das
Ergebnis wäre eine "Heißzeit". Manche Gebiete auf der Erde würden
dadurch unbewohnbar werden.


Fußnoten:

[1] http://www.iiasa.ac.at/web/home/about/news/180917-permafrost.html

[2] Gasser T, Kechiar M, Ciais P, Burke EJ, Kleinen T, Zhu D, Huang
Y, Ekici A, Obersteiner M (2018). Path-dependent reductions in CO2
emission budgets caused by permafrost carbon release. Nature
Geoscience DOI 10.1038/s41561-018-0227-0

[3] https://agupubs.onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1029/2018GL079682

[4] https://www.pik-potsdam.de/aktuelles/pressemitteilungen/auf-dem-weg-in-die-heisszeit-planet-koennte-kritische-schwelle-ueberschreiten
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FILM/090: Kinostart des Spielfilms Wackersdorf am 20. September (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 18. September 2018

Kinostart des Spielfilms Wackersdorf

Erinnerung an den "WAAhnsinn" in der Oberpfalz



Auf den Kinostart des Spielfilms "Wackersdorf" am Donnerstag, den 20.
September weist der BUND Naturschutz (BN) ausdrücklich hin. Er
vermittelt eine Erinnerung an die intensiven Auseinandersetzungen um
die damals geplante, atomare Wiederaufarbeitungsanlage (WAA), deren
Ausgang ein erster Schritt zum mittlerweile beschlossenen Atomausstieg
war.

Angesichts der aktuellen Auseinandersetzungen um den aus
Klimaschutzgründen notwendigen Kohleausstieg, die sich auch im
Waldgebiet des Hambacher Waldes abspielen, zeigen sich Parallelen zur
Geschichte um die WAA. Daher kommt der Start des Spielfilms
"Wackersdorf" für den BN nun genau zur rechten Zeit.

Acht Jahre lang war der Name der Gemeinde Wackersdorf im Oberpfälzer
Landkreis Schwandorf das Synonym für die erbitterte Auseinandersetzung
um die atomare Wiederaufarbeitung. Mit ihrem klaren Nein zur
Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) unter dem Motto "Stoppt den
WAAhnsinn!" stellten sich der BUND Naturschutz, die Schwandorfer
Bürgerinitiative und viele andere in den 80er-Jahren gegen die Pläne
des Staats und der Energiekonzerne. Die WAA war nicht nur eine Umwelt-
und Gesundheitsgefahr, sondern bedrohte auch die Demokratie.

Bundesweit war der Kampf gegen die Wiederaufbereitungsanlage (WAA) in
Wackersdorf neben der Bauplatzbesetzung in Wyhl für die gesamte
Anti-Atomkraft-Bewegung in Deutschland ein Kristallisationspunkt.

Diese bewegten Jahre des Atom-Widerstands werden nun in dem Spielfilm
"Wackersdorf", der am Donnerstag, den 20. September in den deutschen
Kinos anläuft, noch einmal lebendig.

Der Film ist ein packendes Polit-Drama über die Hintergründe, die zu
dem legendären Protest gegen den Bau der WAA in der Oberpfalz führten.
Im Mittelpunkt des Films steht der damalige Landrat Hans Schuierer,
der seine Karriere und seine Zukunft aufs Spiel setzte, weil er für
die Erhaltung seiner Oberpfälzer Heimat kämpfte.

Im Zentrum dieser Auseinandersetzung stand auch die Schwandorfer
Kreisgruppe des BUND Naturschutz, deren heutiger Vorsitzender Klaus
Pöhler in den 80er Jahren der Sprecher der Bürgerinitiative gegen die
WAA war.



In seinem Internetangebot bietet der BUND Naturschutz eine
umfangreiche Dokumentation der Ereignisse um die WAA unter 

https://www.bund-naturschutz.de/bund-naturschutz/erfolge-niederlagen/wiederaufbereitungsanlage-wackersdorf-waa.html.

Filminfos: http://www.wackersdorf-film.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.09.2018

Herausgeber:

BUND Naturschutz in Bayern e.V.

Landesgeschäftsstelle

Dr.-Johann-Maier-Str. 4, 93049 Regensburg

Tel. 0941/297 20-0, Fax 0941/297 20-30

E-Mail: info@bund-naturschutz.de

Internet: www.bund-naturschutz.de
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FILM/089: International Uranium film festival - Berlin, 9.-14.10.


International Uranium film festival - 17. September 2018

International Uranium Film Festival reist zum Siebten Mal von Rio
de Janeiro nach Berlin



Von den Atomtestexplosionen im Pazifik bis zum atomaren Unfall in
Fukushima. Radioaktivität ist unsichtbar, hat keinen Geschmack, keine
Farbe, keinen Geruch. Visuelle Kunst & Poesie können diese unsichtbare
Gefahr sichtbar machen. Das International Uranium Film Festival reist
im Oktober 2018 zum siebten Mal von Rio de Janeiro nach Berlin.

Vom 9. bis 14. Oktober bringt das in der Welt einmalige Filmfest mehr
als 20 Filme aus 12 Ländern und mehrere Filmemacher aus den USA und
Großbritannien nach Berlin. Drei Ausstellungen, mehrere Vorträge und
eine Tanz-Performance des japanischen Bodypoeten Kazuma Glen Motomura
runden das Programm im Zeiss-Großplanetarium, im Kino in der
Kulturbrauerei sowie im COOP Anti-War Kunstbar Café ab.

Das International Uranium Film Festival wurde 2010 in Rio de Janeiro
ins Leben gerufen und fand zum ersten Mal im Mai 2011 in Rio statt -
etwa zwei Monate nach dem Atomunfall in Fukushima. "Seitdem haben wir
rund 60 Uranium-filmfestivals in neun Ländern rund um den Globus
organisiert und weit mehr als 200 Filme über Atomkraft oder
Uranbergbau und radioaktive Risiken in rund 40 Städten gezeigt.

Juni 2018 fand das Festival zum achten Mal in der Cinematheque des
Museums für Moderne Kunst in Rio de Janeiro statt. In Berlin ist das
Uranium Film Festival nun zum 7. Mal zu Gast. Danach reist das
Festival im November zum zweiten Mal in den Südwesten der USA nach
Window Rock und Santa Fe. All dies ist nur möglich dank freiwilliger
Helfer und Partner vor Ort und individuellen Spenden", sagt der
Norbert G. Suchanek, Gründer und Co-Direktor des Uranium Film
Festivals in Rio de Janeiro.

Das Filmprogramm in Berlin verbindet in diesem Jahr das Erbe der
Atomtests auf den Marshallinseln mit dem strahlenden
Hinterlassenschaften Manhatten-Atomprogramms in den USA und der
Geschichte einer der ältesten Uranmine der Welt in Portugal, die den
Kernbrennstoff für die ersten Atombomben der USA und Großbritanniens
lieferte.

Ein weiterer Fokus des Festivals 2018 ist der Schutz des Grand Canyons
vor radioaktiver Verseuchung. "Diesem in der Welt einmaligen
Naturdenkmal droht wieder der Uranbergbau, denn die Regierung Donald
Trump plant das bestehende Moratorium zu kippen", sagt
Festivaldirektor Norbert G. Suchanek. Regisseur Justin Clifton kommt
deshalb aus Arizona nach Berlin und zeigt seinen neuen Kurzfilm "Too
Precious to Mine" (Zu wertvoll für den Bergbau).

Sieben Filmemacher aus den USA, Großbritannien und Dänemark werden ihre
Filme persönlich in Berlin vorstellen. Aus Iowa reist
Nachwuchsregisseurin Brittany Prater nach Berlin. Ihr Film "Uranium
Derby" zeigt eine Seite des Manhatten-Atomprogramms, die lange Zeit im
Geheimen lag. Nicht nur in der Wüste des amerikanischen Südwesten
entwickelten die Atom- Forscher die Bombe. Tatsächlich gab es quer
durch den USA Fabriken und Forschungseinrichtungen zur
Atombombenproduktion, so auch in Brittany Praters, von Mais-Feldern
umgebenen Heimatstadt in Iowa - die bis heute mit den radioaktiven
Altlasten zu kämpfen hat.

Weiteres Highlight ist der poetische Kurzfilm "Anointed" (Gesalbt) des
Fotografen Dan Lin und der Poetin Kathy Jetnil-Kijiner von den
Marshall-Inseln. "Dan Lin und die Poetin Kathy Jetnil-Kijiner
verstehen es meisterhaft, Natur, Poesie und atomare Versuche zu
vereinen. In ihrem ergreifenden Gedicht klagt Kathy Jetnil-Kijiner die
Kernwaffentests der USA in den 1940er und 1950er Jahren und ihre
katastrophalen Folgen für das Bikini-Atoll an", schreibt der Berliner
Filmkurator und Medienwissenschaftler Thomas Zandegiacomo Del Bel in
seiner Filmempfehlung für das Uranium Film Festival. "Teils spricht
Kathy ihr Gedicht als Voice-Over, teils steht sie vor der Kamera und
wendet sich an den Betrachter. Sie fordert uns auf, hinzuschauen, wie
das einstige Paradies, das vielen Menschen eine Heimat war, durch
Menschenhand zerstört und für lange Zeit unbewohnbar wurde. So
wortgewaltig wie das Gedicht, so ergreifend sind die filmischen
Aufnahmen, die Dan Lin von Bikini gemacht hat. Seine Bilder
verdeutlichen, wie aus dieser einst wunderschönen Insel ein
gigantisches Grab aus Beton und Stahl wurde. Der Film und das Gedicht
verdeutlichen eindrucksvoll, dass der einst paradiesische Lebensraum
unwiederbringlich zerstört wurde."

Der Berliner Schauspieler und Regisseur Timo Jacobs wiederum empfiehlt
den Film "Dignity at a Monumental Scale" (Würde in einer monumentalen
Dimension): "Kelly Whalen portraitiert die Arbeiten des
Strassenkünstlers Chip Thomas. Thomas portraitiert Bilder von Opfern
des Uranbergbaus und zeigt diese Menschen meist von der schönsten
Seite. Da Thomas auch als Arzt in der Region tätig war, hat er all
diese Menschen kennenlernen dürfen, und die Folgeschäden des Uran
Abbaus behandelt. Ich verstehe diesen Film als eine Liebeserklärung an
die Menschen von Navajo. Dieser Film ist ein Aufruf gegen das
Vergessen und gibt Hoffnung im Nebel des Verdrängens, auf eine
Aufklärung, um klarer in gerechtere Zukunft blicken zu können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.09.2018

International Uranium film festival

E-Mail: info@uraniumfilmfestival.org

Internet: www.uraniumfilmfestival.org
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TAGUNG/1818: Diskussionsrunde "Was macht der Borkenkäfer mit unserem Wald?" - 25.0. (Harzclub e.V.)


Harzclub e.V. - 17. September 2018

Nationalpark Harz - Was macht der BorkenkäÏfer mit unserem Wald?


Der Harzklub lädt zur Diskussionsrunde am 25. September 2018 um 18 Uhr
ins Harzresort Welcome Center Torfhaus



Altenau-Torfhaus. Das Thema "Waldentwicklung im Nationalpark" bewegt
derzeit viele Menschen in der Harz-Region und das bekanntermaßen
durchaus kontrovers - auch innerhalb des Harzklubs. Der Hauptvorstand
des Harzklubs e.V. hat deshalb beschlossen, den unterschiedlichen
Sichtweisen einen Raum zu geben und die sachliche Diskussion zu
befördern.

Unter der Fragestellung "Nationalpark Harz - Was macht der Borkenkäfer
mit unserem Wald?" lädt der Harzklub e.V. deshalb seine Mitglieder und
weitere Interessierte am 25. September 2018 um 18 Uhr zur
Diskussionsrunde ins Harzresort Welcome Center auf Torfhaus.

Andreas Pusch, Leiter des Nationalparks Harz, und Karsten Peiffer,
Forstdirektor a.D. bei den Niedersächsischen Landesforsten,
diskutieren und informieren unter der Moderation von Andreas
Rietschel, ehemaliger Chefredakteur der GZ, über aktuelle Fragen,
Entwicklungen, Herausforderungen und Zukunftsperspektiven. Die
Veranstaltung wird eröffnet von Dr. Oliver Junk, Präsident des
Harzklubs.

Die Podiumsteilnehmer Andreas Pusch und Karsten Peiffer sowie der
Vorsitzende des Harzklubs, Dr. Oliver Junk, stehen im Anschluss an die
Diskussion für Nachfragen gern zur Verfügung. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 17.09.2018

Harzklub e.V.

weitergeleitet durch:

Nationalpark Harz

Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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EUROPA/187: EU-Wasserkonferenz - Flüsse und Seen mit Leben füllen (WWF)


WWF Pressemitteilung - 20. September 2018

Flüsse und Seen mit Leben füllen

EU-Wasserkonferenz: WWF fordert vollen Einsatz Deutschlands für die
Wasserrahmen-Richtlinie



Auf der heute beginnenden EU-Wasserkonferenz in Wien werden wichtige
Weichen für die Zukunft des europäischen Gewässerschutzes gestellt.
Der WWF Deutschland warnt insbesondere vor einer Schwächung der
Wasserrahmen-Richtlinie, dem wichtigsten Schutzinstrument für Gewässer
auf EU-Ebene. "Europas Flüsse, Seen und Wasserreserven sind in Gefahr.
Immer mehr Wirtschafts- und Industrielobbys machen hinter den Kulissen
Stimmung gegen den ökologischen Gewässerschutz. Dennoch muss sich
Deutschland aktiv für eine Beibehaltung und Stärkung der
Wasserrahmen-Richtlinie aussprechen", fordert WWF-Wasserexpertin
Beatrice Claus. "Eine Aufweichung des europäischen Wasserschutzes
gefährdet Lebens- und Wirtschaftsräume sowie nicht zuletzt die
Qualität unseres Trinkwassers". Der WWF bemängelt, dass Deutschland 18
Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinie die vorgegebenen Ziele weit
verfehlt. Derzeit befinden sich nur 8,4 Prozent der deutschen
Oberflächengewässer in einem 'guten ökologischen' Zustand. Damit liegt
Deutschland weit hinter dem EU-weiten Wert 40,6 Prozent.

In diesem Jahr steht die EU-Wasserrahmenrichtlinie auf dem Prüfstand.
Eine Änderung der Wasserrahmenrichtlinie würde es den Mitgliedsstaaten
ermöglichen, sich vor der Verpflichtung zu drücken, sämtliche Gewässer
bis spätestens 2027 in einen guten Zustand zu bringen und vor
Verschlechterungen zu schützen. "Erneute Fristverlängerungen oder gar
eine Änderung der Richtlinie käme einer Verwässerung gleich. Sie ist
ein wirksames Instrument, wenn sie konsequent angewendet würde. Bisher
fehlt vor allem der politische Wille, unser Wasser zu schützen",
kritisiert WWF-Expertin Claus. "Die deutsche Politik darf nicht länger
wegsehen, wenn Industrie und Landwirtschaft auf Kosten unseres Wassers
wirtschaften."

Den Flüssen, Seen und Grundwasservorkommen in Deutschland setzen vor
allem Quecksilber, etwa durch Kohlekraftwerke, Nitratverunreinigungen
durch die Überdüngung in der Landwirtschaft oder der Bau von Wehren
und Wasserkraftwerken sowie der Ausbau für die Schifffahrt stark zu.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 20.09.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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BEGEGNUNG/1878: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 30.9.2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang vom Altmarkt entlang der Fulda zum
Auedamm lädt der Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den
Nachmittag einmal in Gesellschaft verbringen möchten. Die
Veranstaltung findet statt am Sonntag, 30. September, 14 Uhr.
Treffpunkt ist an der KVG-Haltestelle Altmarkt, Tramlinien 3, 4, 7 und
8.

Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter der Telefonnummer 0561/31 39 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 17. September 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KURSUS/1218: Leverkusen - Taschen-Nähkurs am 5. und 12. Oktober 2018


Taschen-Nähkurs im Stadtteilbüro Rheindorf



Selber eine schöne und ganz individuelle Tasche nähen? Das Rheindorfer
Stadtteilbüro in der Masurenstr. 5 macht es möglich. Am Freitag, dem
5. Oktober, sowie eine Woche später am Freitag, dem 12. Oktober,
findet jeweils von 15 Uhr bis 18 Uhr ein Taschen-Nähkurs statt. Der
Kurs wendet sich auch an Anfänger, die noch nie genäht haben. Alle
Materialien sind vorhanden und für die Teilnehmenden (wie auch die
Teilnahme selbst) kostenlos. Wer mitmachen möchte, schickt bitte eine
Mail an sprachcafe@joblev.de oder ruft direkt im Stadtteilbüro unter
0214 20 28 80 87 an.

Der Kurs findet im Rahmen des BIWAQ-Projekts "RHEINDORFerLEBEN" statt.
"RHEINDORFerLEBEN" ist ein Projekt des ESF-Bundesprogramms "Bildung,
Wirtschaft, Arbeit im Quartier - BIWAQ" und wird durch das
Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat sowie den
Europäischen Sozialfonds gefördert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. September 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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TOUR/7331: Lippstadt - Spaziergang "Durch die Nacht ... entlang der Lichtpromenade", 27.9.


Durch die Nacht ... entlang der Lippstädter Lichtpromenade

Öffentliche Führung am 27. September



Lippstadt. Am Donnerstag, 27. September, starten wieder die
öffentlichen Führungen über die Lippstädter Lichtpromenade. Alle
Interessierten sind herzlich einladen, sich um 20 Uhr am Rathaus
einzufinden, um mit dem Stadtführer Ulrich Bökenkamp einen Rundgang zu
unternehmen. Nach einer Einführung in die recht junge Kunstform der
Lichtkunst unter Einbeziehung des Lippstädter Leitbildes
'Licht-Wasser-Leben', erhalten die Teilnehmer ausführliche
Informationen zu den eindrucksvollen Lichtinstallationen zwischen
Mattenklodtsteg und Friedrichschleuse.

Die Kosten für die ca. zweistündige Themenführung betragen 6,00 Euro
pro Person, Kinder, Jugendliche und Studenten zahlen 3,00 Euro. Um
Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 - 58515 wird gebeten, da die Teilnehmeranzahl für diese Führung
begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 20. September 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TOUR/7330: Bielefeld - KIEZ-Tour durch den Westen der Stadt am 13. Oktober


KIEZ-Tour durch den Bielefelder Westen



Die neue Kiez-Tour zoomt in den Bielefelder Westen. Die Stadtführung
ist facettenreich, bunt, eigensinnig und kreativ - so wie der beliebte
Bielefelder Stadtteil.

Der Fokus richtet sich auf (un-)bekannte Hotspots und beleuchtet
Beton, Kneipenkult, Fußball, Street Art, Kunst und Lebensgefühl. Alles
ein bisschen abseits vom Mainstream - mit Fun-Facts, einer guten
Portion Wissen rund um den Westen und der ein oder anderen
Überraschung...

Seid bei der ersten Kiez-Tour durch Bielefelds Westen dabei und
entdeckt neues Terrain!

Preis - pro Person EUR 12,00 (ermäßigt EUR 10,00)

Tickets - für die öffentlichen Führungen in der Tourist-Information am
Niederwall, Tel. (0521) 516999

 - Gruppenbuchungen ab 10 Personen,

Tel. (0521) 516102

Teilnehmer - max. 20

Dauer - 2,5 Stunden

Start - U-Bahn-Haltestelle Rudolf-Oetker-Halle/Graffiti

Ende - Emil-Gross-Platz

Ort: Bielefeld-Mitte

Veranstalter - Bielefeld Marketing GmbH, Tel. (0521) 516160

Termin: 13.10.2018, 16:00 - 18:30 Uhr

Karten bestellen - Preise: EUR 12,00/ EUR 10,00

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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